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VORWORT

Die Entscheidung meine Abschlussarbeit zur Verbandsgeschichte des VSStO zu schreiben,
kristallisierte sich wihrend meiner Arbeit mit Christian Bruckner an der historischen Aus-
stellung zur 110-Jahr-Feier des VSStO im Mirz 2003 langsam heraus. Als uns die damali-
ge Bundesvorsitzende des VSStO, Eva Schiessl wihrend der Feier dankte und coram
publico verkiindete, ich wiirde meine Diplomarbeit zur VSStO-Geschichte verfassen, gab

es kein Zurtick mehr.

Zunichst wollte ich eigentlich die Wiedergriindung des VSStO nach 1945 in Angriff neh-
men, grofltenteils anhand von Interviews mit damaligen Protagonistinnen, kam dann aber
davon ab, und konzentrierte mich vermehrt auf die Sechziger Jahre und die Zeit der Studie-
rendenbewegung. Gerade die Geschichte, die vor liber 30 Jahren stattgefunden hat, zum
Gegenstand meiner Abschlussarbeit zu machen, lag in der Uberzeugung begriindet, dass
die Ereignisse Ende der Sechziger Jahre, den Beginn einer Transformation der verkrusteten
Osterreichischen Nachkriegsgesellschaft einlduteten, von der wir heute noch zehren.
Wenngleich unsere derzeitige rechts-konservative Regierung die Reformen dieser Zeit
rickgingig macht (Universitdtsgesetz 2002) oder sie in Frage stellt (Fristenlosung), ob-
wohl der Bundeskanzler selbst ein spiter ,,Alt-68er* aus der katholischen Hochschulge-
meinde ist.

Zudem wollte ich der meiner Meinung nach entscheidenden Rolle des VSStO an der dama-
ligen Aufbruchstimmung 1967/68 in Wien Rechnung tragen. Die vorhandene Literatur
iiber den VSStO erschien mir unzureichend und so habe ich in dieser Arbeit versucht an-
hand von Quellenmaterial und sieben Interviews die Entwicklung des Verbandes in dieser

Zeit deskriptiv darzustellen.

,, Wenn es eine Wahrheit gibt, dann die, dass Wahrheit Gegenstand von Auseinanderset-
zungen ist. !

' Bourdieu, Pierre, ,,Sozialer Raum und ,Klassen’ — Lecon sur la Legcon®, Suhrkamp Verlag, Frankfurt am Main 1985, S. 61



Ich fiihre dieses Zitat von Pierre Bourdieu nicht nur deshalb an, weil es eines der schonsten
Plakate ziert, das der VSStO je produziert hat, sondern weil ich, vorausschicken mochte,
dass ich nicht den Anspruch auf reine Wahrheit oder eine objektive Tatsachenbeschreibung
in meiner Arbeit erhebe. Ich personlich glaube, dass es keine niedergeschriebene Wahrheit
tiber erlebte Geschichte gibt, sondern nur unterschiedliche Wahrnehmungen, aus denen es
eine Anndherung an die Wahrheit geben kann. Ich habe mich nicht nur mit den Wahrneh-
mungen von sieben InterviewpartnerInnen, sondern auch mit den damaligen Verbandspub-
likationen und Briefen auseinandergesetzt und versucht daraus ein moglichst dichtes Gan-
zes zu rekonstruieren. Mit Sicherheit blieb es beim Versuch, denn viele ProtagonistInnen
und Ereignisse blieben unerwihnt und Vieles mag in den Augen Beteiligter verkiirzt oder
falsch dargestellt worden sein. Sollte dies der Fall sein, so sehe ich meine Arbeit als An-

stoB fiir weitere Auseinandersetzungen mit diesem Teil der Verbandsgeschichte.

AbschlieBend mochte ich meinen Interviewpartnerlnnen Wilhelm Burian, Marina Fischer-
Kowalski, Kurt Greussing, Eva Kreisky und Herbert Leirer fiir ihre Bereitschaft mit mir
{iber ihre Zeit im VSStO zu sprechen herzlich danken. Die Interviews mit Ferdinand Laci-
na und Hugo Pepper habe ich nicht personlich gefiihrt. Hierfiir sind die ehemaligen
VSStO-Aktivistinnen Sonja Fercher, Gerald Murauer und Tobias Schweitzer verantwort-
lich, denen ich auf diesem Wege herzlich danken mdchte.

AuBerdem gilt mein besonderer Dank dem VSStO Férderverein fiir seine finanzielle Un-
terstiitzung im Rahmen eines Stipendiums.

Fiir seinen geduldigen Beitrag zum erfolgreichen Abschluss meiner Diplomarbeit danke
ich meinem Betreuer Dr. Johann Dvotédk ganz herzlich. Sonja Fercher gebiihrt fiir ihre auf-

opfernde lektorische Unterstiitzung und manch niitzlicher Anmerkung mein grofter Dank.



1. EINLEITUNG

In meiner Diplomarbeit habe ich den Versuch unternommen, eine politische Jugendorgani-
sation im studentischen Milieu innerhalb eines gewissen Zeitraums in Bezug auf seine
Strukturen, Einstellungen und sein Verhalten zu analysieren. Auf der Basis eines histo-
risch-dialektischen Theorieansatzes habe ich eine Langsschnittanalyse eines kollektiven,
politischen Akteurs in Osterreich, dem sozialistischen Studierendenverband vorgenommen.
Die Entwicklung von einem braven Studierendenverband, also einer rein hochschulpoli-
tisch zentrierten Teilorganisation der SPO, hin zu einer gesellschaftspolitisch aktiven, kriti-
schen Institution, mit einem allgemeinpolitischen Vertretungsanspruch, im Zeitraum von
1965 bis 1973 stand dabei im Mittelpunkt. Ich habe mich bemiiht einerseits das Wirken
und die Charakteristika des Verbandes und andererseits seine spezifische Situation im poli-
tischen System in Osterreich und seine Einbettung in die innen- und auBenpolitischen Um-

stinde dieser Zeit herauszuarbeiten.

Aus biographischen, aber auch personlichen politischen Motiven fiel meine Wahl auf den
Verband sozialistischer StudentInnen Osterreichs. Mein lokaler Fokus lag auf den Ereig-
nissen in. Grund dafiir war, dass sich in Wien das politische Zentrum des VSStO (Bundes-
organisation und die grofBte Sektion des Verbandes) befand, und auch die Produktion der
untersuchten Publikationen und Informationsmaterials sowie der GrofBiteil der Aktivititen

(Teach-Ins, Demonstrationen, etc.) in der Bundeshauptstadt stattfand.

Meine Entscheidung mich mit dem Zeitraum der Studierendenbewegung zu beschéftigen,
beruhte auf vielen verschiedenen interessanten Erzdhlungen aus dieser Zeit, aber auch auf
Sekundirliteratur, aus der ich wusste, dass der VSStO in dieser Zeit eine wichtige Rolle
gespielt hatte, ja sogar eine Art ,,Gravitationszentrum* der damaligen Linken beziehungs-
weise fortschrittlich-denkenden Menschen im verkrusteten Parteien- und Verbandestaat
Osterreich gewesen ist. In einigen Abschnitten der Arbeit wird iiber die Geschichte des

VSStO hinausgegangen, weil diese unmittelbar mit innen- oder auBenpolitischen Themen



(Nationalratswahlen, Vietnamkrieg, etc.) zusammenhing, die einer kurzen Erklarung be-
durften.

Grundsitzlich kann die vorliegende Arbeit als Teil der politischen Kulturgeschichte in Os-
terreich, als Bestandteil der Universititsgeschichte und der Parteigeschichte der SPO gese-

hen werden, die bis heute nachwirkt.

Neben der fiir mich spannenden Aufarbeitung des eher belichelten Mythos® 1968 in Oster-
reich, interessierte mich vor allem das Spannungsfeld, in dem sich der VSStO der damali-
gen Zeit bewegte. Neben neuen politischen Theorien, wie zum Beispiel die der ,,Neuen
Linken*, musste sich der VSStO mit einem veralteten und starren Universititssystem und

einer allzu burokratisch und reformistisch scheinenden Partei auseinandersetzen.

Am Beginn der Arbeit steht ein historischer Uberblick von der Griindung des Verbandes
1883 bis zum Jahr 1964. Es erschien mir sinnvoll die Geschichte des VSStO, sein Enga-
gement an der Universitit und innerhalb der SPO von Beginn an zusammenzufassen, da in
der Ersten Republik und in den Anfingen der Zweiten Republik Kontinuitéten und Briiche
auftraten und diese vereinzelt in Verbandstraditionen bis zum nédher beschriebenen Zeit-

raum und daruber hinaus erhalten blieben.

Die Kapitel drei bis fiinf sind chronologisch gegliedert, da mir dieser Aufbau in Abfolge
der Ereignisse und der Entwicklungsgeschichte am sinnvollsten erschien. Die einzelnen
Kapitel sind wiederum thematisch in vier inhaltliche Bereiche gegliedert.

Im jeweils ersten Unterkapitel der drei Abschnitte wird die verbandsinterne personelle,
strukturelle und organisatorische Entwicklung des Verbandes in der jeweiligen Phase be-
schrieben. Das heif3t hier werden etwaige Fraktionskdmpfe, personelle Wechsel, grundsétz-
liche politische Arbeit und Ausrichtung hier nidher ausgefiihrt.

Als zweiter Bereich folgt die Auseinandersetzung mit der jeweiligen Programmatik, der
politischen Schwerpunktsetzung, Orientierungen und Zusammenarbeit. Welche politische
Theorien waren en vogue und wurden rezipiert? Welche Netzwerke zu anderen linken Or-
ganisationen im In- und Ausland wurden gepflegt? Welche politische Arbeit ( Antikriegs-

bewegung etc.) wurde aullerhalb der Universitit geleistet?



Der dritte Themenkomplex schildert durchgehend die universitiaren Aktivitéten des Ver-
bandes. Die Aufzeichnung der Entwicklung des Engagements des VSStO an der Universi-
tdt um 1968 stellt fiir mich eine alternative, nicht im Mainstream liegende Aufarbeitung
der Osterreichischen Universitdtsgeschichte dar. Im Mittelpunkt dieses Teilabschnitts ste-
hen die Anstrengungen des VSStO die Studierenden zu mobilisieren und iiber politische
Sachverhalte aufzukliren, die Auseinandersetzung mit der damals konservativen Osterrei-
chischen HochschiilerInnenschaft, sowie das Ringen um eine Demokratisierung der auto-
kratischen Universitdten und um eine Universititsreform.

Die vierte Teil der einzelnen Kapitel ist ganz der Beziehung des VSStO zur SPO gewid-
met. Der oftmals spannungsgeladene Umgang des rebellierenden Studierendenverbandes
mit der subventionierenden, sich staatstragend gebenden Mutterpartei l4sst den Vergleich
eines trotzigen Teenagers mit seinem autoritéren, aber liebenden Vater zu, geprigt von
Zerrissenheit zwischen Familie und Unabhéngigkeit bzw. Loyalitit und Distanz. Daneben
werden die funktionalen Verhiltnisse und Spielregeln diese System-Subsystem-
Verhiltnisses, die oftmals auch informell waren, und die Entwicklung dieser Beziehung im
untersuchten Zeitraum genauer untersucht.

Diese Unterteilung macht es moglich, die Arbeit durchgiingig nur im Hinblick auf einen
Aspekt (Verbandsentwicklung, politische Orientierung und Schwerpunktsetzung, Aktivita-

ten an der Universitét, Verhiltnis zur Partei) von Kapitel drei bis fiinf zu lesen.

Das dritte Kapitel ist vor allem dem Machtwechsel innerhalb des VSStO gewidmet, der die
Grundvoraussetzung fiir den Ubergang zu einem gesellschaftspolitisch engagierten Ver-
band studentischer Pragung mit allgemeinpolitischem Vertretungsanspruch war. Besonde-
res Augenmerk wird in diesem Kapitel auf die Verinderungen in der SPO 1966/67 und die
Positionierung des VSStO gegeniiber der nunmehrigen Oppositionspartei SPO und ihrem

neuen Parteivorsitzenden Bruno Kreisky gelegt.

Im vierten Kapitel wird auf die politische Neuorientierung des VSStO im Vorfeld der Er-
eignisse 1968 ndher eingegangen, als sich der Verband den Theorien der ,,Neuen Linken*
(Marcuse, Adorno, etc.) zuwandte. Die Vorkommnisse in den Maitagen 1968 und die da-

durch ausgeldsten Konflikte mit der SPO, hatten ein sehr ambivalentes Verhiltnis der bei-
10



den Organisationen zueinander zur Folge. Aus politikwissenschaftlicher Sicht sind die
Wechselwirkungen zwischen sozialistischer Tradition, Faszination fiir die ,,Neue Linke
und Parteirison, die seitens der SPO vom Verband verlangt wurde, von besonderem Inte-
resse.

Der fiinfe Abschnitt dieser Arbeit befasst sich mit der Situation und der Entwicklung des
Verbandes post-68, der darauffolgenden Krise und Regeneration des Verbandes bis 1973.
Hochschulpolitisch ist die Diskussion um das neue Universititsorganisationsgesetz, partei-

politisch der Parteitag in Villach 1972 hervorzustreichen.

Nach jedem Kapitel erfolgt eine Zusammenfassung, da es mir, auch aufgrund der Lénge
der Arbeit sinnvoll erschien, die wichtigsten Entwicklungen einer Periode nochmals fiir die
LeserInnen in geraffter Form darzustellen. In den Schlussbemerkungen resiimiere ich des-
halb nur sehr punktuell, da ich mich vorwiegend auf die ausfiihrliche Beantwortung der

Fragestellungen konzentriert habe.

Bedauerlicher Weise hat die Arbeit durch die vollige Ausblendung der besonderen Situati-
on von Frauen im Verband und an den Universititen einen groen Makel. Im allgemeinen
wurde die Geschlechterfrage im VSStO der damaligen Zeit nicht thematisiert. Die Frauen
waren, vor allem in FunktiondrInnenfunktionen unter- bzw. gar nicht reprasentiert und
konnten sich, bis auf wenige Ausnahmen, gegeniiber den méannlichen Wortfiihrern nicht

durchsetzen:

,, Die Mdnner waren eben die ,besseren’ Theoretiker, sie konnten sich besser von ihrer
Gefiihlslage distanzieren, sie ,quasselten’ in einem fort bei Schulungen und Veranstaltun-
gen, wihrend die Frauen schwiegen. Die Mdnner besetzten folglich die Machtpositionen in
den Organisationen. Das hochste Gliick auf Erden war es, die ,Begleiterin’ eines dieser
,grofien’ politischen Mdnner zu sein und sich in der politischen Arbeit mit kleinen Tditig-
keiten niitzlich zu machen. Die unsichtbare Arbeit.

Formal verwende ich in dieser Arbeit iiberwiegend geschlechtneutrale Formulierungen.

Ausgenommen sind Orginalzitaten und Eigennamen (z.B. ,,Freie Vereinigung sozialisti-

2 Kreisky, Eva; ,,Weibliche Anmerkungen zum ménnlich verkiirzten Marxismus. Guten Tag, Frau Marx!, in: ,,Gegen den Strom —
Festschrift zum 70. Geburtstag von Josef Hindels* Verlag fiir Gesellschaftskritik, Wien 1986; S. 166
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scher Studenten). Zudem ist anzumerken, dass Frauen im untersuchten Zeitraum weder
im Verband noch in der OH Funktionen bekleideten. Die wahrheitsgetreue Verwendung
der maskulinen Form daher auch bei Begriffen wie ,,Cartellverband-Studenten* als Zusatz-
information intendiert ist (Intendiertes Maskulinum).

Daneben mochte ich festhalten, dass ich Anhdngerin des groflen Binnen-Is bin, auch wenn
das manche als Storung des Leseflusses empfinden. Mir sind etwaige Unmutsduf3erungen
immer wieder Ansporn das grof3e I zu verwenden, denn meiner Meinung nach, garantiert
nur dieser ,,Stolperstein® Aufmerksamkeit und streicht die Rolle der Frau in Bereichen

hervor, in denen diese bis dahin als Protagonistinnen ausgeblendet wurden.

AbschlieBend modchte ich darauf hinweisen, dass ich mich nahezu von Beginn meiner
Studienzeit an im VSStO engagiert habe, niimlich von 1997 bis zum Jahr 2001. Dadurch
habe ich nicht nur die Verbands-, Universitiits- und OH-Struktur kennen gelernt, sondern
auch Einblick in das Verhiltnis zwischen VSStO und SPO erhalten. Auch ich habe disku-
tiert, kritisiert, demonstriert, ja mitunter, wenngleich weniger als andere, auch fraktioniert.
Von diesem subjektiven Gesichtspunkt aus habe ich diese Arbeit verfasst. Dieses grund-
sitzliche Wohlwollen der Verfasserin dem VSStO gegeniiber sollten die LeserInnen im

Hinterkopf behalten.

1.1 Fragestellungen

Die zentrale Fragestellung dieser Arbeit, aus der sich Detailfragen ableiten lassen, lautet:

% Welche Entwicklungen im VSStO in Wien in der Zeit von 1965 bis 1973 bedingten
den Wandel des Verbandes von der hochschulpolitischen Vorfeldorganisation der SPO
hin zu einer, in gesellschaftspolitischen Bereichen agierenden, Organisation mit allge-

meinpolitischem Vertretungsanspruch? Welche Kontinuititen oder Briiche fallen auf?

Daraus ergeben sich fiir die verschiedenen Teilbereiche weitere offene Fragen.
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¥ Hatten Verdnderungen der (internationalen) politischen Rahmenbedingungen Auswir-
kungen auf das politische Bewusstsein des VSStO und wandelte sich dadurch die
Bandbreite der Handlungsstrategien des Verbandes?

% Welche politischen Denkmuster beeinflussten den VSStO? Wie und woher wurden
diese importiert, rezipiert und diskutiert? Gab es Vorbildorganisationen im Ausland,
denen im Osterreichischen Kontext inhaltlich oder organisatorisch-strukturell nachgeei-
fert wurde?

% Wie zentral war die Rolle des VSStO in der StudentInnenbewegung in Osterreich?
Hitte es ohne den VSStO vielleicht nicht einmal eine ,,heile Viertelstunde" in der 6s-
terreichischen StudentInnenbewegung und Universititspolitik Ende der 60er Jahre ge-
geben?

7 Welche Verbandsaktivititen an der Universitét trugen zur Verdnderung des akademi-
schen Klimas an den Hochschulen bei? Welche Rolle spielte der VSStO im Rahmen
der Reformierung des dsterreichischen Universitédtssystems bzw. bei der Demokratisie-
rung der universitidren Strukturen?

% Wie fand sich der VSStO in seiner neuen Rolle als allgemeinpolitisch aktive Organisa-
tion innerhalb der Partei zurecht? Wie reagierte die SPO auf den unkonventionellen,
kritischen Studierendenverband? Gab es einen Schwellenwert im Konfliktfall, ab dem
sich die Spielregeln der Partei gegeniiber dem VSStO Znderten?

% Gelang es dem VSStO als Bindeglied/Transmissionsriemen zwischen neuen gesell-
schaftlichen Entwicklungen und der Partei zu wirken? Versuchte er so seinen allge-

meinpolitischen Vertretungsanspruch innerhalb der SPO zu rechtfertigen?
Mein Erkenntnisinteresse orientierte sich daran, diese Fragestellungen zu beantworten und

einen Beitrag zur Geschichte, der Verfasstheit und dem Eigenverstindnis des VSStO in

diesem Zeitraum zu leisten.
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1.2 Methodik und Quellen

,, Wissenschaft ist kritische Neugier, gebindigt durch nachvollziehbare Methodik “.

Die vorliegende Abschlussarbeit fufst methodisch hauptsdchlich auf der Analyse von Pri-
méirquellen, also historischen Materialien, die vom Verband selbst erstellt wurden oder
diesen zum Thema haben. Als Beispiele seien der Briefverkehr des Zentralsekretariats der
SPO mit dem VSStO, aber vor allem die damaligen verbandseigenen Publikationen und
Zeitschriften, genannt: strom, neue generation, neue alternative, theorie und praxis und
rote revue. Die Quellen aus dem Zentralsekretariat fanden sich im Archiv des Vereins fiir
Geschichte der Arbeiterbewegung (VGA) und erdffneten einen bisher verborgenen Blick-
winkel, nimlich jenen der ,,SPO-Schaltzentrale® auf die Aktivititen des VSStO im unter-
suchten Zeitraum. Die Verbandszeitschriften fanden sich, oft nach abenteuerlicher Suche
in Zettelkatalogen, in der Universititsbibliothek Wien, der Osterreichischen Nationalbib-
liothek und erginzend im Archiv des Vereins fiir Geschichte der Arbeiterbewegung
(VGA). Die Sekundarliteratur zum Thema (das Standardwerk von Fritz Keller stellte unter
anderem die Grundlage der Literaturrecherche dar) war aufgrund der meiner Meinung nach
geringen Anzahl an Werken zum untersuchten Zeitraum problemlos in den Bibliotheken zu

orten.

Die Methoden der Textanalyse, die fiir die Untersuchung dieser Quellen angewandt wur-
den, sind eine Kombination aus der historischen Methode, also der Quellenanalyse, Quel-
lenkritik und der Quelleninterpretation, der Herstellung einer Verbindung zum historischen
Gesamtkontext und der darauffolgenden klassisch-politikwissenschaftlichen interpretativen
Methode, der Hermeneutik. In der Analyse habe ich versucht, durch mein erlebtes und er-
lesenes Vorverstiandnis politische Zusammenhénge zu erkennen, und die Folgerungen dar-

aus - stets ausfiihrlich begriindet - darzulegen.*

3 Alemann, Ulrich von/ Ténnesmann, Wolfgang ,,Grundriss: Methoden in Politikwissenschaft™ in: ,,Politikwissenschaftliche Methoden.
Grundriss fiir Studium und Forschung® Opladen, 1995, S. 17

4 Vgl. , Interpretative Methoden® in: Simonis, Georg/Elbers, Helmut; ,,Studium und Arbeitstechniken der Politikwissenschaft®, Verlag
Leske + Budrich, Opladen 2003, S. 126-128
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Nach ausgiebiger Recherche glaube ich, alle auffindbaren Primérquellen untersucht und
deren Inhalte, soweit sie Relevanz fiir meine Arbeit hatten, eingearbeitet zu haben. Zudem
habe ich meine Erkenntnisse aus den Primédrquellen mit den Ausfiihrungen in der vorhan-
denen Sekundérliteratur verglichen und teilweise zu untermauern versucht. Dariiber hinaus

habe ich das Online-Archiv der Arbeiterzeitung (www.arbeiter-zeitung.at) als weiteres

,Beglaubigungsinstrument* genutzt, wenngleich mit kritischen Blick auf die Berichterstat-
tung, da die AZ das ,,Zentralorgan der SPO* war. Durch die Verweise auf die Sekundérli-
teratur, aber auch durch das Zeitungsarchiv im Internet, ist die Nachvollziehbarkeit durch

die Leserin und den Leser gegeben.

Fiinf bzw. siecben narrative ExpertInneninterviews’ mit ehemaligen VSStO-Aktivistinnen
bilden zuséitzliches, selbst erhobenes Primadrmaterial. Ich habe bewusst nicht ausschlieBBlich
FunktionirInnen des VSStO als GeprichspartnerInnen ausgewihlt, sondern auch Aktivis-
tlnnen und VerfasserInnen diverser Artikel in den Verbandsmedien. Diese Interviews stel-
len eine Erginzung der Analysen des oben angefiihrten Quellenmaterials dar und sollen
teilweise die Differenz zwischen dem ,,politischen Ambitionen* und der ,,politischen An-

wendung® verdeutlichen.

Wie schon in der Einleitung ausgefiihrt ist der methodische Aufbau der Arbeit primér
chronologisch. Den Kapiteln ist eine inhaltliche, kontinuierlich fortgesetzte Strukturierung
in Verbandsgeschichte, politische Entwicklung, Bezug zur Universitit und zur OH sowie
die Beziehung zur Partei, immanent. Innerhalb dieser inhaltlichen Kapitel wurde versucht

die zeitlichen Abfolge von Ereignisse einzuhalten.

1.3 Begriffsbestimmung

Vor dem inhaltlichen Einstieg in das Thema halte ich es fiir notwenig den Begriff des ,,all-

gemeinpolitischen Vertretungsanspruches® sowie die Bedeutung von ,,links“ und ,,rechts*

* Fiinf Interviews habe ich personlich mit Protagonistinnen der damaligen Zeit gefiihrt. Die Interviews mit Hugo Pepper und Ferdinand
Lacina haben Sonja Fercher, Gerald Murauer und Tobias Schweitzer gefiihrt. Die Fragestellung dieser Interviews war nicht auf mein
Thema abgestimmt. Einzelne Textpassagen die thematisch mit der Arbeit korrelierten, wurden eingebaut.
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innerhalb des VSStO bzw. der Sozialdemokratie wihrend der untersuchten Zeit niher zu

definieren, da es meiner Meinung nach zum Gesamtverstindnis der Arbeit beitragt.

1.3.1 Allgemeinpolitischer Vertretungsanspruch des VSStO

Grundsitzlich ist der VSStO ein selbstindiger Verein, er zihlt jedoch zu den Vorfeldorga-
nisation der SPO. Der VSStO ist primir fiir die gesellschaftliche Gruppe der StudentInnen
zustdndig. Zum Vergleich bei anderen Organisationen, die in der Tradition der sozialisti-
schen Bewegung ,,von der Wiege bis zur Bahre* wirken sollen, sind es die Kinder (Rote
Falken/Kinderfreunde), die FischerInnen (Verband Osterreichischer Arbeiter-

Fischereivereine) oder die Pensionistlnnen (Pensionistenverband Osterreichs).

Ich definiere den allgemeinpolitischen Vertretungsanspruch des VSStO als die Beschifti-
gung mit Themen, die nicht direkt die Gruppe der Studentlnnen, die Studienbedingungen
bzw. die Hochschulpolitik betreffen, sondern tiber den Zustdndigkeitsbereich als ,,ziel-
gruppenorientierte” Vorfeldorganisation hinausgehen. Vielmehr ist es quasi der selbster-
teilte Auftrag, sich im Rahmen der gesellschaftlichen Verantwortung und Ziele zu allge-
meinpolitischen Themen (Frauen-, Aulen-, Sozial- und Innenpolitik, Bundesheer, etc.) zu

aullern und Aktivitidten zu setzen.

1.3.2 ,,Links* und ,,Rechts“ im VSStO
Die immer wiederkehrende Unterscheidung zwischen ,,Linken® und ,,Rechten* im VSStO
zieht sich wie ein roter Faden durch diese Arbeit. An dieser Stelle mochte ich diesbeziig-

lich einige grundsétzliche Anmerkungen machen.

Diese Ausdifferenzierung der Gruppen beruht innerhalb der Sozialdemokratie auf Ent-
wicklungen in der Ersten Republik. Innerhalb der austromarxistischen Stromung geht sie
auf die Dichotomie zwischen dem ,,Rechten Karl Renner bzw. dem ,,Linken‘ Otto Bauer

als Personifikationen sich gegeniiberstehender Politikkonzepte zuriick. Auf der einen Seite

® Die vollstindig angefertigten Transkripte sowie die Tonbandaufnahmen der Interviews, teilweise auch in digitaler Form, befinden sich
bei der Verfasserin der Diplomarbeit sowie in den VSStO-Archivbestinden des Vereins Geschichte der Arbeiterbewegung (VGA),
Rechte Wienzeile 97, 1050 Wien.
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stand die Gruppe um Karl Renner, die auf eine grundsétzliche Teilnahme der Arbeiterpar-
tei an der ,,klassenneutralen®, biirgerlichen Staatsmacht ausgerichtet war, auf der anderen
Seite Otto Bauer, der den Austromarxismus weiterentwickelte und an der Arbeiterbewe-
gung im revolutionér-sozialistischem Sinn sowie dem ,,Integralen Sozialismus* festhielt,
nimlich der Uberwindung der Spaltung der Arbeiterklasse.®

Wihrend in der Ersten Republik das linke Zentrum an der Spitze der Partei stand, konnte
sich in der SPO—Fﬁhmng zu Beginn der Zweiten Republik die ,,Rechte* (oder die ,,Sozial-
demokraten®) gegen die ,,Linken* (oder die ,,Revolutioniren Sozialisten), unter anderem

mithilfe einer Instrumentalisierung des Antikommunismus, durchsetzen.

Diese beiden Strémungen beeinflussten natiirlich auch den VSStO und schon in der Ersten
Republik gab es Auseinandersetzungen zwischen ,,Gesinnungssozialisten* und ,,Interes-
sensozialisten®, die in der Zweiten Republik in der Konfrontation zwischen ,,Bonzenkin-

dern* und ,,Suppensozialisten* miindete.

Die Charakteristika beider Gruppen im VSStO, die ich in Folge niher ausfiihren will, tre-
ten nie in Reinform auf, sondern sind auf verschiedenen Merkmalen beruhende vereinfach-

te Unterscheidungshilfen.

Die ,,rechte® Fraktion kann pauschal als Gruppe von Sozialdemokratlnnen charakterisiert
werden, deren Politikverstdndnis durch folgende Charakteristika gepragt war: Praxisorien-
tierung, einem gewissen Pragmatismus, Antikommunismus, ,,Schrebergartenmentalitdt™ im
Sinne von Selbstbeschrinkung auf Bildungsarbeit innerhalb der Partei oder allgemeiner
Hochschulpolitik und dem Streben nach einer Popularisierung der Partei und der Beteili-
gung an der Macht im Rahmen einer Regierungsbeteiligung. Zudem galt der Versorgung
der Studierenden mit Heimpldtzen und guten Ausbildungs- und Studienbedingungen grof3-
te Aufmerksamkeit. Dieser Zugang kann als pragmatisch, aber auch praxisbezogen bewer-

tet werden.

" Vgl. Verzeichnis der SPO-Organisationen unter http://www.spoe.at/www/page_58.html (Stand: 12.12.2004)
8 Vgl. Hindels, Josef ,,Gegen den Strom — Die Linke in der SPO bis 1970 in: ,,,,Gegen den Strom — Festschrift zum 70. Geburtstag von
Josef Hindels* Verlag fiir Gesell-schaftskritik, Wien 1986, S.43ff

17



http://www.spoe.at/www/page_58.html

Die ,,Linke* hingegen war zunéchst iiberwiegend austromarxistisch gepragt, teilweise in
dogmatischer Auspragung, spiter - nach Abkehr von Josef Hindels - der Neuen Linken
(Kritischen Theorie etc.) zugewandt. Zudem stand sie einer bedingungslosen Koalitionsge-
sinnung der Partei mit den Biirgerlichen kritisch gegeniiber, war aktiv antifaschistisch,
antimilitaristisch, antikolonial bzw. —imperialistisch, mit allgemeinpolitischem Vertre-
tungsanspruch an den Universitdten und strebte dariiber hinaus nach einer klassenlosen,
sozialistischen Gesellschaft, war aber auch zeitintensiven Theoriediskussionen zugetan.
Gegeniliber dem Kommunismus reichte auf der ,,linken* Seite die Bandbreite der Meinun-

gen von volliger Distanzierung bis hin zu einer kritisch-solidarisch Einstellung.

Die Abgrenzungsmechanismen beider Gruppen im VSStO trugen auch seltsame Bliiten,
indem manche durch véllig irrational erscheinende lokale Vorurteile den Fraktionen zuge-

rechnet wurden.

,, Mein Mitgliedsausweis des VSStO trigt als Eintrittsdatum den 1. Oktober 1966. Es war
damals selbstverstdindlich, dass nach einer Sozialisierung im VSM Kdrnten (...) mein erster
Weg in Wien, (...) in die Werdertorgasse fiihrte. Peter Kreisky und Karl Ucakar haben fiir
den Verband meinen Ausweis unterschrieben. Das Gastspiel war kurz. Als Kérntner auto-
matisch den ,Rechten zugezdhlt, fand ich mich bald ausgeschlossen durch die Maschinerie
des Fraktiognskampfes, die mich schon traf ehe ich ihre Existenz realisierte oder gar
verstand. “

Die Kategorien ,,Links* und ,,Rechts* sind keine statischen, da im Laufe der Zeit, vor al-
lem durch den Einfluss der ,,Neuen Linken* und die Ausdifferenzierung auf der linken
Seite der Studierendenbewegung, viele wurden plotzlich als ,,Rechte bezeichnet, die zu-

vor am ,,linken‘ Rand standen.

., Es hat keine klaren Abgrenzungen gegeben aufSer das wir, (...) die damals im VSStO blie-
ben, und nicht sozusagen rausgingen und entweder maoistische oder SOS oder was auch
immer wurden, plotzlich die ,Rechten’ waren. «l0

° Helmut Konrad, in: Weigand, Hans Peter/Winkler, Werner; , Diese Welt muss unser sein — Die sozialistischen Studierenden in Graz
1919-1991%, Graz 1992, S. 5
1% Interview Herbert Leirer, 28.8.2004, S. 13
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Zudem muss festgehalten werden, dass die Bezeichnung ,,Rechte* meist von ,,linker* Seite
als Schimpfwort und Abgrenzungsmittel gegeniiber einer anderen Gruppe verwendet wur-

de. Die sogenannten ,,Rechten* héitten sich jedoch nicht als solche charakterisiert.

Im Bezug zur SPO sahen sich die ,,Linken* stets am linken Rand der SPO angesiedelt,
teilweise auch als ,,proletarisches® oder ,,revolutionidres Gewissen der Partei®.!' Im Zuge
der Studierendenbewegung wurde unter den ,,Linken* im VSStO immer wieder die Loslo-
sung des Verbandes von der ,,reformistischen* SPO diskutiert.

Auch die ,,Rechten sahen sich noch in den frithen Fiinfziger Jahren ,,links* vom Partei-
vorstand. Gegen Ende der Fiinfziger Jahre trat diese Fraktion fiir die Umwandlung der SPO
in eine ,,Volkspartei“ ein und stand so - bis zur Machtiibernahme der ,,Linken* - am ,,rech-

ten Rand der Partei.'”

"' Vgl. Heilingsetzer, Ariane/Mesner, Maria/Rogl, Heinz/Weber, Fritz: ,,Die Geschichte des Verbandes Sozialistischer Studenten Oster-
reichs (VSStO) 1945-1970% Projektbericht BMWE, Wien 1989, S. 163
12 ygl. ebd.
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2. HISTORISCHE ENTWICKLUNG DER SOZIALISTISCHEN STUDIE-
RENDENORGANISATION IN WIEN BIS 1964

Zu Beginn meiner Arbeit mdchte ich einen kurzen, skizzenhaften Uberblick iiber die histo-
rische Entwicklung der sozialistischen StudentInnenorganisation in Wien bis zum Frakti-
onskampf innerhalb des Verbandes Mitte der sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts geben.
Diese Ubersicht soll zum Gesamtverstindnis der Verbandsgeschichte beitragen.

Daneben sollen mit dieser Ubersicht auch wiederkehrende Probleme sowie Kontinuititen
innerhalb des Verbandes, an den Universititen sowie im Verhéltnis zur Sozialdemokrati-
schen Partei herausgearbeitet werden, um daraus Schliisse und/oder Parallelen auf den dar-

auffolgenden genauer untersuchten Zeitraum zwischen 1965 und 1973 ziehen zu kénnen.

2.1 Von den Anfingen als Freie Vereinigung bis zur Griindung des Verbandes
Sozialistischer Studenten Osterreichs (VSStO)

Die ersten Organisierungsversuche von fortschrittlichen und sozialdemokratischen Studen-
tInnen konnen schon im Jahr 1889 nachgewiesen werden. Der ,, Osterreichische Studen-
tenverein®, mit sozialdemokratischen Grundsitzen und Leitung ausgestattet, stellte sich
gegen die zunehmend aggressiver und antisemitisch agierenden nationalen
Studentenverbindungen. Er wurde jedoch schon nach kurzer Zeit unter dem Vorwurf,
Verbindungen zu englischen, italienischen Arbeitervereinen und sozialistischen Fiihrern in

Wien zu haben, polizeilich aufgel6st.

Im Laufe des Jahres 1893 schlossen sich zwei sozialistische Diskussionszirkel zur sozialis-
tischen Studierendenorganisation ,,Freie Vereinigung* mit Max Adler als Obmann zusam-
men: der ,,.Lese- und Diskutierklub Veritas* unter der Leitung von Karl Leuthner und der
,Heiligen-Leopold-Kreis* (Treffpunkt Gasthof Heiliger Leopold in Wien-Leopoldstadt)

um Julius Sesser. Das Selbstverstindnis von Studierendenorganisationen innerhalb der
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sozialistischen Bewegung beschrieb Max Adler als ,,Bildungsstdtten fiir den Sozialismus*
und , keine Kampfesorganisationen*" .
Die ,,Freie Vereinigung® setzte sich aus Studierenden jiidischer Herkunft mit nicht-

“!4welche sozial, national-

zionistischer Einstellung, der ,, deutscher Aufsteiger-Intelligenz
bewusst und pragmatisch eingestellt waren, sowie liberalen Intellektuellen mit antiklerika-
len Anliegen zusammen."

1896 trat die ,,Freie Vereinigung* mit der Veranstaltung ,,Die socialistische Bewegung und
die Studentenschaft mit Victor Adler als Referenten das erste Mal an die universitire Of-
fentlichkeit. Dieser schilderte in seinen Ausfiithrungen die Funktion der Studenten in der
sozialistischen Bewegung als Botschafter des Wissens, das sie in ArbeiterInnenbildungs-
vereinen und anderen Institutionen vermitteln sollten.

Entscheidenden Einfluss fiir den Aufwiértstrend der ,,Freien Vereinigung* hatten die Aus-
einandersetzungen um die Einfithrung eines allgemeinen Wahlrechts. Die Wahlrechtsbe-
wegung hatte sehr positive Auswirkungen auf die Mitgliederanzahl der ,,Freien Vereini-
gung®. Insbesondere nicht-deutsche Studierende traten bei und bildeten eigene Sektionen.
Ein weiterer wesentlicher Punkt, der zur Erstarkung der Organisation fiihrte, war die Ko-
operation mit den sozialistischen Mittelschiilern, die nach ihrer Gymnasialzeit nahtlos in
die ,,Freie Vereinigung® iibertraten.'®

Neben dem Kampf fiir das allgemeine Wahlrecht, setzte sich die ,,Freie Vereinigung* fiir
den Abbau von Bildungsprivilegien ein. An den Universititen selbst traten sie fiir die Er-
richtung eines offiziellen allgemeinen Hochschulausschusses bestehend aus 24 gewéhlten
Ausschussmitgliedern ein. Dieser Vorschlag, im Sinne einer Studierendenvertretung ver-
gleichbar mit der heute bestehenden Osterreichischen HochschiilerInnenschaft, wurde von
der damaligen akademischen Administration an der Universitdt Wien aufgrund angeblicher

formaler Schwierigkeiten abgelehnt. Als wahren Grund vermutet Zoitl jedoch Widerstand

1 Vgl. Adler, Max: ,,Zur Frage der Organisation des Proletariats der Intelligenz* in: Neue Zeit Jg. XIII/1 (1894/95), S. 728; zit. nach
Zoitl, Helge: ,,Student kommt von Studieren!; Wien 1992; Europa Verlag; S. 56f.

' Diese Gruppe hatte den sozialen Aufstieg geschafft, sich aber ihrer Herkunft bewusst, engagierten sie sich sozial und in der Organisa-
tionsarbeit der Arbeiterlnnenbewegung. Vertreter dieser Gruppe waren Karl Renner, Engelbert Pernerstorfer und Karl Leuthner. Vgl.
Zoitl 1992, S. 61f.

' Vgl. ebd.

' 1908 wurde eine illegale, sozialdemokratisch ausgerichtete, Mittelschiilervereinigung unter Adolf Schirf gegriindet. Vgl. Zoitl 1992,
S.79
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gegen die Demokratisierung der Universitit.'” Aufgrund der Ubermacht der deutschnatio-
nalen Verbindungen an der Universitét hielt sich die politische Einflussnahme der ,,Freie
Vereinigung* stark in Grenzen.

Der Revitalisierung der ,,Freie Vereinigung® folgte eine Namensénderung am 7. September
1909 in ,,Freie Vereinigung sozialistischer Studenten®. Die Bedeutung der Vereinigung
stieg durch die Ausbildung der Studierenden zu Lehrkréften fiir die Arbeiterbildungsverei-
ne und als ,,Kaderschmiede* fiir spitere wichtige Akteure der Sozialdemokratie wie Karl

Renner, Otto Bauer oder Adolf Scharf.

2.1.1 Die sozialistischen StudentInnen und der Erste Weltkrieg

Der Aufwirtstrend der ,,Freien Vereinigung sozialistischer Studenten® seit 1908 wurde
durch den Kriegsausbruch 1914 gestoppt. Der Grund dafiir war der Einzug vieler Studie-
render zum Militdr, wodurch die Vereinigung zu einer grof3tenteils weiblichen Studieren-
denorganisation wurde.

Die Veranstaltungstatigkeit der ,,Freien Vereinigung sozialistischer Studenten* an der Uni-
versitét verringerte sich stark. Mit einem letzten Versuch eine politische Veranstaltung von
Friedrich Adler iiber den ,,Krieg 1870/71 und die Sozialdemokratie* an der Universitit
Wien im Wintersemester 1915/1916 abzuhalten, erlischt das politische Engagement der
sozialistischen Studierendenorganisation auf akademischen Boden, zumindest bis Kriegs-
ende.

Ob die allgemeine Kriegseuphorie, die an der Universitit Wien nicht nur ideelle,'® sondern
auch materielle' Auspriagung erhielt, auch die sozialistischen StudentInnen ergriffen hatte,

ist ob der kargen Quellenlage nicht zu belegen.

Mit Andauern des Krieges, Frontberichten Heimgekehrter und zunehmender Proletarisie-
rung der Studentlnnen stieg die Opposition innerhalb der ,,Freien Vereinigung sozialisti-

scher Studenten* gegentiiber den Kriegsaktivititen.

' Die Universititen und deren biirgerliche Leitung waren von der Demokratisierungswelle im Zuge der Einfiihrung des allgemeinen
Wahlrechts unerfasst geblieben. Vgl. Zoitl 1992, S. 83
' Im Sinne von Propagierung des Nationalismus zur Steigerung der Kriegsbereitschaft sowie des Verteidigungskrieges zur Rettung des
Abendlandes; Vgl. Zoitl 1992, S. 103f.
' Errichtung eines Verwundetenspitals und Einberufung einer akademischen Hilfslegion bei halbierten HérerInnenzahlen; Vgl. Zoitl
1992, S. 105f.
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Die Studierendenorganisation pflegte Kontakte zum ,,Verein Karl Marx®, einem Sammel-
zentrum des linken, kriegsfeindlichen Parteifliigels. Nach dem Attentat von Friedrich Ad-
lerzo, der auch Mitglied dieses Vereins war, fiihrte die Polizei Hausdurchsuchungen, auch
im Vereinslokal®' der ,,Freien Vereinigung sozialistischer Studenten* durch, sperrte und
versiegelte es. Nach der Eroffnung des Reichsrates entspannte sich die politische Situation
etwas, und die sozialistischen Studierenden konnten ihre Aktivitdten wieder legal durch-
fiihren.” Das Attentat von, beziehungsweise der Prozess gegen, Friedrich Adler stellte
jedoch einen ,,Beschleunigungspunkt® in der Radikalisierung der ArbeiterInnenschaft und
der pazifistischen Bewegung der sozialistischen StudentInnen dar, die in Streiks und zahl-

reichen Demonstrationen thren Ausdruck fanden.

Der Jannerstreik 1918, der im Zeichen der russischen Revolution stand und die Mdglich-
keit eines Umsturzes des Systems geboten hétte, wurde von der Sozialdemokratischen Par-
tei sehr schnell in ithrem Sinne ,,kanalisiert* und bereits am siebenten Tag durch den Wie-
ner Arbeiterrat abgebrochen. In die linksradikalen Streikaktivitidten waren Mitglieder der
sozialistischen StudentInnenorgangisation unter anderem im Arbeiter- und Soldatenrat
involviert. Der Streik vom 14. bis 20. Janner 1918 brachte in Folge die Suspendierung,
behordliche Auflésung und das Verbot der ,,Freien Vereinigung sozialistischer Studenten*
und die Inhaftierung wichtiger politischer Funktiondre wie Franz Koritschoner. Kéthe

Leichter fiihrt spiter dazu aus:

., Es kam der Jinnerstreik, Hoffnung auf Frieden, Hoffnung auf Revolution. Sozialistische
Studenten safSen in den illegalen Aktionskomitees der Linksradikalen, verfassten Streikauf-
rufe, trugen sie heimlich aus, sprachen in Streikversammlungen. [...] Und weil wohl weni-
ge soviel jugendliche Begeisterung, soviel gliihende Hoffnung an die Bewegung gekniipft
hatten, war der Katzenjammer nach dem Zusammenbruch des Streiks umso grofer. [...]
Die Vereinigung war aufgelost [...] — die Mitglieder entmutigt. “*

? Der vehemente Kriegsgegner Friedrich Adler erschoss am 21. Oktober 1916 in einer Einzelaktion den Ministerprisidenten Grafen
Stiirgkh.
?! Das Lokal befand sich damals in der Schlosselgasse 11 in Wien, Josefstadt.
2 Vgl. Zoitl 1992, S. 124f.
# Leichter; Kithe; ,,Die Wiener sozialistische Studentenbewegung im Krieg®, in: Sozialistische Akademische Rundschau; Jg. 2 (1929),
Heft 7, S. 26-27; auch zit. in Speiser 1986; S. 5
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Trotz dieses Riickschlages setzten die sozialistischen StudentInnen ihre friedenspropagan-
distischen Titigkeiten® illegal bis zu ihrer offiziellen Auflosung am 10. April 1918 fort.
Innerhalb der Vereinigung kam es beziiglich der Strategie und der Methode im ,,Kampf*
fiir den Frieden im Jahr 1917 zu erheblichen Auffassungsunterschieden, die in der Heraus-
bildung zweier Fraktionen miindeten. Auf der einen Seite befanden sich , linke* parteiver-
bundene Verfechterlnnen der Bildungsarbeit, angefiihrt von Anna Frey, die fiir eine Beibe-
haltung der Lehrtatigkeit in den Wiener Bezirksorganisationen eintraten. Die andere,
,»linksradikale* Seite mit Franz Koritschoner und spiter Elfriede Friedlander-Eisler ver-
langte die alleinige Konzentration der Studierenden auf das Mitwirken bei allen revolutio-
ndren Aktivitdten der ArbeiterInnenklasse. Interessant ist, dass ein sogenannter ,,rechter*
Fliigel, wie in der SDAPO, orientiert an Karl Renner, Engelbert Pernerstorfer und Karl
Leuthner, innerhalb der Vereinigung nicht vorhanden war.*

Die ,,Freien Vereinigung sozialistischer Studenten* war also aufgrund dieser Fraktionen
zwischen ,,Kampf- und Erziehungsorganisation “ hin- und hergerissen, wie es Kéthe Leich-
ter spiter schilderte.”® Im Herbst 1917 ging mit Elfriede Friedlinder-Eisler eine Vertreterin
der linksradikalen Kampforganisationsstrategie aus den ,,Obmannwahlen* hervor und l6ste

damit Anna Frey ab.”’

2.1.2 Die Sozialdemokratische Studenten- und Akademikervereinigung (SSAV)
Nach der Auflosung der Habsburgermonarchie und der Griindung der Republik (Deutsch-)
Osterreich am 12. November 1918, riefen Max Adler, Kithe Pick und Otto Leichter am 21.
November 1918 die ,,Sozialdemokratische Studenten- und Akademikervereinigung*
(SSAV) ins Leben. Die ,Freien Vereinigung sozialistischer Studenten® war, durch den

Ubertritt des letzten, iiberwiegend ,,linksradikalen* Vorstandes zur ,,Kommunistischen

2 Vortrdge an der Universitit, wie zum Beispiel Max Adler iiber ,,Der Gewaltfrieden von Brest-Litowsk™ am 13.Mérz 1918; Vgl. Zoitl
1992, S. 136f.

» Vgl. Zoitl, 1992; S. 165

% Vgl. Leichter 1929; S. 26, auch zit. in Speiser 1986, S. 5; sowie Zoitl, 1992, S. 124 & 127

7 Zu den weiblichen ,,Obménnern® ist anzumerken, dass diese Tatsache weniger ein Zeichen von emanzipierten Denken innerhalb der
Freien Vereinigung war, als vielmehr das Faktum, dass der Grofiteil der Ménner Militdrdienst leistete. Zudem sind nach dem Ersten
Weltkrieg bis in die spéten 80er Jahre des 20. Jahrhunderts (Karin Kern-Wessely, 1989-1991) keine weiblichen Vorsitzenden bekannt.

24



Partei [Deutsch]-Osterreichs* (KP[D]C")),28 eine kommunistische Studierendenorganisation
mit dem Beinamen ,,Gruppe Kommunistischer Studenten, Universitit geworden.*’

Die SSAV bekannte sich zur ,,Sozialdemokratischen Arbeiter-Partei Osterreichs* (SDA-
PO), jedoch unter Berufung auf Friedrich Adler, also dem linken Parteifliigel zugehérig.
Die SSAV veranstaltete Kurse wie unter dem Titel ,,Einfiihrung in den Sozialismus® oder
,Marxismus und Marx-Kritik* und organisierte sich erstmals in Fach- oder Hochschul-
gruppen.

Der Versuch der SSAV, die Universitdt mit Arbeiterratswahlen im Frithjahr 1919 und der
Forderung nach einem allgemeinen Hochschulausschuss im Herbst 1919 zu demokratisie-
ren und an der Universitit Ful zu fassen, scheiterte. Trotz der Vormachtstellung der Sozi-
aldemokratie aullerhalb der Universititen zu dieser Zeit, bildete die SSAV, obgleich eines
kurzen Aufschwungs,30 im Vergleich zu den iiberméchtigen reaktionéren, deutschnationa-
len und klerikalen Verbinde®' eine Minderheit.

Die Unterstiitzung der SDAPO gegeniiber der SSAV beschrinkte sich finanziell auf ein
Minimum und auch inhaltlich gab es zum Beispiel in der Frage der Erh6hung des Kolle-
giengeldes im April 1920 erhebliche Differenzen.’” Die SSAV kritisierte das Desinteresse
der Partei aufs Schérfste und warnte vor den erstarkenden reaktiondren Bewegungen auf

der Universitit, die jedoch lange Zeit nicht ernst genommen wurden.*”

Der erste Verbandstag der neuzugriindenden gesamtdsterreichischen SSAV fand am 13.
November 1921 in Wien statt und war eigentlich der Zusammenschluss der Wiener, Grazer
und méglicherweise auch Innsbrucker®* sozialdemokratischen Studierendenorganisationen.
Die Hauptforderungen des damaligen Verbandstages waren ,,Unentgeltlichkeit des Studi-

ums und Gewdhrleistung eines Lebendunterhaltes wihrend der Studien durch den Staat.“™

% Die Griindung der KPDO erfolgte am 3. November 1918. Die Gruppe (Elfriede) Friedlinder nahm daran teil.

» Vgl. Zoitl, 1992; S. 174

3% Im November 1918 kam es, begiinstigt durch die Konjunktur, zu einer erheblichen Mitgliedersteigerung in der Sozialdemokratie und
auch in den sozialistischen StudentenInnenorganisationen. Im Jahr 1920 wandten sich viele ,,November- oder Konjunktursozialistinnen*
jedoch wieder von der Sozialdemokratie ab. Vgl. Zoitl 1992, S. 175 & 277

*! Diese Verbande konnten ihre Vormachtstellung auf akademischem Boden durch die von ihnen ab 1921 abgehaltenen Hochschulkam-
merwahlen fiir ,,Horer deutsch-arischer Abstammung® und dem ,,Kniippelkomment* (Téatliche Angriffe der rechten Reaktionére an der
Universitét gegeniiber Andersdenkenden), wieder vollstédndig zuriickgewinnen.

2 Vgl. Zoitl 1992; ,,Der Kollegiengeldrummel*, S. 259-264, S. 294

3 vgl. ebd. S. 245

** Das Bestehen einer Innsbrucker Gruppe ist nicht gesichert. Vgl. ebd. S. 305f.

3 Arbeiter-Zeitung, 21.11.1921 ,,Ein Verband sozialistischer Studenten* zit. nach ebd. S. 306
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Ab dem Jahr 1923 nahm die Entwicklung der SSAV einen positiven Verlauf. Dies hing mit
dem Bezug eines neuen Verbandhauses in der D’Orsaygasse 5 in Wien-Alsergrund zu-
sammen, das von Stadtrat Dr. Julius Tandler vermittelt wurde. In diesem Haus wurde ein
Studierendenheim, eine Mensa und ein Studiersaal eingerichtet. Die Veranstaltungen der
SSAV (Marx-Seminare, hochschul- & allgemeinpolitische Diskussionen) und die Service-
Journalsdienste fiir Studierende fanden nun dort statt.

Aufgrund der anhaltenden prekdren sozialen Lage der Studierenden kam es im Februar
1923 zur Griindung der ,,Wirtschaftshilfe der Arbeiterstudenten Osterreichs* (WIHAST).36
Die SSAV, deren Mitglieder auch die Geschéftsfithrung der WIHAST dominierten, ver-
zeichnete durch den ,,eigenen* Wirtschaftshilfeverein innerhalb eines Jahres einen erhebli-
chen Mitgliederzuwachs.*’

Hauptaugenmerk richtete die SSAV aber auf die Bildungsarbeit, welche der Studierenden-
organisation von Seiten der Partei als Aufgabenbereich auch zugeschrieben wurde. Hierbei
ist anzumerken, dass die SDAPO ab dem Jahre 1923 auch verstirktes Interesse, fiir die

Entwicklungen an den Hochschulen bzw. auch in der SSAV zeigte.”®

2.2 Der Verband Sozialistischer Studenten Osterreichs (VSStO)

Am Delegiertentag der SSAV am 9. und 10. Februar 1924 stand die organisatorische Zu-
sammenfassung aller verschiedenen Gruppen sozialdemokratischer StudentInnen, d.h. aller
bestehenden Fachvereine, Bezirksgruppen, Sport- und Kulturorganisationen, zu einem
,,Verband sozialistischer Studenten Osterreichs* (VSStO) im Mittelpunkt.39 Der erste Vor-
sitzende des VSStO war Eduard Stark. Fiir hochschulpolitische Fragen wurde ein eigener

«40

»Sozialistischer Hochschulausschuss“”” gewihlt, der wenige Zeit spéter, aufgrund der mas-

siven Erh6hung der Studiengebiihren (Midrz 1924) und einem eingefiihrten ,,deutschradika-

*¢ Die galoppierende Inflation und der Ausschluss von sozialistischen und jiidischen Studierenden aus deutschnational dominierten
Mensen veranlasste die WIHAST Heimplatze, Verpflegungsmoglichkeiten und sogar eine Krankenversicherung fiir Mitglieder zu schat-
fen. Vgl. Zoitl 1992, S. 344ff.
371922 hatte die SSAV ,.kaum 50 Studenten in ihren Reihen®. 1923 konnte durch die ,,Loslosung der proletarischen Studenten aus den
wirtschaftlichen Fesseln des Biirgertums* bereit 800 Mitglieder gezihlt werden (Vgl. Zoitl 1992; S. 310 & 348)
3% Otto Bauer unterstrich dies in einer Rede: ,,(...) die Arbeiterklasse, wenn sie sich das Eigentum an den Produktionsmitteln erobern will,
vor allem das wichtigste aller Produktionsmittel erobern muss: das Wissen, die Wissenschaft, also auch die Pflegestitte der Wissen-
schaft, die Hochschulen.” (Bauer, Otto: ,,Sozialismus und Wissenschaft®, Arbeiter-Zeitung, 10.5.1924; zitiert in: Zoitl 1992; S. 465)
¥ Vegl. ebd. S. 380ff.
“ Dieser Ausschuss setzte sich aus FunktionérInnen der verschiedenen Studierendenorganisationen ( Sektion Universitéit [Wien], Tech-
nik, Sportgruppen, WIHAST etc.) zusammen.
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len* Studentenrecht' (September 1924), Protestaktionen an der Universitit Wien und der

Technischen Hochschule Wien startete.

1925 fand die Zusammenarbeit des VSStO, der mittlerweile auf 1500 Mitglieder ange-
wachsen war, mit der SDAPO seine bislang stirkste Ausprigung. Im Zeichen der Hoch-
schulkrawalle* wurde der ,,Verein fiir sozialistische Hochschulpolitik* in Ubereinstim-
mung mit dem Parteivorstand gegriindet. Dieser sollte die Geschehnisse an den Hochschu-
len verfolgen, die sozialistischen Studierenden unterstiitzen und ein eigenes sozialdemo-
kratisches Hochschulprogramm erarbeiten. Diese Unterstiitzung war jedoch mit einer Be-
dingung an den VSStO gekniipft: Absolute Abgrenzung gegeniiber der kommunistischen

. .. C g L. 43
,Freien Vereinigung sozialistischer Studenten®.

2.2.1 Richtungsstreit im Verband — Ein Spiegel der Partei?

Am Verbandstag 1925 traten innerhalb des Verbandes grundsitzliche Unterschiede zwi-
schen zwei Gruppen, dhnlich wie 1917, zu Tage, wenngleich die Loyalitit zur SDAPO
unumstritten war.

Besonders auffillig ist, dass diese Gruppen die Fraktionen innerhalb der SDAPO wieder-
spiegelten. Die sogenannten parteitreuen D Orsayisten’” standen Karl Renner, Adolf
Schirf und Julius Tandler nahe, die Linksopposition hatte in Otto und Helene Bauer, Max
Adler und Kithe Leichter ihre MentorInnen gefunden.

Otto Bauer, Debattenredner am Verbandstag, charakterisierte die Gruppen in der ,,Arbei-
ter-Zeitung® (AZ)* vorsichtig einerseits als jene, ,,die an der lebendigen Praxis der Arbei-
terbewegung Anteil (...) nahm* (gemeint sind hierbei die D Orsayisten), und andererseits
als die marxistischen TheoretikerInnen, die ,,vor allem das geistige Niveau der sozialisti-

schen Studenten zu heben suche[n].“ Uberdies warnte er eindringlich vor der Erstarrung in

“! Enthielt faktischen numerus clausus fiir jiidische Studierende aus osteuropéischen Staaten. Vgl. Zoitl 1992, S. 388ff.

2 Im Jahr 1925 kam es zu ZusammenstoBen zwischen den studentischen Gruppen an der Universitt, sodass der Vorlesungsbetrieb oft
tagelang eingestellt werden musste. Die akademischen Behdrden stellten sich zumeist auf die Seite der reaktiondren, antisemitischen
Studierenden. Die sozialistischen StudentInnen und Professoren waren massiven Repressalien seitens der deutschnationalen Studenten-
gruppen ausgesetzt. Vgl. Zoitl, 1992; S. 421 ff.

B Vgl. Zoitl, 1992; S. 466

* Name leitet sich von Heim in der D’Orsaygasse ab. HeimbewohnerInnen gehorten meist der Fraktion der Arbeiter-StudentInnen an.
Vgl. ebd. S. 355

4 Arbeiter-Zeitung (AZ), 8.4. 1925: Die sozialdemokratischen Studenten; zit. in Zoitl, 1992; S. 467
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den Richtungsgegensitzen und verlangte die Synthese beider, da diese ,, doch erst den gan-
zen Sozialismus ergibt .

Charakteristisch war die Herkunft der Gruppenangehorigen: Die D Orsayisten kamen
tiberwiegend aus Arbeiterfamilien, die das Hochschulstudium als Chance fiir geistigen und
materiellen Aufstieg sahen. Die linke Opposition, mehrheitlich ,,Gefiihlssozialisten,
stammte vorwiegend aus kleinbiirgerlichem Milieu, dem sie aber ablehnend gegeniiber-
standen, da es ihnen reaktionér erschien.*® Albert Lauterbach teilte die Gruppen in ,, Gesin-

nungssozialisten biirgerlicher Herkunft und Interessensozialisten proletarischer Her-

kunﬁ, 47

Die Divergenzen wurden groBer und - trotz Bauers Warnung - uniiberwindbar.”® Die

D ’Orsayisten hielten ihre ,,Mehrheiten“49 bis zur Auflosung des Verbandes 1934, mit Hilfe
der WIHAST-HeimbewohnerInnen.

Die Ubermacht der deutsch-vélkischen Studierenden an der Universitét verursachte im
Zuge der anhaltenden Fraktionskdmpfe am Verbandstag 1932 heftige Auseinandersetzun-
gen in Bezug auf die zukiinftige Fokussierung der Verbandsaktivitéten. Eine Gruppe ver-
trat den Standpunkt, sich ,, mit der heutigen Hochschulorganisation und dem geltenden
Studienplan kritisch auseinander[zu]setzen “ und ,, mit allen unseren Gegnern auf geisti-
gem Gebiet den Kampf aufnehmen, in ihre Versammlungen gehen und sprechen. “° Die
andere Seite, trat fiir einen ,, aktiven antifaschistischen Kampf aller proletarischen Studen-
ten, mit Unterstiitzung der Arbeiterschaft* im ,, Tageskampf des Proletariats “ ein, und
gegen eine ,, Uberschitzung der Hochschulpolitik als einzige Aufgabe der sozialistischen

«51

Studenten. " Die zweite Gruppe kann mit der ,,linksradikalen* Strémung innerhalb der

* Vgl. Speiser 1986, S. 32
47 Lauterbach, Albert: ,,Krise der Begriffsklarheit” in: Sozialistische Akademische Rundschau; Jg. 2 (1929); ,,Krise der Begriffsklarheit
zit. in. Speiser 1986, S. 38
8 Um sich von der jeweiligen anderen Gruppe abzugrenzen, wurden eigene negative Bezeichnungen geschaffen. Die Linksopposition
wurden als ,,Talmudisten des Marxismus* bezeichnet, welches eine Synthese aus Anti-Intellektualismus und latenten Antisemitismus
wiederspiegelt, und die andere Gruppe als ,,Pragmatiker* oder ,,Arbeiterstudenten. (Vgl. Zoitl 1992; S. 469f.)
421929 wurde in der Sektion Universitit des VSStO von einer Direktwahl der FunktionirInnen durch eine Zufallsmehrheit von Anwe-
senden abgegangen und zu einer Delegiertenversammlung der einzelnen Fachgruppen der Sektion Universitit iibergegangen.
50 Walter Wodak ,,Das Ziel unserer sozialistischen Hochschulpolitik® in: Sozialistische Akademische Rundschau, Jg. 4, Heft 1, Janner
1931, S. 9-1; zit. auch in: Speiser 1986, S. 108f.
5! Franz Weintraub ,,Was will die ,Linke’in der sozialistischen Studentenorganisation?* in: Sozialistische Akademische Rundschau, Jg.
5, Heft 3, S. 40-41, Mérz 1932; zit. auch in: Speiser 1986, S. 109
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sozialistischen Studierendenorganisation im Jahr 1917 verglichen werden (Vgl. Kapitel
2.1.1).

Die Konfrontationen zwischen diesen beiden Gruppen verschirften sich zusehends, als im
Dezember 1932 einige ,,TageskdmpferInnen des Proletariats" wegen vermuteter aber un-
begriindeter Sympathien zur Kommunistischen Partei, aus dem WIHAST-Heim verwiesen
wurden. Am Verbandstag 1933 erlitt diese Gruppe erneut eine Niederlage, darauthin

wandte sich ein Teil der Gruppe der KPO zu.

2.2.2 Der VSStO und die zunehmende innenpolitische Eskalation ab 1927

Die Ereignisse in Schattendorf> im Janner 1927 veranlassten die sozialistischen Studie-
renden zu grof3en Protestkundgebungen, bei denen es wieder zu schweren Zusammensto-
Ben mit rechten Studierenden kam und die Polizei einschritt.”® Als am 15. Juli 1927 das
milde Urteil zum Prozess gegen die Schattendorf-Téter verkiindet wurde, kam es zu spon-
tanen Arbeitsniederlegungen, Demonstrationen und schlielich zum Schie3befehl von Po-
lizeiprasident Schober, der in Wien zu insgesamt 89 Toten und ca. 1000 Verletzten fiihrte.
Die SDAPO hatte zogerlich zu einem eintéigigen Generalstreik gerufen, der jedoch unter
dem Druck der Heimwehren bald wieder abgebrochen werden musste.

Es war ein schwerer Schlag fiir die Sozialdemokratie, die immer mehr in die Defensive zur
biirgerlichen Ubermacht geriet. Am Parteitag Ende Oktober 1927 waren die beiden beste-
henden Fraktionen innerhalb der Sozialdemokratie geteilter Meinung. Otto Bauer sprach
sich gegen eine Koalition mit den Biirgerlichen aus, da er eine neuerliche Spaltung der
Arbeiterbewegung beflirchtete. Karl Renner hingegen pladierte fiir eine Koalition, um die
Macht der Regierung einzuschrianken. Der Parteitag entschied sich fiir den Vorschlag von
Otto Bauer und sollte ihn bis zur Auflosung der Partei verfolgen.

Nach den Juli-Ereignissen verlieBen viele, unter Missbilligung der Politik des Parteivor-

standes der SDAPOQ, den VSStO.

32 Faschistische Frontkdmpfer erschossen am 30. Janner 1927 im burgenlindischen Schattendorf bei einem Aufmarsch des sozialisti-
schen Republikanischen Schutzbundes einen alten Mann und ein Kind.
3 Vgl. Zoitl, 1992, S. 449
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An der Universitidt nahmen heftige Zusammenstof3e zwischen Studierendengruppen
1928/1929, die teils mit schweren Verletzungen endeten, stetig zu.>* Im Oktober 1929 er-
starkte die Anhéngerschaft der faschistischen Heimwehr auch an den Hochschulen. Immer
wieder waren sozialistische und jiidische Studierende Ziele tétlicher Angriffe der national-
sozialistischen Studenten und Heimwehrstudenten. Auch am Anatomischen Institut, insbe-
sondere im Horsaal von Professor Julius Tandler, kam es immer wieder zu Provokationen
seitens der Rechtsradikalen.” Die immer wiederkehrenden Hochschulkdmpfe und —
krawalle in der Ersten Republik verweisen auf eine konstante Faschisierung der Universi-

titen, der der VSStO und die Sozialistische Partei nahezu nichts entgegenzusetzen hatten.

Anfang April 1930 wurde vom amtierenden Rektor Dr. Gleisbach, einem bekennenden
Nationalsozialisten, eine rassistische Studentenordnung mit einem Arierparagraphen erlas-
sen. Die sozialistischen Studierenden brachten beim Verfassungsgerichtshof eine Klage
gegen die verfassungswidrige Studentenordnung ein, die am 23. Juni 1931 dann tatséchlich
aufgehoben wurde. Dieses Urteil wurde von den rechten Studierenden mit Hochschulkra-

wallen quittiert.>

2.3 Die ,,Roten Studenten* im Austrofaschismus

Nach der Ausschaltung des Parlaments 1933 durch die Regierung Dollfuss wurden Zensur
gegen Publikationen sowie Repressionen gegen die Funktionirlnnen des VSStO merkbar
verstirkt. Unmittelbar nach den Ereignissen um den 12. Februar 1934 wurde Leopold O-
berkleiner, der amtierende Obmann des Verbandes, verhaftet und ins Anhaltelager Wol-

lersdorf gebracht. Der VSStO wurde aufgeldst, sein Vermdgen beschlagnahmt.”’

An den Universititen wurde die Autonomie (Freiheit von Forschung und Lehre) legistisch

unterbunden, unliebsame Lehrende aus dem Vorlesungsbetrieb und systemkritische Lehr-

> ZusammenstoBe bei der Jubiliumsfeier ,,10 Jahre Republik® 1928 und Protestaktionen der vélkischen Studierenden gegen den Rektor
Prélat Dr. Innitzer 1929, Vgl. Zoitl 1992, S. 453 & Speiser, Wolfgang: ,,Die sozialistischen Studenten Wiens 1927-1938%, Europaverlag,
Wien 1986, S. 26f.

> Zoitl 1992; S. 421

6 vgl. Zoitl 1992; S. 450f. & Griesebner, Andrea: ,,Politisches Feld Universitit — Versuch einer Annéherung anhand der Mitbestim-
mungsmoglichkeiten der Studierenden zwischen 1918 und 1990 Dipl. Arb.; Wien 1990; S. 30f.

7 Vgl. Speiser, 1986, S. 116ff

30



biicher aus Bibliotheksbestéinden entfernt und die HochschiilerInnen in einer stindischen
Organisation mit katholischen Cartellverband-Studenten an der Spitze zusammengefasst.

Kurz, die Hochschulen wurden im Sinne des Stindestaates gleichgeschaltet.

Die in Freiheit verbliebenen sozialistischen Studierenden bildeten illegale Gruppen und
schlossen sich am 10. Februar 1935 nach dem Prinzip der Einheitsfront mit KommunistIn-
nen, Revolutioniren SozialistInnen und Parteilosen zum ,,Geeinten Roten Studentenver-
band*“ (GRSV) zusammen. Das Organ der ,,Revolutionér-Sozialistischen Studierenden®
(RSS) war die geheim gedruckte ,,Rote Vorhut“. Trotz Einheitsfront wurde auf eine Diffe-

renzierung Wert gelegt:

,, Die Einheit der Hochschulkampforganisationen soll aber nicht aus opportunistischen
Erwdgungen zu einer Verwischung bestehender ideologischer Unterschiede und damit zu
einer Isolierung von den beiden Arbeiterparteien fiihren. (...) Sie [Die Rote Vorhut, Anm.
d. Verf.] wird versuchen, in Hinkunft als Organ der Revolutiondren Sozialistischen Studen-
ten innerhalb des GRSV die Linie des revolutiondren Sozialismus in klarer marxistischer
Formulierung, firei von allen reformistischen und zentristischen Illusionen zu vertreten. “®

Die Einheitsfront wurde aber schon 1936 von Seiten der RSS aufgrund der ,,Entgleisun-
gen“ des Stalinismus (Moskauer Schauprozesse) beendet.

Die RSS waren nach Hochschulen und Fakultéiten gegliedert, arbeiteten nach konspirativen
Regeln im Untergrund und bekannten sich ,, zur proletarischen Rdtediktatur als Mittel zur
Zertriimmerung des biirgerlichen Herrschaftsapparates und der Errichtung der sozialisti-
schen Gesellschaft. "’

An der Hochschule traten die ,,roten Studenten* besonders beim HorerInnenstreik der Me-
dizinerInnen im November 1937 und bei einer Demonstration am 11. Mérz 1938 gegen die
Nationalsozialisten in Erscheinung. Bei dieser letzten Demonstration kam es zu einer nati-
onalen Einheitsfront mit katholischen-klerikalfaschistischen Studierenden, die ebenfalls fiir

die Eigenstindigkeit Osterreichs eintraten.”

58 Rote Vorhut, Nr. 3, 1935, Zit. in: Speiser, 1986, S. 125

% Rote Vorhut, Nr. 3, 1935, Zit. in: Speiser, 1986, S. 137

0 Vgl. Tidl, Marie; ,,2. Die Demonstration auf dem Ballhausplatz® in: ,,Die roten Studenten — Dokumente und Erinnerungen 1938-
1945%, Europaverlag, Wien 1976, S. 18-26
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2.4 Studentischer Widerstand im Nationalsozialismus

Nach dem Einmarsch der deutschen Wehrmacht in Osterreich hatte die Organisation der
»Roten Studenten* durch Emigration der rassisch und politisch verfolgten Mitglieder, Ver-
haftungen und Militérdienst entgiiltig zu existieren aufgehort.

Die verbliebenen ,,Roten Studenten® teilten sich grob in zwei Gruppen: Zum einen in jene,
die sich klar zur KPO bekannten, und zum in andere Revolutionire Sozialistinnen, Marxis-
tInnen und parteilose Linke, deren Loyalitit zu einer Partei lose oder inexistent war. Fiir
diese Gruppen galt nunmehr hochste Wachsamkeit und Konspiration, da die Methoden der
Geheimen Staatspolizei (GESTAPO) weitaus gefdhrlicher und brutaler waren als jene der
Behorden im Austrofaschismus. Die Revolutiondren Sozialistinnen gaben wihrend des
Nationalsozialismus die Losung ,,Keine Aktionen, Kader bewahren!“ aus. Dies traf auch

groftenteils auf die sozialistischen Studierenden zu.®'

Organisierter studentischer Widerstand gegen den Nationalsozialismus war inexistent, je-
doch gibt es einige Einzelbeispiele von VSStO-Mitgliedern, die Widerstand ,,im Kleinen*
mit antifaschistische AuBerungen, abhoren von Feindsendern sowie Desertion und Emigra-
tionshilfe leisteten.”

Die Wiener Universitdt wurde noch im Mirz 1938 ginzlich gleichgeschaltet. Die Leitung
mit Nationalsozialisten besetzt, die Professorenschaft auf den Fiihrer vereidigt, jliidische
und politisch unbequeme Lehrende entlassen und ein 2 % Numerus clausus fiir jlidische
Studierende verfligt.

Erst zu Kriegsende versammelten sich um einen ehemaligen ,,Roten Studenten* Dr. Horei-
schy am Chemischen Institut der Universitit Wien wieder einige Studierende.®> Am 15. 4.

1945 wurde der reguldre Studienbetrieb an der Universitdt Wien wieder aufgenommen.

ol Vgl. Speiser, 1986, S. 162, sowie Hindels, Josef ,,Gegen den Strom — Die Linke in der SPO bis 1970 in: ,,Gegen den Strom — Fest-
schrift zum 70. Geburtstag von Josef Hindels“ Verlag fiir Gesellschaftskritik, Wien 1986, S. 43
02 Vgl. Weigand, Hans Peter/Winkler, Werner; ,,Diese Welt muss unser sein — Die sozialistischen Studierenden in Graz 1919-1991¢,
Graz 1992, S. 112ff.
 Dr. Kurt Horeischy opferte zu Kriegsende sein Leben, um ein wichtiges Elektronenmikroskop vor der Zerstérung durch einen fanati-
schen Nationalsozialisten zu retten. Vgl. Tidl, 1976, S. 240ff. sowie Keller, Fritz ,,Ein neuer Friihling? Sozialistische Jugendorganisatio-
nen 1945 bis 1965 Europaverlag, Wien 1985; S. 13
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2.5 Die Wiedergriindung im Jahre 1945

Die Studierenden am Chemischen Institut um Otto Hoffmann-Ostenhof bildeten schon im
April 1945 eine sozialistische StudentInnengruppe. Die offizielle Konstituierung des
VSStO erfolgte jedoch erst im Juli 1946. Der erste Verbandsobmann hie Raoul Schmied-
eck.® Eine wesentliche Rolle bei der Wiedergriindung des Verbandes spielte der ehemali-
ge Spanienkimpfer und KZ-Insasse Josef Schneeweif, der von der SPO mit dem Aufbau
einer sozialistischen Studierendengruppe beauftragt wurde.® Bis Ende 1946 richtete der
Verband sein Hauptaugenmerk auf den universitiren Wiederaufbau und die soziale Lage
der Studierenden. Die vordringlichsten Aufgaben des wiedergegriindeten VSStO war die
Durchfiihrung der Entnazifizierung der Hochschulen, sowie die Sicherung des materiellen
Uberlebens von Studierenden.®® Der anfinglich ,,milde” Zugang des VSStO zur Entnazifi-
zierung der Universitidten wandelte sich durch die wiedererwachten nazistischen Umtriebe

wihrend des OH-Wahlkampfs im Herbst 1946 zu einem restriktiven.’

Die Studierendenvertretung an der Universitit Wien entstand nach einem Ubereinkommen
zwischen den drei Parteien SPO, , Osterreichische Volkspartei (OVP) und KPO, sowie
durch die Etablierung eines ,,Sec:hserausschusses“68 mit Otto Hoffmann-Ostenhof als
VSStO-Vertreter.

Der Vertretungsanspruch des VSStO an der Universitit war ein betont ausgleichender. Der
Verband appelierte an die OVP-Studierendenorganisation ,,Freie Osterreichische Studen-
tenschaft” (FOST) und an die KPO-Studierenden der ,,Vereinigung demokratischer Stu-
denten (VDS) zusammenzuarbeiten und bei der OH-Wahl 1946 auf Wahlwerbung zu ver-

® Hier differieren die Angaben von Hugo Pepper (Interview 28.11.2000, S. 14), der Josef SchneeweiB als ersten Verbandsobmann sieht.
Heinz Damians Aussage iiber Raoul Schmiedeck (Interview 24.8.2002, S. 2) erscheint durch den strom (Nr. 41, 1946 in: Heilingsetzer,
Ariane/Mesner, Maria/Rogl, Heinz/Weber, Fritz: ,,Die Geschichte des Verbandes Sozialistischer Studenten Osterreichs (VSStO) 1945-
1970 Projektbericht BMWEF, Wien 1989, Anhang Nr. 2) besser belegt.
% Vgl. Keller, 1985, S. 13
% Der VSStO konnte die Werkskiiche des OGB in der Ebendorferstrasse benutzen. Da in den Nachkriegsjahren Essen Mangelware war,
wurde dieser Umstand erfolgreich in der Mitgliederwerbung eingesetzt. Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 8
%7 Bei einer gemeinsamen Wahlversammlung der Fraktionen an der Universitit Wien 1946 wurde ein Antifaschist von Neonazis aus dem
Fester geworfen, nachdem sie die Angeklagten im Niirnberger Kriegsverbrecherprozess verteidigt hatten. Vgl. Keller, 1985, S. 16
% Die Aufgaben des ,,Sechserausschuss® war zunichst der Wiederaufbau der Universitit durch Schutteinsitze, Verteilung von Spenden
sowie Einrichtung einer Entnazifizierungskommission. Dieser Ausschuss wurde bald zum ,,Zehnerausschuss*, dann zur ,,Osterreichisch-
Demokratischen Studentenschaft* und schlieBlich im September 1945 zur ,,Osterreichischen Hochschiilerschaft (OH). Vgl. Heilingset-
zer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 9f.
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zichten®”. Dieser harmonische Kurs sowie die Nichtabhaltung politischer Veranstaltungen
des VSStO auf Hochschulboden lassen sich durch die damals aktive Generation des VSStO
erkldren, welche die politische Radikalisierung an den Universitdten in der Ersten Republik

als traumatisches Erlebnis erfahren hatten.

., Die gesamte nicht farbentragende Studentenschaft stimmt mit dem VSStO iiberein, dass
der Hochschulboden nicht politisiert werden diirfe. (...) Die Hochschule hat ausschlieplich
der Wissenschaft zu dienen*”"

Der verstirkte politische Auftritt des VSStO auf universitirem Boden und innerhalb der
SPO erfolgte 1947, und lag an den zunehmenden sozialen Widerspriiche des Wiederauf-
baus (Schlechte Erndhrungssituation, Reallohneinbuflen etc.), nationalsozialistische Remi-

niszenzen und der Debatte um die Wiederaufstellung eines dsterreichischen Bundesheers.”"

2.6 Der ,,Veteranen“-VSStO — Linke Opposition in der Partei

Nach anfanglichem Kriftemessen zwischen ,,rechten* Sozialdemokratlnnen und spéter
unterlegenen ,linken* Revolutioniren SozialistInnen’?, verfolgte die SPO nach 1945 das
Konzept der Kooperation mit den biirgerlichen Kréften, um eine etwaige Eskalation bei
politischen und sozialen Differenzen zu verhindern. Innerparteiliche Kritik seitens der Lin-
ken wurde durch die Instrumentalisierung des Antikommunismus von vornherein ausge-
schaltet.

Die Funktionirsriege des VSStO nach 1945 setzte sich vorwiegend aus durch den Krieg
verspéteten, dlteren Studierenden zusammen, die teils schon vor und nach 1934 politisch
aktiv gewesen waren. Der GroBteil des damaligen VSStO war politisch durch die Zwi-
schenkriegszeit und durch den Austromarxismus geprégt - in der Tradition Otto Bauers

und somit in Opposition zur Parteispitze.”

% Der Vorschlag wurde zwar angenommen, jedoch nicht eingehalten. Trotzdem erreichte der VSStO bei der OH-Wahl 21,7% der Stim-
men bei einer Wahlbeteiligung von 70 %. Die FOST erreichte 75 % der Stimmen

70 zitat Hugo Pepper in: Keller 1985, S. 63

"' Der VSStO vertrat eine pazifistische Position. Mit der Einrichtung der B-Gendarmerie wurde die Debatte bis zum Abschluss des
Staatsvertrages 1955 verschleppt und flammte zu diesem Zeitpunkt erneut auf. Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 12ff.

" Diese Auseinandersetzung fuBt in der Ersten Republik und geht auf Karl Renner bzw. Otto Bauer als Personifikationen sich gegenii-
berstehender Politikkonzepte zuriick Vgl. Hindels, Josef ,,Gegen den Strom — Die Linke in der SPO bis 1970“ in: ,,Gegen den Strom —
Festschrift zum 70. Geburtstag von Josef Hindels* Verlag fiir Gesellschaftskritik, Wien 1986, S.43ff.

3 Hierbei ist anzumerken, dass diese Gruppe keine ,,dogmatischen* Austromarxistlnnen, welche nach strenger ,,asketischer sozialisti-
scher Lebensform lebten, waren. Sie standen Jazz und avantgardistischer Kunst positiv gegeniiber und unterhielten ein eigenes Kabarett,
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., Wir sind halt von der Vorstellung besessen gewesen, dass nach 1945 die Chance bestan-
den hat die Gesellschaft in einer neuen Form aufzubauen, in einer Form in der sozialisti-
sche Wertvorstellungen dominant sind. Das war der Trugschluss unserer Garnitur. Und
weil wir halt diese Position verfochten haben, zu Ungunsten einer eher verschwommenen,
also eher auf Wohlfahrtsstaatsideen allein zugeschnittenen Programmatik, waren wir dau-
ernd in Konflikt mit der Partei. “™*

Der Parteitag im Oktober 1947 sollte Biihne fiir die oppositionellen Strémungen in der
SPO sein. Erwin Scharf, Zentralsekretir der SPO, brachte die ,,Resolution (der) 44" ein,
die auch durch VSStO-Vertreter unterstiitzt wurde. Zusitzlich schmuggelte der VSStO
eine Denkschrift in die Mappen der Delegierten, die eine Analyse der Weltsituation, der
Lage in Osterreich und des politischen Kurses der SPO enthielt, sich zudem vom Kommu-
nismus klar distanzierte und die Feigenblatt-Funktion der SPO in der Koalition mit der
OVP scharf kritisierte. Die Schrift fiihrte eine Reihe von politischen und wirtschaftlichen
Forderungen an die Koalition an und verlangte den Bruch bei Nichterfiillung. Die konkre-
ten Forderungen lauteten unter anderem die Sicherung der Unabhiingigkeit Osterreichs, die
Durchfiihrung einer Wéhrungs- und Verwaltungsreform, um die Ministerien von ,,reaktio-

niiren CV-Biirokraten® zu befreien.”®

., Dariiber hinaus muss man auch sagen, dass der Verband nicht ein Gegner der Koalition
war, aber ein Gegner dessen was wir als Koalitionsgesinnung bezeichnet haben. Also alles
muss dem Koalitionszweck untergeordnet sein, wobei halt manchmal die Prinzipien zu Fall
kommen. Das war halt auch immer ein Gesichtspunkt der harten Auseinandersetzung. "

Die Parteispitze reagierte ablehnend und brachte jede innenpolitische Kritik in Zusammen-
hang mit Sympathien fiir den Kommunismus. Der Antikommunismus wurde erfolgreich
instrumentalisiert und die ,,orthodoxen Linkssozialistinnen* innerhalb der Partei ausgeboo-

tet und der VSStO mit Sanktionen belegt.

den ,,Roten Hund“. Eine Dokumentation iiber das Kabarett lieferte Hugo Pepper in ,,Lachen auf eigene Gefahr — Das Kabarett »Der Rote
Hund« 1946-1951; Europaverlag, Wien 1987

™ Interview Hugo Pepper, 28.11.2000

” Die Conclusio dieser Resolution war ,,Der Feind steht rechts* und das es nicht die Aufgabe der SPO sei, gegen den Kommunismus zu
kidmpfen. Die Resolution wurde abgelehnt und Scharf verlor seinen Zentralsekretdrsposten. Vgl. Weber, Fritz; “Der Kampf fiir eine
austromarxistische Partei — die ersten Nachkriegsjahre” in: “SPO — Was sonst? Die Linke in der SPO — Geschichte und Bilanz Junius
Verlag, Wien 1983, S. 21f. & Hindels, 1986, S. 51f.

7 Vgl. ,,.Denkschrift zum Parteitag der SPO 1947« S. 5-10 in: Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, Anhang 4; sowie Keller, 1985,
S. 39;
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Die konkreten Folgen des Parteitags und auch der kurzfristigen Zusammenarbeit des
VSStO mit dem nunmehrigen Ex-Zentralsekretir Scharf im strom, dem Organ des Studie-
rendenverbandes seit 1945, waren Vorzensur*, Verlust der Eigenstindigkeit der Zeitung
(Beilage der Zeitschrift des ,,Bund Sozialdemokratischer Akademiker* (BSA) ,,Die Zeit*)
und Verweis oppositioneller Studierender aus WIHAST-Heimen. Der strom sollte Anfang
1950 aufgrund von unterlassenen Subventionen der Partei eingestellt werden. Ein beliebtes
Druckmittel, welches Modellcharakter erhalten sollte.”

Durch die Repressionen von Seiten der Partei setzte sich innerhalb des Verbandes ein Me-
chanismus in Gang, der in der Geschichte des VSStO wiederkehren sollte — die Oppositi-
onsfront begann zu brockeln. Im Zuge der Auseinandersetzungen 1948/49 bildeten sich
innerhalb der ,,Linken* im VSStO drei Meinungen heraus. Die Einen waren bereit die Op-
positions-Politik bis zum Parteiausschluss voranzutreiben, andere resignierten und wollten
sich dem Diktat der Partei unterwerfen. Die dritte Gruppe vertrat den Mittelweg, nimlich
kritische Politik innerhalb der neu-vorgegebenen Grenzen zu betreiben, Konfrontationen
nicht zu scheuen, sich jedoch klar von der Gruppe um Erwin Scharf abzugrenzen. Diese

Gruppe um Heinz Damian fiihrte ab 1948 den Verband.

Seit dem Herbst 1947 hatte sich innerhalb des Verbandes eine ,,rechte® Gruppe formiert,
die mit dem ,,Kollisionskurs® der ,,.Linken* nicht einverstanden waren. Diese Fraktion um
Paul Schérf setzte sich aus teilweise aus WIHAST-HeimbewohnerInnen und Kindern ho-
herer SPO-FunktionirIlnnen zusammen und versuchte die ,,Linken* durch Denunziationen

bei der Parteispitze anzuschwirzen.™®

Mit dem Jahr 1949 erfolgte ein Generationen-, aber auch Paradigmenwechsel im VSStO.

Die alte Generation zog sich aufgrund der Beendigung des Studiums, Zeitmangels oder

"7 Interview Hugo Pepper, 28.11.2000

7 Zentralsekretir Karl Waldbrunner im Parteitagsprotokoll 1947, S. 120f.: ,,Es geht nicht an, die Dinge unter dem Titel einer sozialisti-
schen Zeitung so darzustellen, wie es die Extremisten in unserem Lande, die Kommunisten, tun. Darum haben wir unseren jungen
Freunden geraten, sie mogen sich im politischen Teil eine Berater aus dem bewéhrten Stab unserer Presse nehmen, um die Dinge richtig
darstellen zu konnen (...)* Vgl. Keller, 1985, S. 39; Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 26

™ Vgl. Pepper, Hugo; “Erinnerungen an die SPO-Linke nach 1945 — Geistige Partisanen” in: ,,Gegen den Strom — Festschrift zum 70.
Geburtstag von Josef Hindels* Verlag fiir Gesellschaftskritik, Wien 1986, S. 34

80 Hohepunkt der Denunziation war 1949 ein Papier, des ,,linken” Vorstands fiir die ,,Kritzendorfer Konferenz* iiber die verfehlte Perso-
nalpolitik des Genossen Adolf Schérf, an den Parteivorstand. Die ,,Linken“ (Heinz Kienzl, Wolfgang Baderle etc.) hatten sich darauthin
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privaten Griinden zuriick und die neue ,,gemifBigtere” Generation um Ferdinand Maly {i-
bernahm die Verbandsfiihrung. Diese Gruppe widmete sich wieder voll und ganz dem

VSStO ,,Hoheitsgebiet*: der Hochschulpolitik. Konfrontationen mit der Partei wurde so
aus dem Weg gegangen. Trotzdem verortete sich der Verband immer noch als ,,/inks ge-

. . 81
gentiber der Partei.

Mit der beschriebenen Wende im Verband ging ein politischer Er-
nlichterungsprozess iiber die gesamtgesellschaftlichen und innerparteilichen Moglichkeiten

des VSStO einher.

2.7 Die 50er Jahre — die pragmatische Generation

Die Dekade der fiinfziger Jahre kann, was die verbandsinternen Machtverhiltnisse betrifft,
grob in drei Abschnitte gegliedert werden. Von 1950 bis November 1954 herrschte die
»geméiBigte™ Fraktion im Verband, die Konflikte mit der Partei weitgehend vermied (Vgl.
Kapitel 2.6), und ihre politischen Aktivitdten auf die Universititen beschrankte. Die ,,Lin-
ken“ im Verband waren eine Minoritit, versuchten aber, iiber andere SPO-
Jugendorganisationen - insbesondere iiber den im Mirz 1953 gegriindeten ,,Verband Sozia-
listischer Mittelschiiler (VSM)® und spiter iiber die GPA-Hospitantengruppe - auf den
VSStO Einfluss zu nehmen.

Der Hintergrund des Konfliktes zwischen ,,Rechts* und ,,Links* in den fiinfziger Jahren
innerhalb des Verbandes beruhte auch auf der Herkunft der jeweiligen Gruppenmitglieder
(Vgl. auch Kapitel 2.2.1). Die ,,Suppensozialisten, an der sozialen Realitét ausgerichtete,
vorwiegend aus den Bundesldndern kommende, aufstiegsorientierte ,,rechte Studierende
auf der einen Seite, auf der anderen Seite der ,,Bonzenkinderverein®, der groftenteils aus
ehemaligen VSM-Mitgliedern, teils Sohnen prominenter Parteigrofen, allesamt aus iiber-

wiegend mittelstandischen Milieu, bestand, welche sich als sozialistische Kern- und Er-

einem Schiedsgerichtsverfahren der Partei wegen , krypto-kommunistischer Betatigung* zu stellen, welches aber bald einschlief. Wei-
gand/Winkler; 1992, S. 166; vgl. auch Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 30

#! Ferdinand Maly in: Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 31

82 Vgl. Svoboda, Wilhelm ,,Revolte und Establishement — Die Geschichte des Verbandes Sozialistischer Mittelschiiler 1953-1973
Bohlau Verlag, Wien 1986, S. 14ff. & 187f., sowie Keller, 1985, S. 124f.
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neuerungsgruppe in einer dogmatisch-ausgelegten austromarxistischen Tradition Otto

Bauers im VSStO sahen und deren Leitfigur Josef Hindels war.*

Im November 1954 wurde Karl Blecha, erster VSM-Obmann im Jahre 1953, iiberra-
schend mit der Verbandsfiihrung betraut. Vor dieser Wahl hatte die ,,rechte” Verbandsfiih-
rung mit grofen Personalproblemen zu kdmpfen, da es einen grolen Abgang an Funktioné-

rInnen gegeben hatte.*

Nachdem Karl Blecha im Mai 1956 nach der Mobilisierung aller HeimstudentInnen wieder
abgewaihlt worden war, erfolgte mit Giinther Steinbach ab 1957 eine (Re-)Etablierung der
»Rechten® an der Spitze des Verbandes. Im Gegensatz zu der ,,gemiBigten* Fraktion am
Beginn der flinfziger Jahre verorteten sich diese Gruppierung nun ,,rechts* von der Partei.
Die neue Tendenz innerhalb dieser Gruppe war - iiber die fiinfziger Jahre hinaus - die SPO
in eine ,,Volkspartei® nach dem von der ,,Sozialdemokratischen Partei Deutschlands*

86
“®® zu verwandeln.

(SPD) vorgelegtem ,,Godesberger Programm
Am SPO-Parteitag 1957 wurde ein neuer Parteiprogrammentwurf vorgelegt, der die Partei,
die bis dorthin das von Otto Bauer verfasste Linzer Programm aus dem Jahr 1926 als

Grundlage hatte, in Richtung Volkspartei 6ffnen sollte.

,, Wir wollen ein Programm schaffen, das ein Marxist wie ein Nichtmarxist, ein Atheist wie

ein religioser Sozialist voll und ganz unterschreiben und in die Wirklichkeit umsetzen
kann. <%’

Der Entwurf konnte zuvor noch von , links* entschirft werden,® und das ,,Wiener Pro-

gramm‘ wurde am Parteitag 1958 beschlossen.

% Die Begriffe ,,Suppensozialisten” und ,,Bonzenkinderverein® waren die verichtlichen Namen fiir die jeweils andere Gruppe. (Vgl.
Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 39 & 43f.)

% Hier differieren die Jahreszahlen. Fritz Keller schreibt Mai 1955 (Vgl. Keller, 1985, S. 90). Ein Auszug aus dem Vereinsregister gibt
ihm jedoch nicht Recht.

% Vgl. Svoboda, 1986, S. 27

% Das ,,Godesberger Programm* wurde am 15. November 1959 am SPD-Parteitag in Bonn, Bad Godesberg beschlossen und hat in
seinen Grundziigen bis heute Geltung. Es stellt die programmatische Erklarung des Wandels der SPD von einer marxistischen Arbeiter-
partei zu einer pragmatischen Volkspartei dar. Marxistische Forderungen wurden durch Befiirwortung der liberalen Demokratie ersetzt
(Marktwirtschaft und Akzeptanz privaten Eigentums an Produktionsmitteln statt Planwirtschaft und Ablosung der biirgerlichen Klassen-
herrschaft) Vgl. http:/www.spd.de/servlet/PB/show/1024926/Godesberger%20Programm.pdf (Stand 12.12.2004)

87 Parteiprogrammverfasser Benedikt Kautsky in: neue generation, 1963, Jg. 13, Nr. 3, S. 7
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Auch im Verband énderte sich die politischen Ausrichtung, was fiir AuBlenstehende bereits
in der Positionierung des VSStO zum Oktoberstreik 1950* ersichtlich war. In der ersten
Ausgabe des neuen Verbandsorgans neue generation (erschienen Mitte Dezember 1950)
wurde kommentarlos tiber die ,,Ereignisse rund um das vierte Lohn-Preis-Abkommen*
berichtet. Noch in der der letzten Nummer des strom (Nr. 6/7, Juni 1949), hatte sich der
Verband vehement gegen die Lohn-Preis-Abkommen ausgesprochen, da diese die Studie-
renden wirtschaftlich schidigten.”

Der Verband war von nun an allgemeinpolitisch eher passiv’' und konzentrierte sich auf
die Hochschulpolitik, seine Mitarbeit in der OH und die Zuteilung von Heimplitzen und
Stipendien. In der neuen generation verdffentlichten Peter Jankowitsch und Norbert Leser
Artikeln zur internationalen Politik oder zur Theorie und Geschichte der ArbeiterInnenbe-

2
wegung.’

Hochschulpolitisch hatte Ferdinand Maly schon 1947 Akzente gesetzt, indem er einen Ma-
ximalentwurf” fiir die Organisation der OH, nach Vorbild des Arbeiterkammergesetzes
eingebracht hatte. Nach zdhem Ringen der StudierendenvertreterInnen mit dem Unter-
richtsministerium beschloss der Nationalrat im Juli 1950 das ,,Hochschiilerschaftsgesetz*
(HSG), das die Selbstverwaltung der Studierenden und die OH als Korperschaft dffentli-
chen Rechts bis heute absichert.

Die Hochschulpolitik in den 50er Jahren war eine sehr restriktive. Die Studierenden waren
materiell sehr schlecht gestellt, hinzu kam eine Studiengebiihren- und Taxenerhohung

(1953), das neue Hochschulorganisationsgesetz (1955), das die Ordinarienuniversitét fest-

% Die , totgeglaubte” Linke in der SPO konnte noch einige Abénderungen erreichen, und so war dieses ,,Wiener Programm® 1958 ein
programmatischer Schritt nach links, jedoch kein praktischer, wie es Hindels formulierte. (Vgl. Hindels, Josef; 1986; S. 57f. sowie
Pepper, Hugo ,,Wir konnten Korrekturen anbringen — Die fiinfziger Jahre* in: ,,SPO — Was sonst? Die Linke in der SPO — Geschichte
und Bilanz* Junius Verlag, Wien 1983, S. 40)
% GroBe Arbeitsniederlegungen Anfang Oktober 1950 aufgrund des Abschlusses des 4. Lohn-Preis-Abkommens zwischen der Regie-
rung und der Gewerkschaft, welches grofie Reallohnbeinbufien (massive Preiserh6hungen bei geringen Lohnerhthungen) fiir die Arbeit-
nehmerlnnen vorsah. Streiks wurden von der Regierung als kommunistischen Putsch dargestellt und nach kurzer Zeit abgebrochen.
% Vgl. Keller 1985, S. 52f.
! Selbst bei eindeutig rechtsradikalen Aktivititen anlésslich einer ,,Schiller Feier 1959 verweigerte der VSStO die Teilnahme an der
Gegendemonstration mit der Begriindung diese sei ,,undemokratisch®. Ebd. S. 104f.
%2 Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 46f.
3 Maly forderte darin Recht auf Gesetzesbegutachtung, Annerkennung und Unabhingigkeit als Interessenvertretung sowie progressiv
gestaffelte OH-Beitrige. Vgl. Keller 1985, S. 62
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legte und somit die Macht der Professoren absicherte, und das Hochschulstudiengesetz
(1956), das die Verordnungsmacht des Unterrichtsministeriums ausdehnte. Gegen alle die-
se Vorhaben protestierte der VSStO in der neuen generation.”

Zu erwihnen sei hier noch die Ausarbeitung eines Studienforderungsgesetzes von Giinther
Steinbach und Franz Bauer im Jahr 1957, das in seinen Grundziigen in den 60er Jahren im
Nationalrat beschlossen wurde.”

Obwohl sich der Verband zu einem pragmatischeren gewandelt hatte, blieben Spannungen
mit der Partei nicht aus, da die SPO noch immer mit der OVP, die damals fiir Hochschul-

fragen zustdandig war, koalierte.

In den 50er Jahren kann ein tieferer Konflikt zwischen Verband und Partei ausgemacht
werden: die Bundesheer-Debatte 1955. Der VSStO unter Karl Blecha sprach sich in einer
Resolution gegen ein Osterreichisches Bundesheer aus, verband diese aber - ob der Aus-
sichtslosigkeit dieser Fundamentalopposition aufgrund des Staatsvertrages’® - mit einer
Auflistung realistischer Forderungen wie ein viermonatiges Milizheer oder das Recht auf
Wehrdienstverweigerung. Die Partei institutionalisierte und verschleppte die Debatte und

deeskalierte so den Konflikt, bis er in Vergessenheit geriet.”’

2.8 Die ,,rechte* Verbandsfiihrung sichert sich ab — 1960-1964

Verbandsintern gab es am 18. Juni 1960 wiederum einen Generationen-, jedoch keinen
Paradigmenwechsel. Als die damaligen Vorsitzenden ihr Studium beendeten, iibernahm
die Gruppe um Franz Bauer und Hannes Androsch, welche zuvor in Konkurrenz zu Giin-
ther Steinbach gestanden hatte die Verbandsfiihrung.

Auf einem aufBerordentlichen Verbandstag am 12. und 13. November 1960 in Graz™
»verfestigte® die neugewéhlte Verbandsfithrung ihre Position mit einem neuen Statut,
welches die ,,Linken* benachteiligte. Das neue Statut legte einen Minderheitenschutz fest,

der jedoch, bei zusitzlicher Hoheitsgewalt iiber die Mitgliederkartei und der damit

% Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S.114fF.
% Vegl. Studienférderungsgesetzesentwurf & Brief von Bauer/Steinbach vom 1.9.1958; in: Mappe VSStO 1957-1964 (Briefverkehr
Zentralsekretariat); vgl. auch ,,Der Bettelstudent — abgesetzt?* in: neue generation, 1963, Jg. 13, Nr. 3, S. 10
% Vgl. BGBI. Nr. 152/1955, in: Doralt, Werner (Hrsg.) ,,Kodex Verfassungsrecht 14. Auflage (Stand: 1.4.1998), Orac Verlag 1998,
7 Vgl. Keller 1985, S. 86ff.
% Vgl. Stellungnahme des Prisidiums des VSStO an den Parteivorstand iiber den auBerordentlichen Verbandstag vom 24.3.1963; S. 3,
datiert 27.3.1963 unterzeichnet von Hannes Androsch in: Mappe VSStO 1957-1965, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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doch, bei zusitzlicher Hoheitsgewalt {iber die Mitgliederkartei und der damit einhergehen-
den ,,Kontrolle* der Mitgliederzahlen der einzelnen Fachgruppen, die bestehende Mehrheit
absicherte.”

Ferdinand Lacina (,,Linke* Fraktion) iiber das neue Statut, welches in den spiteren Ausei-

nandersetzungen grofle Wichtigkeit erlangen sollte:

., Das war sehr kompliziert. (...) Also Basis ist zundchst einmal die Fachgruppe. In der
Fachgruppe wird gewdhlt und grundsdtzlich ist dieses Statut so aufgebaut, dass es zwei
Listen [eine linke und eine rechte Liste innerhalb der Fachruppen, Anm. d. Verf.] gab, mit
einem beachtlichen Minderheitenschutz. Also dieser Minderheitenschutz hat so ausgese-
hen: wenn eine der beiden Listen mindestens 25 % erreicht, so bekommt sie die Hlfte der
Mandate, die in dieser Fachgruppe sind. Nur dann, wenn die Mandatszahl eine ungerade
ist, und die Mandatszahl hing von der Mitgliederzahl der Fachgruppe ab, dann hat eine
der beiden Gruppen eben diesen héchstens ein Mann/Frau-Vorteil, wobei natiirlich der
Vorsitzende aus der stirkeren Gruppe kam. (...) Dieser Minderheitenschutz, war zugleich
ein Schutz fiir die bestehende Mehrheit. Warum? Einfach deshalb, weil sobald du nicht
unter 25 % abgefallen bist bei den Stimmen, und sobald du das Sekretariat in der Hand
gehabt hast, konntest du, ich meine es gibt immer Karteileichen, konntest du die Zahl der
Mitglieder der Fachgruppe manipulieren. D.h. eine Fachgruppe in der du schwach warst,
in der ist eine gerade Zahl herausgekommen. Eine wo du stark warst, da hat es eine unge-
rade Zahl gegeben. “'"

Die ,.linke* Fraktion blieb somit in der Defensive, engagierte sich aber in einzelnen Berei-
chen wie der Hochschulpolitik (Ferdinand Lacina und Albrecht K. Konecny) und in den

einzelnen Fachgruppen (Vgl. Fachgruppe Philosophie in der Sektion Wien).'"'

2.8.1 Die ,linke* Fraktion im Exil

Zufluchtsorte der ,,.Linken‘ waren der VSM, dem viele auch als Studierende verbunden
blieben, aber auch die Hospitantengruppe der Gewerkschaft der Privatangestellten (GPA),
die schon 1949 fiir die studierende Jugend gegriindet wurde. Ab 1963/64 etablierte sich in
der Hospitantengruppe die ,,Linke*, und nutze die finanzielle und technische Unterstiit-

zung, um an der Universitit an Bedeutung zu gewinnen.

% Rehak, Giinter; ,,Antifaschismus, Olah-Krise, Koaltionsende — Die sechziger Jahre* in: ,,SPO — Was sonst? Die Linke in der SPO —
Geschichte und Bilanz* Junius Verlag, Wien 1983, S. 48, vgl. auch Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S.59f.

100 Ferdinand Lacina gehorte damals zur ,,linken* Fraktion. Ferdinand Lacina Interview 8.10.2002, S. 1f.

191 ygl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 60
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., De facto, haben wir das beniitzt als Plattform fiir den VSStO. (...) Fiir uns war es eigent-

lich die Moglichkeit dort, Organisation, Versammlungsraum und ein bisserl Geld zu ha-
ben. '

Die Hospitantengruppe setzte Initiativen auf universitirem Boden, sozusagen als ,,Sektion*
einer groBeren Organisation, ohne in direkten Konkurrenzkampf mit dem VSStO zu treten,
was zu Spannungen mit der Partei gefiihrt hitte. Nach Giinter Rehak gelang es den ,,Lin-
ken* durch ihre bundesweite Vernetzungstétigkeit der linken StudentInnengruppen, ihr

Profil in der Offentlichkeit zu schiirfen.!®

2.8.1.1 Die Affire Borodajkewycz

Ferdinand Lacina, der ,,linken* Fraktion zuzuordnen, war auch Mitglied der Hospitanten-
gruppe der GPA sowie Mandatar an der Hochschule fiir Welthandel und einer der Aufde-
cker der Affare um den antisemitischen, rechtsextremen Professor an der Hochschule fiir

Welthandel, Taras Borodajkewycz.'**

., Es war ndmlich so, die Borodajkewycz-Geschichte ist ndmlich ins Rollen gekommen, ei-
gentlich dadurch, dass der Heinz Fischer einen Artikel (in: ,,Die Zukunft”, Februar & Juni
1962, ,,Situation an Osterreichs Hochschulen®, Anm. d. Verf.) gegen viele Professoren
geschrieben hat, gegen den Pfeifer und auch gegen den Borodajkewycz. Und der Borodaj-
kewycz war der einzige Dumme der geklagt hat. Die anderen haben den Kopf eingezogen
und haben sich geduckt. Und er (Borodajkewycz, Anm. d. Verf.) sich dann auch noch so
verteidigt hat, mit Hilfe der Hochschiilerschaft bei einer Pressekonferenz (Auditorium ma-
ximum'® der Universitit Wien am 23.3.1965, Anm. d. Verf.), das in Wirklichkeit, dass
was tiber seinem Antisemitismus behauptet wurde, dann einem grofsen Publikum bekannt
geworden ist, und damit die Glaubwiirdigkeit ganz im Wesentlichen gestdirkt war. “*®

Im Zuge von Demonstration gegen Borodajkewycz, an der sich auch ,,linke* VSStO-
Mitglieder beteiligten,'’” kam es am 31. Mérz 1965 zum ersten politisch-motivierten Toten

der zweiten Republik: Bei der Kundgebung wurde der Kommunist Ernst Kirchweger von

12 Ferdinand Lacina, Interview 8.10.2002, S. 7

1% Vgl. Rehak, 1983; S. 49

1% Ferdinand Lacina lieferte die Vorlesungsmitschriften mit anitsemitschen AuBerungen von Taras

Borodajkewycz. Vgl. Fischer, Heinz; “Einer im Vordergrund. Taras Borodajkewycz®; Wien/Frankfurt/Ziirich 1966

1% Das Auditorium maximum (Audi max) ist der groBte Horsaal an der Universitit Wien und noch heute vielbenutzter Veranstaltungs-
ort.

1% Ferdinand Lacina, Interview 8.10.2002, S. 7f.

197 ygl. ,, Demonstration gegen Borodajkewycz — Schlégerei, mehrere Verletzte® in: AZ vom 30.3.1965, S. 1
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einem Neonazi erschlagen.'® Dieses Ereignis lieB den bis dorthin latenten Antisemitismus
und Rechtsextremismus an osterreichischen Universitdten und auch auBerhalb wieder er-
schreckend offensichtlich werden. Der VSStO spielte in dieser Causa, laut Ferdinand Laci-

na, keine Rolle:

. Also wir hatten ja ein grofies Handicap in der ganzen Borodajkewycz-Geschichte: Dass
der offizielle VSStO das nicht unterstiitzt hat.“ '

In der SPO selbst war der Fall umstritten, da in den Jahren 1963 und 1965''° Bundesprisi-
dentschaftswahlen anstanden und die SPO-Kandidaten Adolf Schirf und Franz Jonas um
Stimmen der ehemaligen Nationalsozialistinnen warben. Nach dem gewaltsamen Tod von
Ernst Kirchweger diirfte sich jedoch Parteivorsitzender Bruno Pittermann klar gegen Boro-

dajkewycz positioniert haben, vermutet Ferdinand Lacina.'"!

2.8.2 Theorie und Selbstverstindnis des ,,rechten® VSStO

Der theoretische Hintergrund der ,,rechten® Fraktion im VSStO zu Beginn der sechziger
Jahre wurde als sogenannter ,,Neosozialismus* von einzelnen Vertretern (Norbert Leser,
Giinther Nenning u.a.) verbreitet. Nach deren Auffassung hatte das ,,Wirtschaftswunder*
die Klassengegensitze abgebaut, der Grofiteil der Bevolkerung bildete nun eine Mittel-
schicht. Daraus ergebe sich zwangsliufig, dass sich die SPO nun gesamtgesellschaftliche
Interessen zuzuwenden habe, und nicht nur dem Interesse einer Klasse. Praktisch sollte
dies iiber eine Offnung zur Kirche sowie einer Anpassung an das biirgerliche Leben erfol-
gen. 112

Ein interessanter Aspekt in den Vorstellungen der wenigen Theoretiker der ,,rechten Frak-

tion im VSStO (vor allem Norbert Lesers) war der Einfluss einer , kulturrevolutioniren

Stromung innerhalb der Sozialdemokratie, die Ankniipfungspunkte mit der Frankfurter

198 ygl. “StraBenschlacht in Wien: Stahlruten, Stinkbomben gegen Antifaschisten” in: AZ vom 1.4.1965, S. 1 & ,,Borodajkewycz lasst
sich beurlauben — Das Opfer seiner Freunde gestorben® in: AZ vom 3.4.1965, S. 1

19 Ferdinand Lacina nennt jedoch auch den Juristen Kubicek, der ,,rechten” Fraktion zuzurechnen, der klar gegen Borodajkewycz Posi-
tion bezog. Vgl. ,,Alles iiber B.“ von A. Kubicek in: neue generation, Jg. 15, Nr. 1/2, S. 4 sowie Ferdinand Lacina, Interview 8.10.2002,
S. 7f.

1% Aufgrund des Ablebens von Adolf Schirf fanden im Jahr 1965 wieder Bundesprisidentschaftswahlen statt.

"""'Vgl. Ferdinand Lacina, Interview 8.10.2004, S. 8

2 Nur in dieser Lebensluft (der geistigen Freiheit, Anm. d. Verf.) wird sie ( die sozialistische Partei, Anm. d. Verf.) die geistige Be-
gegnung mit dem Christentum bestehen, welche nicht blof3 die Voraussetzung fiir die Wahlermehrheit, sondern vielmehr noch: die
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Schule fand, der die ,,Linken* im Verband auch zugetan war.'"® Norbert Leser schilderte
die Situation des gegenwirtigen Sozialismus mit gehobenem Lebensstandard und Massen-
kultur, welche durch die Massenkommunikationsmittel gesteuert wird und die daraus ent-
stehende Apathie und das politische Desinteresse in seinem ersten Buch ,,Begegnungen
und Auftrag — Beitrdge zur Orientierung im zeitgenodssischen Sozialismus® aus dem Jahr
1963, welches die neue generation wohlwollend rezensierte.''* Deshalb verwundert es
auch wenig, dass der VSStO die spiteren Ikonen der ,,Neuen Linken* Ernst Bloch und
Theodor W. Adorno in dieser Zeit zu Vortrigen nach Wien eingeladen hatte.'"

Ein weiterer inhaltlicher Punkt, der die ,,rechte* Fraktion als solche kennzeichnete, war ihr
starker Antikommunismus. Dieser manifestierte sich in der Positionierung im Fall Olah, in
Artikeln der neuen generation1 16 und in der internationalen Zusammenarbeit mit der ,,In-
ternational Union of Socialist Youth® (IUSY),'"” die fiir ihre antikommunistische Ausrich-

tung bekannt war.

Der VSStO begriff sich als Vorfeldorganisation der SPO auf den Universititen und Hoch-
schulen und stimmte mit der politischen Linie der Partei - abseits der Hochschulpolitik -
weitgehend iiberein und unterhielt ein friktionsfreies Verhéltnis.

In der Affire um Franz Olah''® im Jahr 1964 distanzierte sich der VSStO vom Vorgehen
des VSM, der gegen Franz Olah Stellung bezog und in diesem Fall den Parteivorsitzenden
Bruno Pittermann unterstiitzte, verhielt sich aber gegeniiber der Partei neutral und lobte die

Losung des Falles durch ein Schiedsgericht. '

eigentliche Aufgabe des marxistisch geprégten Osterreichischen Sozialismus ist.“ Nenning, Giinter; ,,Parteidisziplin — woher und bis
wohin?“ in: neue generation, Jg. 14, Nr. 2/3, 1964, S. 8; Vgl. auch Rehak; 1983; S. 43f.

13 vgl. Keller, 1985; S. 128

"% vgl. neue generation, 1963, Jg. 13, Nr. 2, S. 10

13 ygl. , Die Utopie — oder kritische Untersuchungen einer Kritik* in: neue generation, 1965, Jg. 15, Nr. 1/2, S. 6 sowie ,,Prof. Th. W.
Adorno® in: neue generation, 1964, Jg. 14, Nr. 2/3,S. 7

1 yol. Norbert Leser ,,Wegweiser durch die Zukunft? Zum neuen Programm der KPdSU“ in: neue generation 1962, 12. Jg., Nr. 1, S. 4
& neue generation, 1963, Jg. 13, Nr. 2, S. 10

7 Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Régl/Weber, 1989, S. 62

"8 Olah war 1963/64 ein ,eigenwilliger” Innenminister sowie OGB-Prisident. Der Vorwurf er strebe eine diktatorische Fiihrung an und
seine Auseinandersetzung mit Parteivorsitzenden Bruno Pittermann, fiihrten letztendlich zu seinem Riicktritt und Ausschluss aus der
SPO. Der VSM mobilisierte gegen Olah, die Gewerkschaft Bau-Holz fiir ihn. Die SPO entging knapp einer Spaltung und wurde durch
diese Krise erheblich geschwicht. Vgl. Keller, 1985, S. 132f.

1o Vgl. ,,0lah, Rollkommandos und ,Junge Sozialisten’ “ in: neue generation 1964, Jg. 14, Nr. 2/3, S. 6

44



Politisch hatte die SPO in dieser Zeit das universitire Feld der OVP iiberlassen, und wid-
mete sich vermehrt der Wirtschaftspolitik. Der VSStO hatte so stindig gegen konservative
Unterrichtsminister zu kimpfen und die Partei selbst hatte hochschulpolitisch nur {iber den
VSStO oder durch parlamentarische Anfragen des Nationalratsabgeordneten Karl Mark,

der personifizierten SP-Hochschulpolitik, ,,Zugriff* auf die Universitéten. 120

Der VSStO widmete sich in dieser Zeit vor allem den grundlegenden Bediirfnissen der
Studierenden aus der ArbeiterInnenschaft, also dem Kampf um ein Studienférderungsge-
setz, mehr Studierendenheime aber auch verbesserte Studienbedingungen.'?' Anzumerken
ist hierbei, dass dieses praxisnahe Engagement immer wieder als Argument der ,,rechten‘

Fraktion gegeniiber den ,,nutzlosen* Theoriedebatten der ,,Linken* angefiihrt wurde.'*

Die OH wurde damals vom OVP-nahen Wahlblock'> dominiert. Der VSStO konnte sich
jedoch immer wieder merkbar in Diskussionen einbringen, sei es beim Studienforderungs-
gesetz oder bei Demonstrationen und Streiks gegen den Bildungsnotstand an den Universi-
titen.'** Interessantes Detail im OH-Wahlkampf 1964/65 war die Forderung des VSStO
nach der Entpolitisierung der Referate der Studierendenvertretung, sprich Authebung der
Personalunion Referentln und Mandatarln, um ,,sachliche Arbeit zu gewéihrleisten.125

An der aktiven Arbeit innerhalb der OH-Gremien gab es auf beiden Fraktionsseiten des
Verbandes einige wenige Spezialistlnnen, von Seiten der ,,rechten Fraktion sei hier der
Mandatar am Zentralausschuss (ZA) Alexander Kubicek'*® zu erwéhnen und auf Seiten der
,Linken* Ferdinand Lacina, langjdhriger Mandatar auf dem Hauptausschuss (HA) der

Hochschule fiir Welthandel. Ferdinand Lacina restimiert iiber die Studierendenpolitik:

120 yol. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 122

121 praktische Forderungkataloge sind die Wahlprogramme 1961 (neue generation, Jg. 11, Nr. 1, S. 2f.) und 1963 ( neue generation,
1963, Jg. 13, Nr. 1, S. 2-3)

122 yol. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 56

123 Der Wahlblock war ein Zusammenschluss der FOST (Freie Osterreichische Studentenschaft), des Cartellverbandes der farbentragen-
den katholischen Studentenverbindung, des Kartellverbandes der nichtfarbentragenden katholischen Studentenverbindung sowie der
Katholisch Osterreichische Landsmannschaften.

124 Studierendenstreiks 1959 & 1961 wegen unhaltbarer Zustinde (Raumnot, etc.) an den Universititen aufgrund von unterdotierten
Budgets. Vgl. neue generation 1962, Jg. 12, Nr. 4, S.2 und neue generation 1963, Jg. 13, Nr. 1, S. 6-7

123 ygl. studentenspiegel (Studentisches Informationsblatt des VSStO)) Dezember 1964, S. 6

126 ygl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 66
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., Also, das muss ich schon sagen, die Linke im VSStO hat Studentenpolitik eigentlich nicht
besonders interessiert. Fiir uns war das ein Durchgangsstadium, die Klassenfrage hat sich
anders gestellt. “'?’

Im Rahmen der OH war das Interesse des VSStO an Hochschulpolitik in dieser Zeit auf

. . . . 12
Einzelpersonen beschrinkt und wurde eher als ,,Privatvergniigen® gesehen.'*®

2.9 Zusammenfassung

Die historische Entwicklung der sozialistischen Studierendenorganisation ist von Anbeginn
nicht nur ein Spiegel der Osterreichischen Geschichte, sondern auch ein Abbild der Ge-
schichte der sozialistischen Partei.

Die unterschiedlichen Stromungen in der sozialistischen Bewegung, also die differenzier-
ten Auffassungen von politischem Selbstverstindnis, finden sich auch im VSStO immer
wieder. Klar ersichtlich wurden diese verschiedenen Ansichten in diversen Kontroversen
innerhalb des Verbandes, wie zum Beispiel 1918 im Konflikt um die Ausrichtung des Ver-
bandes als ,,Kampf- oder Erziechungsorganisation* (Vgl. Kapitel 2.1.1), ab 1925 zwischen
,»Gesinnungssozialisten und ,,Interessenssozialisten (Vgl. Kapitel 2.2.1) und nach 1945
zwischen ,,Bonzenkindern* und ,,Suppensozialisten (Vgl. Kapitel 2.7). Die
Demarkationslinie zog sich vornehmlich zwischen der sogenannten ,,linken* und ,,rechten*
Fraktion im Verband.

Diese verschiedenen Stromungen lassen sich von jenen in der S(DA)PO ableiten, zum ei-
nen von der austromarxistischen Bewegung um Otto Bauer und zum anderen von der
»pragmatischen Richtung mit Karl Renner als Protagonist in der Ersten und zu Beginn der
Zweiten Republik. In der Ersten Republik konnte sich noch die ,,linke* Fraktion durchset-
zen (siehe Kapitel 2.2.2), in der Zweiten Republik errangen die ,,rechten Sozialdemokra-

ten“ nach anfénglichem zéhen Ringen die innerparteiliche Hegemonie (siehe Kapitel 2.6).

Der Vertretungsanspruch beider im Verband vertretenen Gruppen konzentrierte sich vor-

dergriindig auf die Studierenden und das universitire Feld, wobei bei der ,,linken* Fraktion

127 Ferdinand Lacina, Interview 8.10.2004, S. 10
128 vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 122
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ein deutliches Interesse dariiber hinaus bestand (Vgl. Kapitel 2.8). Grundsitzlich ist festzu-
halten, dass sich der gesamte VSStO von Beginn an immer fiir eine starke, aktive Interes-
senvertretung von Studierenden an der Universitit eingesetzt hat. Die Einrichtung der OH
sowie das Studienférderungsgesetz wurden entscheidend durch den Verband geprigt (siche
Kapitel 2.7), das Hochschulorganisations- und Hochschulstudiengesetz in ihrer restriktiven

und autoritdren Auspragung kritisiert und bekampft.

Das Selbstverstindnis des Verbandes war im Bezug auf die Partei groftenteils von kriti-
scher Loyalitdt geprdgt, und das Agieren innerhalb der Parteigrenzen selten in Frage ge-
stellt (Vgl. Kapitel 2.6). Die Koalitionsgesinnung der SPO wurde nach 1945 von ,,rechts®,
wie von ,,links* kritisiert, wenngleich auch in unterschiedlicher Intensitét. Sanktionen ge-
geniiber dem Verband beziehungsweise dissidenten ,,linken* Mitgliedern bei abweichen-
dem, sprich der Parteispitze nicht genehmen, Verhalten erfolgten {iber Zensur, erschwertes
Erscheinen des Verbandorgans oder Ausschluss Einzelner aus WIHAST-Heimen (siehe
Kapitel 2.2.1 und 2.6). Diese Praxis sollte in den darauffolgenden Jahren fortgesetzt wer-
den, wenngleich die Verweigerung der finanziellen Mittel als probates Disziplinierungsin-

strument hinzukam.
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3. DIE MACHTUBERNAHME DER ,,LINKEN“ IM VSSTO 1966

Das zweite Kapitel behandelt eine Phase in der Verbandsgeschichte, in der es zu einer
deutlichen Verschirfung der Auseinandersetzung der zwei Fraktionen innerhalb des
VSStO kommt. Nach langer Wirkungszeit der ,,rechten* Fraktion {ibernimmt die ,,Linke*
die Fiihrung des Verbandes.

Dieser Wechsel hat wesentliche Auswirkungen auf das politische Selbstverstindnis des
Verbandes, seine politischen Aktivitdten an der Universitéit sowie sein Verhéltnis zur Mut-
terpartei.

Ein Paradigmenwechsel fand jedoch nicht nur im sozialistischen Studierendenverband
statt, sondern auch in der Republik selbst, die ab 1966 von einer OVP-Alleinregierung ge-
fiihrt wurde, weihrend sich die SPO mit einem neuen Parteivorsitzenden in der Oppositi-

onsrolle erst zurechtfinden musste.

3.1 Der Fraktionskampf im VSStO von 1964-1966

Schon zu Beginn der sechziger Jahre spitzte sich die Konfrontation zwischen den Fraktio-
nen stetig zu. Rund um den auBBerordentlichen Verbandstag am 24. Mérz 1963 kam es zu
grofien Unstimmigkeiten'” aufgrund unterschiedlicher Mitgliederzahlen und daraus resul-
tierenden differierenden Delegiertenzahlen (Vgl. Beschreibung des Verbandstatuts im Ka-
pitel 2.8). Es kann vermutet werden, dass aufgrund von verinderten politischen Kréftever-
hiltnissen in verschiedenen Sektionen des VSStO (wahrscheinlich Graz, Leoben und Inns-
bruck), die bestehende Mehrheit der ,,rechten* Fraktion in Gefahr gefdhrdet schien und
diese durch eine ,,Nachwahl* von wohlgesonneneren Delegierten abgewendet wurde. Die

Eskalation des Konfliktes wurde, so ldsst es die triste Quellenlage aus dem Jahr 1963 ver-

129 Vgl. unterschiedliche Stellungnahmen von A. K. Konecny (,,Linke*) und Hannes Androsch (,,Rechte) vom 25. bzw. 27. Mirz 1963
zum ao. Verbandstag am 24. Mirz 1963; in: Mappe VSStO 1957-1965, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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muten, durch ein Verbandsschiedsgericht'**

Partei’! fiir kurze Zeit abgewendet.

sowie vermittelnde Tatigkeit von Seiten der

Ab diesem Punkt ist ein circa zweijdhriges, zunehmend hirteres, Ringen um die Verbands-

fiihrung auszumachen, aus der die ,,Linke* als siegreiche Fraktion hervorgehen sollten.

3.1.1 Zwei konkurrierende Sektionsvorstinde im VSStO Wien

Im Dezember 1964 erfolgten nach dem Statut von 1960 (Vgl. Kapitel 2.8) Wahlen inner-
halb der fiinf Fachgruppen (Juristinnen, Medizin, Philosophie, Technik und Welthandel) in
der Sektion Wien. Von den 39 gewihlten Funktiondrlnnen, welche in der FunktionérIn-
nenkonferenz den Sektionsvorstand wiéhlten, standen nur mehr 19 auf der Seite des regie-
renden Vorstandes. Das Stimmenverhiltnis im Wiener Verband bei dieser Wahl war mit
200:210, denkbar knapp.'*?

Vor dieser Wahl konnten sich, nach Angaben von Helmut Sommer und Lotte M6r-
tenschlag,'”* die beiden Fraktionen auf keine gemeinsame KandidatInnenliste fiir die
Hochschulwahl im Janner 1965 einigen. Dieser Dissens rief Kampfabstimmungen in den

Fachgruppenvollversammlungen hervor."**

Das ,,rechte* Sekretariat zweifelte das Wahlergebnis an, stellte die Wahl von zwei ,,linken*
Delegierten, namlich Eva Zgraja'*> (Fachgruppe Juristinnen) und Josef Nagler

( Fachgruppe MedizinerInnen), in Frage und verlangte eine nachtragliche Mitgliederzéh-
lung, um das Wahlergebnis doch noch zu ihren eigenen Gunsten entscheiden zu kénnen. '
Aufgrund dieser Auffassungsunterschiede versuchte die Partei zu vermitteln. Zentralsekre-

tdr Leopold Gratz verlangte Zusammenarbeit, die Bereitschaft zu Verhandlungen, die Er-

139 vgl. Stellungnahme des Verbandsschiedsgerichts an den Parteivorstand vom 15.5.1963; in unterfertigt von Trude Rosch (Sekretir);
in: Mappe VSStO 1957-1965, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

! ygl. Einladungsschreiben von Heinz Nittel vom 24.5.1963 zu klirendem Gesprich mit Karl Waldbrunner und Leopold Gratz am
30.5.1963; in: Mappe VSStO 1957-1965, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

132 Vgl. Brief von Schwanda, Roszenich, Merth, Rehak und Schmidt (,,Linke* Fraktion) vom 12.1.1965 an Zentralsekretér Leopold
Gratz in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

133 Vgl. Bericht des Prisidiums iiber die interne Lage des Verbandes vom 3.3.1965 gezeichnet Sommer/Martenschlag; in:  Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

13 Anzumerken ist, dass es im Laufe der 50er und 60er Jahre immer wieder Fraktionsiibereinkommen, bspw. bei Beschickung der OH-
Gremien gab, um Reibungsverluste gering zu halten. Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 59; Schreiben von A. K. Konec-
ny an Bruno Pittermann vom 25. Mirz 1963; in: Mappe VSStO 1957-1965, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

13 Eva Zgraja heiratete spiter Peter Kreisky. Vgl. Interview Eva Kreisky vom 1.7.2004

1% Mitglieder-Aussendung des VSStO) Wien vom 11.1.1965, unterzeichnet von Heinz Fuchs; ebd.
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arbeitung eines gemeinsamen ,,Studentenprogramms® sowie eine Statutenénderung.”’ Zu

einer solchen Einigung sollte es aber in absehbarer Zeit nicht kommen.

Im Wiener Sektionsvorstand am 13. Janner 1965 erhob der stellvertretende Wiener Ob-
mann Herbert Schwanda den Einwand, dass eine Feststellung der Wahlberechtigten einen
Monat nach dem Wahlergebnis illegal sei. Dies wurde vom Verbandsobmann Helmut

Sommer mit der Aussage “Die Mitgliederzahl bestimmt der Sektionsvorstand “** quittiert.

Trotzdem fand am 20. Janner 1965 auf Verlangen von sechs Delegierten zur FunktionérIn-
nenkonferenz in Ubereinstimmung mit dem Statut eine auBerordentliche FunktionérInnen-
konferenz der Sektion Wien statt, um den Sektionsvorstand neu zu bestellen. Von dieser
Konferenz liegen mir drei verschieden Abliufe vor, einer von SPO-Vertreter Franz Fi-
scherlehner, einer der ,,linken* Fraktion gezeichnet von Eva Zgraja bzw. Erich Schmidt
(stellvertretender Sektionsobmann), und einer der ,,rechten* Fraktion von Lotte Mor-

tenschlag (Sektionssekretirin). 139

Eine tatsidchliche Anndherung an die damaligen Ereig-
nisse erscheint mir nur durch eine Synthese der drei Berichte mdglich. Hierbei ist jedoch
festzuhalten, dass diese Darstellung trotzdem kritisch zu beurteilen ist, da die
Zusammenfiihrung von Abldufen, deren Beschreibung den eigenen Interessen dienen soll,

meist eine ,,verzerrte Wahrheit wiedergibt.

Die ,,erste* Sitzung wurde vom Sektionsobmann Heinz Fuchs eréffnet. Bei der Stimmkar-
tenausgabe, um die Beschlussfahigkeit der Konferenz festzustellen, kam es jedoch zu vor-
hersehbaren Meinungsverschiedenheiten, da Eva Zgraja und Josef Nagler keine Stimmkar-
ten erhalten hatten. Es entspann sich eine rege Diskussion iiber die Statuten und die Mit-
gliederkartei. Zum einen wurde die Zahlung der Mitgliederzahlen in den Fachgruppen Jus
und Medizin angezweifelt, zum anderen die Wahl der beiden Delegierten bei der Fach-

gruppenvollversammlung fiir nichtig erklart.

137 Brief von Leopold Gratz an den VSStO (Erich Schmidt) vom 10.1.1965, Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
138 Brief von Erich Schmidt und Giinter Rehak an Alois Piperger (Zentralsekretir) vom 14.1.1965; ebd.
139 Bericht von Franz Fischerlehner sowie Protokolle von Eva Zgraja/Erich Schmidt und Lotte Mortenschlag; in: Mappe VSStO 1965-
1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Heinz Fuchs schlug vor, dass die SPO eine Mittlerfunktion in diesem Streit {ibernehmen
solle. Dariiber konnte jedoch, aufgrund der ungeklédrten Anzahl an Stimmberechtigten,
nicht abgestimmt werden. Franz Fischerlehner konkretisierte das Angebot der SPO, indem
er den Vorschlag machte, die Mitgliederzéhlkartei in Verwahrung zu nehmen und von ei-
nem Parteigremium {iberpriifen zu lassen. Weiters sollten bei dieser Sitzung, da in den dar-
auffolgenden Wochen Hochschulwahlen stattfinden wiirden, moglichst alle unumstrittenen
Beschliisse, abgestimmt werden. Aber auch hier konnte aus oben genannten Griinden keine
Abstimmung erfolgen, worauf Franz Fischerlehner eine Testabstimmung inklusive den
beiden strittigen Stimmen vorschlug, die auch erfolgte und die einstimmige Annahme der
Vorschldge des Parteivertreters ergab. Heinz Fuchs goutierte diesen Testbeschluss, betonte
aber, dass dieser kein Prijudiz darstelle. Der ordentliche Beschluss konnte jedoch aufgrund
erneuter statutarischer Einwénde von Albrecht K. Konecny wiederum nicht erfolgen. Trotz
eindringlicher Aufforderungen des Sektionsobmanns Fuchs oder des Parteivertreters Fi-
scherlehner,'** wenigsten anstehende Entscheidungen mit 2/3 Mehrheit zu beschlieBen,
wurde die Sitzung auf Antrag von Heinrich Ribnitz geschlossen. Der Antrag wurde laut
Protokoll von Lotte Mortenschlag ohne Gegenstimme angenommen. Franz Fischerlehner
verliel mit der ,,rechten Fraktion den Versammlungsraum, ibernahm die Mitgliederkartei

des VSStO und verlieB das Verbandslokal.'*!

Im Protokoll der ,,linken* Fraktion wird oben angefiihrte Sitzung lediglich als ,, Vorbespre-
chung unter dem Vorsitz des Sektionsobmannes Gen. Fuchs, in der es tiber Verfahrensvor-
schlige des Gen. Fischerlehner zu keiner Einigung kam“,'** beschrieben. Nach Aufforde-
rung ,, endlich mit der Durchfiihrung der Konferenz zu beginnen *“ soll Sektionsobmann
Fuchs den Raum verlassen haben. Darauthin habe Herbert Schwanda die Sitzung, als stell-
vertretender Sektionsobmann fiir den ,,verhinderten Heinz Fuchs, er6ffnet und die ,,ord-

143

nungsgemifle* Beschlussfiahigkeit festgestellt. In einem Brief von Erich Schmidt, ™ stellt

dieser die ,,erste* Sitzung als Debatte dar, in der es ,,nicht einmal zu einer Erstellung der

1% Hier differieren die Protokolle von Fischerlehner und Mértenschlag.

1! Widerspriichlich ist in diesem Zusammenhang, dass Fischerlehner den VSStO verlieB, in seinem Protokoll jedoch den Ausgang der
spateren Wahlen zum neuen Sektionsobmann und die Wahl der Delegierten zum Verbandstag schilderte.

12 protokoll der auBerordentlichen Funktionirekonferenz vom 20.1.1965, gezeichnet von Eva Zgraja & Erich Schmidt; in: Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Geschiéftsordnung, geschweige dem zu einer ordnungsgemaifBen Tagesordnung* kam. Er
gibt weiters an, dass trotz einer fehlenden Tagesordnung ein Antrag auf Vertagung zur
Abstimmung gebracht wurde, dem die AnhingerInnen der ,,rechten* Fraktion zustimmten,
jedoch der Rest die Abstimmung aufgrund der nicht ordentlich eréffneten Sitzung verwei-
gerte.

Da in dieser ,,zweiten* Sitzung der Antrag auf namentliche Protokollierung der Stimment-
haltungen gestellt wurde, ist anzunehmen, dass auch Mitglieder der ,,rechten‘ Fraktion
oder zumindest fraktionell unzuordenbare Mitglieder anwesend waren, in diesem Fall
Siegfried Wilfling, Ingrid Scheiber (beide Fachgruppe Welthandel) sowie Heinz Blaschke
(Fachgruppe Technik). Im Laufe dieser Sitzung wurde der alte Sektionsvorstand entlastet
und ein neuer mit Erich Schmidt als Obmann gewéhlt. Zudem wurden die Delegierten zum
bundesweiten Verbandstag des VSStO gewihlt, im Verhiltnis 11:2 fiir die ,,linke* Frakti-

on.

Bei dieser FunktiondrInnenkonferenz wére es also zu einer Verdnderung des Kriftever-
hiltnisses im Sektionsvorstandes der Sektion Wien des VSStO gekommen (und/oder ist es
auch). Die ,,rechte Fraktion hat dieses Vorhaben aus ihrer Sicht vereitelt, die ,,linke* Frak-
tion wiederum hat aufgrund einer angeblichen Verhinderung des Sektionsobmanns Fuchs
eine eigene Sitzung abgehalten und einen neuen ,,linken* Vorstand gewéhlt. Beide Metho-
den, die einerseits Macht erhalten und andererseits Macht ergreifen helfen sollen, sind aus
statutarischer Sicht problematisch zu bewerten. Ferdinand Lacina bestdtigt das fragliche

Vorgehen der ,,Linken*:

.80 ganz legal war das, was wir gemacht haben, das muss ich zugeben, nicht. Das war
schon etwas auferhalb der Statuten. Aber die Statuten lieflen eigentlich keine andere Mog-
lichkeit zu. Das war ein Notwehrputsch, oder so. “***

Faktum war, dass ab diesem Zeitpunkt der VSStO Wien aus zwei konkurrierenden Vor-

stinden bestand. Die ,,rechte* Fraktion erkannte den neu gewihlten ,,linken Sektionsvor-

stand nicht an, verblieb im Sektions- bzw. Verbandslokal in der Werdertorgasse 6. Vice

'3 Brief von Erich Schmidt vom 22.1.1965 vermutlich an das Zentralsekretariat (Eingangsstempel 23. 1.1965) in: Mappe VSStO 1965-
1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
144 Perdinand Lacina, Interview 8.10.2004, S. 5;
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versa versuchte sich der ,,linke* Sektionsvorstand als rechtmaflige Verbandsfithrung der
Sektion Wien des VSStO, vor allem gegeniiber der Partei, zu legitimieren.
Ein interessantes Beispiel in der Anwendung legitimierender Instrumente von Seiten der

,»linken* Fraktion stellt eine Meldung in der AZ vom 22. Jénner 1965 dar.

,,Die Sektion Wien des Verbandes Sozialistischer Studenten hielt Mittwoch eine Funktiond-
rekonferenz ab, auf der der Sektionsvorstand neu gewdhlt wurde. Erich Schmidt wurde
einstimmig zum neuen Obmann der Sektion Wien gewdhlt. %

Vermutlich steckten hinter dieser Meldung gezielte Information des ,,linken Sektionsvor-
standes beziehungsweise gute Kontakte zu AZ-RedakteurInnen. Die ,,rechte Fraktion

driickte in einem Brief an Zentralsekretdr Leopold Gratz ihr Befremden iiber diese

»Falschmeldung® aus. 146

Aufgrund der beiderseitigen ,,rechtméfigen* Beanspruchung der Verbandsexekutive wurde
das Verbandsschiedsgericht mit dem Vorsitzenden Hannes Androsch und den Beisitzern
Othmar Slunsky, Franz Bauer, Alfred Kanitz und Johann Feichtinger einberufen. Es darf
bei der Besetzung des Schiedsgerichts eine gewisse Tendenz vermutet werden, da And-
rosch und Bauer nur wenige Jahre zuvor der ,,rechten* Funktionirlnnenriege des VSStO
angehorten. Der Schiedsgerichtsspruch am 30. Janner 1965 fiel auch dementsprechend aus:
Der Vorsitzende Fuchs hitte die Sitzung ordnungsgemal geschlossen, wihrend der Funk-
tiondrlnnenkonferenz wire keine Verhinderung von Obmann Heinz Fuchs vorgelegen und
die im Anschluss abgehaltene Versammlung sei keine FunktiondrInnenkonferenz gewesen
und somit hitten auch keine giiltigen Neuwahlen durchgefiihrt werden kénnen.'*’

Das Ergebnis des Verbandsschiedsgerichtes wurde jedoch von der ,,linken* Fraktion nicht

anerkannt.

145 Neuer VSStO-Sektionsvorstand in Wien® in: AZ vom 22.1.1965, S. 4,

14 ygol. Brief von Fritz Danzmayr und Lotte Mortenschlag an Leopold Gratz vom 22.1.1965; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefver-
kehr Zentralsekretariat)

17 Verbandsschiedsgerichtsbeschluss vom 30.1.1965; in: ebd.
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3.1.2 ...und zwei konkurrierende Bundesvorstinde

Die ,,linke* Fraktion versuchte ihre Macht auszubauen, und berief mithilfe der VSStO-
Sektion Graz (Erich Mikulaschek als stellvertretender Obmann) und Innsbruck einen au-
Berordentlichen, bundesweiten Verbandstag fiir den 7.Mirz 1965 ein.'*® Die Begriindung
lautete, der rechte Verbandsvorstand hitte auf Verlangen der beiden Sektionen nicht frist-
gerecht eingeladen (fiir den 16. Mérz 1965) und sei, nach § 18 des Verbandsstatutes,'*
verhindert. Giinther Rehak beschreibt die damalige Vorgehensweise, die schon in der Wie-

ner Funktiondrlnnenkonferenz angewendet (siche Kapitel 3.1.1) worden war, wie folgt:

., Das formale Mittel fiir die Durchsetzung der sachlichen Inhalte lieferten die statutari-

schen Bestimmungen, nach denen iiberall dort, wo ein Verbandsfunktiondr verhindert ist,

die ihm zustehenden Kompetenzen von seinem satzungsmdfsigen Vertreter wahrgenommen
w150

werden.

So wurde am 7. Mérz 1965 in VSM-Raumlichkeiten in Wien-Leopoldstadt, welche der
»linken* Verbandsfiihrung kurzfristig auch als Verbandslokal dienen sollten, ein ,,neues*
Verbandsprisidium mit Giinther Rehak'*' als Verbandsobmann gewihlt, und zwar mit den
Stimmen der ,,linken* Wiener, Grazer und Innsbrucker Delegierten.152 Diese Nachricht
wurde auch der ,,Austria Presseagentur (APA) durchgegeben und verdffentlicht.'

Ab diesem Zeitpunkt verfolgte die ,,linke* Fraktion die Strategie der administrativen Legi-
timierung der eigenen Position durch zweifelhafte Mittel. Neben der Aneignung von Ver-

154

bandsbriefpapier, der Herstellung eines eigenen Verbandstempels ~* und der Abschaltung

148 Vgl. Brief von Erich Mikulaschek an Leopold Gratz vom 4.3.1965; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
1498 18 Abs. 1: Treten Umstinde ein, die einem Funktionr die ginzliche oder teilweise Erfiillung seiner Verpflichtungen dauern oder
voriibergehend unmoglich machen, hat der Funktionér dies unverziiglich dem Vorsitzenden des Organes, dem er angehdrt, und ist er dies
selbst, dem nach § 19 zu seiner unmittelbaren Vertretung berufenen Funktiondr mitzuteilen. Vgl. Stellungnahme der legalen (,,rechten®,
Anm. d. Verf) Verbandsfithrung zum Einigungsversuch des Parteischiedsgerichtes vom 31.5.1965, S. 3; in: ebd.
10 Rehak, 1983; S. 49
51 Der gegenwirtige VSStO distanziert sich, aufgrund seiner antifaschistischen Tradition, von seinem ehemaligen Bundesvorsitzenden
Giinther Rehak, der sich von der Linken ab- und der extremen Rechten (Gerd Honsik) zugewandt hat (Vgl.
http://www.vsstoe.at/default.asp?Hauptmenue=1&Untermenue=3, Stand: 12.12.2004 ). Laut dem Handbuch des osterreichischen
Rechtsextremismus ist Rehak mittlerweile Referent im rechtsextremen Milieu und schreibt im rechtsextremen Organ ,,Aula“. Vgl.
Dokumentationsarchiv des Osterreichischen Widerstands (Hrsg.); ,,Handbuch des dsterreichischen Rechtsextremismus* Deuticke Verlag,
2. Auflage, Wien 1996, S. 280
132 Vgl. Brief vom 10.3.1965 von Giinter Rehak und Heinz Nemec (Verbandssekretir) an Bruno Pittermann; in: Mappe VSStO 1965-
1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
153 APA-Meldung 7.Mirz 1965 (I-167, 23.40h)
'3 Ein Vergleich der Briefe bzw. Stempel vom 8.3.1965 (Unterzeichner: Danzmayer/Mortenschlag) mit jenem vom 10.3. 1965 (Unter-
zeichner: Nemec/Rehak) weiit unterschiedliche Arten des VSStO-Stempels auf; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentral-
sekretariat)
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des Telefonanschlusses im Verbandssekretariat in der Werdertorgasse wurden auch die

Vereinskonten gesperrt, obwohl eine Amtsbestitigung der Vereinsbehérde fehlte. '

Der Zentralsekretir der SPO, Leopold Gratz versuchte nach diesen Ereignissen erneut zwi-
schen den beiden verfeindeten Gruppen zu vermitteln (Vgl. Kapitel 3.1.1), und lud zu ei-
nem Treffen der beiden Gruppen am 10. Mirz 1965. Leopold Gratz gab dort der ,,linken*
Gruppe zu verstehen, dass der Verbandstag vom 7.Mirz 1965 von der Partei nicht aner-
kannt wiirde, ebenso wenig der von der ,,rechten* Fraktion geplante Verbandstag am 16.
Mirz 1965. Am 17. Mirz 1965 sollte ein gemeinsames Arbeitsprogramm unter dem Vor-
sitz von Leopold Gratz erarbeitet werden und auch - auf Wunsch der ,,Linken* - iiber das
Statut diskutiert werden. Diesem Vorschlag stimmten beide Gruppen zu. Gratz forderte
den , linken* Verbandsobmann Rehak auf, seinen Brief an die Vereinbehorde mit der Bitte
um Ausstellung einer Amtsbestétigung zuriickzuziehen, um zu verhindern, dass der Streit
an die Offentlichkeit dringt. Dieser lehnte ab, woraufhin Zentralsekretir Gratz seine Mitt-

lerfunktion zuriicklegte.'>®

Da nun der VSStO iiber zwei Verbandsprisidien verfiigte, die ihren Schriftverkehr auf dem
selben Verbandsbriefpapier titigten, verfiigte Leopold Gratz am 12.Mirz 1965," dass bis
zur Beendigung des Streits innerhalb des VSStO nur Briefe mit dem zusitzlichen Rund-
stempel des Zentralsekretariats authentisch wiren. Dieser Stempel fand sich in Folge aus-

schlieBlich auf Aussendungen der ,,rechten* Fraktion.'*®

Der ,,linke* Vorstand leitete nun ein Verbandsschiedsgerichtverfahren gegen die Vertrete-

rInnen der ,,rechten* Fraktion Heinz Fuchs, Lotte Mortenschlag und Fritz Danzmayr beim,

155 Brief von Lotte Mortenschlag und Helmut Sommer an des Verbandsschiedsgericht vom 12.4.1965, S.3 sowie Undatierte ,,Sachver-
haltsdarstellung — VSStO“ von Leopold Gratz, S. 3; in: ebd.
13 Vgl. Undatierte ,,Sachverhaltsdarstellung — VSStO* von Leopold Gratz, S. 3; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsek-
retariat)
137 Rundschreiben Nr. 4/65 an alle sozialistischen Landes- und Bezirksorganisationen gezeichnet von Leopold Gratz und Bruno Pitter-
mann; in: ebd.
138 yol. zum Beispiel Briefe an Leopold Gratz (2.4.1965) und Bruno Pittermann (7.4.1965) gezeichnet von Sommer und Mértenschlag
tragen das Rundsiegel des Zentralsekretariats; in: ebd.
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am 7. Mirz 1965 neu gewéhlten, Verbandschiedsgerichtsvorsitzenden Karl Tambornino,
ein.'”

Die ,,rechte Fraktion hingegen reichte eine Reihe von Antragen beim ,,alten” Verband-
schiedsgericht gegen die Protagonistlnnen der ,,linken‘ Fraktion, Erich Mikulaschek, Giin-
ther Rehak, Heinz Nemec, Gertrude Czipke und Albrecht K. Konecny ein.'®

Diese Personen wurden vom Verbandschiedsgericht der ,,rechten Verbandsfiihrung in
Abwesenheit aus dem VSStO ausgeschlossen.'®’ Auf Bestreben des Vorsitzenden dieses

Verbandsschiedsgerichts, Hannes Androsch, wurde gegen diese Personen auch ein Partei-

schiedsgericht eingeleitet.'®

Die ,,rechte® Fraktion hielt ihren au8erordentlichen Verbandstag am 16.Mirz 1965 unter
Mitwirkung der ,,rechten* Delegierten der Sektion Wien sowie der Sektion Leoben ab. Im
Zuge dieses Verbandstages wurde lediglich die Situation des VSStO diskutiert, es wurden
aber keine Neuwahlen abgehalten, da man die Konsolidierung der Situation mittels des
Verbands- beziehungsweise Parteischiedsgerichts abwartete.'®

Ende April bzw. im Mai 1965 waren die Mitglieder des VSStO einer regelrechten Flut an
Aussendungen beider Fraktionen ausgesetzt, in denen beide Gruppen stets ihren rechtméi-
Bigen Fiithrungsanspruch vertraten und durch Beschuldigungen der jeweils anderen Frakti-

. . .. 164
on die eigene Position zu untermauern versuchten.

3.1.3 Die Entscheidung des Parteischiedsgerichts

Am 27. Mai 1965 tagte das Parteischiedsgericht der SPO. Von dieser Sitzung ist leider
kein direkter Bericht vorhanden. Es liegen mir lediglich eine Stellungnahme von Helmut
Sommer und Lotte Mdortenschlag vom 31. Mai 1965 vor, sowie eine Aufstellung iiber die
Vorginge im VSStO nach dem Parteischiedsgericht von Giinther Rehak und Heinz Nemec
vom 26. Juni 1965. Auf Vorschlag von Karl Czernetz entschied das Schiedsgericht ein

13 ygl. Verbandschiedsgerichtantréige von Rehak und Nemec an Karl Tambornino vom 13.3.1965; ebd.

160 Vgl. Brief des ,,rechten® Vorstandes an Hannes Androsch vom 12.4.1965; in: ebd.

11 Vgl. Brief von Fuchs/Kubicek/Mortenschlag an Verbandsmitglieder vom 11.5.1965 sowie Stellungnahme der legalen (,,rechten®,
Anm. d. Verf.) Verbandsfiihrung zum Einigungsversuch des Parteischiedsgerichtes vom 31.5.1965, S. 3; in: ebd.

192 Undatierte ,.Sachverhaltsdarstellung — VSStO“ von Leopold Gratz, S. 3, sowie Protokoll des ao. Verbandstags vom 16.3.1965, S. 2;
in: ebd.

193 Protokoll des ao. Verbandstags vom 16.3.1965, S. 2; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

1% ygl. Aussendungen von Mértenschlag/Fuchs vom 30.4.1965 und Nemec/Schmidt vom 6.5.1965; in: ebd.
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Einigungskomitee unter dem Vorsitz eines Abgeordneten der SPO sowie Funktionirlnnen
beider Streitteile in selber Stirke einzusetzen. Die Aufgaben dieser ,,parititischen Kom-
mission® sollten die Erarbeitung einer Statutenénderung und die Fiihrung der Geschéfte bis
zu einem gemeinsamen Verbandstag im Herbst 1965 sein. Diese Entscheidung richtete sich
klar gegen die ,,rechte” Verbandsfiihrung, da die strittigen Sitzungen der ,,Linken* quasi
legalisiert wurden und das Parteischiedsgericht Erich Mikulaschek, Giinther Rehak, Heinz
Nemec, Gertrude Czipke und Albrecht K. Konecny somit ,,freisprach.” Im Bericht von
Rehak und Nemec wurde auch noch die Unwirksamkeit aller (angestrebten) Verbandsaus-
schliisse'® sowie das Ubereinkommen bis zum Verbandstag im Herbst keine Vollver-
sammlungen mehr einzuberufen, angegeben.'®® Diese Schiedsspriiche sind sonst an keiner

anderen Stelle zu finden. Giinther Rehak resiimierte spater:

., Fiir die Linke erwies es sich als Vorteil, dass das folgende Parteischiedsgerichtsverfah-
ren als Causa ,, Parteivorstand contra linker VSStO *“ definiert wurde, d.h. es wurde, da die
alte VSStO-Verbandsfiihrung, nicht Partei war, ohne einen Vertrauensmann der Rechten
verhandelt. “'%

Anzumerken ist noch, dass laut Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, die spédtere Wissen-
schaftsministerin Hertha Firnberg, von der ,,linken* Fraktion als deren Vertrauensperson
und Karl Czernetz vom Parteivorstand in das Schiedsgerichtverfahren nominiert wurden,
zweiterer sich aber eher ,,neutral” verhielt. Weiters soll die SPO laut Angaben von Akteu-

rInnen in Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber primér an der Unterstiitzung der ,,aktiveren*

. . .
Gruppe interessiert gewesen sein.'®®

,,Und erst eben durch diese Pattstellung, die durch diesen sogenannten Putsch da erreicht
wurde, ist die Partei sozusagen zum Handeln gezwungen worden. Und durch das Schieds-
gericht, wo wir auch jemanden nominierten konnten ist iiberhaupt erst irgendetwas in Be-
wegung gekommen. Wir haben eben die Hertha Firnberg da hineinnominiert, in dieses
Schiedsgericht. Und die ist wirklich sehr ausgleichend an die ganze Sache herangegangen,
und dadurch (...), haben wir iiberhaupt erst Chancen gehabt, Verdnderungen um- und
durchzusetzen. '"

19 Vgl Antréige an die Verbandsschiedsgerichte bzw. Ausschliisse von Rehak, Nemec, Konecny und Czipke durch das ,,rechte” Ver-
bandsschiedsgericht vom 8.5.1965; Mitgliederaussendung von Fuchs/Kubicek/Mortenschlag vom 11.5.1965; in: ebd.

1% vl Aufstellung iiber die Vorgéinge im VSStO nach dem Schiedsgericht vom 27. Mai 1965 im Schreiben von Rehak/Nemec vom
26.6.1965 an das Zentralsekretariat; in: ebd.

17 Rehak, 1983; S. 50

1% yol. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 145

19 Interview Eva Kreisky, 1.7.2004, S. 2
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Die Weiterfiihrung der Usance des zusétzlichen Zentralsekretariatsstempels auf den Aus-
sendungen der ,,rechten* Verbandsfiihrung, welche sich diesem Schiedsspruch nur zoger-
lich unterordnete, legt den Schluss nahe, dass die Entscheidung des Schiedsgerichts bei

Teilen der Partei, und auch im Zentralsekretariat nicht auf absolute Zustimmung stie.'”

Darauthin versuchte die ,,Linke* im Parteivorstand Stimmung fiir die Realisierung des

Spruches des Parteischiedsgerichts zu machen.'”

Aufgrund der fehlenden detaillierten Quellen {iber den Einigungsprozess in den Sommer-
monaten 1965 lésst sich dariiber nur ein unscharfes Bild zeichnen. Ferdinand Lacina be-

richtet iiber den Verstindigungsprozess:

., Ein VSStOler aus den 20er Jahren, der Eduard Stark (Erster Obmann des VSStO 1924,
Vgl. Kapitel 2.2, Anm. d. Verf.) hat also dieses Vermittlungskomitee geleitet und da kamen
(...) also immer zwei oder drei Vertreter, meist zu Sechst, ich bin dann dort gesessen, die
Rechten und die Linken, und haben also dariiber diskutiert wie man ein neues Statut bas-
teln kann. Das war fiir die Linke Vorbedingung, dass man aus dieser Situation heraus-
kommt. Das hat dann auch der Stark eingesehen, (...) der iiberhaupt gewisse (...) Antipa-
thien gegeniiber(...) dem (Helmut, Anm. d. Verf.) Sommer [hatte]. Der war damals Bun-
desobmann und der war leicht cholerisch gestimmt, und hat also immer wieder gesagt,
dass er jetzt die Verhandlungen abbricht, ist zur Tiir gegangen und hat nach der Schnalle
gegriffen und dann hat ihn der Stark kurz angebriillt und dann hat er sich wieder hinge-
setzt. Das verbessert die Verhandlungsposition im Normalfall nicht. Aber auf jeden Fall ist
es gelungen ein neues Statut auszuarbeiten, und aufgrund dieses neuen Statuts hat es dann
Wahlen in Wien gegeben. “'"*

Neben einem neuen Statut kam es am 5. November 1965 zur Unterzeichnung eines Ab-
kommens, welches ,, zu einer gedeihlichen Zusammenarbeit zwischen den beiden Gruppen

im VSStO“ fiihren sollte.!”

170 ygl. Einladung von Sommer/Mortenschlag vom 5.6.1965 zu einem Verbandstag am 26.6.1965 trigt den Zentralsekretariatsstempel;
in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

"!'vgl. Brief von Giinter Rehak an Anton Proksch (Bundesminister fiir soziale Verwaltung) vom 29.6.1965 sowie Beschwerde an die
Mandatpriifungskommission des Parteitages der SPO ( Hatte nur Delegationsnominierung von Helmut Sommer akzeptiert) vom
18.6.1965, in: ebd.

172 Ferdinand Lacina, Interview 8.10.2002, S. 5f.

17 Brief gezeichnet von Rehak/Sommer vom 8.11.1965 an den Parteivorstand der SPO); in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)
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3.1.4 Urwabhl in der Sektion Wien

Die Wahlen in der Sektion Wien, auf Basis eines gednderten Statuts, erfolgten im Zuge
von Fachgruppenvollversammlungen vom 29. November bis zum 3. Dezember 1965. Die-
sen Wahlversammlungen ging eine Reform der Mitgliederkartei voraus, bei der jedes Mit-
glied seine Mitgliedschaft im VSStO persénlich, anhand des Studienbuches und des Mit-
gliedausweises, erneuern musste.'

Es erfolgte eine Generalmobilisierung von beiden Seiten und diese Abstimmung kann zu-
recht als ,,Urwahl* bezeichnet werden. Laut Giinther Rehak kam es zu einer Gesamtstim-
menanzahl von liber tausend, bei der die ,,linke* Fraktion einen Vorsprung von zwolf
Stimmen erreichte.'”” In einer Mitgliederaussendung des VSStO Wien vom 7. Dezember
1965 hingegen ergibt sich eine endgiiltige Stimmenanzahl von 570. Von diesen Stimmen
entfielen 295 auf die Liste 1 (Peter Kreisky), 271 auf die Liste 2 (Heinrich Ribnitz) und
vier Stimmen auf die Liste 3 (Pentz). Das Ergebnis, welches einen Vorsprung von 24
Stimmen fiir die ,,linke* Fraktion ergab, machte Peter Kreisky zum neuen Sektionsobmann
des VSStO Wien.'”® Zudem wurde nach dem neuen Statut nun der gesamte Wiener Sekti-
onsvorstand durch die ,,linke Fraktion gestellt.

Trotz dieser unterschiedlichen Angaben beziiglich der Stimmenanzahl ist festzustellen,
dass die ,,linke* Fraktion, mit knapper Mehrheit, siegreich aus der internen Auseinander-
setzung in der Sektion Wien hervorging. Peter Kreisky stellte in seiner ersten Aussendung

an Mitglieder des VSStO-Wien fest:

., Nach Jahren der Opposition ist es uns auf Grund eines demokratischen Statuts gelungen,
in der Sektion Wien die Mehrheit zu erringen. Wir sind uns dessen bewusst, dass wir mit
einer knappen Mehrheit gesiegt haben. Umso mehr soll dies fiir uns ein Ansporn sein,
durch Zusammenarbeit das Vertrauen der Mitglieder — gleichgiiltig welcher Gruppierung
— zu gewinnen! "’

174 Vgl. Gemeinsame Mitgliederaussendung von Rehak/Sommer vom 5.11.1965; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentral-
sekretariat)

173 Vgl. Rehak, 1983, S. 50 vgl. auch Heilingsetzer/Mesner/Régl/Weber, 1989, S. 64

176 Vgl. Mitgliederaussendung des VSStO — Sektion Wien vom 7.12.1965; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretari-
at)

177 Informationen — Verband Sozialistischer Studenten — Sektion Wien vom 7.12.1965, gezeichnet Peter Kreisky, S. 5; in: ebd.
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Am 17. und 18. Janner 1965 fand auch auf Bundesebene eine Neuwahl des Prasidiums
statt, in der, gestiitzt durch die Wiener, Grazer und Innsbrucker Delegationen, Giinther

Rehak zum offiziellen Bundesobmann des VSStO gewihlt wurde.'”

Nach der Niederlage der ,,rechten* Fraktion versuchten die Obménner der ,,rechten* Fach-
gruppen Welthandel, Technik und Medizin in der Sektion Wien, eine Idee von Eduard
Stark, die er wahrend der Einigungsverhandlungen vorgeschlagen hatte, zu ventilieren.
Diese sollte die Basis fiir eine dauerhafte Regelung der Verhéltnisse in der sozialistischen

Studentenorganisation sein:

,,Im Wiener Bereich soll der Verband Sozialistischer Studenten in Gruppen mit weitgehen-
der Autonomie organisiert werden, die nur in bestimmten Fragen (Hochschulwahl usw.)
gemeinsam aufzutreten haben. "

Zusiétzlich ist ein Brief derselben an den Parteivorstand dokumentiert, in dem versucht

wird, die neue Verbandsfithrung in Verbindung mit kommunistischen Aktivititen (Einsei-

tige Darstellung des Vietnamkrieges, etc.) zu bringen.

,,Die Fachgruppen Medizin, Technik und Welthandel des Verbandes Sozialistischer Stu-
denten Osterreichs wenden sich entschieden gegen die Art und Weise, wie das gegenwiirti-
ge Prdsidium gegen den Krieg in Vietnam auftritt. Der Ton der diversen Stellungnahmen
und Presseaussendungen erinnert allzu sehr an einen Stil, der dem Organ der SED
,NEUES DEUTSCHLAND “ oder der ,, PEKING REVIEW * entnommen sein konnte.(...)
Es ist fiir die derzeitige Verbandsfiihrung bezeichnend, dass sie bei jeder Gelegenheit eif-
rig im kommunistischen Fahrwasser mitschwimmt(...). Wir fordern daher alle Mitglieder
des VSStO auf, sich an kommunistisch beeinflussten Straf3endemonstrationen nicht zu
beteiligen.'™

Obwohl das Zentralsekretariat die Arbeit der neuen Verbandsfiihrung mit Misstrauen beo-
bachtete (Siehe Kapitel 3.4.2.1), fanden diese Reorganisationsvorschldge und Denunziatio-

nen wenig Gehor. Der GroBteil der ,,rechten Fraktion im VSStO resignierte und verlie

zum Teil, auch aufgrund der Beendigung des Studiums, nach kurzer Zeit den Verband.

178 Vgl. Undatierte Mitgliederaussendung ,,Informationen des VSStO* vermutlich Jénner 1966
1" Vgl. Undatiertes (wahrscheinlich Mitte des Jahres 1966) Schreiben der Fachgruppenobméinner Keiler (Medizin), Hieden (Welthan-
del) und Ertl (Techniker), S. 5; in Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
18 Schreiben vom 25.3.1966 von Keiler/Hieden/Ertl an den Parteivorstand; beigefiigte Erklirung; in Mappe VSStO 1965-1967, (Brief-
verkehr Zentralsekretariat)
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Die real-existierende Spaltung im VSStO kann mit Jénner 1966 als beendet betrachtet wer-

den.

3.2 Das politische Bewusstsein der neuen ,,linken“ Verbandsfiihrung

Nachdem sich die ,,Linke* im VSStO ab Jinner 1966 etabliert hatte, stellt sich die Frage,
inwiefern sich nun das politische Bewusstsein des Verbandes wandelte.

Die , rote tafel“, Organ des VSM, merkte zum Machtwechsel im VSStO folgendes an:

,, Die Grundlage dieses neuen Klimas (...) ist eine Besinnung auf die eigentlichen Aufgaben
einer sozialistischen Studentenorganisation. (...) Durch eine eigenstindige wissenschaftli-
che, analysierende und theoretische Arbeit kann (...) ein wenn auch bescheidenes Gegen-
gewicht zur konservativen Hochschule aufgebaut werden (...).

So sehr die Ersetzung der bisher geiibten lautstarken, aber inhaltsleeren hochschulpoliti-
schen Agitation durch die Erarbeitung konkreter Alternativen vordringlich ist, so kann der
VSStO ebenso wenig ins Ghetto der Hochschulpolitik gesperrt werden, wie das fiir den
VSM und die Mittelschulpolitik gilt. Aber noch mehr: So dringend notwendig auch theore-
tische Arbeit ist (...), auch sie wird ergdnzt werden miissen. Ergdnzt durch umfassende
politische Tdtigkeit, die nur dann sinnvoll sein kann, wenn sie sich nicht nur im Rahmen
der Hochschule abspielt, sondern wenn diese Konzepte im lebendigen Kontakt mit den
Kernschichten der Arbeiterbewegung entwickelt werden. Dieser lebendige Kontakt mit
moglichst breiten Schichten der Arbeiter und Angestellten gibt einer sozialistischen Stu-
dentenorg]c(lgilaisation jene Gesellschafisbezogenheit, die sie zur Erfiillung ihrer Aufgaben
braucht.

Wie auch schon im Kapitel 3.1.3 erwéhnt, gab es nach dem Wechsel der Verbandsfithrung
ausklingende Konflikte mit den verbliebenen ,,rechten Verbandsfunktionédren aus den
Fachgruppen Medizin, Technik und Welthandel. In einer veréffentlichten Erklarung dieser

Fachgruppen kommt das unterschiedliche Selbstverstandnis zwischen den beiden Fraktio-

nen nochmals klar zum Vorschein:

,,Die Mehrheit der Fachgruppen (es sind dies drei von insgesamt fiinf) sind der Meinung,
dass es nicht die Aufgabe einer sozialistischen Studentenorganisation sein kann, Mahnwa-
chen vor Botschaften oder Straffendemonstrationen in Aktionseinheit mit den Kommunisten
zu organisieren. Es miisste die Aufgabe einer Studentenorganisation sein, sich vielmehr um
die dringenden Aufgaben auf dem Hochschulsektor zu kiimmern und die Novellierung des

181 'Was kann ein sozialistischer Studentenverband? in: rote tafel, J g. 12, Nr. 1/2, Janner/Februar 1966, S. 2
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Studienbeihilfengesetzes und die Reform des dsterreichischen Hochschulwesens
voranzutreiben. “'*’

Die Kriterien, anhand derer ich in Folge die Verdnderungen im Verband analysieren moch-
te, sind die politische Schwerpunktsetzung, die Anndherungsversuche an die ArbeiterIn-
nenschaft, die Organisation der inneren Demokratie sowie die Selbstverortung im politi-
schen Spektrum. Anhand von einigen Beispielen sollen die Unterschiede zur VorgéngerIn-

nengeneration genauer herausgearbeitet werden.

3.2.1 Ad fontes — Wissenschaftlicher Sozialismus

Bereits Mitte Dezember 1965 veranstaltete die Sektion Wien eine Arbeitstagung zum
Thema ,, Aufgaben und Moglichkeiten einer Sozialistischen Studentenorganisation“, in der
eine politische Standortbestimmung der sozialistischen Studenten vorgenommen sowie
tiber die praktische Arbeit diskutiert wurde. Interessantes Detail ist, dass in der Frage der
ReferentInnen, bereits Verbindungen zur deutschen Studierendenorganisationen aufge-
nommen wurden.'®® Es darf vermutet werden, dass es sich hierbei vor allem um den da-

mals, innerhalb der linken StudentInnen, sehr populédren Sozialistischen Deutschen Studen-

tenbundes (SDS)'** gehandelt hat.

Neben obengenanntem Selbstverortungsversuch, von dem leider keine néheren Quellen zu
finden sind, initiierte die Fachgruppe Juristinnen in Zusammenarbeit mit der Sektion Wien
einen politisch-ideologischen Lesekreis, um fundiertes sozialistisches Wissen im Verband

zu verbreiten.

., Die Griindung des Lesekreises erfolgte aus zwei Grundgedanken heraus: Zundchst er-

scheint es als eine der vordringlichsten Aufgaben einer sozialistischen Studentenorganisa-
tion sich mit der Ideenwelt des Sozialismus zu befassen, sich um ein Erfassen der Stromun-
gen und des Wesens des wissenschaftlichen Sozialismus zu bemiihen und Grundfragen der

182 Schreiben vom 25.3.1966 von Keiler/Hieden/Ertl an den Parteivorstand; beigefiigte Erklirung; in Mappe VSStO 1965-1967, (Brief-
verkehr Zentralsekretariat)

18 Informationen — Verband Sozialistischer Studenten — Sektion Wien“ vom 7.12.1965; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)

1% Der SDS war urspriinglich die, 1946 gegriindete, Studierendenorganisation der SPD. Der SDS lehnte die Entwicklung der SPD zu
einer marktwirtschaftlichen ,,Volkspartei® (Godesberger Programm, 1959) ab. Die SPD brach daraufthin am 19.7. 1960 alle Beziehungen
ab und féllte am 8.11.1961 einen Beschluss iiber die Unvereinbarkeit einer Doppelmitgliedschaft in SDS und SPD. Vgl. Net-Lexikon

http://www.lexikon-definition.de/Sozialistischer-Deutscher-Studentenbund.html (Stand: 12.12.2004)
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Ideologie durchzudiskutieren, wozu im aktuellen politischen Tageskampf oft keine Zeit
bleibt. Um aber diese Aufgabe erfiillen zu konnen, ist als Voraussetzung ein gewisses Maf3
an Wissen und Kenntnis der sozialistischen Literatur notig, um tiberhaupt fundiert disku-
tieren zu kénnen. “'®

Dieser Lesekreis teilte sich spéter in einen ideologischen, philosophischen und 6konomi-
schen Arbeitskreis. Diese setzten sich zum Beispiel mit den Frithschriften von Karl Marx,
dem Sinn und Zweck der Dialektik oder Wirtschaftstheorien auseinander.'*®

Neben diesen Arbeitskreisen fand im Sommer 1966 eine zweiwdchige Sommerschule mit
den Schwerpunkten Sozialismus und Wirtschaft im niederdsterreichischen Eggenburg statt,
bei der Referenten wie Karl Blecha, Heinz Fischer, Josef Hindels und Karl Czernetz unter
anderem iiber den Historischen Materialismus, die Geschichte der ArbeiterInnenbewegung,
sozialistische Wirtschaftstheorien und Dogmengeschichte Vortrige hielten.'®’

Bei dieser theoretischen Beschéftigung mit Standardwerken des Sozialismus ist mir aufge-
fallen, dass die austromarxistischen Theorien kaum behandelt wurden. Mogliche Erkla-
rungsansitze sind einerseits die austromarxistische Vorbildung vieler VSStO-Mitglieder
im VSM, andererseits konnte dieser Umstand auch ein Indiz fiir die langsame Emanzipati-
on von dieser dsterreichischen Stromung des Marxismus darstellen, welche durch die Vor-

bildwirkung des SDS, der sich auch mit den klassischen sozialistischen TheoretikerIlnnen

beschéftigte, vorangetrieben wurde.

3.2.2 Verstirktes antifaschistisches Engagement

Neben der Beschéftigung mit dem wissenschaftlichen Sozialismus kann ein verstérktes
antifaschistisches Engagement im ,,offiziellen” VSStO - im Gegensatz zur ,,Zuriickhal-
tung® der Vorgéngerlnnengeneration - festgestellt werden. Zur Borodajkewycz-Affire
(Vgl. Kapitel 2.8.1.1) wurde eine eigene Broschiire von Albrecht K. Konecny und Erich
Schmidt verfasst, in der die Hintergriinde und die Ereignisse im Mérz 1965 dokumenta-

risch ausgefiihrt werden.'®® Im neuen Verbandsorgan alternative'®” widmeten sich ver-

185 Intern — Verband Sozialistischer Studenten — Sektion Wien® J g. 1. Nr.3, Februar 1966, S. 2;
'8 vgl. ,Bericht der Sektion Wien des VSStO, Janner-Mai 1966, S. 1 in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
187 vgl. ebd. S. 2f.
188 Vgl. ,alternative” Jg. 1, Heft 1, April 1966, S. 19
'8 Die ,,alternative* erschien ab April 1966, aufgrund von Namensgleichheit mit einer deutschen Kulturzeitschrift ab Februar 1969 als
,heue alternative* und nach verlorenen Prozess um den Namen ab September/Oktober 1969 als ,,theorie und praxis“. Vgl. Heilingset-
zer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 72
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schiedene Artikel dem schleppenden Verlauf des Disziplinarverfahrens gegen Borodajke-
wycz."” Schlussendlich lautete das Urteil des Disziplinarsenats: Ruhestand mit verminder-

ten Beziigen fiir Borodajkewycz. Die alternative resiimierte:

,»Damit [ dem Urteil, Anm. d. Verf.] war erreicht worden, was demokratische Demonst-
ranten im Friihjahr 1965 lautstark auf den Strafsen der Wiener Innenstadt gefordert hat-
ten: Borodajkewycz wurde die Mdoglichkeit genommen, weiterhin Studenten mit seinen I-
deen, die auf der Ablehnung der ésterreichischen Nation und kaum mehr zu iiberbietenden
Lobpreisungen des Nationalsozialismus basieren, zu konfrontieren. Bestehen bleibt freilich
die Tatsache, dass es erst solcher Massendemonstrationen bedurft hatte, um die Hoch-
schulbehérden zum Einschreiten zu veranlassen. “'*!

Im Februar 1966 kam es aufgrund von milden Urteilen in den ,,Mauer-Prozessen“192 n

Salzburg zu Demonstrationen, an denen sich der VSStO beteiligte.'”> Auch gegen das 3.
Bundesturnfest des Osterreichischen Turnerbundes (OTB) im Juli 1966 legte der Verband

. - 194
massiven Protest ein. ?

Der Mitglieder des VSStO suchten aber auch die verstirkte persénliche Auseinanderset-
zung mit dem Nationalsozialismus und begannen sich mit der Verantwortung der eigenen
Elterngeneration zu konfrontieren, indem unter anderem eine Gedenkfahrt nach Auschwitz
Ende Mai 1966 organisiert wurde.'®> Diese Bestrebungen kénnen als Anfang einer einge-
henderen Beschéftigung mit Kontinuitdten und Briichen der postfaschistischen Gesell-

schaft im Vergleich zum Nationalsozialismus gesehen werden.

%0 ygl. , Borodajkewycz — ein Jahr spiter* in: alternative, Jg. 1, Heft 2, Mai 1966, S. 16; sowie ,,Der Fall des Herrn B.* in: alternative,
Jg. 1, Heft 3, April 1966, S. 20,

1 Der Fall des Herrn B.“ in: alternative, Jg. 1, Heft 3, April 1966, S. 20

12 Am 17. Februar 1966 kam es im Salzburger Landesgericht gegen Wilhelm und Johann Mauer zu Freispriichen aufgrund von Befehls-
notstand. Die beiden Ménner wurden wegen der Ermordung polnischer Zivilistinnen und JiidInnen in Stanislau/Ostgalizien insbesondere
der Teilnahme am ",,Blutsonntag® von Stanislau (T6étung von mehr als 12.000 Menschen am 12. Oktober 1941) angeklagt. Am 8. No-
vember 1966 wurden Wilhelm und Johann Mauer von einem Geschworenengericht in Wien zu zwolf und acht Jahren Haft rechtskriftig
verurteilt. Vgl. LG Wien 20 Vr 3517/66 unter: Zentrale dsterreichische Forschungsstelle Nachkriegsjustiz (FStN)
http://www.nachkriegsjustiz.at/prozesse/geschworeneng/35prozesse56_04.php (Stand 12.12.2004)

19 Laut Bericht nahmen am 18. Februar 1966 400 DemonstrantInnen an dieser Protestkundgebung teil. Vgl. , Bericht der Sektion Wien
des VSStO, Jinner-Mai 1966, S. 1, in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat); Vgl. auch ,,Demonstration gegen
Fehlurteil” in: AZ vom 19.2.1966, Nr. 41, S. 2

194 Vgl. ,,Wird Innsbruck ,,angeschlossen“? Bundesturnfest des OTB — eine deutschnationale Provokation* in: alternative, Jg. 1, Heft 4,
August 1966, S. 1f.

1% ygl. ebd. S. 6
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3.2.3 Antiimperialistisch und -kolonialistisch — Vietnam im Mittelpunkt

Als dritter politischer Schwerpunkt des ,,neuen VSStO ist die internationale Politik zu
nennen, mit dem Fokus auf antiimperialistische und -kolonialistische Aktivititen. Die Kri-
tik galt den rechten Diktaturen in Spanien, Griechenland, dem Schah-Regime in Persien
sowie der Apartheid in Siidafrika.'”® Besonderes Augenmerk richtete der VSStO auf die

197

Lage in Vietnam. ~' Hierbei lie} der Verband, im Gegensatz zur vorangegangenen Genera-

tion, Sympathien fiir das kommunistische Nordvietnam (Vietcong) durchblicken. Der US-
amerikanischen Militireinsatz stie3 auf klare Ablehnung. Wurden zu einer Diskussions-

veranstaltung der ,,rechten* Verbandsfiihrung ,, Vietnam — Verteidigung oder Unterdrii-

«198

ckung der Freiheit”" am 22. Oktober 1965 noch je ein Korrespondent der ,,New York

Times* und der ,,TASS*'*’ eingeladen, so fand eine Vietnamdiskussion der Sektion Wien

am 17. Dezember 1965 nur mehr mit einem Vertreter der sowjetischen Nachrichtenagentur

200

statt.””" Bestitigt wird die eindeutige anti-amerikanische Haltung des VSStO durch die

Einleitung des Artikels ,, Vietnam — Verteidigung der Freiheit* von Jan Zehner, Assistant
Presse Attache der Botschaft der USA, in der alternative, welcher als Gegendarstellung

zur VSStO-Broschiire zum Vietnamkrieg gedacht war.

., Es braucht nicht besonders betont werden, dass wir uns mit dem Text dieses Artikels,
insbesondere mit seinem teilweise unangenehm polemischen Ton nicht identifizieren. Wir
legen ihn unseren Lesern als interessantes Beispiel des ziemlich hoffnungslosen Versuches
vor, die amerikanische Intervention in Vietnam wenigstens teilweise zu verteidigen

(.). "

196 Vgl. ,,Weiter Unruhe der spanischen Studenten® in: alternative, Jg. 1, Heft 7, November 1966, S. 5; ,,Weg ins gestern® in: alternative,
Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 6-7; ,,Mord fiir den Schah® in: alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 1-2; ,,Menschenrechte in
Siidafrika — wozu?* in: alternative, Jg. 2, Heft 5, Mai 1967, S. 1
7 Der Vietnamkrieg war ein typischer Stellvertreterkrieg im ,,Kalten Krieg.“ Nach einem angeblichen Angriff Nordvietnams auf US-
amerikanische Kriegsschiffe (Tongking-Zwischenfall), trat die USA in den Krieg zwischen dem kommunistischen Nordvietnam und der
siidvietnamesischen Republik ein. Trotz zahlenméBiger Uberlegenheit waren die US-Amerikaner den nordvietnamesischen Truppen
(Vietcong) aufgrund der schwierigen Geldndeverhiltnisse unterlegen. Seit Jinner 1973 gilt ein Waffenstillstand. 1975 invasierte Nord-
vietnam im Siiden und griindete die Sozialistischen Republik Vietnam. Vgl. Net-Lexikon http:/www.lexikon-
definition.de/Vietnamkrieg.html (Stand: 12.12.2004)
1% Vgl. Mitgliederaussendung des VSStO Wien vom 8.10.1965; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
19 Telegrafnoe Agentsvo Sovetskovo Soyuza ( Nachrichtenagentur der Sowjetunion), gegr. 1925; bis 1991 der Sowjet-Fiihrung unter-
stellt; heute ITAR-TASS (Information Telegraphy Agency for Russia; Nachrichtenagentur fiir Russland); Vgl. Net-Lexikon
http://www.lexikon-definition.de/TASS.html (Stand: 12.12.2004)
2 1n der Aussendung wird angemerkt, dass die amerikanische Botschaft leider keinen Vertreter nominiert hat. Vgl. ,,Informationen —
Verband Sozialistischer Studenten — Sektion Wien“ vom 7.12.1965, S. 2; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
21 Vietnam — Verteidigung der Freiheit” in: alternative, Jg. 1, Heft 4, August 1966, S. 13
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Der VSStO sprach sich klar gegen eine militirische Intervention der USA in Vietnam aus
und berief sich immer wieder auf die, von einer internationalen Fernost-Friedenskonferenz

202 yom Juli 1954. Zudem wurde versucht durch Berichte

beschlossenen Genfer Abkommen
auslédndischer Medien in der alternative unermiidlich Aufklarungsarbeit iiber die Lage in
Vietnam zu leisten.””® Auch die Ostermérsche 1966 und 1967, zu denen der VSStO erst-
mals offiziell aufrief, standen im Zeichen des Friedens fiir Vietnam.>*

Am 27. Februar 1966 trat der VSStO bei einem Treffen von Studierendenverbinden in
Frankfurt am Main dem ,,Westeuropéischen Studentenkomitee fiir den Frieden in Viet-
nam*“ bei, welches zu groBen Kundgebungen am 25. Mérz gegen die Intervention der USA
in Vietnam in ganz Westeuropa aufrief. Dieser Kundgebungsaufruf war von den Forderun-
gen nach Abzug aller auslédndischen Truppen aus Vietnam, dem sofortigen Zusammentritt
einer Friedens konferenz aller beteiligten Méachte sowie Selbstbestimmungsrecht fiir das
vietnamesische Volk begleitet.””

An diesem 25. Mirz 1966 veranstaltete der VSStO und der VSM die erste Demonstration

2% Dieser Veranstaltung

gegen den Krieg in Vietnam mit 1200 TeilnehmerInnen in Wien.
sollten noch viele folgen. Da die Proteste gegen den Vietnamkrieg zumeist mit kommunis-
tischen Organisationen veranstaltet wurden, kam es immer wieder zu Problemen mit der
SPO, die beim Thema Vietnam sofort an das Verbot der Zusammenarbeit mit Kommunis-
tInnen und an die wichtigen Hilfslieferungen der USA nach 1945 erinnerte. Auf jene

Schwierigkeiten soll im Kapitel 3.4.2.2 ndher eingegangen werden.

22 Diese Abkommen, unterzeichnet von Frankreich, GroBbritannien, China, der UdSSR, Nord- und Siidvietnam, legen einen entgiilti-
gen Waffenstillstand (1. Indochinakrieg) und Maflnahmen zur Aufrechterhaltung des Friedens fest. Weiters soll die Souverénitdt Viet-
nams geachtet werden, keine Truppenverstiarkungen nach Vietnam gebracht werden, Vietnam keinem militérischem Biindnis beitreten
und das Land durch freie Wahlen wiedervereinigt werden. Die USA unterschrieb nicht, versicherte aber keine Gewalt anzuwenden, um
das Abkommen zu stéren. Vgl. ,,Vietnam — Verteidigung der Freiheit?* in: alternative, Jg. 1, Heft 1, April 1966, S. 8

23 ygl. , Vietnam — Verteidigung der Freiheit?* in: alternative, Jg. 1, Heft 1, April 1966, S. 8-9; ,,Boom wegen Vietnam® in: alternative,
Jg. 1, Heft 2, Mai 1966, S.8-9; ,,US-Frustration Vietnam* in: alternative, Jg. 1, Heft 3, Juni 1966, S. 8-9; ,,Vietnam — Analyse eines
Exempels“ in: alternative, Jg. 1, Heft 4, August 1966, S. 20; ,,Sozialisten iiber Vietnam* in alternative, Jg. 1, Heft 5, September 1966, S.
13;,,Wege aus dem Chaos — Gibt es eine Losung fiir Vietnam* in: alternative, Jg. 1, Heft 7, November 1966, S. 16; ,,Wieso noch ,Viet-
namkrieg’ ?7*“ in: alternative, Jg. 2, Heft 1, Janner 1967, S. 16; Sonderbeilage ,,Vietnam* zu alternative Jg. 2, Heft 5, Mai 1967;

2% ygl. alternative, Jg. 1, Heft 1, April 1966, S. 7 & alternative, Jg. 2, Heft 5, Mai 1967, S. 3

25 ygl. alternative, Jg. 1, Heft 1, April 1966, S. 7

206 Vgl. ,.Bericht der Sektion Wien des VSStO, Jinner-Mai 1966, S. 1, in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Héhepunkt der Aktivititen waren die Vietnam-Aktionstage des VSStO an der Universitit

Wien Ende April 1967.%%” Die Aktionswoche begann am 23. April 1967 mit einer Auffiih-

208

rung des Berliner Reichskabaretts™" im Konzerthaus Wien.

., Wir haben ja eine so eine klassische Geschichte gehabt mit einer Kabarettveranstaltung,
ich glaube es war das Reichskabarett, wo (...) uns das Audi Max verweigert wurde und wir,
ich meine das war mutig von uns, wir sind ins Konzerthaus gegangen. Wir wussten iiber-
haupt nie ob wir die Rechnung bezahlen werden konnen, ob das hereingespielt wird, was
da abgegangen ist. Aber wir haben es geschafft. ‘"

Die weiteren Veranstaltungen waren in den Raumlichkeiten der Universitit Wien ange-

kiindigt.*'°

doch (Vgl. Kapitel 3.3). Der VSStO hielt daraufhin eine Protestkundgebung am Abend des

Die zustidndigen akademischen Behdrden untersagten die Veranstaltungen je-

25. April in der Universitdt Wien mit rund 200 TeilnehmerInnen ab, bei der Peter Géng
(SDS) mit einer kleinen Gruppe den urspriinglichen Veranstaltungsort, den Horsaal Il im
Neuen Institutsgebaude (NIG), kurzfristig besetzte.”'' Von 25. April bis 27. April fanden
drei Teach-Ins*'? zu den Themen ,,Vietnam aus historischer Sicht“, ,,Die Gewalt — zur
Problematik von legalem und illegalem Handeln* und ,,Probleme der ,Dritten Welt’ — An-
tikoloniale Revolution und Konterrevolution* deshalb im Albert-Schweitzer-Haus statt,
das im Besitz evangelischer Organisationen stand und steht. Die Aktionswoche endete am
3. Mai mit einer Lesung zur Dokumentation des Vietnamkriegs von Burgtheaterschauspie-
lerInnen, mit anschlieBender Diskussion mit dem deutschen, evangelischen Kirchenprési-
denten Martin Niemoller, Caritas-Prasident Leopold Ungar sowie dem Universititsprofes-

sor fiir evangelische Theologie, Wilhelm Dantine.*"

207 Vgl. ,.Intern — Informationsblatt der Sektion Wien des VSStO*, 2. Jg. Nr. 4, April 1967

28 Das Berliner Reichskabarett gehorte damals zu den "schirfsten satirischen Waffen" der Studentenbewegung. Mit Programmen wie
,,Hab Bildung im Herzen“ (1967), ,,Der Guerilla 1d6t griiBen” (1968) und ,,Ex und hopp* (1970) machte das linke-systemkritische Berli-
ner Reichskabarett, das thematisch radikal auftrat und mit neuen Préasentationsformen experimentierte, sogenanntes "Gesinnungs-" oder
"APO-Kabaretts" in Abgrenzung zu den etablierten Kabaretts.

2 Interview Eva Kreisky, 1.7.2004, S. 9

210 Vgl. ,.Intern — Informationsblatt der Sektion Wien des VSStO*, 2. Jg. Nr. 4, April 1967

2 ygl. alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 1; AZ vom 26.4.1967, S. 1 & Keller, Fritz; ,,Wien, Mai 68 — Eine heiBe Viertel-
stunde” Junius Verlag, Wien 1983, S. 45

212 Ein Teach-In ist eine, urspriinglich aus den USA stammende, Informations-, Diskussions- und Demonstrationsform, die abseits der
offiziellen Medien informiert und Missstéinde anprangert, und meist mit einem Sit-in verbunden ist. Der VSStO veranstaltete die ersten
Teach-Ins in Osterreich.

213 ygl. . Intern — Informationsblatt der Sektion Wien des VSStO*, 2. Jg. Nr. 4, April 1967 & Keller, 1983, S. 45
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Neben dieser Aktionswoche verdffentlichte der VSStO in seiner Mai-Ausgabe der alterna-
tive eine Sonderbeilage zum Vietnamkrieg, die hauptsidchlich Informationen aus internati-

onalen Medien, eine Chronik iiber die Geschichte Vietnams sowie der Proteste enthielt.

o . . 214
Interessantes Detail ist ein Auszug aus Frantz Fanons ,, Die Verdammten dieser Erde

mit dem Titel ,, Die Antwort der Dritten Welt“, in dem er den bewaffneten Aufstand der

Kolonialisierten gegen die Kolonialherren prophezeite.*'

Am traditionellen Fackelzug der jungen SozialistInnen in Wien am 30. April 1967, der
zundchst ganz normal verlief, setzte sich ein Teil des Demonstrationszugeszur US-
amerikanischen Botschaft in Gang. Das iiberraschte die Polizei, da diese eigentlich die
griechische Botschaft aufgrund von erwarteten Protesten gegen das griechische Obristen-
regime”'® gesichert hatte. Vor der Botschaft der USA wurde ein Sitzstreik gegen den Viet-
namkrieg abgehalten, danach kehrten die DemonstrantInnen wieder friedlich auf den Rat-

hausplatz zuriick. Die ,,rote tafel berichtete:

., Nachdem sie den Wachmdnnern ,Solidarity forever’ und , We shall overcome’ vorgesun-
gen hatten, kehrten die Demonstranten zum Rathaus, dem Ausgangspunkt ihrer Aktion,
zuriick. Dort ebbte gerade die offizielle Abschlusskundgebung (des Fackelzuges, Anm. d.
Verf)) aus, auf der inzwischen Wiens SPO-Vizebiirgermeister Slavik und Parteiobmann
Kreisky ,organisationsfremden Parolen, die in die Kundgebung eingeschmuggelt worden
waren’ (,,Vierzehntausend Fackeln am Ring* in: AZ vom 3.5.1967, S.5, Anm. d. Verf.),
Paroli geboten hatten. Wie die AZ auflerdem zu melden wusste, musste unter anderem, ein
Transparent entfernt werden, das eine Beleidigung des amerikanischen Prdsidenten dar-
stellte. ™" Dr. Kreisky und Vizebiirgermeister Slavik bedauerten den Vorfall und sahen
Osterreichs Freiheit quasi nicht nur durch amerikanische Trockenmilch und Nachkriegs-
schokolade, sondern auch in Vietham verteidigt. “*'®

21 Frantz Fanon wurde mit seinem Werk ,,Die Verdammten dieser Erde®, in dem er zum Aufs tand der Unterdriickten dieser Welt auf-
rief, aber auch militante Kampfe in den Metropolen moralisch rechtfertigte, zur antiimperialistischen Kultfigur der StudentInnenbewe-
gung 1968. Das Werk orientiert sich stark am algerischen Befreiungskampf gegen den franzdsischen Kolonialismus Ende der fiinfziger,
Anfang der sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Frantz-Fanon.html (Stand:
12.12.2004)

215 Vgl. vietnam-alternative, Jg. 2, Sonderbeilage zu Heft 5, Mai 1967, S. 6

18 Am 21. April 1967 putschte sich eine Gruppe konservativer Offiziere um Georgios Papadopoulos in Griechenland an die Macht und
errichtete ein diktatorisches Regime indem der Ausnahmezustand herrschte, Massenverhaftungen und -deportationen in
Konzentrationslager auf die Insel Jaros und Leros vorgenommen wurden. Die Medien waren gleichgeschaltet. 1973 kam es nach einem
fehlgeschlagenen Putsch Athens auf Zypern zum Zusammenbruch der Militardiktatur. Vgl. Net-Lexikon http:/www.lexikon-
definition.de/Georgios-Papadopoulos.html (Stand: 12.12.2004)

27 Dag Transparent trug die Aufschrift ,,Morder Johnson* oder ,,B 52 — Johnsons Friedenstauben? Vgl. alternative, Jg. 2, Heft 6-7,
Juni-Juli 1967, S. 5 & Keller, 1983, S. 46

218 Sorge mit der Jugend oder wie die bosen Buben den schonen Fackelzug stérten von Robert Sterk, in: rote tafel, Jg. 13, Heft 5-6,
Mai-Juni 1967, S. 3
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Der 1. Mai 1967 verlief durch massiven Einsatz von parteieigenen Ordnern ruhig.

Am 4. Mai 1967 veranstaltete der VSStO und der VSM tatséchlich eine Kundgebung ge-
gen das griechische Obristenregime.””” Bei dieser Protestkundgebung verhielt sich die Po-
lizei jedoch anders als bei der Aktion vor der US-Botschaft am 30. April. Der VSStO und

der VSM erklérten in einer Aussendung;:

., Auf der Hohe der Operngasse wurde der disziplinierte Zug durch einen unprovozierten
Uberfall der Polizei attackiert. Die iiber diesen Vorfall empérten und aufgebrachten De-
monstranten machten es den Veranstaltern unmoglich, die Demonstration auf dem Karls-
platz mit einer Schlusskundgebung zu beenden. Die Protestierenden zogen daraufhin durch
die Argentinierstrafse zur Kreuzung Gusshausstrasse. Hier stellte sich den Demonstranten,
die auf der Kreuzung stehen blieben ein vierfacher Polizeikordon entgegen. Die erste Rei-
he des Kordons stiirzte sich auf die Spitze des Zuges, wobei sich die Polizisten ohne Riick-
sicht auf Alter und Geschlecht der Attackierten in der Handhabung des Kniippels iibten.
Selbst als die Demonstranten iiber die Kreuzung zuriickwichen, setzte die Polizei die unge-
hemmt in Beschimpfungen und Priigeleien machte, ihren Angriff fort. Drei Verletze blieben

auf dem ,Schlachtfeld’. “**°

Auf Seiten der Polizei kam es angeblich auch zu drei Verletzten. Dieses harte Vorgehen
der Polizei sollte in Osterreich kein singulires Ereignis bleiben, erschien jedoch im Ver-
gleich zu Zwischenfillen in Deutschland zu dieser Zeit ,,harmlos“.221

Der VSM und der VSStO wurden am folgenden Tag zum Parteivorsitzenden Kreisky be-
ordert. Die Ereignisse im April/Mai 1967 stellen den Anfang der angespannten Beziehung

mit der SPO Ende der sechziger Jahre dar (Siehe Kapitel 3.4.2.2).

Nach dem gewaltsamen Tod von Benno Ohnesorg am 2. Juni 1967 in West-Berlin,”* legte
der VSStO am 9. Juni 1967, dem Begriibnistag Ohnesorgs, einen Kranz vor der Botschaft
der Bundesrepublik Deutschland in Wien nieder.”® Weitere Demonstrationen aufgrund

dieses Vorfalls sind in Osterreich nicht dokumentiert.

% Die Demonstration sollte eigentlich am 24. April 1967 stattfinden. Vgl. ,,Intern 2. Jg. Nr. 5, April 1967

20 Auch gepriigelt“ in: alternative, Jg. 2. Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 3 & AZ vom 6.5.1967, S. 2

221 Vg|. Demonstration gegen den Schah vom 2. Juni 1967 in Berlin, mit einem Todesopfer, dem Studenten Benno Ohnesorg.

222 Der 26jahrige Student Benno Ohnesorg wurde am 2. Juni 1967 wihrend einer Demonstration gegen den Schah von Persien in West-
Berlin, die vom SDS organisiert war, durch einen Schuss von Kriminalobermeister Karl-Heinz Kurras in den Riicken getétet. Der To-
desschiitze ist nie verurteilt worden. Der Tod von Benno Ohnesorg war ein Signal fiir die Radikalisierung der Studentenbewegung und
die Initialziindung vieler weiterer, zum Teil auch gewaltsamer Demonstrationen in der ganzen Bundesrepublik Deutschland. Vgl. Net-
Lexikon; http://www.lexikon-definition.de/Benno-Ohnesorg.html (Stand: 12.12.2004)

23 Vgl. , Mord fiir den Schah® in: alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 3
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3.2.4 Aktionseinheit zwischen ArbeiterInnen und StudentInnen
Wie im Zitat der ,,roten tafel im Kapitel 3.2 ,,empfohlen, suchte der VSStO im Janner
1966 den Kontakt mit der ArbeiterInnenschaft.

Das Rax-Werk, welches Teil der verstaatlichten, metallverarbeitenden Industrie, Simme-
ring-Graz-Pauker AG (SGP) war, sollte wegen angeblicher Unrentabilitdt mit dem Einver-
stindnis des ,,Osterreichischen Gewerkschaftbundes* (OGB) verkauft, also privatisiert,
werden. Die ArbeiterInnen traten in den spontanen Streik, den der VSStO verbal unterstiit-
ze und einen Solidaritdtsfond fiir die ArbeiterInnen griindete.

In der alternative wurde kritisiert, dass der SGP-Vorstand, die Bundesregierung und Ge-
werkschaft gegen die Interessen der Arbeiterlnnen handelten. Verschiedene Rettungsver-
suche durch die ArbeiterInnenschaft, wie eigenstindige Auftragsbeschaffung oder Kom-
munalisierung des Betriebes durch die Wiener Neustddter Stadtverwaltung schlugen fehl,

und so kam es zu 375 Entlassungen.”*!

,,Das Rax-Werk-Problem hat deutlich das Versagen der Interessenvertretung der Arbeiter
bewiesen, alle Versuche der Arbeiter, in Spontanaktionen den Privatunternehmern den
direkten Kampf anzusagen, waren ergebnislos — die Gewerkschaft lenkte ein und forderte
die Arbeiter zur Untertanenpflicht gegeniiber dem Unternehmer (...) auf. “**

Gleichzeitig organisierte der Verband ein Seminar zum Thema ,,Probleme der Verstaatli-
chung® vom 22.-23. Janner, bei dem der Betriebsratsobmann der Rax-Werke Dorfl {iber
die Situation im Betrieb referierte. Der VSStO plidierte in Folge fiir eine Selbstverwaltung
der ArbeiterInnen als neues Modell des Sozialismus und fiihrte dies in der alternative na-

her aus:

,, Die heute bestehenden Formen der ,Kontrolle von oben’ ( Staat oder Genossenschatft,
Anm. d. Verf.) miissen umgewandelt werden in die direkte Verwaltung (...) jedes Betriebes
durch die Gemeinschaft der arbeitenden Betriebsbeteiligten mittels der von ihnen selbst
bestimmten Organe der Betriebsrite. Durch die Betriebsdemokratie wird das Ubergehen
der Verfiigungsgewalt der Produktionsmittel auf die Produzenten, bzw. Konsumenten ge-

24 ygl. , Requiem fiir das Rax-Werk® in: alternative, Jg. 1, Heft 1, April 1966, S. 3
25 Ist die Festung sturmreif? Die demokratische Gesellschaft endet noch immer vor dem Fabrikstor — ist ,Mitbestimmung’ genug?* in:
alternative, Jg. 1, Heft 2, Mai 1966, S. 4
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wihrleistet.(...) Die Verwirklichung der Betriebsdemokratie ist der Hebel zum Umsturz der
okonomischen Grundlagen, auf denen Klassenherrschaft beruht. “**°

Die Diskussionen zum Thema ,,Selbstverwaltung® zogen sich bis ins Jahr 1967, in dem der
VSStO am 8. und 9. April ein Seminar zu ArbeiterInnenselbstverwaltung und Mitbestim-
mung in den Betrieben mit Referenten wie Dieter Schneider (IG Metall), Professor Marko-

vic (Universitit Belgrad) und Heinz Kienzl (OGB) veranstaltete.”’

,, Es hat (...) auch immer eine Fraktion gegeben, so um den Arthur Baier herum, die sich so
als rdtesozialistisch verstanden haben. In der Folge der Miinchner und der deutschen Rd-
tesozialistenbewegung von 1917/18/19 und die also fleifjig bei irgendwelchen Streiks oder
Betriebsschliefungen Flugblitter verteilt haben. Also diese Fraktion gab es auch. “***

Riickblickend resiimierte Wilhelm Burian iiber die Rolle des VSStO in der Causa Rax-

Werk ntichtern:

,, Die Diskussion mit den Arbeitern scheiterte jedoch sowohl an der Sprachbarriere als
auch an unklaren Streikzielen. Es gelang nicht, das progressive Element einer defensiven
Streikbewegung hervorzukehren, geschweige denn, Problemstellungen (Staatskapitalismus,
Gewerkschaftsbiirokratie, Mitbestimmung) an die Arbeiter heranzubringen. Spdter be-
mdichtigte sich die Parteifiihrung der Frage und verwies den VSStO auf sein ,, eigentliches
Gebiet“, die Hochschule. «229

Diese klare ,,Mandatsiibertretung des VSStO wurde angeblich von der SPO umgehend
mit Sanktionen quittiert, die in der Sperrung der Gelder und der Androhung von Schieds-

d.?° Zweifelhaft erscheint hierbei, dass keinerlei

gerichtverfahren ihren Ausdruck fan
Briefverkehr zwischen Zentralsekretariat und VSStO in Bezug auf diese MaBnahmen statt-

gefunden hat.

3.2.5 Neue Partizipationsmodelle innerhalb des Verbandes
Nach der offiziellen Ubernahme der ,,linken* Fraktion im Dezember 1965 bzw. Janner

1966 durch ein ,,Kompromiss-Statut™ (Vgl. Kapitel 3.1.3), kam es im Mérz und November

20 Ebd., S. 5; Vgl. auch ,,Arbeiterschaft und Staat“ von Giinther Rehak in: alternative, Jg. 1, Heft 6, Oktober 1966, S. 16; & ,,Arbeiter
verwalten Betriebe® von Arthur Baier und Hannes Morschl in: alternative, Jg.2 Heft 3-4, Mérz-April 1967, S. 16

27Vgl. Intern“ Jg. 2, Nr. 3, Mirz 1967

28 Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 3

29 ,,Opposition im autoritéren Sozialstaat (I)* von Willi Burian in: theorie & praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 14
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1967 zu einer erneuten Anderung der Statuten durch die neue Verbandsfiihrung. Es ist an
diesem Punkt schwierig nachzuvollziehen, ob diese Modifikation primér aus Griinden der
Machtsicherung (Vgl. MaBinahmen der ,,rechten‘ Fraktion in Kapitel 2.8) oder aufgrund
einer gewollten Neustrukturierung des Verbandes durchgefiihrt wurde. Fest steht, dass es
zu keinen statutarischen Anderungen in der Gremienstruktur kam. Anderungen anderer Art
konnten nicht festgestellt werden.”

Vermutlich sollten die Statuten wieder an die ,,Praxis* angepasst werden, zumal es im
Briefverkehr zwischen VSStO und Zentralsekretariat einige Hinweise darauf gibt, dass die
gegenwirtige Verbandsfiihrung durch Sistierung von Fachgruppenvollversammlungen®>
oder dem Wahlrecht fiir auslindische Verbandsmitglieder versuchte ihre Macht abzusi-
chern.

Allerdings verlautbarte die alternative, dass vom 7. bis zum 16. Dezember 1966 die jahrli-
chen Mitgliedervollversammlungen des VSStO stattgefunden hatten und (neue) Funktioni-
rInnen (wieder-)gewihlt wurden.** Hierbei wurden auch die neuen Obleute der einzelnen
Fachgruppen bekannt gegeben, wobei sich darunter keineR der ,,rechten* Fraktion (Vgl.
Kapitel 3.1.3) mehr befand.**

Ein Merkmal, das die neue Qualitdt der Demokratie innerhalb des Verbandes verdeutlicht,
waren die zahlreichen Arbeitskreise (Vgl. Kapitel 3.2.1). Es wurden nicht nur politisch-
ideologische, also inhaltliche Arbeitskreise eingerichtet, sondern auch ein Arbeitskreis zum
Thema Presse unter der Leitung von Albrecht K. Konecny, der ,,allen interessierten Ge-
nossen die Moglichkeit einer Mitsprache bei der Gestaltung der Verbandspublikationen

“236 gollte.

bieten
Zum Verbandsorgan ist im allgemeinen hinzuzufiigen, dass die Griindung der alternative
als eine ,, naheliegende Konsequenz ““ bezeichnet wurde, um aus der ,, Beschrdinkung auf

kulturelle Themen und Hochschulpolitik “ auszubrechen (bezugnehmend auf die neue ge-

20 ygl. Keller, 1985, S. 136; Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 69
21ygl. Statuten vom 14. Mirz 1966
#2ygl. Statuten vom 12.November 1967, § 42, Abs. 3 indem die Zustéindigkeiten zur Einberufung einer auBerordentlichen Fachgrup-
penvollversammlung und deren Fristen im Vergleich zum Statut vom 14. Mérz 1967 neu geregelt werden.
23 vgl. Hinweis in Aktennotiz iiber eine Besprechung von Problemen im VSStO von Helmut Umek mit dem Zentralsekretariat vom
15.9.1966, in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
Z: Peter Kreisky wurde als Wiener Obmann bestitigt. Vgl. alternative, Jg. 2, Heft 8, Dezember 1966, S. 3
Vgl. ebd.
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neration, Anm. d. Verf.) und ,, ein Organ allgemein politisch, kulturpolitisch, kultureller

o 237
Orientierung zu schaffen.

Zum Arbeitskreis ,,Presse kamen noch drei weitere ,,praxisorientierte* Arbeitskreise: zum
Thema Hochschulfragen geleitet von Norbert Roszenich, zum Bereich Heime, der von
Peter Kostelka koordiniert wurde, sowie ein verkehrstechnischer Arbeitskreis der Fach-
gruppe Technik.>*® Im Laufe der Jahre 1966 und 1967 wurden zusitzliche Arbeitskreise zu
den Themen Kultur, Politikwissenschaft und Bundesheer eingerichtet.””

Die Schaffung von Arbeitskreisen in der Sektion Wien des VSStO war (im Vergleich zur
Zeit vor dem Verbandsfiihrungswechsel) neu. Diese Diskussionsgruppen haben vermutlich
zu einer gewissen Dynamik, aber auch Transparenz der politischen Diskussion innerhalb

des Verbandes beigetragen, wenngleich die Diskussion meist von einigen redegewandten

und theoriebewanderten Wortfithrern beherrscht wurde.

., Es war eine sehr diskursgewaltige Gemeinschaft. Es haben sich halt nur Leute durchset-
zen kénnen, die gut schreiben konnten, oder halt wenigstens diese marxistischen und mar-
cusianischen Sachen rezipiert haben und im gewissen Sinne nachgebeten haben, oder auch
eigenstdndig verwendet haben. Es war auf jeden Fall eine schreibende und redende Ge-
meinschaft. “**

Im Laufe der Zeit sollte das Verbandsleben nicht nur im Inneren, sondern auch nach aul3en,

transparenter werden (Vgl. Kapitel 4.2.4).

3.2.6 Verortung des Verbandes im politischen Spektrum

Mit dem Machtwechsel im VSStO war der Verband wieder deutlich nach links geriickt,
sprich der VSStO, zumindest die Verbandsfiihrung und ein GroBteil der Mitglieder verorte-
te sich wiederum links der SPO (Vgl. Kapitel 2.6). Dies sollte nach der Wahlniederlage der
SPO am 6. Mirz 1966 in einer Pro-Oppositionshaltung des VSStO auch nach aufBen klar
ersichtlich werden (siehe Kapitel 3.4.1.1).

¢ Intern — Informationsblatt der sozialistischen Studenten Sektion Wien“ Jg. 1, Nr. 4, Mérz 1966

BT Zur Neugestaltung des Verbandspressewesens® im ,,Bericht der Sektion Wien des VSStO, Jinner-Mai 1966 in: Mappe VSStO
1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

28 ygl. ebd. & ,Intern* Jg. 2, Nr. 2, Februar 1967

P9 vgl. Intern®, Jg. 1, Nr. 9, Juni 1966 & Jg. 2, Nr. 2, Februar 1967,

2 Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 5
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Die Politik der OVP und der ,,Freiheitlichen Partei Osterreichs* (FPO) wurde klar abge-
lehnt. Vor allem die restriktive OVP-Hochschulpolitik bzw. die Untitigkeit von OVP-
Unterrichtsminister Dr. Piffl-Percevic im Fall Borodajkewycz waren Themen in der alter-

! Die FPO wurde als rechtsextreme Partei eingestuft, deren Positionen fiir den

native.
VSStO indiskutabel waren. Aufgrund seines antifaschistischen Engagements (Vgl. Kapitel

3.2.2) warnte der Verband vor neo-nazistischen Umtrieben im Umfeld der FPO.**

Das Verhiltnis der VSStO-Funktionirlnnen zum Kommunismus kann als kritisch gegen-
iber stalinistischer Tendenzen, besonders in Bezug auf die Einschrankung der geistigen
Freiheit, und wohlwollend gegeniiber reformerischen Bestrebungen in den realsozialisti-
schen Staaten bewertet werden. Es darf jedoch vermutet werden, dass allzu scharfe Kritik
vermieden wurde, um nicht der Kritik der biirgerlichen Kréifte und dem Antikommunismus
in der SPO Auftrieb zu geben. Als Erkldrungsansitze fiir diese Bewertung konnen folgen-

den Beispiele dienen.

Giunther Rehak warnte im Artikel ,,Zwischen Kommunismus und Anitkommunismus® in
der alternative vor instrumentellen Antikommunismus, dessen Aufgabe ,, die Verteufelung
von Personen, gesellschaftlichen Erscheinungen und Stromungen die fiir das System ge-
fihrlich werden konnten “ sei. Er hielt jedoch fest, dass ,, gegen den Antikommunismus [zu]
sein, “ nicht heiBt ,, fiir den Kommunismus [zu] sein. “ Uber die reale kommunistische Poli-
tik resiimierte er mit einer unmissverstiandlichen Leninismuskritik, denn diese sei ,, nicht
die praktische Anwendung marxistischer Theorien, sondern Ergebnis der praktizistischen
Verwertung von Vorstellungen und Verhaltensweisen (Elite- und Leistungsdenken) die fiir
die biirgerliche Gesellschaft typisch “ seien. Das kommunistische System stelle ,, keine
klassenlose Gesellschaft [dar], sondern eine dem Kapitalismus analoge Form der Indust-
« 243

riegesellschaft“.” Der Staat im kommunistischen System sei ein Unterdriickungsapparat

im Interesse der herrschenden Klasse (,,Kader) geblieben sei. Die

241 Vgl. ,Erklért das Piffls Z6gern?* in: alternative, Jg. 1, Heft 7, November 1966, S. 5 & ,,Piffls ,Kulturpolitik™ in: alternative, Jg. 2,
Heft 5, Mai 1967, S. 4

#2ygl. , Die braune Renaissance® in: alternative, Jg. 1, Heft 8, Dezember 1966, S. 4

23 7wischen Kommunismus und Antikommunismus“ von Giinther Rehak, in: alternative, J g. 1, Heft 8, Dezember 1966, S. 7
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Arbeiterklasse wiirde ohne jegliche Mitbestimmungsrechte ,,gefiihrt.*** Kurt Greussing

resumiert rickblickend:

., Weil halt die These war, also wir sind keinen Leninisten, lehnen auch diese Monopolisie-
rung der Macht iiber die Arbeiterklasse durch eine Partei ab, aber das ist eben eine Fehl-
entwicklung. Man soll aber die Sowjetunion, so auch entlang der Bauer’schen Motto, nicht
kritisieren, damit man nicht dem biirgerlichen Antikommunismus in die Hdinde spielt. Und
das ging Hand in Hand auf der theoretischen Ebene mit einem sehr naiven Klassenbegriff
und einem sehr naiven Staatsbegriff. “**

Auch Hans Waschek analysierte in einem Artikel mit dem Titel ,,Sowjetunion zwischen
gestern und morgen* in der alternative, die realpolitische Lage in der Sowjetunion. Den
rasante Industrialisierungsprozess vermerkte er positiv. Er problematisierte jedoch auch die
Grenzen der Planwirtschaft sowie die ausufernde Biirokratie, und erachtete Reformen als

vordringlich:

., Die Umstdinde weisen zwingend den Weg zur Reform und damit auch zum weiteren Fort-
schritt der Sowjetwirtschaft. Das miissen auch dogmatische Apparatschiks einsehen, denn
es steht das Prestige des ,sozialistischen Arbeiter- und Bauern-Staates’ auf dem Spiel. Die
Frage ist nur, ob der Weg ins Morgen oder zuriick ins Gestern fiihren soll. (...) Breschnew
(...) versucht den goldenen Mittelweg (zwischen restaurativer, dogmatischer und reforme-
rischen Richtung, Anm. d. Verf.) zu gehen. (...) Vor einem Riickfall in den Stalinismus, den
man vielerorts befiirchtete (besonders in Anbetracht der harten Urteile im Sinjawski-
Daniel-Prozess) kann also keine Rede sein, wohl aber von einem verstdirkten Einfluss or-
thodoxer Krdfte auf die Politik der Partei. “**°

Realpolitisch protestierte der VSStO scharf gegen die Verurteilung der zwei sowjetischer
Schriftsteller Sinjawskij und Daniel. Der Verband hielt gemeinsam mit dem VSM einen
Protestmarsch zur sowjetischen Botschaft ab und iiberreichte dort eine Denkschrift, in der
festgehalten wurde, dass Sozialismus mit der Einschrinkung der freien Kulturentfaltung
unvereinbar sei. Auflerdem forderten sie die unverziigliche Freilassung der beiden Schrift-

steller.?*’

2 ygl. ebd.
2 Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 3
246 Sowjetunion zwischen gestern und morgen® von Hans Waschek in: alternative, Jg. 1, Heft 2, Mai 1966, S. 3
#7ygl. alternative, Jg. 1, Heft 2, Mai 1966, S. 5 sowie im ,,Bericht der Sektion Wien des VSSt0, Jinner-Mai 1966 in: Mappe VSStO
1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Im Mai 1966 veranstaltete der VSStO eine Diskussion mit dem tschechoslowakischen und
jugoslawischen Kulturattache zum Thema ,, Die geistige Freiheit in den kommunistischen

Staaten “ und hielt dazu fest:

,, Gerade fiir uns junge sozialistische Intellektuelle ist das Problem der geistigen Freiheit in
den kommunistischen Staaten von eminenter Bedeutung. Da dies eine Existenzfrage fiir
viele junge Wissenschafter und Kiinstler in den betreffenden Staaten ist, breitet sich in letz-
ter Zeit ein gewisses Unbehagen aus, wenn man von etlichen Riickschldgen in dieser Be-
ziehung lesen muss, so z.B. die Fille Havemann und Biermann’*® in der DDR. “**

Ein weiteres charakteristisches Beispiel, welches Aufschluss liber das Verhéltnis der neuen
Verbandsfiihrung zum Kommunismus gibt, ist ein Antrag von im VSStO verbliebenen

»Rechten an den Verbandsvorstand vom 20. Mirz 1966, welcher jedoch nur zum Teil

250
angenommen wurde:

., Der Verbandsvorstand des VSStO bedauert, dass es durch die Wahlempfehlung der KPO
(bei der Nationalratswahl 1966, Anm. d. Verf.) in groffen Bevélkerungsschichten zu einem
Missverstindnis des Verhdltnisses und der Stellung des Sozialismus im allgemeinen und
der SPO im besonderen zum Kommunismus gekommen ist. Der VSStO tritt fiir eine ver-
stirkte Offentlichkeitsarbeit auf diesem Gebiet ein, mahnt aber vor einem primitiven Anti-
kommunismus und vor Rechtsextremismus. “*"’

Der nicht-angenommene Teil des Antrags lautete:

,, Eine Abgrenzung von den Kommunisten ist unbedingt erforderlich. (...) Der Verbands-
vorstand fordert das Prdasidium auf, die Tdtigkeit in Organisationen, in denen Sozialisti-
sche Studenten gemeinsam mit Kommunisten arbeiten zu iiberpriifen sowie Demonstratio-
nen so anzukiindigen, dass eine Teilnahme der Kommunisten nach Moglichkeit verhindert
wird. Die Sektion Wien und ihre Organe werden ersucht, auf eine Trennung zwischen
VSStO- und VDS-Mitglieder zu achten und zu verbandsinternen Diskussionen nur aus-
nahmsweise Gdste einzuladen. “*>*

% Robert Havemann (regimekritischer Wissenschafter) wurde am 1. 4. 1966 von den Behorden der DDR aus der Deutschen Akademie
der Wissenschaften aufgrund ,,prinzipieller Anarchie und ,,DDR schédigendem Verhalten ausgeschlossen und Wolf Biermann (kriti-
scher Liedermacher) mit Auftritts- und Publikationsverbot belegt.

2% Intern — Informationsblatt der Sozialistischen Studenten, Sektion Wien* Jg. 1, Nr. 7, Sondernummer April 1966

29 Dieser Antrag wurde als Beweis fiir die angeblichen kommunistischen Umtriebe der neuen Verbandsfithrung an den Parteivorstand
versandt. Vgl. ,,Antrag an den Verbandsvorstand des VSStO am 20.3.1966* in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekreta-
b

> Ebd.

76



Neben dem durchaus intakten Verhiltnis des VSStO zu KommunistInnen® 3, kann vermu-
tet werden, dass es real unmoglich war Demonstrationen so zu organisieren, dass Kommu-
nistInnen daran nicht teilnahmen. Au3erdem wire es dem damals herrschenden offenen
Diskussionsklima im VSStO abtriglich gewesen, die VDS-Mitglieder, welche damals

vorwiegend reformkommunistisch eingestellt waren, aus dem Raum zu weisen.

3.3 Der VSStO an der Universitiit

Mit der neuen Verbandsfiihrung in der Sektion Wien des VSStO ab Dezember 1965 be-

gannen vermehrt politische, aber auch kulturelle Aktivititen auf universitirem Boden.

In der ersten Jahreshilfte 1966 sind lediglich eine Diskussion zum Thema ,, Lehrfreiheit in

«254

Osterreich am Beispiel der philosophischen Fakultct im Horsaal I des NIG sowie

,,Schadenersatzrecht im Sozialstaat“ im Horsaal 32 der juridischen Fakultét der Universi-
tiat Wien dokumentiert.”>

Erst im Wintersemester 1966/67 verstirkte der VSStO vor allem seine kulturellen Aktiviti-
ten an der Universitit. Im Audi max fand eine tschechoslowakische Filmwoche® 6, linkes
Kabarett mit Wolfgang Neuss,”’ aber auch Diskussionen wie zum Beispiel “Die Gefahren

“®3% mit Leopold Rosenmayr (Universitit Wien) und

des Konformismus im geistigen Leben
Ernst Winter (Diplomatische Akademie) am Podium statt.
Mit diesen Veranstaltungen versuchte der VSStO das eigene Image an der Universitit

durch linke Kulturveranstaltungen zu verbessern.

31966/67 war die VDS inexistent. Die VDS trat bei den OH-Wahlen 1967 nicht an. Die Freie Osterreichische Jugend (FOJ) bekam von
der KPO den Auftrag die VDS wiederaufzubauen. Die FOJ bekannte sich im Mai 1967 auf ihrer 8. Bundeskonferenz zu ihrer reform-
kommunistischen Haltung. Vgl. Zach, Dietmar: ,,KSV und VSStO: Zwischen Zusammenarbeit, Konkurrenz und Verleumdung. Theore-
tische Perspektiven und politische Praxis®; Dipl. Arb.; Wien 1998; S. 19 & Keller, 1983, S. 145

24 Diese Diskussion am 31. 3. 1966 mit Professor Heintel endete in einem Eklat indem der Genannte vorgetragene Demokratisierung-
bestrebungen eines Studenten zuriickwies, indem er meinte, Fragen der Schaffung neuer Lehrkanzeln ,,gingen ihn nichts an.* AZ,
2.4.1966,8S.3

5 An dieser Stelle muss festgehalten werden, dass der VSStO auBlerhalb der Universititen, meist im Verbandsheim oder StudentInnen-
heimen, eine Vielzahl von Arbeitskreisen, Diskussionen, Lesungen, Seminaren, Clubabenden und Studienreisen veranstaltete. Vgl.
Intern — Informationsblatt der sozialistischen Studenten — Sektion Wien®, Jg. 1, Nr. 2-10, Janner-Juni 1966

6 ygl. ,,CSSR-Filmwoche — Erfolgreiche VSStO-Veranstaltung in Wien® in: alternative, Jg. 1, Heft 6, Oktober 1966, S. 12; & intern,
Jg. 1, Nr. 12, Oktober 1966

27 Wolfgang Neuss war zu dieser Zeit einer der prominentesten linken, deutschen Kabarettisten. Vgl. alternative, Jg. 1, Heft 8, Dezem-
ber 1966, S. 14

238 Vgl. Intern, Jg. 1, Nr. 16, November 1966
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., Wir haben sehr rasch versucht an der Uni so ein bisserl alternatives Programm zu ma-
chen. Also Vortrdge, Workshops und Teach-Ins. Also die erste grofse Veranstaltung an die
ich mich erinnere war die tschechische Filmwoche, die ich organisiert habe, damals im
Audi max. Es war sozusagen, so dass diese Kulturschiene die Funktion haben sollte an
Studierende heranzukommen iiberhaupt. Und ich bin damals eben in die CSSR (Tschecho-
slowakische Sozialistische Republik, Anm. d. Verf.) gefahren, und hab zum Teil auch ille-
gal Filmrollen heriibergeholt. Es war schon ein bisserl dieses Vor-68 (...) und da haben
wir uns 51513‘0 angedockt und haben im Audi max eine Woche lang Filmprogramm ge-
macht. “

Zudem wurde durch diese Veranstaltungen zum Teil versucht, die damals durch den ,,Kal-
ten Krieg* vorherrschende Gleichung ,,Alles was links ist, muss kommunistisch sein* auf-
zubrechen.*®

Einen weiteren Punkt in der ,,Universitits-Offensive® des VSStO stellen die Vietnam-
Aktionstage Ende Mérz 1967 (Vgl. Kapitel 3.2.3) dar, wo der Verband ,, mit einer Serie
von Aufklirungsveranstaltungen den Versuch unternommen [hat), die Studentenschaft und
dariiber hinaus die interessierte Offentlichkeit dariiber zu informieren, was wirklich in

«261

Vietnam geschieht. Leider konnten diese Teach-Ins nicht wie angekiindigt im NIG

stattfinden, sondern wurden durch die akademische Behorde mit Verweis auf das Verbot
von politischen Veranstaltungen an der Universitit und wahrscheinlich auch ob ihrer poli-

tischen Brisanz verboten. Die AZ kommentierte:

., Wie Verbandsobmann Diplomingenieur Rehak bei der Kundgebung hervorhob, ist dieses
Verbot nicht das erste, das sich gegen Veranstaltungen der sozialistischen Studenten auf
akademischen Boden richtet. Die sozialistischen Studenten stehen aber auf dem Stand-
punkt, dass die Wissenschaft die gesamte Realitdt, also auch die politische, erfassen

«262

muss.

Gemeinsam mit der konservativ dominierten Osterreichischen Hochschiilerschaft an der
Universitdt Wien, die sich in diesem Fall auf die Seite des VSStO stellte, konnte der Ver-
band beim akademischen Senat der Universitdt Wien erreichen, dass Veranstaltungen zur

,politischen Bildung* auch auf Hochschulboden zugelassen wurden.*®

2 Interview Eva Kreisky, 1.7.2004, S. 3

260 Vgl. Fischer-Kowalski, Marina; ,,Universitit und Gesellschaft in Osterreich® in: Fischer, Heinz; ,,Das politische System Osterreichs*
Europa Verlag, Wien 1977, 2. Auflage; S. 601f.

2! alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 1

2 AZ vom 26.4.1967, S. 1

263 Vgl. alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 1

78



3.3.1 Hochschulpolitik — ,,Orchideenfach® im VSStO ?
Bereits in der ersten Ausgabe der alternative im April 1966 kiindigte Norbert Roszenich,
Leiter des Arbeitskreises fiir Hochschulfragen (Vgl. Kapitel 3.2.5), die Erstellung eines

eigenen VSStO-Hochschulprogramms an:

., Der Verbandstag vom 17. und 18. Jdnner gab den Auftakt zu einer Konzentrierung aller
Krdfte in unserer Studentenbewegung auf der Basis einer griindlichen Stellungnahme zu
wesentlichen Fragen der Theorie und Praxis des Sozialismus noch im laufenden Jahr ein
Hochschulprogramm des VSStO zu fixieren, das iiber einen blofien Forderungskatalog
hinaus eine ebenso griindliche und gesellschaftskritische Stellungnahme zu wesentlichen
Fragen der Hochschulpolitik, der Wissenschaft und Forschung sein wird. *

Uber den Verlauf der Diskussion beziehungsweise der Erstellung des Hochschulpro-
gramms berichtet der, urspriinglich der ,,rechten® Fraktion im VSStO zugehérige, Frakti-
onsfiihrer des Verbandes am ZA, Alexander Kubicek in seiner ,, Stellungnahme zur ver-

bandsinternen Situation, die Hochschularbeit betreffend * folgendermafen:

,, Dieses Gremium [Arbeitskreis fiir Hochschulfragen, Anm. d. Vert.], dem auch die Hoch-
schulmandatare angehdren, ist nie tiber allgemeine Diskussionen hinausgekommen und
hat sich stillschweigend aufgelost. “***

Weder in der alternative noch in der verbandsinternen Korrespondenz finden sich weitere
Hinweise auf die Erstellung eines hochschulpolitischen Konzeptes im Laufe des Jahres

1967.

3.3.1.1. Studienbeihilfengesetz, AHStG und besondere Studiengesetze

Der VSStO versuchte aber auch sich tagesaktuell in die Hochschulpolitik einzubringen,
und brachte diverse Vorschldge zur Novellierung des 1962 beschlossenen Studienbeihil-
fengesetzes ein. Besondere Anliegen des VSStO waren die Ausweitung der Studienbeihilfe
auch wihrend Auslandssemestern, eine Erhohung der Einkommensgrenzen sowie des Sti-

pendiums selbst und die schnellere administrative Abwicklung der Stipendienantrige.*®’

204 »Stellungnahme zur verbandsinternen Situation, die Hochschularbeit betreffend* von Alexander Kubicek vom 11.1.1967, in: Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
23 ygl. , Novellierungsvorschlag fiir das Studienbeihilfengesetz in: ,,Bericht der Sektion Wien des VSStO, Jianner-Mai 1966 in: Map-
pe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Diese Vorschlige schlugen sich auch in einem Antrag der SPO im Nationalrat zur Novel-

lierung des Studienbeihilfengesetzes nieder.**

Im Jahr 1966 wurde das ,,Allgemeine Hochschul-Studiengesetze* (AHStG)*", das die
grundsitzlichen Regelungen des Studien- und Priifungswesens an den Universititen und
Hochschulen enthielt und einen Rahmen fiir eine neue Studien- und Priifungsordnung vor-

gab. In der alternative vermerkte Norbert Roszenich dazu:

,, Es stellt aber weder das Ergebnis einer Selbstverwaltungs- und Verwaltungsreform dar,
noch einer strukturellen (rdumlicher Ausbau, etc.). Probleme, wie Schwerpunktbildungen
und Integration der Fiicher, Kolleggelder, Verhiiltnis zur Offentlichkeit oder die wachsen-
den Schwierigkeiten einer angemessenen Eingliederung der ausldindischen Studenten sind
ebenfalls nicht Gesetzesgegenstand, sondern werden vielmehr gerade durch das vorliegen-
de Gesetz weiterhin in den autonomen Wirkungsbereich der Hochschulen gestellt.(...) Die
Hochschulreform hat noch nicht stattgefunden!

(...) Als entscheidender Fehler des Gesetzes muss es betrachtet werden, dass es nicht in
grofliem Umfang die Studenten zur organisatorischen Mitbeteiligung und unmittelbaren
demokratischen Mitbestimmung in jenen Funktionen der Hochschule befugt, die nicht zum
eigentlichen Lehrbetrieb gehdren. (...) Warum sollten die Studenten, etwa keinen Einfluss
auf die Besetzung der Lehrstiihle haben, sie konnten dadurch z. B. endlich erzwingen, dass
auch an den ésterreichischen Hochschulen alle wichtigen Lehrmeinungen in Philosophie
vertreten werden. Warum sollen sie nicht den Rektor wéiihlen? “*%

Roszenich kritisierte jedoch in diesem Beitrag nicht nur die AusschlieBung der Studieren-
den als mitbestimmender Teil der Universititen und deren schwache rechtliche Verteidi-
gungsstellung im Vergleich zu den Lehrenden, sondern auch die Verlagerung wichtiger
Entscheidungen in den autonomen Wirkungsbereich der Universitit, und somit in die Han-

de der michtigen, aber teilweise auch untitigen, Ordinarien®®’.

Alexander Kubicek berichtete in seiner ,, Stellungnahme zur verbandsinternen Situation,
die Hochschularbeit betreffend “ iiber die Hochschularbeit der Verbandsfiihrung iiberwie-

gend negativ:

266 ygl. alternative, Jg. 1, Heft 3, Juni 1966, S. 5 & ,,SP-Antrag: Stipendien um 20% erhohen in: AZ vom 10.5.1966, S. 2

7 Das AHStG trat am 1. Oktober 1966 in Kraft, und hatte bis zum Universititsstudiengesetz (UniStG) 1997 Giiltigkeit.

268 Die Hochschulreform fand nicht statt* von Norbert Roszenich, in: alternative, J g. 1, Heft 5, September 1966, S. 7

2 Ordinarien sind Universititsprofessuren bzw. Lehrstiihle, d. h. jene Professorlnnen vertreten ein Fach im vollen Umfang (Volle
Lehrbefugnis) und verfiigen in der Regel iiber Ausstattung (Institut an einer Fakultét, MitarbeiterInnen, etc.), und werden im &lteren
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,,Der Schaden der den sozialistischen Studenten durch die bisherige Bagatellisierung der
Hochschulreform entstanden ist, kann nicht so bald behoben werden. Die Vorschldge der
Mandatare waren infolge der mangelnden Unterstiitzung durch den Verband weder genii-
gend ausgearbeitet noch konnten sie entsprechen verbreitet werden. Das ahSTGes
(AHStG, Anm. d. Vert.) ist Jahre lang diskutiert worden und schlieflich vom Nationalrat
verabschiedet worden, ohne dass es das Prdsidium der Miihe wert gefunden hditte eine
Stellungnahme zu dieser Materie abzugeben. “*”"

In Folge des AHStG kam es 1967 zur Diskussion um die besonderen Studiengesetze”, in
welchen die Detailregelungen zu den einzelnen Wissenschaftsbereichen festgelegt wurden.
Der VSStO richtete verbandsintern Arbeitsgruppen zu den einzelnen Fachbereichen Philo-
sophie, Technik, Welthandel, Medizin aber auch zu studentischer Sozialpolitik ein.?” Die
Fachgruppe Jus hatte zu diesem Zeitpunkt bereits eine Vorschlag erstellt, dessen Grundge-
riist im Endeffekt eine Synthese aus ,,juristischen Fachidioten* und ,,all round-Managern*
ergeben sollte. In einem sarkastischen Vorwort in einem Beitrag in der alternative kiindig-
te Karl M. Heiden das konkrete Konzept fiir die Reorganisation des Studiums der Rechts-

wissenschaften folgendermafen an:

., An Vorwiirfen, dass sich die Aktivitdt des VSStO vor allem seit der ,, Machtiibernahme
einer linksextremen Clique*“ — um im Jargon der unabhdngigen Zeitungen zu bleiben — in
destruktiver, unqualifizierter Kritik erschopfe, besteht fiirwahr kein Mangel. Umso iiber-
raschter werden wahrscheinlich gewisse Kreise aufhorchen, wenn wir nun mit einem Kon-
zept betreffend die Reorganisation des Studiums der Rechtswissenschaften an die Offent-
lichkeit herantreten, einer Materie also, die bislang kaum in Einklang zu bringen war mit
der Klischeevorstellung von ,, birtigen, revoluzzerisch-marxistischen Umstiirzlern “, wi
man gemeiniglich eben weltoffene und dennoch kritische, mitunter etwas sarkastische aber

. . : . (273
immer noch verantwortungsbewusste studentische Geister zu umschreiben versucht.

Gegen Ende des Sommersemesters 1967 setzte sich Norbert Roszenich in der alternative
erneut flr eine Novellierung des AHStG in Bezug auf die Neustrukturierung der Universi-

tdt und im speziellen fiir eine Aufteilung der Fakultéten in ,, kleinere Organe der Selbst-

Sprachgebrauch als ordentliche Professorlnnen oder Ordinaria/Ordinarius bezeichnet. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-
definition.de/Professor.html (Stand: 12.12.2004)

270 »Stellungnahme zur verbandsinternen Situation, die Hochschularbeit betreffend* von Alexander Kubicek vom 11.1.1967, in: Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

" Die besonderen Studiengesetze beinhalten eine Umschreibung der Studienziele, die Aufzihlung der Priifungsfécher, die Anzahl der
Diplompriifungen und Rigorosen sowie die Art der Durchfithrung der Priifungen. Vgl. Griesebner, 1990, S. 101

22 Vgl. Brief an VSStO-Mitglieder, gezeichnet N. Roszenich und K. Heiden vom 22.5.1967, in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefver-
kehr Zentralsekretariat)
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verwaltung sogenannte Abteilungen * ein. Diese sollten ob der ,,wiedergewonnenen Reprid-
sentanz einer wissenschaftlichen Einheit fachlich kompetent ““ sein, und Aufgaben der Fa-
kultat, wie Organisation der Lehre und Forschung, Nachwuchsférderung sowie Habilitati-

. 274
onen und Berufungen iibernehmen.”’

Dieser Vorstof3, beruhend auf den dem Strukturplan
der 1965 erdftneten Ruhr-Universitat Bochum, kann als Vorzeichen fiir die strukturelle
Veranderung, welche die Osterreichischen Universititen erst mit dem Universitdtsorganisa-

tionsgesetz (UOG) 1975 letztlich erreichen sollte, gewertet werden.

Grundsitzlich ist festzustellen, dass den hochschulpolitischen Vorschliigen des VSStO, bis
auf die Novellierung des Studienbeihilfengesetzes, ob der Alleinregierung der OVP bzw.
der konservativen Ubermacht in der OH wenig Erfolg beschieden war. Trotzdem bemiihte

sich der VSStO, auch innerhalb der OH, um hochschulpolitische Reformen.

3.3.1.2 In der Osterreichischen HochschiilerInnenschaft

Wie schon im Kapitel 2.8.2 angesprochen und aus Kapitel 3.3.1.1 ersichtlich, gab es inner-
halb des VSStO einige hochschulpolitische Spezialisten. Nach dem Dezember 1966 waren
dies Norbert Roszenich, Karl M. Heiden, aber auch Alexander Kubicek.

Der VSStO stand in den Gremien der OH (Fach-, Haupt- und Zentralausschuss) einer abso-
luten Wahlblock-Mehrheit gegeniiber, die hochschulpolitisch selten anderer Meinung als
die OVP war.

Die alternative berichtete kaum iiber die Hochschulpolitik des VSStO im Rahmen der
OH, sehr wohl aber iiber die Stipendien- und Hochschulgesetze (Vgl. Kapitel 3.3.1.1 ) und
die Verfehlungen des Wahlblocks sowie dessen Néhe zur OVP und zum CV.*"

Nihere Auskunft iiber die Titigkeit der VSStO-MandatarInnen am ZA gibt ein ,, Tétig-

keitsbericht der sozialistischen Mandatare des Zentralausschusses *“ von Alexander Kubi-

3 Vgl. ,Gegen den Fach-Idioten — VSStO-Fachgruppe legt Reformvorschlag fiir das Jus-Studium vor* von Karl M. Heiden, in: alterna-
tive, Jg. 2, Heft 3-4, Mérz-April 1967, S. 4

2 Die Reform lisst bitten” von Norbert Roszenich, in: alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 4

275 Vgl. alternative, Jg. 1, Heft 5 & 8, September/Dezember 1966, S. 2
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cek.’”® Darin dokumentierte er die Arbeit der VSStO-MandatarInnen zwischen 1965 und
1967, und schildert die Zusammenarbeit des Wahlblocks mit dem RFS, Schikanen gegen-
{iber dem VSStO (Verschiebung von Antréigen, Ignorieren des Mitspracherechts, etc.), aber
auch iiber kleine Erfolge des Verbandes (Ubertragung von Exekutivagenden [Studieren-
denforderungsstiftung, OH-Stipendienvergabe] auf Fraktionssprecher; gerechtere Vergabe
von Heimplitzen etc.).

An diesen Tétigkeitsbericht schloss Kubicek die Forderung nach Einrichtung eines hoch-
schulpolitischen Sekretariats im VSStO, um eine kontinuierliche Hochschularbeit, die Er-
arbeitung von fundierten hochschulpolitischen Stellungnahmen sowie ausreichende Unter-
stiitzung der Titigkeit der OH-Mandataren gewihrleisten zu konnen. Allerdings gibt es

keine Hinweise darauf, dass dieses Sekretariat tatsdchlich eingerichtet wurde.

Wie Ferdinand Lacina schon im Kapitel 2.8.2 anmerkte war die OH-Politik fiir die groBe
Mehrheit im VSStO - bis auf wenige Engagierte - eher nebensichlich. Das zeigen die we-
nigen hochschul- bzw. OH-bezogenen Artikel in der alternative, welche sich lediglich vor

den OH-Wahlen 1967 hiuften.

3.3.1.2.1 OH-Wahl 1967

Die erste Bewihrungsprobe fiir den VSStO unter neuer Fiihrung waren die OH-Wahlen im
Jianner 1967. Der VSStO hatte im Wintersemester 1966/67 mit seinem kulturellen Veran-
staltungsprogramm (Vgl. Kapitel 3.3) auf universitirem Boden begonnen, und fiihrte mit
diesem einen eher unorthodoxen Wahlkampf.>’” Eva Kreisky beschreibt den damaligen

Wahlkampf riickblickend:

., Wir haben eigentlich von dem Augenblick an, wo wir sozusagen den VSStO iibernommen
haben, (...) kontinuierlich Veranstaltungen gemacht. Und haben eigentlich auf kontinuier-
liche Politisierung gesetzt. Und dadurch hat es dann natiirlich so was wie Wahlkampf ge-
geben, wo man noch einmal verdichtet. Da hatte man auch mehr Geld, da haben wir von

der Partei sozusagen mehr gekriegt und da konnten wir noch mehr tun. Aber es war keine

26 ygl, , Titigkeitsbericht der soziali_stischen Mandatare des Zentralausschusses® iiber OH-Legislaturperiode 1965-67, von Alexander
Kubicek, undatiert, in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
21 Vgl. intern, Jg. 1, Nr. 14-16, November 1966
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Ausnahmesituation, der Wahlkampf, sondern es war Teil einer Mobilisierungs- und Politi-
sierungsstrategie insgesamt. Und ich glaube das unterscheidet es vom VSStO zuvor. “*’

Im Informationsblatt der Sektion Wien des VSStO wurde die ,, Wahlkampftaktik* folgen-

dermal3en beschrieben:

wAm 25. Janner [1967, Anm. d. Verf.] werden die Hochschulwahlen stattfinden. Es ist fiir
uns nicht leicht, in einem Wahlkampf zu bestehen, der in Form einer Materialschlacht ge-
fiihrt wird, weil uns die Mittel dazu fehlen, die gesamte Studentenschaft wochenlang mit
teuren Druckwerken zu bombardieren. Unsere stirkste Waffe ist nach wie vor der person-
liche Einsatz aller unserer Mitglieder, sowohl in der Diskussion mit geistig aufgeschlosse-
nen Kollegen, als auch bei der Organisation von Veranstaltungen. Beginnend mit der Wo-
che des Tschechoslowakischen Films organisierten wir eine Reihe von sehr gut besuchten
Veranstaltungen, die, wann immer es moglich war auf Hochschulboden abgehalten wur-
den. Dadurch konnten wir die Aufmerksamkeit eines nicht unbetrdchtlichen Teils der Stu-
denten auf die Aktivitdten des Verbandes lenken. Fiir die Zukunft planen wir einige Grofs-
veranstaltungen (...). “*”

Selbst der SPO schien die VSStO-Strategie duBerst ungewdhnlich. Die Partei hielt sogar
Nachschau im Verbandssekretariat um die Aktivititen im Wahlkampf zu tiberpriifen. (Vgl.
Kapitel 3.4.2.1) Trotz dieses Misstrauens von Seiten der Partei und dem unkonventionell
gefithrten Wahlkampf konnte der VSStO bei der OH-Wahl am 25. Jénner 1967 auf Bun-
desebene ein Plus von rund einem Prozentpunkt, von 12,08% (1965) auf 13,05% (1967),
verbuchen. Hierbei ist anzumerken, dass die VDS, also die kommunistischen StudentInnen

nicht kandidiert hatten, und sogar fiir den VSStO aufgerufen hatten.

,, 1967 im OH-Wahlkampf haben wir diese Wahlblockplakate gehabt. Das war das erste
Mal, dass wir, meiner Erinnerung nach, eine gezielte Plakataktion gegen den Wahlblock
und auch gegen den RFS gemacht haben.(...) Man hat dazu gewonnen und nicht verloren.
Das war fiir uns schon ein riesen Erfolg. Ist ja unvergleichlich gewesen, wir haben ja im-
mer knapp iiber 10 % gehabt. Da waren in Osterreich knapp 40.000 Studenten. “**’

Der Wahlblock musste ein Minus von rund neun Prozent hinnehmen, und fiel von 57,58%

(1965) auf 48,68% (1967). Der Hauptprofiteur dieser Niederlage war die Unabhéngige

28 Interview Eva Kreisky 1.7.2004, S. 10f.
2 intern, Jg. 1, Nr. 15, November 1966
0 Interview Herbert Leirer, 28.8.2004, S. 16
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Studentenfoderation (USF)*!, eine Abspaltung des Wahlblocks, die 1967 auf Anhieb 4,89

% gewann. Die alternative kommentierte die OH-Wahl folgendermaBen:

,,Der Erfolg des VSST O, der kaum erwartet worden war, ist ein schlagender Beweis dafiir,
dass eine konsequente sozialistische Politik selbst unter den schwierigsten Bedingungen
Wiihler anzusprechen vermag. “***

., Der VSStO bot sich als Alternative zu den oft nur schwer unterscheidbaren biirgerlichen
Gruppen an. Es fehlte nicht an Prognosen, die in der linken Politik des Verbandes eine
Garantie fiir starke Stimmenverluste sahen. Sie sollten unrecht behalten. (...) Alles in allem
zeigt das Wahlergebnis, dass der Weg, den der VSStO eingeschlagen hat, auch vom Ge-
sichtspunkt der Wiihlergewinnung aus richtig ist. “*

Abseits dieser sehr wohlmeinenden Wahlanalyse ist anzunehmen, dass der Wahlblock vor
allem aufgrund der Abspaltung im biirgerlichen Lager verloren hatte. Der VSStO hatte mit
seinen kulturellen Veranstaltungen an den Hochschulen auf sich aufmerksam gemacht,

einen Achtungserfolg bei den OH-Wahlen erzielt und dadurch gegeniiber der Partei eine

gefestigtere Position. Eva Kreisky beschreibt die Folgen der Wahlen fiir den VSStO:

., Der erste Wahlsieg hat sicherlich Vertrauen geschaffen. Das kann man schon sagen. Es
war sicherlich sehr prekdr und dauernd gefihrdet, das ist iiberhaupt keine Frage, aber es
war zumindest so, dass man uns zugetraut hat, da ist sozusagen mehr drinnen und der
VSStO kann wieder Fuf3 fassen. Ich meine es war ja so, wenn man den VSStO davor an-
schaut, die haben sich ja gar nicht wirklich mehr getraut an der Universitdt politische
Veranstaltungen zu machen. “***

3.4 Die Beziehung VSStO - SPO

Nach der Neuausrichtung des VSStO 1965/66 war die Beziehung des Verbandes zur SPO
durch Kritik an der betriebenen Koalitionspolitik sowie dem neuen Bundesparteiobmann
gekennzeichnet. Hier zeigen sich Parallelen zum ,,Veteranen-VSStO* nach 1945 (Vgl. Ka-
pitel 2.6): Wie schon damals kritisierte der VSStO das fehlende Profil der SPO in der Koa-

lition und befiirwortete den Gang in die Opposition. Der ,,neue* VSStO sah sich auch wie-

2! zusammengesetzt aus der ,,Aktion Graz (Wahlblockabspaltung nichtkorporierter Studenten, Proponent: Gerfried Sperl) und der
,Unabhidngigen Liste Leoben‘

282 Wahlblockmehrheit gebrochen — Wahlarithmetik rettet dem Wahlblock den OH-Vorsitzenden® in: alternative, Jg. 2, Heft 1, Janner
1967,S.2

283 Absage an rechts — Die Hochschulwahl 1967 in: alternative, Jg. 2, Heft 2, Februar 1967, S. 8

2 Interview Eva Kreisky, 1.7.2004, S. 11
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der als linkes Gewissen innerhalb der Partei und wollte eine Re-Ideologisierung derselben

herbeifiihren.

Die SPO bzw. das Zentralsekretariat schien gegeniiber der neuen Verbandsfiihrung, auch
was den OH-Wahlkampf 1967 betrifft (Vgl. Kapitel 3.4.2.1), zunichst misstrauisch. Zu-
nehmend skeptisch betrachtete die SPO auch die auBenpolitischen Aktivititen des VSStO.
Die immer wieder stattfindenden Demonstrationen gegen auBBenpolitische Ereignisse
(Vietnam, Griechenland, etc.) in ,,Zusammenarbeit” mit kommunistischen Organisationen
fithrten zu erheblichen Spannungen (Vgl. Kapitel 3.4.2.2). Kurt Greussing restimiert tiber

die Auseinandersetzungen mit der SPO:

,, Die Konflikte mit der Partei habe ich eigentlich bis zum Kreisky als sehr inkompetent von
der Parteiseite erlebt. Weil die armen Sekretdre uns halt auf der argumentativen Ebene
nicht gut gewachsen waren. Also das war schon auch von unserer Seite eine gewisse intel-
lektuelle Uberheblichkeit da. Wir waren belesener, wir waren besser informiert iiber viele
Sachen. Also die ganzen Diskussionen vor allem iiber Vietnam, aber auch Zusammenarbeit
mit der KP und Reformkommunisten usw. das war intellektuell nicht sehr fruchtbar. AufSer

mit Kreisky natiirlich, weil er aus seinem reichen persénlichen Erfahrungsschatz geschopft
hat. <%

3.4.1 Die Positionierung des VSStO innerhalb der SPO

Durch den Wechsel in der VSStO-Fiihrung und deren verinderte politische Standpunkte
wandelte sich auch die Position Verbandes innerhalb der SPO. Der VSStO verstirkte par-
teiintern nunmehr wieder den linken Fliigel. Die Positionierung des Verbandes soll anhand
seiner Politik am linken Rand der SPO bzw. anhand des Verhiltnisses zu Protagonistinnen

der Partei in Form zweier Beispiele ndher beleuchtet werden.

3.4.1.1 Nationalratswahl 1966 — Opposition statt Koalition

Bei der Nationalratswahl am 6. Mérz 1966 erlitt die SPO eine Niederlage und die OVP
erreichte die absolute Mehrheit an Mandaten.**® Dieses Wahlergebnis war unter anderem

Ausdruck der Olah-Krise (Vgl. Kapitel 2.8.2), die der SPO viele WihlerInnenstimmen

85 Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 17f

26 Die SPO errang 42,56% (Vgl. 1962: -1,44%; 74 Mandate), die OVP 48,35% (+2,95%, 85 Mandate)und die FPO 5,35% ( -1,65%, 6
Mandate). Die DFP erhielt auf Anhieb 3,28% aber kein Mandat. Vgl. Bundesministerium fiir Inneres
http://www.bmi.gv.at/wahlen/nrw_060366.asp (Stand: 12.12.2004)
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kostete, nicht zuletzt auch aufgrund der Tatsache, dass Franz Olah mit einer eigenen Partei,
der Demokratische Fortschrittliche Partei (DFP) angetreten war. Zudem hatte die KPO eine

Wahlempfehlung fiir die SPO abgegeben, die die OVP in ihrem Wahlkampf mit eindring-

lichen Warnungen vor der kommunistischen Machtiibernahme mithilfe der SPO nutzte.”’

Bereits am 7. Mirz 1966 beschiftigten sich die Prisidien des VSM und des VSStO ge-
meinsam mit dem Wahlausgang und verfassten eine Stellungnahme, in der sie die Ursa-
chen der Wahlniederlage analysierten. Die Griinde fiir die grolen Verluste wurden in der
Abwanderung sozialistischer KernschichtenwihlerInnen zur DFP und OVP, im zu gerin-
gen Verstidndnis flir die Probleme der Bevolkerung durch die Organe der ArbeiterInnen-
bewegung, in der Stagnation bei JungwéhlerInnen durch vernachléssigte Jugendarbeit der
Partei, sowie einer, durch die bisherige Koalition mit der OVP, stark verwisserten sozialis-
tischen Politik der SPO gesehen.

Grundaussage der Stellungnahme bildete ein Plddoyer fiir eine konsequente sozialistische

Politik und den Gang der SPO in die Opposition:

,, Besondere Bedeutung hat unter den Umstinden die Frage, o b und unter welchen Bedin-
gungen sich die SPO neuerlich an einer Koalition mit der OVP beteiligen soll. Sicher ist es
maoglich und notwendig, ein Mindestforderungsprogramm fiir eine derartige Koalitionsre-
gierung zu formulieren.

Allerdings ist kaum anzunehmen, dass die OVP ein derartiges Programm akzeptieren wiir-
de. Dariiber hinaus bestiinde die akute Gefahr, dass die Teilnahme der SPO an einer Koa-
litionsregierung, in der sie zwangsldufig die Mitverantwortung fiir MafSnahmen tiberneh-
men miisste, die den Interessen der arbeitenden Bevilkerung zuwiderlaufen, weitere Ver-
trauensverluste herbeifiihren wiirde.

Unter diesen Umstdnden ist die Moglichkeit einer parlamentarischen Opposition vorzuzie-
hen. Wir sind uns der Probleme bewusst, die sich aus einer derartigen Umstellung fiir die
Partei ergeben, glauben allerdings, dass sie weniger schwer wiegen als die negativen As-
pekte einer neuerlichen Koalition. “***

%7 Die OVP nahm die Wahlempfehlung der KPO fiir die SPO zum Anlass in der Wahlauseinandersetzung von einer Volksfront der
Sozialisten mit den Kommunisten zu sprechen, welche die Angst vor den ,,Roten” und ,,Russen in der Bevélkerung schiirte. Die SPO
verabsdumte es im Wahlkampf sich von dieser Wahlempfehlung klar genug zu distanzieren. Vgl. ,,Konformismus bis zur Selbstaufga-
be?* von Albrecht K. Konecny; in: alternative, Jg. 1, Heft 1, April 1966, S. 17

28 Stellungnahme des VSM und VSSTO zum Wahlausgang (der Nationalratswahl 1966) vom 9.3.1966, gezeichnet von Peter Kowalk-
si/Alfred Bastecky (VSM) sowie Giinther Rehak/Erich Schmidt (VSStO), S. 3; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsek-

retariat)
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In der alternative analysierte Josef Hindels, im Sinne des Verbandes, noch einmal aus-
fiihrlich das Wahlergebnis, und machte das ,,Schlafmittel Sozialpartnerschaft, den ,,skru-
pellosen Renegaten Olah* und die ,,Volksfiontliige der OVP* fiir das schlechte Ergebnis

der SPO verantwortlich.?®

Hindels sowie der gesamte linke Parteifliigel traten aufgrund
der Bewertung der neuen Kréfteverhdltnisse, fiir den Weg in die Opposition ein, weil sich

die SPO bei einer etwaigen Koalition in die Gefangenschaft der OVP begeben wiirde.

Trotz dieser Prophezeiungen trat die SPO in Koalitionsverhandlungen mit der OVP ein,
wobei die OVP zunichst Forderungen stellte, welche die SPO nicht annehmen konnte.
Am auBBerordentlichen Parteitag am 15. April 1966 wurde die Frage der Opposition oder
einer etwaigen Regierungsbeteiligung intensiv diskutiert. Der VSStO-Delegierte, Giinther

Rehak trat in seiner Rede fiir die Opposition ein.*”

,,Die Entscheidung, die wir heute hier zu treffen haben, ist, ob wir das Ergebnis des 6.
Mdirz zur Kenntnis nehmen wollen, indem wir in die Opposition gehen, oder ob wir einer
gewissen Selbsttiuschung zuliebe eine neuerliche Regierungsbeteiligung anstreben. (...)
Diese Selbsttiuschung werden wir zu bezahlen haben, und zwar an die OVP, jetzt schon in
Form von Zugestdindnissen, und ich bin iiberzeugt, auch bei der ndchsten Wahl in Form
von Stimmen. “**"’

Schlussendlich wurde trotz der vielen Forderungen der OVP, eine Resolution mit klaren
Bedingungen der SPO an eine weitere Koalition mit 499 von 501 Stimmen beschlossen.>”
Am 18. April 1966 endeten die Koalitionsverhandlungen mit der Ablehnung der SPO-
Bedingungen durch die OVP. Die OVP stellte von nun an alleine die Regierung, die SPO
ging in Opposition.””

Der VSStO resiimierte iiber die nunmehrigen Aufgaben der SPO als Oppositionspartei:

., Eines ist klar: Opposition kann nicht bedeuten, nun die bisherige Politik einfach ohne
Regierungsbeteiligung fortsetzen. (...) es geht darum, klare Alternativen zur Politik der
Konservativen herauszuarbeiten und sie nicht nur in kleinen Dosen in den parlamentari-
schen Beratungen in Regierungsvorlagen hineinzuschmuggeln, sondern sie auch vor der

29 ygl. , Gefangenschaft oder Opposition?* von Josef Hindels, in: alternative, Jg. 1, Heft 1, April 1966, S. 16-17

20 yol. alternative, Jg. 1, Heft 2, Mai 1966, S. 2

! Rede von Giinther Rehak in: “Protokoll des auBerordentlichen Bundesparteitages am 15. April 1966“, SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.),
Vorwirts Verlag, Wien 1966, S. 62

2 Ebd.

P Vgl. AZ,19.4.1966, S. 1
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Offentlichkeit zu vertreten. (...) Mit der Auffassung von einer nur zeitweilige unterbroche-
nen Zusammenarbeit wird man nicht weiterkommen. Es geht nicht darum, dass man die
OVP méglichst rasch von der Notwendigkeit der Fortsetzung der Zusammenarbeit iiber-
zeugt, sondern darum, die Masse der arbeitenden Menschen von der Notwendigkeit und
Richtigkeit sozialistischer Politik zu iiberzeugen. “**

Eine geistige Voraussetzung fiir eine solche sozialistische Alternativpolitik stellte fiir den

VSStO, die Zerstérung der Sozialpartnerschaft, als Inbegriff opportunistischer Politik,

dar.?”

In den darauffolgenden Ausgaben der alternative widmeten sich viele Artikel, auch von
Verbandsexternen, der neuen Rolle der SPO. Fiir diese Diskussion wurde eine eigene Rub-

rik ,,Die neue Partei* (ab Juni 1966) spiter ,,Sozialistische Perspektiven‘ (ab Oktober

1966) eingerichtet, um der Diskussion ein gewisses Maf an Kontinuitit zu verleihen.**®

Grundtenor dieser Beitrdge war, dass die Oppositionsrolle als aktive Regenerationsphase
fiir die SPO gesehen wurde, als Chance einer Re-Ideologisierung™’ beziehungsweise einer
selbstbewussten Riickbesinnung auf ein eigenstdndiges sozialistisches Programm mit ei-
nem gesellschaftspolitischem Ziel vor Augen.”®® Aber auch eine Reorganisation der Partei-

strukturen wurde, aufgrund von Kritik an einer privilegierten FunktiondrInnenschicht,

299

thematisiert.”” Die Partei sollte im sozialistischen Sinne, eingebettet in eine kritische Feh-

leranalyse der letzten Jahre, erneuert werden. Allerdings wurde stets vor einer Uberbewer-

tung der Opposition als ,,Allheilmittel gewarnt.’”’

., Es sei nochmals klar gesagt: die Chance der Opposition besteht in der Erneuerung der
sozialistischen Bewegung, deren Politik tiberdies in diesen vier Jahren die Glaubwiirdig-
keit wiedergewinnen kann. (...) Die Chance liegt in der Wiederaufrichtung einer kdmpferi-
schen Sozialistischen Partei, deren klares und auf gesellschaftliche Strukturdnderungen

2% Eine Chance gewonnen — Die SPO geht in die Opposition — Neue Losungen werden gesucht® in: alternative, Jg. 1, Heft 2, Mai 1966,

S.2

2% Vgl. ebd.

6 Den Beginn machte Paul Jung mit der kritischen Analyse der schwedischen Sozialdemokratie, an der sich damals viele Reformsozia-
listen anlehnten. Vgl. ,,Schweden als Beispiel“ von Paul Jung, in: alternative, Jg. 1, Heft 3, Juni 1966, S. 17;

¥7Vgl. ,Gegen die ideologische Mangelkrankheit* aus ,,zeilen (Zeitschrift des VSStO Graz) in: alternative, Jg. 1, Heft 4, August 1966,
S. 15-17; ,,Wir und der Staat” von Michael Genner, in: alternative, Jg. 2, Heft 1, Janner 1967, S. 13-14

28 vgl. , Mittelschulen in der Koalition* von Viktor Frankl, in: alternative, Jg. 1, Heft 7, November 1966, S. 12-14

2 Revolution von unten von Alfred Neubauer in: alternative, J g. 1, Heft 4, August 1966, S. 15-17; ,,SPO und Privilegien“ von Georg
Springer & ,,Arbeiterschaft und Staat* von Giinther Rehak, in: alternative, Jg. 1, Heft 6, Oktober 1966, S. 15-16;

% Die deutsche SPD hatte sich wihrend ihrer Zeit in Opposition nach ,,rechts entwickelt. Vor einer Entwicklung in diese Richtung
warnte der VSStO eindringlich. Vgl. ,,Opposition und Krise* in: alternative, Jg. 1, Heft 3, Juni 1966, S. 2
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ausgerichtetes Programm zu faszinieren weifs. Sie liegt nicht in jener weiteren Verwdsse-
. o Lo 301 . . 302
rung, die manche Sozialisten als ,skandinavischen Weg ™" anzupreisen wissen. *

Neben dem schriftlichen Diskurs organisierte der VSStO auch diverse Veranstaltungen,
um die Situation der SPO in der Opposition zu diskutieren. Zwischen 19. und 21. Mai 1966
fand in Salzburg ein VSStO-Seminar zum Thema ,,Die SPO in der neuen Situation® statt.
Hochkarétiger Referent war der Marburger Professor Wolfgang Abendroth, der tiber die
Rolle der Gewerkschaften in der Opposition referierte.*”> Daneben wurden die Beispiele
der sozialdemokratischen Partei in Deutschland und der Labour Party in Grofbritannien in
der Opposition niher beleuchtet.**

Der Verband scheute sich auch nicht, mit Kritikern des eigenen Kurses zu diskutieren, wie
die Diskussion ,,Aufgaben der Opposition* mit Norbert Leser und Albrecht K. Konecny

. 305
vermuten lasst.

Aufgrund der Entscheidung der SPO in die Opposition zu gehen, sah sich der linke Partei-
fliigel, und mit ihm der VSStO, wieder im Aufwind. Die SPO war jedoch weniger wegen
der Forderungen nach Re-Ideologisierung und Reform der Partei in die Opposition gegan-
gen, sondern vielmehr aufgrund der iiberzogenen Forderungen der OVP. Die scheinbare
Erniichterung im VSStO erfolgte schon bald. Die alternative stellte fest, dass es an einem
Oppositionskonzept fehle und die Politik der SPO noch immer von der vorangegangenen
Koalitionspolitik geprigt war. Als Losungsansitze wurde eine verstirkte auBerparlamenta-
rische Opposition mithilfe der Gewerkschaften, Arbeiterkammern und Konsumgesellschaf-
ten und eigensténdige theoretische Arbeit in der Partei vorgeschlagen, um nicht blof3 die

Kopie des ,,skandinavischen Wegs voranzutreiben.’

3% Der ,,skandinavische Weg® verweist hier auf das Beispiel Schweden, wo die SozialdemokratInnen mit umfassenden Sozialreformen
erfolgreich Politik machten und den Menschen zu einem hohen Lebensstandard verhalfen, ohne jedoch sozialistische ,,Urforderungen‘
(Authebung der kapitalistischen Eigentumsstruktur etc.) anzustreben. Vgl. ,,Schweden als Beispiel“ von Paul Jung, in: alternative, Jg. 1,
Heft 3, Juni 1966, S. 17

02 Opposition und Krise® in: alternative, Jg. 1, Heft 3, Juni 1966, S. 2

303 Vgl. ,,Die Freiheit des Menschen® von Prof. Wolfgang Abendroth, in: alternative, Jg. 1, Heft 8, Oktober 1966, S. 1 & 8

3% Vgl. intern; Jg. 1, Nr. 7, Sondernummer April 1966

% ygl. intern, Jg. 1, Nr. 14, Sondernummer Oktober 1966

3% ygl. , Die Bewiltigung der Konfrontation* von Klaus G. Hajek, in: alternative, Jg. 1, Heft 4, August 1966, S. 1 & 3
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Bereits im Vorfeld des Parteitags 1967, welcher ganz im Zeichen der Wahl eines neuen
Bundesparteivorsitzenden stand, zog der VSStO nochmals Bilanz, und kritisierte abermals
die unterlassenen Reformen innerhalb der Partei. Mit der Verharmlosung des Kapitalismus
als ,, pluralistische Gesellschaftsordnung “, und der Feststellung, dass dieser kein Feind der
sozialistischen Bewegung mehr sei, wiirde sich die SPO selbst die ,, Lebensberechtigung *
entziehen. Es wurde erneut die Abkehr von der Sozialpartnerschaft gefordert, die das poli-

tische Bewusstsein der Arbeiterklasse demontiert habe.>"’

3.4.1.2 Bruno Kreisky als Parteivorsitzender, der VSStO — ein Kritiker

Parteiintern setzte unmittelbar nach dem Scheitern der Koalitionsverhandlungen im April
1966 der Kampf um die Nachfolge des Bundesparteivorsitzenden Bruno Pittermann ein,
welcher fast ein ganzes Jahr andauern sollte.

In der Ausgabe der alternative im Jinner 1967 verurteilte der VSStO die Fokussierung der
parteiinternen Diskussion auf die Obmanndebatte und erachtete die Konzentration auf die
inhaltliche Politik und die Erstellung eines Oppositionskonzepts auf dem Parteitag 1967 als

vorrangig:

,, Und kaum war die Diskussion tiber die Konsequenzen des 6. Mdrz richtig angelaufen, da
wurde die Diskussion iiber Grundsatzfragen auch schon zur Randerscheinung. Im Kern
aber personalisierte sich die Diskussion, bis die munteren Kombinationen, wer denn die
Funktion des Parteiobmanns einnehmen wiirde, alles tiberschatteten.(...) Die Aufgabe des
Parteitages muss darin liegen, eine Politik des sozialistischen Kampfes zu formulieren, die
so klar ist, dass die nicht willkiirlich in ihr Gegenteil verkehrt werden kann. Und die Auf-
gabe des Parteitages muss es sein, jene Belebung der innerparteilichen Demokratie her-
beizuﬁé'ézgen, die eine lebendige Kontrolle ermoglicht, ob diese Politik auch verfochten
wird. “

Trotz der unterschiedlichen Priorititensetzung bewertete der VSStO die Debatte um den
Parteivorsitz nicht als inhaltleer - die in Diskussion stehenden Personen verkorperten ja
auch politische Inhalte - sondern versuchte den Polarisierungsversuchen wéhrend der Fiih-
rungsdebatte differenziert entgegenzutreten. Der bisherige Bundesparteiobmann Pitter-

mann und dessen Politik wurde in gewisser Weise in Schutz genommen, indem er nicht als

307 Vgl. ,,Ein Viktor Adler gesucht“ in: alternative, Jg. 2, Heft 1, Janner 1967, S. 2-3
3% Was heifit schon Reform?“ in: alternative, J g. 2, Heft 1, Janner 1967, S. 1
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Alleinschuldiger der Politik vor dem 6. Mirz 1966 getadelt wurde, sondern der gesamte

Parteivorstand verantwortlich gemacht wurde.*®

Am Parteitag vom 30. Janner bis 1. Februar 1967 stand die Personalfrage erwartungsge-
mif im Vordergrund, wenngleich die Sympathien fiir und Vorziige der Kandidaten, Adolf
Czettel und Bruno Kreisky, nur in verklausulierter Form in nahezu allen Reden eingebaut
wurden. In der Abstimmung ging Bruno Kreisky mit 347 von 497 Stimmen als Sieger her-

vor. Am Parteitag selbst lieferte der VSStO zwar einen Bericht® "

ab und brachte Antrige
zu verschiedensten Themen (Berichterstattung der AZ, Bekenntnis zur Hochschulreform,
Vietnamkrieg, etc.)’'! ein, der Delegierte Giinther Rehak meldete sich aber nicht zu Wort.

Der VSStO bewertete die Wahl Bruno Kreiskys als Bundesparteiobmann differenziert:

,Die SPO hat in Dr. Kreisky einen neuen Parteivorsitzenden, dessen Attraktivitdt nicht
angezweifelt werden kann. In welchem Mafe er sie tatsdchlich ausspielen kann, muss sich
erst herausstellen. Die geistige Ausrichtung, die er der Partei geben wird, ist ebenfalls
noch nicht zu durchblicken, doch wdre gerade fiir ihn eine Schaukelpolitik zwischen verba-
len Verbeugungen vor marxistischen Traditionen und revisionistischen Praktiken beson-

ders gefiihrlich. "

Ideologische Auseinandersetzungen iiber eine Offensive gegen die Entwicklung der SPO
zu einer linksliberalen Volkspartei sowie unterschiedliche Ansdtze der Oppositionspolitik

blieben bei diesem Parteitag aus.

,, Uber die Praxis der Opposition wurde nicht gesprochen, ebenso wenig iiber die Belebung
des auflerparlamentarischen Kampfes. Die Auseinandersetzung um das geistige und politi-
sche Profil der SPO ist also nicht abgeschlossen: sie ist nur ein wenig vertagt worden und

wihrenddessen hat sich die Szenerie geindert. “*"

Der VSStO hatte sich am Parteitag auch aktionistisch gezeigt und ein Transparent mit der

Aufschrift ,, Schluss mit Phrasen — vorwdrts zu sozialistischen Taten!* entrollt, um die

3 Vgl. ebd.

319ygl, Bericht des VSStO am ordentlichen Parteitag der SPO 1967, S. 140, in: ,,Bericht und Protokoll des Parteitages 1967, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1967

3 Vgl. Antréige und Resolutionen des VSStO, S. 252-267, in: ,Bericht und Protokoll des Parteitages 1967, SPO-Zentralsekretariat
(Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1967

z:z »Alles gerettet...” in: alternative, Jg. 2, Heft 2, Februar 1967, S. 4

** Ebd.
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inhaltleeren Reden zu kritisieren und fiir eine aktive, grundsatztreue Oppositionspolitik

aufzurufen.’'*

Die oben angeklungenen Vorbehalte gegeniiber dem neuen Parteivorsitzenden Bruno

Kreisky wurden in weitererer Folge in der alternative verschérft:

(...) Bruno Kreiskys einzigartigen intellektuellen und politischen Gaben stehen personliche
Schweichen gegeniiber, die sich fiir die SPO und damit auf fiir Osterreich unter Umstinden
verhdngnisvoll auswirken konnten. Die auf3erordentliche Intelligenz Bruno Kreiskys (...)
hat dazu gefiihrt, dass seine Fihigkeit zum Anhoren anderer und zur Zusammenarbeit mit
anderen verkiimmert ist. (...) Bruno Kreiskys Tdtigkeit wird (...) von Gefallsucht getrieben.
(...) Es wire verhdngnisvoll, wenn Bruno Kreisky sich aus Griinden des personlichen Ehr-
geizes zu einer Koalition mit der OVP verleiten liefe (...). Wir sind dennoch fest davon
tiberzeugt, dass Bruno Kreisky der rechte Mann ist, um Osterreich aus der konservativen
Sackgasse herauszufiihren — wenn er seinen personlichen Ehrgeiz allein zur Starkung aller
fortschrittlichen Krdfte einsetzt. "

Mégliche Griinde fiir diese kritische Haltung des VSStO waren verschiedene politische
Standpunkte Bruno Kreiskys in der Vergangenheit. Konkret wurde seine Befiirwortung der
Teilprivatisierung der Verstaatlichten Industrie 1962, sein Engagement fiir eine Beibehal-

tung der Koalition mit der OVP 1966 und sein gutes Verhiltnis zu Franz Olah genannt.*'®

In der folgenden Ausgabe der alternative verfasste der Bundesobmann des VSStO Giin-
ther Rehak selbst einen Artikel mit dem Titel ,, Gesprdch mit Bruno Kreisky “, welcher als
Entgegnung zum vorangegangenem Artikel ,, Gruf8 an Bruno Kreisky“’'” gesehen werden
kann. Darin wurde die Teilnahme Bruno Kreiskys an einem Verbandsvorstand des VSStO
beschrieben, wo die Vorstandsmitglieder dem Parteivorsitzenden ihre Vorstellungen von
sozialistischer Hochschulpolitik sowie Vorschldge zur inhaltlichen und organisatorischen

Problemen der SPO vortrugen.

,, Genosse Kreisky hat zugehort und seine Unterstiitzung zugesagt. Vor allem hat er betont,
wie sehr Diskussionsfreiheit im Interesse einer demokratischen Partei liege. (...) Genosse
Kreisky hat in der Diskussion, die der an ihn gerichtete ,alternative’-Artikel ausgeldst hat,

14 Vgl. ebd.

315 GruB an Bruno Kreisky* in: alternative, Jg. 2, Heft 2, Februar 1967, S. 2

316 ygl. ebd.

317 Vgl. ,,Gruf} an Bruno Kreisky* in: alternative, Jg. 2, Heft 2, Februar 1967, S. 2
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einmal mehr bewiesen, dass es ihm mit der Diskussionsfreiheit ernst ist. Er hat den Rufern
nach dem Maulkorb fiir Kritiker kein Gehor geschenkt. Die Kritik, die man aus dem ,, Grufs
an Bruno Kreisky “ herauslesen musste, entsprach tibrigens lediglich einer personlichen
Meinung des Autors. '

Der VSStO schien seine Meinung iiber Bruno Kreisky revidiert zu haben, was sich in ei-
nem wohlwollenden Artikel in der alternative zeigte. Darin wird iiber eine Podiumsdis-
kussion vom 7. Mérz 1967 berichtet auf der, neben Josef Hindels und Norbert Leser als
»diskutierende Gegenpole®, auch Bruno Kreisky am Podium saf3. Kreisky plédierte dafiir,
dass wieder mehr iiber Marxismus in der SPO diskutiert werden sollte und widersprach
damit Norbert Leser. Weiters sprach er sich dafiir aus, dass die Ausweitung der Betriebs-
demokratie eine der vordringlichsten Aufgaben der Sozialdemokratie sei, und dass ein ge-
wisses Mal} an auBerparlamentarischer Aktion in Form von medialer Prisenz in Zeitungen
und einer selbstbewussten Lohnpolitik der Gewerkschaften zu befiirworten sei. Streikbe-
wegungen, aulerhalb der demokratischen Grundsitze lehnte er jedoch ab, denn ,, die De-

. . . o 319
mokratie ist auch fiir uns die Luft, die wir zum Leben brauchen.

In den folgenden Jahren sollte der VSStO ein relativ gutes Verhiltnis zu Bruno Kreisky

. 320
entwickeln.

Trotzdem kam es immer wieder zu Spannungen durch die Zusammenarbeit
des VSStO mit kommunistischen Gruppen bei internationalen Solidarititskundgebungen

(Vgl. Kapitel 3.4.2.2).

3.4.2 Misstrauen bestimmte die Bezichung der SPO zum VSStO

Nachdem das Parteischiedsgericht im Mai 1965 Losungsmodalitédten fiir den Konflikt in-
nerhalb des Verbandes gefunden hatte (Vgl. Kapitel 3.1.3) und sich bei den Urwahlen im
Verband das offizielle Mehrheitsverhiltnis herauskristallisiert hatte, sind keine weiteren

Interventionen seitens der Partei bekannt.

Die verbliebenen ,,Rechten* versuchten allerdings immer wieder den Parteivorstand bzw.

das Zentralsekretariat dazu zu bewegen. (Vgl. Kapitel 3.1.4). Die Stellungnahmen der

318 | Gesprich mit Bruno Kreisky* von Giinther Rehak, in: alternative, Heft 3-4, Mirz-April 1967, S. 2
*1% Ein Jahr danach® in: alternative, Jg. 2, Heft 3-4, Marz-April 1967, S. 9
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»Rechten* wurden im Zentralsekretariat registriert, wie ein Brief von Franz Fischerlehner
an Leopold Gratz zeigt. Darin machte er Gratz auch den Vorschlag, dass das Zentralsekre-
tariat von der Moglichkeit des Parteistatuts (§ 18, Abs. 4), Gebrauch machen und die Fiih-

321
In

rung des Sekretariats des VSStO {ibernehmen sollte, um den Konflikt zu bereinigen.
weiterer Folge ist aber ein solcher Schritt seitens der Parteileitung nicht dokumentiert.
Helmut Umek, als Beauftragter der ,,rechten* Fachgruppen Welthandel, Technik und Me-
dizin (Vgl. Kapitel 3.1.4), hielt am 15. September 1966 in einer Aktennotiz fest, dass die
Zentralsekretire der Reorganisation des VSStO im Zuge des Parteitages im Jinner 1967
zugestimmt hatten. Bis zu diesem Zeitpunkt solle jedoch der Status quo aufgrund der statt-
findenden Hochschulwahlen aufrecht erhalten bleiben.”? Eine derartige Reorganisation
fand jedoch nicht statt. Es kann vermutet werden, dass wegen des positiven OH-

Wahlergebnis von diesem Plan abgesehen wurde. Dazu beigetragen hat sicherlich auch

eine Resignation der ,,rechten® Fraktion innerhalb des Verbandes™.

Die Partei blieb gegeniiber der neuen Verbandsfiihrung jedoch weiterhin misstrauisch, wie

die Kontrolle im Hochschulwahlkampf bestitigen sollte.

3.4.2.1 Parteikontrolle im OH-Wahlkampf 1966/67

Wie schon im Kapitel 2.3.1.2.1 angemerkt, fiihrte der VSStO einen, bis dato noch nie da
gewesenen Wahlkampf. Die SPO, die den Verband subventionierte, zweifelte am Erfolg

dieses Konzeptes, wie eine Gedédchtnisnotiz eines Besuchs von Franz Fischerlehner (Zent-

ralsekretariat der SPO) im VSStO-Sekretariat vom 23. Jinner 1967 belegt:

,, Genosse Pittermann beauftragte mich, heute Vormittag im Sekretariat des Verbandes
sozialistischer Studenten Nachschau zu halten, welche Mafsnahmen fiir die bevorstehenden
Hochschulwahlen (25.Jdnner) getroffen wurden. Im besonderen will Genosse Pittermann
wissen, wann Plakate, Flugschriften etc. ausgesandt wurden. (...) Genosse Schmidt, Sekre-
tar des Verbandes, hat mir die in der Beilage befindlichen fiinf verschiedenen Horerbriefe
(...) tibergeben und an Hand eines Aufgabescheines der Post nachgewiesen, dass diese
Briefe (...) am Freitag, den 20. Jinner 1967 um 21 Uhr am Westbahnhof aufgegeben wur-

320 ygl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 146
321 Vgl. Undatierter Brief von Franz Fischerlehner an Leopold Gratz (FF/Fau/01370/66), ebd.
322'ygl. Aktennotiz von Helmut Umek iiber eine Besprechung mit dem Zentralsekretariat vom 15.9.1966; ebd.
33 Der letzte dokumentierte, negative Bericht iiber die neue Verbandsfiihrung an das Zentralsekretariat ist vom 11.1.1967 von Alexander
Kubicek mit seiner ,,Stellungnahme zur verbandsinternen Situation, die Hochschularbeit betreffend®, ebd.
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den. (...) Auf meine Frage (...) ob diese spditen Versandtermine vorgesehen waren oder auf
irgendwelche Versdumnisse zuriickzufiihren wdren, erklirte Genosse Schmidt, dass das
Présidium des VSStO diesen spiiten Termin aus taktischen Griinden bewusst gewdihlt habe.
Auf die Frage, welche weiteren Mafinahmen noch in dieser Woche vorgesehen seien, er-
kidrte er, dass nach den Absichten des VSStO in den letzen 14 T agen vor dem Wahltermin
kein Wahlkampf mehr gefiihrt werden sollte. (Was ein offensichtlicher Widerspruch zu der
vorhin zitierten AuBerung ist).***

Nach dem Zugewinn des VSStO (Vgl. Kapitel 3.3.1.2.1) verlautbarte die AZ ,,Hochschul-
wahlen — beachtliche Erfolge der SP*.** Dieser Umstand wurde seitens des VSStO in der
alternative scharf kritisiert, da es vor der Wahl viele negative Stimmen innerhalb der SPO

gegeniiber dem Wahlkampfstil des VSStO gegeben hatte:

., Wesentlicher ist aber sicherlich, dass es eben der VSStO war, der bei den Hochschulwah-
len einen ,beachtlichen Erfolg’ errang. Dies soll nicht betont werden, weil sozialistische
Studentenfunktiondre sich jetzt im Glanz dieses Erfolges sonnen wollen. Vielmehr deshalb,
weil diesem Erfolg eine ganz bestimmte Politik zugrunde lag: eine Politik des angewandten
Nonkonformismus und des radikalen Sozialismus. Diese Politik, von vielen SP-
Funktiondren, die jetzt voll des Lobes sind, vor dem Wahlgang, entschieden verdammt, war
sicherlich der entscheidende Antrieb zu diesem Erfolg. Etwas, was man von der Politik
vielmehr wohlmeinender Mahner und Warner nicht behaupten kann. “>*°

Der Erfolg bei den OH-Wahlen sowie das selbstbewusste Auftreten des Verbandes inner-
halb der Partei lieB wahrscheinlich die Verbliebenen der ,,rechten* Fraktion vollig resignie-
ren und auch die Reorganisationsbeschliisse des Zentralsekretariats in den Hintergrund
treten. Wenngleich bei letzterem die Rolle des neuen Bundesparteivorsitzenden Kreisky,
der sich der Diskussion mit den StudentInnen stellte (Vgl. Kapitel 3.4.1.2), eine nicht un-

wesentliche Bedeutung gespielt haben diirfte.

3.4.2.2 Allianzen des VSStO fiihren zu Demonstrationsabkommen mit der SPO

Der VSStO positionierte sich in vielen auenpolitischen Fragen dhnlich wie kommunisti-
sche Organisationen. Bei diversen Veranstaltungen kam es auch zu punktueller Zusam-
menarbeit (Vgl. Kapitel 3.2.3). Die verbliebene ,,rechte Fraktion im VSStO versuchte die

neue Verbandsfiihrung immer wieder aufgrund des ,,parteiischen® auflenpolitischen Enga-

32* Gedichnisnotiz von Franz Fischerlehner vom 23. Janner 1967, in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
¥ AZ,27.1.1967,S. 1
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gements und dem Kontakt zu kommunistischen Gruppen beim Zentralsekretariat zu de-
nunzieren (Vgl. Kapitel 3.1.4). Eine negative Reaktion seitens der SPO ist aber erst nach
der Demonstration am 30. April 1967 (Traditioneller Fackelzug mit anschlielendem Sitz-
streik vor der US-Botschaft) dokumentiert. Danach gab es eine Demonstration gegen das
griechische Obristenregime am 4. Mai 1967 (Vgl. Kapitel 3.2.3), wo VertreterInnen des
VSStO am darauffolgenden Tag zu Bundesparteivorsitzenden Kreisky zitiert wurden. Die-
ser hatte eine Presseerkldarung vorbereitet, in der stand, dass ,,jede gemeinsame Aktion der
SPO mit Kommunisten und deren Organisationen sei dem Ansehen der Sozialisten schdd-
lich und abtréglich “ sei.””’ Kreisky bedauerte jedoch die heftigen ZusammenstoBe mit der
Polizei.’*® , Kreisky sprach sich in der Sitzung [des Parteivorstandes am 18. Mai 1967,
Anm. d. Verf] nicht fiir Parteiausschliisse von Jugendlichen aus, verlangte aber eine stdir-

kere Kontrolle der Partei.“>*

Die osterreichische Presse (die AZ ausgenommen) reagierte auf die Ereignisse mit Mel-
dungen iiber den angeblich , kommunistisch unterwanderten® VSStO.**° Nichtsozialisti-
sche Gruppen versuchten diesen Eindruck noch zu verstirken. Der VSStO und der VSM
wandten sich in einer Resolution ,, gegen Versuche auflenstehender Personengruppen und
Zeitungen, ihre Organisationen in einen Konflikt mit der Sozialistischen Partei zu treiben,
und sie dadurch aus der sozialistischen Bewegung herauszudrdngen (...). Die bestehenden
Differenzen iiber einzelne Parolen und Veranstaltungen (...), an deren Bereinigung sie in
hohem Mafse interessiert sind, kann fiir die beiden Verbdnde kein Anlass dafiir sein, ir-
gendwelche Zweifel an ihrer Zugehérigkeit zur Sozialistischen Partei Osterreichs aufkom-

men zu lassen (...).>"

Lediglich Franz Kreuzer nahm in einem Leitartikel der AZ den VSStO in Schutz, relati-

vierte jedoch die Ereignisse mit dem Argument jugendlicher Einfaltigkeit:

326 alternative, Jg. 2, Heft 2, Februar 1967, S. 3

327 alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 5

328 Sorge mit der Jugend oder wie die bosen Buben den schonen Fackelzug stérten von Robert Sterk, in: rote tafel, Jg. 13, Heft 5-6,
Mai-Juni 1967, S. 3

329 alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 5

30ygl. ,Im Zerrspiegel der Presse” in: alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni-Juli 1967, S. 5

1 AZ,10.5.1967,8.2
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,, Die intellektuelle akademische Linke ist nun einmal der Sauerteig einer sozialistischen
Bewegung, aus ihr gehen lebendige politische Kdpfe hervor, was keineswegs zu uner-
wiinschten Fraktionsbildungen fiihren muss, weil sich der radikale Impuls der Jugendjahre
erfahrungsgemdyf3 rasch in politisch Arbeitsenergie sublimieren ldsst. Wir kénnen daher
froh sein, dass wir derzeit iiber eine sozialistische Studenten- und Mittelschiilerorganisati-
on verfiigen, die etwa durch ein ,teach in’ nach amerikanischem Vorbild Bewegung ins
geistige Leben der Universitdt bringt.(...)

Das Problem liegt in der naturgegebenen Tatsache, dass die Mitglieder und Funktiondre,
die in diesen Organisationen wirken, jung sind — womit wir sie aber keineswegs als un-
miindig abtun (...) wollen. Die Besonderheit des jugendlichen Denkens besteht unter ande-
rem im Widerwillen gegen Wenn-und-Aber-Uberlegungen, in der mangelnden Bereitschaft,
eindeutige Erkenntnisse durch ergdnzende Gegenerkenntnisse zu modifizieren. Am prakti-
schen Beispiel: Es ist eben, wenn man sich mit ganzem Herzen iiber die amerikanische
Vietnamintervention (...) emport hat, nicht mehr ganz einfach, noch zu erkennen, dass auf
der anderen Seite Kommunisten stehen, die um nichts harmloser und nichts sympathischer
werden als die anderen Kommunisten. Hier entstehen geistige Anfilligkeiten, die gutge-
schulte und skrupellose Unterwanderer auszuniitzen suchen. “>>’

Nach Heilingsetzer/Mesner/Rgl/Weber wurden dem VSStO sofort alle Subventionen ge-
sperrt.”” Der VSStO stimmte jedenfalls am 29. Mai 1967, wahrscheinlich aufgrund dieses
Druckmittels, dem Abschluss eines Demonstrationsabkommens fiir den aulleruniversitaren

Bereich zwischen der SPO und dem VSStO zu. Darin hieB es:

,, Wenn der Parteivorstand wiinscht, dass in Hinkunft Demonstrationen unserer Organisa-
tion nur stattfinden, wenn vorher das Einvernehmen mit dem Parteivorstand hergestellt
wurde, so werden wir diesem Verlangen entsprechen, beziiglich der Teilnahme an Veran-
staltungen demonstrativen Charakters parteifremder Organisationen werden wir in glei-
cher Weise vorgehen. “***

Dieses Demonstrationsabkommen war ein eindeutiges Disziplinierungsinstrument gegen-
iiber den sozialistischen Studierenden, und sollte in den kommenden Jahren fiir reichlich

Konfliktstoff zwischen der Partei und dem VSStO sorgen (Vgl. Kapitel 4.4.1).

In der Juni/Juli-Ausgabe der alternative stellte der VSStO zur Konfliktbereinigung mit der
SPO fest:

332 Die eigenwilligen Jungen® von Franz Kreuzer in: AZ vom 14. 5. 1967, S. 2

333 ygl. Heilingsetzer/Mesner/Rgl/Weber, 1989, S. 73 sowie ,,1968 in Osterreich in: offensiv, Nr. 2, 1988, S. 13

334 vgl. Schreiben von Leopold Gratz an den Parteivorstand vom 30. 11. 1967 & ,,Erklarung des VSStO“ vom 6.12.1967; in: Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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. (-..) wir haben uns mit den Vertretern des Parteivorstandes ausgesprochen. Nicht, dass
wir jetzt in allen Punkten einer Meinung wdren. Aber: wir haben erneut eine Form gefun-
den, in der auch differente Meinungen vertreten werden konnen, ohne dass nachteilige
Folgen eintreten. Fiir beide Teile. >

3.5 Zusammenfassung

Der sogenannte Machtiibernahme der ,,linken* Fraktion im VSStO ging ein nahezu jahr-
zehntelanger schwelender, in der Verbandsgeschichte kontinuierlich auftretender (Vgl.
Kapitel 2.1.1 & 2.2.1 & 2.7) Konflikt zweier konkurrierender Gruppen voraus. Auf beiden
Seiten wurde mit zweifelhaften Mitteln gearbeitet, um einerseits die Macht zu erhalten und
andererseits die Macht zu ergreifen. Die ,,Linken* organisierten einen ,,Notwehrputsch®,
welcher Parallelstrukturen, aber keine Entscheidung mit sich brachte. Zur Losung des Kon-
fliktes wurde die SPO eingeschaltet. Das Parteischiedsgericht entschied mit einem eindeu-
tigen Vorteil fiir die ,,linke* Gruppierung, welche diesen auch im Dezember bzw. Janner
1966/67 fiir sich nutzte und offiziell die Fiihrung ibernahm. Der Machtkampf wurde
hauptsédchlich tliber die unterschiedliche Interpretation der Statuten gefiihrt, die Partei dabei
geschickt miteinbezogen. Unter Anwendung von teils fragwiirdigen Legitimierungsinstru-
menten und mit groBerer Beharrlichkeit entschieden die ,,Linken* die Auseinandersetzung

fuir sich.

Nach dem Paradigmenwechsel an der Spitze des Verbandes waren die Anderungen in der
Politik des Verbandes nach innen und nach auBen alsbald ersichtlich. Der ,,neue* VSStO
trat mit einem anderen Selbstverstidndnis auf, welches sich in vielfdltiger Weise von jenem
zuvor unterschied. Neben der intensiven Beschiftigung mit den grundlegenden Werken
des wissenschaftlichen Sozialismus (Vgl. Kapitel 3.2.1), schien die neue Verbands-
Maxime ,,Raus aus dem Ghetto der Hochschulpolitik zu sein (Vgl. Kapitel 3.2). Letzteres
manifestierte sich in antifaschistischem, antikolonialistischem Engagement, sowohl inner-
als auch auBBerhalb der Universitét, sowie in der Kontaktaufnahme mit der ArbeiterInnen-

schaft (Vgl. Kapitel 3.2.2-4). Auch im Verband selbst wurde die Diskussion vorangetrie-

335 Vietnam und wir in: alternative, Jg. 2, Heft 6-7, Juni/Juli 1967, S. 1
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ben. Neben den bestehenden Gremien wurde eine Vielzahl von Arbeitskreisen eingerichtet,
die sich neben der Beschiftigung mit inhaltlichen Fragestellungen auch der praktischen
Verbandsarbeit widmeten und diese fiir alle Mitglieder transparenter gestalteten (Vgl. Ka-

pitel 3.2.5).

Wenngleich der VSStO aus seinem ,,Hoheitsgebiet, der Hochschulpolitik, ausbrechen
wollte, nutzte der Verband die Universitét als Veranstaltungsort. Er begann mit der Orga-
nisation einer Vielzahl von, liberwiegend kulturellen, Veranstaltungen, um den Studieren-
den zu zeigen, dass es noch etwas auBerhalb des engen, vorgegebenen kulturellen und
politischen Rahmens gab (Vgl. Kapitel 3.3).

Das Interesse an Hochschulpolitik beschrénkte sich auf einige wenige Engagierte im Ver-
band. Diese versuchten jedoch immer wieder Verbesserungsvorschldge in diversen Geset-
zesdiskussionen einzubringen, was aufgrund der OVP-Alleinregierung meist ignoriert
wurde (Vgl. Kapitel 3.3.1). In der OH versuchten die wenigen VSStO-Mandatare gegen
die konservative Ubermacht von Wahlblock und RFS anzukémpfen, und forderten erfolg-
los die Einrichtung eines hochschulpolitischen Sekretariats im VSStO, um kontinuierlich
gute Arbeit leisten zu konnen (Vgl. Kapitel 3.3.1.2).

Der Fokus der Verbandsaktivitdten lag jedoch vielmehr auf auBBenpolitischen Themen, und
der VSStO konnte nicht an die hochschulpolitischen Achtungserfolge der Vorjahre an-
schlieBen (Vgl. Kapitel 2.7). Trotzdem gelang es dem Verband, mit einem unorthodoxen
Wahlkampfkonzept, bestehend aus oben angefiihrten Veranstaltungen, bei den OH-Wahlen
dazu zu gewinnen (Vgl. Kapitel 3.3.1.2.1). In weiterer Folge sollte die Demokratisierung

der Hochschule jedoch in das Zentrum der Verbandsaktivititen riicken (Vgl. Kapitel 4.3).

Die politische Standortbestimmung des sozialistischen Studierendenverbandes im Jahr
1966 und in der ersten Hélfte des Jahres 1967 ergibt eine eindeutige links-sozialistische
Ausrichtung. Diese manifestierte sich in einer strikten Ablehnung der Politik der OVP und
FPO, unter anderem bedingt durch die restriktive Hochschulpolitik, das driickende reaktio-
nére Klima an den Universitdten und der antifaschistischen Tradition des Verbandes, sowie

in einer differenzierten Positionierung gegeniiber dem Kommunismus, die in einer begriin-
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deten Leninismuskritik, der Forderung nach Meinungsfreiheit, aber auch in einer positiven

Reformbewegungsrezeption ihren Ausdruck fand (Vgl. Kapitel 3.2.6).

Im politischen Spektrum innerhalb der SPO siedelte sich der VSStO nun wiederum am
linken Rand an, dhnlich wie der Verband es schon nach 1945 getan hatte. Zum Ausdruck
kam diese Position in der Haltung des VSStO zur Koalitionsfrage nach der Niederlage der
SPO bei den Nationalratswahlen im Mirz/April 1966, sowie bei der Wahl zum Bundespar-
teivorsitzenden im Februar 1967. Der VSStO trat fiir den Gang der SPO in die Opposition
ein, mit der Begriindung, dass die Partei in einer Koalition mit der iiberméichtigen OVP
keinerlei sozialistisches Profil zeigen hétte konnen und fiir viele unsoziale Maflnahmen
mitverantwortlich gemacht worden wire. Die Opposition wiirde ein ,,reinigendes Gewitter*
sein, in der sich die SPO auf ihre sozialistischen Grundwerte riickbesinnen, die ,,opportu-
nistische™ Sozialpartnerschaft auflésen und aktive aullerparlamentarische Oppositionspoli-
tik betreiben konne. Die SPO ging schlieBlich in Opposition, jedoch mehr wegen den iiber-
zogenen Forderungen der OVP, als der Uberzeugungsarbeit des VSStO oder des linken
Parteifliigels (Vgl. Kapitel 3.4.1.1).

Im Zuge der Debatte um den Parteivorsitz zeigte sich der VSStO verstimmt, da er die Fra-
ge nach einer offensiven, grundsatztreuen Oppositionspolitik der SPO als vordringlicher
erachtete als die Personalfrage. Gegeniiber Bruno Kreisky als Kandidaten fiir den Bundes-
vorsitz nahm der Verband zunichst eine kritische Position ein, da dieser als ,,Rechter* galt.
Nach der Wahl Kreiskys zum Parteivorsitzenden revidierte der Verband, aufgrund der ,,ii-
berraschenden® Diskussions- und Kooperationsbereitschaft Kreiskys, seine Meinung (Vgl.
Kapitel 3.4.1.2). Trotz einer guter Gesprichsbasis mit dem Bundesparteiobmann, sollte es
immer wieder zu Spannungen mit der SPO aufgrund der ,,Zusammenarbeit mit kommu-
nistischen Gruppen im Zuge des auenpolitischen Engagements des Verbandes (z.B. De-
monstrationen gegen den Vietnamkrieg und das griechische Obristenregime) kommen
(Vgl. Kapitel 3.2.3 ). Die SPO verfiigte als Druckmittel zunéchst die Sperre der Subventio-
nen, die aber wieder aufgehoben wurde, nachdem ein Demonstrationsabkommens ge-
schlossen wurde, das den VSStO zwang, vor jeder Demonstration das Einverstéindnis des

Parteivorstandes einzuholen (Vgl. Kapitel 3.4.2.2).

101



4. DER VSSTO UND DAS JAHR 1968

Das dritte Kapitel beschreibt die Rolle des VSStO in der Zeit der Studentlnnenbewegung
kurz vor, im und nach dem Jahr 1968 in Osterreich. Bereits im Sommersemester 1967
wandelte sich die politische Orientierung des Verbandes innerhalb des linken Spektrums
unter anderem durch die personellen Verinderungen an der Verbandsspitze. Der VSStO
ndherte sich den Ideen der ,,Neuen Linken* iiber einen regelrechten Theorieimport an. Die-
se neue Theorierezeption hatte groBe Auswirkungen auf die Struktur des Verbandes, seine
inhaltliche Arbeit an der Universitit und auf sein Verhiltnis zur Partei, wenngleich die
Veranderungen im Vergleich zum ,,Machtwechsel* innerhalb des Verbandes im Jahr

1966/67 gering erscheinen mogen (Vgl. Kapitel 3).

Zu den Rahmenbedingungen der dsterreichischen StudentInnenbewegung ist zu sagen,
dass Wien im Jahre 1968 nicht einmal anndhernd im Zentrum stand, sondern vielmehr Zu-
schauer der Ereignisse in den USA, Frankreich, der Bundesrepublik Deutschland und der
Tschechoslowakei war. Diese internationalen Phdnomene, die die Aktivitdten 1968 in
Wien iiberschatteten, konnen in diesem Kapitel nur gestreift werden, finden ihren Nieder-

schlag jedoch meist in (Re-)Aktionen des VSStO.

Aufgrund der Vorginge an den deutschen Universitéten aber auch wegen des vorherr-
schenden Konservativismus an den Osterreichischen Hochschulen sollte die Demokratisie-
rung der Osterreichischen Universitdten in den Vordergrund der Verbandsaktivitdten rii-

cken.

Die Beziehung des VSStO zur Mutterpartei SPO war in dieser Zeit sehr ambivalent, was
einerseits mit den Mafregelungen und andererseits mit den Einbindungsversuchen der Par-
tei, aber auch mit der Vorbildwirkung des parteiunabhingigen SDS fiir den VSStO zu-

sammenhing.
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4.1 Der Generationenwechsel im VSStO 1967 und die Verbandsentwicklung
bis Ende 1969

Im Sommersemester 1967 kam es zu einem Generationenwechsel im VSStO. Nach den
Ereignissen Anfang Mai 1967 ( Demonstrationen gegen den Vietnamkrieg und die griechi-
sche Militirdiktatur; Vgl. Kapitel 3.2.3) trat Giinther Rehak als Verbandsobmann des
VSStO zuriick und iiberlieB Giinther Blecha, vorerst als geschiftsfiihrendem Obmann, das
Feld.**® Blecha wurde erst am 6ffentlichen Verbandstag am 8. und 9. Dezember 1967 offi-
ziell zum neuen Verbandsobmann gewihlt, Anton Baier zum Bundessekretér. Auch der
VSStO Wien hielt gleichzeitig Wahlen ab. Peter Kreisky wurde von Herbert Ostleitner als
Wiener Obmann abgelost, und Herbert Leirer iibernahm die Funktion des Wiener Sekre-

. 337
tars.

Nach Keller gab es in dieser Zeit drei Gruppen innerhalb des VSStO, welche unterschiedli-
che politische Schwerpunktsetzungen vertraten. Zum einen gab es den traditionellen biind-
nisorientierten, austromarxistischen Fliigel, eine aktionistische sozialistisch-
fundamentalistische Fraktion und eine Gruppe von ,,Neuen Linken®, die vor allem die
Frankfurter Schule rezipierte.**®

Anders als im Konflikt zwischen ,,rechter” und ,,linker* Fraktion innerhalb des Verbandes
(Vgl. Kapitel 3.1), kam es zu keiner starren Gruppenbildung und keinem Konkurrenzver-
héltnis. Dieser Entwicklung des VSStO liegt ein massiver Theorieimport, vor allem aus der
Bundesrepublik Deutschland zugrunde. Diese Theorien wurden zunéchst rezipiert, ausfiihr-
lich diskutiert, in einem langsamen Prozess angeeignet und versucht auf die osterreichi-
schen Verhéltnisse umzulegen. Kurt Greussing beschreibt die Entwicklung des hegemonia-

len Theorieanspruchs niichtern:

., Es geht ja in gesellschaftlichen Auseinandersetzungen immer um die Besetzung von Dis-
kursfeldern, und zwar auch um die symbolische. Also war diese Rezeption von neuen Theo-
rien oder Theoriefragmenten selber eigentlich ein Ausdruck der Besetzung eines Diskurs-

336 Vgl. Heilingsetzer/Mesner/RSgl/Weber, 1989, S. 74 Ebd. ,,Auszug aus dem Vereinsregister der Wiener Bundespolizeidirektion®,
Anhang Nr.2,S.9
7 Ebd. ,,Auszug aus dem Vereinsregister der Wiener Bundespolizeidirektion®, Anhang Nr. 2, S. 9 & intern, Jg. 3, Nr. 1, Janner 1968
38 vgl. Keller, 1983, S. 49 f.
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feldes und damit der Herstellung intellektueller Macht. Also man darf nicht immer davon
ausgehen, dass die Theorie das Denken formt, oder dass die Theorierezeption das Denken
formt, sondern es kann umgekehrt das Bediirfnis ein Diskursfeld zu besetzen, die Theorie-
rezeption formen. “>*°

Die Gruppe, welche sich verstirkt mit der Frankfurter Schule®*

und den ,,Neuen Lin-
ken***! beschiftigte und sich um Giinther Blecha scharte, scheint im Wintersemester 1967
die Hegemonie innerhalb des Verbandes tibernommen zu haben. Dies schlug sich auch in
den Aktivititen und Publikationen des Verbandes nieder, und soll im Folgenden und im

Kapitel 4.2 anhand von Beispielen ndher ausgefiihrt werden.

Die neue Verbandsspitze ging nach ihrer offiziellen Wahl mit einem sehr ambitionierten

Arbeitsprogramm in das Sommersemester 1968:

,, Die Sektion Wien beginnt am 6. Mdrz 1968 mit einer neuen Form der Schulung, die An-
regungen zu selbstindiger Arbeit geben soll: Unser Programm fiir das Sommersemester
1968 ist eine Kombination von interner Schulung mit einer Veranstaltungsserie auf Uni-
versitdtsboden. Damit wollen wir zwei Zwecke erreichen. Einerseits soll allen Mitgliedern
ermoglicht werden, sich eine theoretische Grundlage fiir die Diskussion der wichtigen
Probleme unserer Gesellschaft zu erarbeiten, andererseits werden auf der Hochschule
Fragen gestellt werden, die fiir das offizielle Bewusstsein nicht existieren.

Fiir den VSStO als politische Organisation wird das Programm dazu dienen, durch eine
griindliche politisch-okonomische Analyse des Kapitalismus und des Kommunismus mit
ihren Entwicklungstendenzen, Widerspriichen und Moglichkeiten, die Funktion zu bestim-
men, die wir in unserer Gesellschaft ausiiben konnen. *

Die einzelnen Referate, welche von Mérz bis Ende Juni 1968 im Verbandslokal des VSStO
abgehalten werden sollten, hitten zum Beispiel ,,Die Werbung im Kapitalismus®, die ,,Au-
tomation und Technokratie — Herrschaftsinstrument oder Befreiung des Menschen®,

»Kommunismus — Kapitalismus (Konvergenz und Konkurrenz)*, ,,Kapitalismus und Dritte

339 Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 9

340 Als Frankfurter Schule wird die neomarxistische, dialektische kritische Theorie bezeichnet, die von Max Horkheimer und Theodor
W. Adorno im Institut fiir Sozialforschung begriindet wurde. Kern der kritischen Theorie der Frankfurter Schule ist die ideologiekriti-
sche Auseinandersetzung mit den gesellschaftlichen und historischen Bedingungen der Theoriebildung. Mit Kritik und Erkenntnis ist
zugleich der Anspruch verbunden, die gesellschaftlichen Verhéltnisse zu verdndern. Als Hauptwerk der Schule gilt die Essay-Sammlung
Dialektik der Aufklarung. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Frankfurter-Schule.html (Stand: 12.12.2004)

31 Neue Linke““ ist ein Sammelbegriff fiir verschiedene Einzelpersonen, Gruppen, Parteien und politische Bewegungen vor allem in
Westeuropa und Nordamerika, die seit Mitte / Ende der 1960er Jahre teilweise unterschiedliche Sozialismus- und
Kommunismuskonzepte mit revolutiondrem Anspruch vertraten und vertreten. Die ,,,,Neue Linke“* grenzt sich bei allen Unterschieden
zwischen ihren Verfechtern in wesentlichen Punkten von den etablierten, so genannten "altlinken", etablierten Kommunismus- und
Sozialismus-Entwiirfen ab, die von der Sozialdemokratie tiber den Stalinismus bis hin zu denen der osteuropéischen bis 1990
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Welt — historische Funktion des Kolonialismus* oder ,,Sozialdemokratie und Kapitalis-
mus* thematisiert. An diese Referate inhaltlich anschlieen sollten fiinf Teach-Ins an der
Universitdt Wien zu den Themen ,,Vergeudungskapitalismus — Entartung oder Notwendig-
keit®, ,,Bewusstseinsindustrie — Manipulation oder Aufklarung®, ,,Kommunismus — eine
Alternative®, ,,Revolutionen in der Dritten Welt* sowie ,,Wohlfahrtstaat oder Sozialis-
mus?*.>*

In der weiteren Durchsicht der Verbandskorrespondenz finden sich Absagen der Mérz-
Veranstaltungen.** Die geplanten Referate und Teach-Ins fiir die Monate April, Mai und
Juni wurden in Folge nicht mehr erwéhnt, da vermutlich verschiedene Ereignisse z.B. der

,Blasmusikrummel* im Mai 1968 (Vgl. Kapitel 4.2.4.1 & 4.4.2) die geplanten Veranstal-

tungen vergessen lieen.

Nach den Ereignissen am 1. Mai 1968 am Rathausplatz in Wien schlitterte der Verband
aufgrund des Konfliktes mit der Partei (Vgl. Kapitel 4.4.2) und der Griindung des SOS
(Vgl. Kapitel 4.2.4.1) in eine veritable Krise.

Beim ordentlichen Verbandstag vom 23. bis zum 25. Mai 1968 kam es laut Keller zu ei-
nem Antreten zweier Gruppen. Die eine, um Herbert Ostleitner wollte mit dem SOS eng

344 -
Diese

kooperieren, die andere Fraktion um Silvio Lehmann wollte Distanz halten.
»<Kampfabstimmung* ist jedoch an keiner anderen Stelle dokumentiert. Fest steht, dass
Silvio Lehmann als neuer erster, Peter Kowalski als zweiter Bundesvorsitzender sowie
Josef Fuchs als Verbandssekretir gewéhlt wurden.**

Dem Verbandstag schloss sich ein Seminar an, welches den Titel ,,Zur politischen Orien-
tierung des Verbandes* trug. Die zwei grolen Themenschwerpunkte waren die studenti-
sche Opposition in Osterreich im Bezug auf die Hochschulsituation sowie ihr Verhiltnis zu

jener in der BRD, und der VSStO als kritische Minoritit innerhalb der sozialistischen Par-

Entwiirfen ab, die von der Sozialdemokratie tiber den Stalinismus bis hin zu denen der osteuropéischen bis 1990 herrschenden kommu-
nistischen Parteien reichen. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Neue-Linke.html (Stand: 12.12.2004)

342 Vgl. intern, Jg. 3, Nr. 1, Janner 1968

33 vgl. intern, Jg. 3, Nr. 5, Mirz 1968

*# vgl. Keller, 1983, S. 74

345 Vgl. ,,Sozialistische Studenten wihlten neues Prasidium® in: AZ vom 28.5.1968, S.2
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tei fokussierend auf die speziellen Bereiche der Parlamentarismuskritik und dem Wirt-

schaftkonzept der SPO.**

Am Verbandstag ein Jahr spiter, der vom 15. bis zum 16. Mirz 1969 stattfand, wurde be-
reits riickblickend untersucht warum es mit der Studierendenbewegung in Osterreich ,, bis
Jjetzt noch nicht ,geklappt’ hat“.**’ Zudem wurde ein neues Prisidium gewahlt. Herbert

Ostleitner wurde neuer Bundesobmann und der bisherige Wiener Sekretir Herbert Leirer

Verbandssekretiir.*®

Fiir das Sommersemester 1969 plante der VSStO eine Werbekampagne mit Teach-Ins an
Schulen und an der Universitét fiir MaturantInnen und SchiilerInnen der siebenten Klassen,
um ,, ein gewisses Potential an Jungstudenten fiir den VSStO* zu gewinnen. Auch an den
Studierendenheimen sollten wieder vermehrt Veranstaltungen stattfinden, um ,, eine Basis-
erweiterung “ zu erreichen.’® Diese Informationswochen fiir SchiilerInnen fanden schlief-
lich erst im Februar 1970 unter dem Titel ,,Kritische Schule® im Albert Schweitzer Haus

und im Horsaal I des NIG, statt.>°

Diese Bemiihungen seitens des Verbandes, aber auch die Verzogerung der Veranstaltungs-
reihe lassen darauf schlieBen, dass der VSStO zu dieser Zeit iiber wenige Aktivistinnen
verfiigte. Diese Schwichung des Verbandes bestétigt sich indirekt auch in der Tagesord-
nung einer angekiindigten Sektionsvollversammlung am 5. Mérz 1969, wo unter Punkt
Fiinf die Diskussion iiber den ,,Aufbau einer schlagkriaftigen Sektion (Wunschdenken?)*
angekiindigt wurde.*”!

Wie es scheint, konnten die strukturellen Probleme des VSStO im Sommersemester 1969
nicht gelost werden, denn in der Einladung zum Verbandsvorstand fiir den 24. und 25.

September 1969 war eine Diskussion iliber die Reorganisation des Verbandes durch eine

Dezentralisierung und die Einrichtung eines Zentralrates vorgesehen, die in einer Statuten-

36 ygl. intern, 3. Jg. Nr. 9, Mai 1968
**Tintern, 4. Jg., Nr. 3, Februar 1969, S. 2

8 Vgl. intern, 4. Jg., Nr. 4, Marz 1969, S. 1
3 intern, 4. Jg., Nr. 3, Februar 1969, S. 4

30 yel. intern, 4. Jg., Nr. 8, November 1969
31vgl. intern, 4. Jg., Nr. 3, Februar 1969, S. 8
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anderung 1970 durch Rotationsprinzip der Bundessprecherlnnen und der Einfiihrung des

Zentralrates auch durchgefiihrt wurde.**?

4.2. Politische Neuorientierung, Kontinuitiiten, strukturelle Anderungen und
Briiche

Neben dem Theorieimport und deren Rezeption setzte der VSStO sein antiimperialistisches
Engagement fort, versuchte seine starren Strukturen zu 6ffnen und die neuen Aktionsfor-
men wie Teach-Ins oder Go-Ins zu forcieren.

Wie schon im zweiten Kapitel mdchte ich versuchen anhand von Beispielen die politischen
Schwerpunktsetzung, die Beziechungen und den Einfluss des SDS auf den VSStO sowie

Veranderungen in der strukturellen Organisation des Verbandes néher zu beleuchten.

4.2.1 Der VSStO und die ,,,,Neue Linke*“*

,, Theoretisch waren wir sehr stark von Marcuse und den Schriften der Frankfurter Schule
beeinflusst. Wir haben eine neue Orientierung, weg vom Austromarxismus und auch weg
vom orthodoxen Marxismus gesucht. Unser Verstdndnis war viel breiter, war undogmati-
scher, war bemiiht vor allem die psychischen Dimensionen mehr einzubeziehen. “*>
Bereits im September 1967 machten sich in den Themensetzungen der Veranstaltungen
deutliche Veriinderungen bemerkbar. Der VSStO veranstaltete vom 17. bis zum 30. Sep-
tember ein Sommerseminar mit dem Titel ,,Mdglichkeiten sozialistischer Politik unter den
Bedingungen des modernen Kapitalismus* in Salzburg, bei dem bereits Referate zu The-
men wie ,,Kulturindustrie und Massenkonsum; Manipulation von Bediirfnissen und politi-
sche Verhaltensweisen®, ,,Der Marxismus im Lichte der kritischen Theorie (Neomarxis-
mus)“ sowie ,,Die Verlagerung der kritischen Opposition; die Rolle der Intellektuellen
(Raymond Aaron, C. Wright Mills, H. Marcuse)* stattfanden, die die Theorien der ,,Neuen

Linken* vermitteln sollten.>>*

2 ygl. ,Einladung zum Verbandsvorstand* von Wilhelm Burian und Herbert Leirer vom 18.9.1969, in: Mappe VSStO 1968-79, (Brief-
verkehr Zentralsekretariat) & Satzungen des Verbandes Sozialistischer Studenten Osterreichs aus dem Jahr 1970, S. 5 & 8 (Aktennum-
mer I-11-1J 1970)

333 Silvio Lehmann in: ,,1968 — Verbieten ist verboten® in: Offensiv, Nr. 2, 1988, S. 14

3% Vgl. intern, Jg. 2, Sondernummer August 1967
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Bereits die Oktoberausgabe der alternative aus dem Jahr 1967 erschien in einer anderen
Aufmachung, aber auch mit einer neuen Blattlinie, die nunmehr den Anspruch stellte mehr
als nur ein Forum der ,, Auseinandersetzung um Theorie und Praxis ““ zu sein. Zudem wurde

auch schon ganz offensichtlich die Diktion der Frankfurter Schule verwendet:

., ,alternative’ soll Erkenntnisse vermitteln, Hypothesen unterbreiten, in der Industriege-
sellschaft umgehende subversive Tendenzen und systemtranszendierende Theoreme analy-
sieren — im Bewusstsein der kritischen Kraft der Negation und im Wissen um die objektiven
Widerspriiche der etablierten Herrschaftsstrukturen. ,alternative’ soll das denunzieren,
was unwidersprochen als das , Positive’ ausgewiesen wird. Es sollen die Bruchstellen der
Gesellschaft blofsgelegt werden, an denen die grundlegende Negativitdt des Positiven zu-
tage tritt. Schliefflich soll ,alternative’ den Boden theoretisch aufbereiten, auf dem sich
antiautoritire Opposition zur Verweigerung des falschen Ganzen organisieren kann. >

Der Stellenwert der Frankfurter Schule/Kritischen Theorie wird in der folgenden Zeit im
VSStO immer deutlicher. Die ,,(neue) alternative* brachte kontinuierlich Artikel, wie zum
Beispiel eine, von Giinther Blecha und Herbert Leirer iibersetzte, Rede von Herbert Mar-
cuse Uber ,,Das Individuum in der Great Society“356, oder sein Vorwort zur franzosischen
Ausgabe des ,,Eindimensionalen Menschen‘*”’. In der Rede kritisierte Marcuse die Viet-
nampolitik Johnsons aufs Schérfste und deren Inkompatibilitit mit der Errichtung einer
Great Society®™®, einer friedlichen und freien Gesellschaft. Weiters verwies er auf die Un-
moglichkeit der - vom Apparat unterdriickten, jeglicher Individualitit beraubten, von per-
manenter Aggression bedrohten - Individuen, diese Utopie aufzubauen. Im Artikel iiber
den ,,Eindimensionalen Menschen® ging Marcuse detaillierter auf das unterdriickte Indivi-
duum ein und diagnostizierte Unfreiheit und Repression als Zeichen des technischen Fort-

schritts in der eindimensionalen Industriegesellschaft. Einzige Handlungsalternative gegen

diese technokratische Beherrschung sei die radikale Negation (Weigerung), also Nein zu

%% Editorial von Giinther Blecha, in: alternative, Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967
%6 Vgl. alternative, Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 1-4 & Jg. 3, Heft 1, Janner 1968, S. 25-31
37 Vgl. neue alternative, Jg. 3, Heft 4, September/Oktober 1968, S. 1-3
%8 Great Society* war ein Sozialprogramm des amerikanischen Prisidenten Lyndon Johnson (Demokrat). Durch eine Erh6hung der
Produktivitét, durch den technischen Fortschritt sowie umfangreichen Sozialreformen (Wohnbau, Bildungsprogramme, etc.) sollte es in
den USA zu einem Ende der Armut und der Rassenungleichheit kommen. Durch den militérischen Misserfolg in Vietnam sowie den
massiven Studierenden- und Rasseunruhen in den USA blieben die Sozialreformen und das holistische Reformprojekt jedoch in ihren
Anfingen stecken. Vgl. Net-Lexikon; http://www.lexikon-definition.de/Lyndon-B.-Johnson.html (Stand: 12.12.2004)
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sagen, dagegen zu sein, weil die Masse der Menschen ein falsches, eindimensionales Be-

wusstsein habe.*>

Prinzipiell richtete sich die ,,Neue Linke* gegen die bestehenden Strukturen der Leistungs-
gesellschaft, welche die vielfaltigen Bediirfnisse und Fihigkeiten der Individuen unterdrii-
cken, das Konsum- und Freizeitverhalten der Masse manipulieren und nur auf die Steige-
rung der Produktivitéit ausgerichtet seien. Die fortgeschrittene Industriegesellschaft stelle
eine totalitire Gesellschaft dar, die von austauschbaren Eliten (Parteien, Regierungen,
Konzerne etc.), kurz dem Establishment beherrscht wiirde und faschistische und autoritire
Merkmale aufweise, welche nicht von Rechtsextremen ausgingen, sondern dem System
immanent seien. Es gelte also das ganze System mit dem politischen Mittel der radikalen
Negation zu unterminieren, frei nach Georg Biichner ,, Friede den Menschen, Krieg den
Institutionen. “>*°

Trager dieser Revolution von unten sollten AuBlenseiter und Randgruppen der Gesellschaft

sein, wie Giinther Blecha feststellte:

., Kritische Theorie siedelt an der Peripherie der bestehenden Gesellschaftsordnungen.
Ihrer Triger sind bewusste Minderheiten, Studenten und Intellektuelle. “*°'

Der VSStO, in Person von Silvio Lehmann, versuchte die Theorien Marcuses in der alter-

native fiir den Verband abzuleiten:

., (-..) die Probleme kritischer Theorie und mehr noch mit ihr verbundene Praxis wurden
an dieser Stelle bereits sichtbar: ,radikal neue, antiautoritire, demokratische Alternativ-
vorschldge’, der Kampf um eine , Demokratisierung der Hochschulen’ fiihren nicht zur

, Verweigerung des falschen Ganzen’. Wird diese als praktisches Ziel der antiautoritiren
Opposition gesetzt, so ist die partielle Negation, also zum Beispiel die Hochschulreform
reaktiondr. (...) man wird sich von falschen Alternativen wie ,Reform oder Revolution’
l6sen miissen — auf allen Seiten. Die fortgeschrittene Industriegesellschaft ist mit ihren
,Naturgesetzen’ als Tatsache anzuerkennen. Freilich nicht als ddmonisierte Totalitdt zu

%% Hierbei sei angemerkt, dass Marcuse damals an der kalifornischen Universitit in Berkeley lehrte und sich primér auf die Gesellschaft
der USA bezogen hatte. Die direkte Umlegung dieses Beispiels auf die ,,erstarrte” osterreichische Gesellschaft dieser Zeit erscheint
aufgrund der véllig anderen Ursachen als unzuldssig. Auch Keller merkt an, dass die undifferenzierte Ubertragung der Theorien iiber die
Eindimensionalitdt fortgeschrittener Industriegesellschaften auf 6sterreichische Verhéltnisse unzuldnglich sei. Vgl. Keller, 1983, S. 50
360 Vgl. Keller, 1983, S. 48; Georg Biichner hatte Ende Mérz 1834 die politische Streitschrift ,,Der Hessische Landbote* verfasst, worin
er mit dem Schlagwort 'Friede den Hiitten! Krieg den Paldsten!' den Obrigkeiten den Kampf angesagt hatte. Vgl. Net-Lexikon
http://www.lexikon-definition.de/Georg-Buechner.html (Stand: 12.12.2004)

31 Editorial von Giinther Blecha, in: alternative, J g. 2, Heft 8, Oktober 1967
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ihrer Weigerung, sondern mit dem Ziel ihrer Anderung: einer gesellschaftlichen Transfor-
mation zur Emanzipation des Menschen von einer ihm als ,fremde Macht’ gegeniiberste-
henden, verselbstdindigten ,zweiten Natur’ der gesellschaftlichen Verhdltnisse, die es in
ihrer historischen Kontingenz zu durchschauen gilt. Dazu ist die kritische Theorie (...)
wieder in die Praxis zu integrieren. “*%

AnschlieBend resiimierte Lehmann niichtern iiber die Aufgabe des VSStO Alternativen

aufzuzeigen:

., Anfangs werden diese Alternativen vorwiegend nur negativ zum Ausdruck kommen. Das
scheint uns nicht schlimm, angesichts von Alternativen die eigentlich keine sind. “*%

Nach den Ereignissen am 1. Mai 1968 (Vgl. Kapitel 4.4.2) und der vollzogenen Abspal-
tung des ,,Sozialistischen Osterreichischen Studentenbundes* (SOS) (Vgl. Kapitel 4.2.4.1)
stellte der VSStO, in einer Stellungnahme zu den Vorgiingen, nochmals programmatisch

fest:

., Ausgehend vom erreichten Stand der Produktivitiit der menschlichen Arbeit und Herr-
schaft iiber die Natur wire aber die Einrichtung einer weitgehend repressionsfreien sozia-
listischen Gesellschaft gegenwdrtig realisierbarer als jemals zuvor. ,Aber gerade weil die-
se utopische Idee so wenig utopisch ist, betont Marcuse, ist die gesamte Gesellschaft heute
gegen sie mobilisiert und diese Mobilisierung (...) setzt sich in den Individuen selber fort.’
Fazit: unter den gegenwdrtigen Verhdltnissen fehlen die subjektiven Bedingungen einer
gesellschaftlichen Transformation. Daraus ergibt sich der Stellenwert einer ANTIAUTO-
RITAREN OPPOSITION unter den relativ leicht mobilisierbaren Teil- und Randgruppen
der Gesellschaft, der Studenten, Schiiler und jungen Arbeiter. Die Ansicht, die organisierte
Macht des Establishments miisse, da sie nicht direkt oder durch Reform gebrochen werden
kénne, indirekt unterlaufen werden durch unmittelbare Formen direkter politischer Aktion,
ist an ihrem Erfolg bei der Solidarisierung der Studenten, besonders in der BRD zu mes-

«364
sen.

Auch der geistige Vater der amerikanischen und englischen StudentInnenbewegung, der
amerikanische Soziologe Charles Wright Mills, schrieb den Studierenden eine neue politi-

%¢¢

sche Rolle zu. Sein ,,Brief an die ,Neue Linke’* wurde in der neuen alternative abge-
druckt, ubersetzt von Herbert Leirer und Josef Fuchs. Mills lehnte darin das Festhalten an

der ArbeiterInnenklasse als dem einzig revolutiondren Subjekt ab und schrieb der Intelli-

*%2 Editorial von Silvio Lehmann, in: alternative, Jg. 3, Heft 1, Janner 1968, S. 1 & 2
363 Ebd.
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genz, also auch den StudentInnen, die Rolle eines Katalysators im Prozess der Gesellschaft

365
ZUu.

., Die metaphysische Auffassung von der Rolle der Arbeiterklasse ist meiner Ansicht nach

ein Vermdchtnis des viktorianischen Marxismus, der heute absolut unrealistisch geworden
. 366
Ist.

Aufgrund dieses ,,Auftrags“ versuchte der VSStO in Folge verstirkt die ihm zugeschriebe-
ne Rolle als treibende Kraft der ,,radikalen Negation®, vor allem an der Universitit zu er-

fiillen (Vgl. Kapitel 4.2.2.1).

Giinther Rehak merkt riickblickend iiber die ,,zahme* , Neue Linke* in Osterreich an:

., Eine erkldrte Taktik der Neuen Linken bestand darin, das Establishment durch Provoka-
tion zu zwingen, seinen repressiven Charakter zu enthiillen. Thr Trugschluss lag in der Er-
wartung, eine derartige Enthiillung kénne die Menschen iiberraschen oder aufregen. Zu-

mindest fiir Osterreich gilt, dass die hiesige ,, Neue Linke “ provoziert hat, ohne zuzuschla-

gen «367

4.2.1.1 Die neue politische Rolle der StudentInnen als kritische Opposition

Wie schon im Kapitel 4.2.1 von C. Wright Mills angemerkt, wurde den StudentInnen
durch die ,,Neue Linke* eine bedeutendere Rolle als TrégerInnen der historischen Verin-
derung beigemessen.

In seiner Rede auf dem Teach-In zum Tod von Benno Ohnesorg in Hannover (Vgl. Kapitel
3.2.3), welche auch in der alternative abgedruckt wurde, begriindete Jiirgen Habermas die

neue politische Rolle der StudentInnen innerhalb der Gesellschaft folgendermalfen:

., Die studentische Opposition ist Teil der intellektuellen, die intellektuelle ist Teil der un-
organisierten aufperparlamentarischen Opposition. In diesem Rahmen geniefsen die Stu-
denten keine Privilegien.(...) Studenten haben fiir das, was sie tun, keine andere Legitima-
tion als die Staatsbiirgerrechte, die sie mit allen Biirgern teilen. Was sie vor politisch pas-

e

3e4 ,,VSStO-Korrespondenz Nr. 1: Der VSStO seinen Gonnern, sowie den von ihm frustrierten Kollegen und Genossen
Nr. 9, Mai 1968, S. 17

365 Brief an die ,,Neue Linke** von C. Wright Mills (iibersetzt von Herbert Leirer und Josef Fuchs) in: neue alternative Jg. 3, Heft 4,
September/Oktober 1968, S. 18-24

366 Brief an die ,Neue Linke’* von C. Wright Mills (iibersetzt von Herbert Leirer und Josef Fuchs) in: neue alternative Jg. 3, Heft 4,
September/Oktober 1968, S. 23

*7 Rehak, 1983, 8. 57

in: intern, 3. Jg.
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siveren Gruppen auszeichnen kann, ist nur die extensivere Inanspruchnahme dieser Rech-
te. Das wiederum ist nicht erstaunlich, wenn man bedenkt, dass 1. Studenten ein hoheres
Informationsniveau haben, als wir es durchschnittlich in der Bevélkerung antreffen; dass
2. das Studium in einem gewissen Umfang immerhin Motive und Interessen weckt oder
begiinstigt, die zu politischem Engagement fiihren konnen (und sei es nur dadurch, dass es
ihren Widerspruch herausfordert); und dass 3. die Studentenrolle vom aktuellen gesell-
schaftlichen Druck stdrker freisetzt als andere Erwachsenenrollen, die einen anerkannten
gesellschaftlichen Status einrdumen. “>%

Fiir Habermas hatten die Proteste der StudentInnen ,,eine kompensatorische Funktion, weil
die in einer Demokratie sonst eingebauten Kontrollmechanismen nicht oder nicht zurei-
chend arbeiten® wiirden. Die Auflehnung der Studierenden wiirde jene Dinge bewusst ma-
chen, die seiner Meinung nach von den offiziellen Institutionen unabsichtlich oder aber
auch vorsitzlich verschwiegen, und so aus dem politischen Bewusstsein der BiirgerInnen,

369

aber moglicherweise sogar aus dem eigenen verdriangt werden.™” Er fiigte seiner These

einige anschauliche Beispiel bei:

,, Oft waren es erst Studentenproteste, die politische Ereignisse (...) in die theoretische Per-
spektive hereingeriickt haben, ohne die sie als politische Ereignisse gar nicht begriffen
werden konnen. Dafiir ist der Vietnam-Konflikt ein tiberzeugendes Beispiel. (...) Oft waren
es Studentenproteste, die uns fiir eine krasses Missverhdltnis zwischen beanspruchten Le-
gitimationen und tatsdichlichem Verhalten sensibel gemacht haben. Dafiir sind die De-

. . . . . . K(370
monstrationen gegen den persischen Staatsbesuch ein iiberzeugendes Beispiel.

Fiir den VSStO musste diese Ansprache eines der profiliertesten Vertreter der Kritischen
Theorie/Frankfurter Schule eine klare Bestatigung der eigenen Tétigkeit, der bisherigen
Proteste und Aktionen dargestellt haben und ein Ansporn fiir weitere dahingehende Aktivi-
titen - innerhalb und auch auBerhalb der Universitét - gewesen sein.

Der VSStO nahm die neugewonnene bedeutende politische Rolle, welche den Studieren-
den zugemessen wurde ernst, und veranstaltete zwischen 1. und 4. November 1967 ein
Seminar zu ,,Student und Politik*, wo die verdnderte soziale Rolle der Studierenden, aber

auch die ,,Ausweitung der kritischen Opposition auf andere gesellschaftliche Bereiche -

368 | Zur politischen Rolle der Studenten* von Jiirgen Habermas; in: alternative, 2. Jg., Heft 8, Oktober 1967, S. 12
¥ vgl. ebd. S. 12
0vgl. ebd. S. 12f.
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Funktion der Studenten — Tendenzen zur Konstituierung einer Gegenoffentlichkeit** disku-

tiert wurden.>”!

4.2.1.2 Kritische Auseinandersetzung mit Tabuthemen - ,,Sexualitiit ist nicht

pervers*

Durch die Beschiftigung mit der Kritischen Theorie und den Thesen Marcuses begann der
VSStO sich auch dem Thema Triebunterdriickung als repressives Element der modernen

Gesellschaft zu widmen.

Herbert Marcuse stellte in seinem Werk ,,Der eindimensionale Mensch* (Vgl. Kapitel
4.2.1) Zusammenhénge zwischen der gesellschaftlichen Entwicklung und der sexuellen
Manifestation her und erkannte, dass in der fortgeschrittenen Industriegesellschaft, auch
durch einen lockereren Zugang zur Sexualitét, Unterdriickung nicht abgebaut sondern so-
gar noch gefordert wiirde. Marcuse nannte dies ,,repressive Entsublimierung® oder aber

auch ,repressive Toleranz®.

,, Die behauptete Moral verschdrft die heimlichen Vorschriften des schlechten Gewissens,
besonders bei ,repressiver Entsublimierung’ das heifst die oberfldchliche Sexualisierung
der Offentlichkeit, die bei Aufrechterhaltung zusitzlicher Triebunterdriickung nur die indi-
viduellen Konflikte verschdrft. "

Marcuse setzte auf eine dsthetische Revolution, die das Bewusstsein radikal verdndern soll-

te.

,, Gewiss ist die bessere Befriedigung der Bediirfnisse Aufgabe und Ziel jeder Befreiung,
aber im Fortschritt zu diesem Ziel muss Freiheit selbst zum Triebbediirfnis werden und als
solche die Entwicklung der anderen, vermittelten sowohl wie unmittelbaren Bediirfnissen
vermitteln. “*”

Im Zuge der Vertiefung in die Schriften Marcuses, setzte sich der VSStO auch verstirkt

mit den Werken Theodor W. Adornos, Sigmund Freuds und Wilhelm Reichs auseinan-

1 ygl. intern, Jg. 2, Oktober 1967
372 Anstelle einer Einleitung: Aufforderung zum Widerstand“ von Silvio Lehmann; in: VSStO (Hrsg.) ,,Sexualitit ist nicht pervers®
Europa Verlag, Wien 1969, S. 15
33| Vorwort zur franzosischen Ausgabe des Eindimensionalen Menschen® von Herbert Marcuse; in: neue alternative, Jg. 3, Heft 4,
September/Oktober 1968, S. 1-3
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der.*” Dabei wurde in Artikeln zu diesen psychologischen Themenkomplexen immer wie-
der der Briickenschlag zu Forderungen nach einer grundlegenden Hochschulreform ver-

sucht.

Die Struktur der gegenwdrtigen Gesellschaft, deren Aufbau die Universitit reflektiert,
fiihrt bei der Mehrzahl der Studenten zu massiven Unterwerfungsreaktionen. Eine Losung
dieser psychopathischen Spannungsfelder kann nur durch eine Hochschulreform gelost
werden, als Teil einer iiber das Bildungs- und Erziehungswesen hinausgreifenden Funda-
mentaldemokratisierung der Gesellschaft. Die internationale sozialistische Studentenbe-
wegung hat die autoritdren Lehrformen und —inhalte als Manipulationsinstrumente er-
kannt. Denn Herrschaft wird in der Psyche der Individuen befestigt, wie diese in jenen.
Durch die Politisierung unserer Forderungen haben wir die Notwendigkeit einer grundle-
genden gesellschaftlichen Verdnderung begriffen, unser Ziel ist, Herrschaft von Menschen
iiber Menschen auf rationale, historisch notwendige zuriickzufiihren.””

Der VSStO wagte sich auch an Tabuthemen heran und ging damit an die Offentlichkeit.
Mit der Informationsreihe ,,Ist Sexualitit pervers?* vom 16. bis zum 20. Oktober 1967 an
der Universitit Wien, deren Anlass die Vorlage der OVP-Regierung zur Reform des Straf-
rechts war,”’® problematisierte der sozialistische Studierendenverband das Thema Homo-
sexualitit und straffreien Schwangerschaftsabbruch. Als Referent konnte auch Theodor W.
Adorno gewonnen werden, der am 16. Oktober 1967 einen Vortrag zu ,,Sexualitit und

Recht heute* hielt.

,,S0 war der Versuch, dffentliche Diskussion zu dieser symptomatischen Frage [Ist Sexua-
litit pervers?, Anm. d. Verf.] zu provozieren, nahezu selbstverstdndlich: eine Konfrontati-
on von kritischer Wissenschaft und Rechtsnormen zugrunde liegenden Vorurteilen unter
dem Titel ,Sexualitiit und Wissenschaft’ (Adorno, Schorsch, Strotzka), zur Ergdnzung eine
Kldrung des Anspruchs menschenfeindlicher pressure-groups auf religioser Legitimierung
im Abschnitt ,Sexualitdt und Christentum’ (Dantine, Holl); dazu eine Entlarvung des apo-
logetischen Charakters einer gewissen Jurisprudenz und schlieflich eine Diskussion der
hinter rigiden Rechtsnormen stehenden gesellschaftlichen Interessen und Machtgruppen in

3 vgl. “Sexualitit und Klassenkampf — Zur Abwehr repressiver Entsublimierung” von Wilhelm Burian; in: neue alternative extra; Jg. 4,
Heft 2, Februar 1969, S. 6; ,,Wegen Giese fand die Revolution nicht statt” von Willy Koldus; in: neue alternative extra; Jg. 4, Heft 2,
Februar 1969, S. 7; ,,Emanzipation statt Domestizierung* von Wilhelm Burian, in: theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober
1969, S. 15-20 & Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 9

375 “Angst als Herrschaftsinstrument” von Wilhelm Burian; in: neue alternative; Jg. 4, Heft 1, Janner 1969, S. 9

376 1954 wurde eine Strafrechtskommission von allen im Parlament vertretenen Parteien mit namhaften Juristen besetzt, die bis zum
September 1962 tagte. Im Vorschlag der Kommission war die Abschaffung der Strafbestimmungen gegen die homosexuelle Betitigung
zwischen Erwachsenen und einer erweiterten Indikationenlosung beim Schwangerschaftsabbruch enthalten. Das Justizministerium legte
aufgrund der Kommissionsergebnisse 1964 einen Strafgesetzentwurf vor. Die Nationalratswahlen 1966 brachten die Reformbestrebun-
gen ins Stocken. 1968 brachte die OVP einen entschirften Strafgesetzentwurf in den Nationalrat ein, indem die Bestimmungen bei
Schwangerschaftsabbruch wiederum verschérft wurden. Dieser Entwurf fand keinen Konsens im Nationalrat. Vgl. Fischer, 1993, S. 100f
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Hinblick auf ihre demokratische Legitimierung: im Abschnitt ,Sexualstrafrecht und Gesell-
schaft’ und in der Forumsdiskussion (Nowakowski, Bauer, Nelson, Broda, Pallin). «377

1969 brachte der VSStO die gesammelten Vortrige und Diskussionen in einem eigenen
Buch mit dem Titel ,,Sexualitdt ist nicht pervers® heraus.’”® Das Motiv des VSStO als Stu-
dierendenorganisation Veranstaltungen zur Strafrechtsreform zu organisieren, prézisierte

Silvio Lehmann im Vorwort dieses Buches folgendermalen:

., Bei aller Einsicht in seine kargen materiellen, personellen und intellektuellen Ressourcen
stellt sich der VSStO dem Anspruch die Emanzipation des Menschen in einer fireien Gesell-
schaft zu fordern. Das bedeutet zundchst nur, eine Gesellschaft beim Wort zu nehmen, die
sich durch ihre Verfassung nun einmal fiir die Demokratisierung der gesellschaftlichen
Verhdltnisse und des Miindigwerden des Individuums entschieden hat. Das heifst auch Re-
duzierung von Herrschaft und Triebunterdriickung auf jenes Minimum, das kulturell im
gegenwdrtigen historischen Entwicklungsstadium erforderlich und den differenzierten Be-
diirfnissen einer komplexen Industriegesellschaft angemessen ist. (...) Sicher ldsst sich aber
behaupten, dass dieses Dilemma einer Gesellschaft, deren Demokratisierung an ihren Mit-
gliedern zu scheitern droht, nur durch kollektive Aufklirung und Lernprozesse aufzulésen
ist. Langfristig also durch eine repressionsfreie Erziehung, zu der die Strafrechtsreform
eine notwendige Bedingung ist, sowie durch die Demokratisierung aller Bildungsstruktu-
ren, die eine Demokratisierung der iibrigen Lebensbereiche notwendig zur Folge haben
miissen.(...) die Bedingung des Erfolgs wie auch des Gliicks des Einzelnen bleibt die E-
manzipation aller. "

Neben dieser Analysen auf der Metaebene, versuchte der VSStO aber auch konkret auf die

Reform des Sexualstrafrechts einzugehen. In einem Beitrag von Herbert Leirer im Kapitel

380 381
8 3

,Zur Stratbarkeit der Homosexualitét* mit dem Titel ,,Wider §228""" — pars pro toto
wurde die repressive Tendenz der Regierungsvorlage, sowie deren Ignoranz gegeniiber
wissenschaftlichen Erkenntnissen, aber auch gegeniiber der mehrheitlichen internationalen

Gesetzgebung kritisiert und durch die Begriindung der Bestrafung der ,,einfachen* Homo-

377 Anstelle einer Einleitung: Aufforderung zum Widerstand von Silvio Lehmann; in: VSStO (Hrsg.) ,,Sexualitit ist nicht pervers®

Europa Verlag, Wien 1969, S. 10f.
78 Vgl. VSStO (Hrsg.) ,,Sexualitit ist nicht pervers* Europa Verlag, Wien 1969
379 Anstelle einer Einleitung: Aufforderung zum Widerstand von Silvio Lehmann; in: VSStO (Hrsg.) ,,Sexualitit ist nicht pervers®
Europa Verlag, Wien 1969, S. 15 & 16
380 «Unzucht mit einer Person gleichen Geschlechts: § 228 (1): Wer mit einer Person gleichgeschlechtliche Unzucht treibt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft. (...)
B Wider § 228 — pars pro toto“ von Herbert Leirer, in: VSStO (Hrsg.) ,,Sexualitit ist nicht pervers* Europa Verlag, Wien 1969, S. 159-
175 auch in: neue alternative, Jg. 4, Heft 2, Februar 1969, S. 11-13
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sexualitit in der Regierungsvorlage der Strafrechtsreform niher ausgefiihrt.”® Der VSStO
stellte sich entschieden gegen eine Bestrafung von homosexuellen Handlungen und trat fiir

die Straffreiheit gleichgeschlechtlicher Liebe ein.

Die o6ffentliche Diskussion iiber Sexualitét schien im Jahre 1967 noch ein sehr grof3es Ta-
buthema gewesen zu sein und so verstummte diese bald wieder. Erst auf der Sitzung des
Zentralausschusses der OH am »Studententag® in Obertrum im Mai 1968 stellte der VSStO
wieder einen Antrag zur Organisation einer Enquete zum Thema ,,Student — Sexualitét®.
Der Antrag wurde angenommen, Norbert Roszenich, VSStO-Mandatar, mit der Organisa-
tion derselben beauftragt.*®® Dieser organisierte die Enquete jedoch ohne Unterstiitzung der
konservativen OH-Exekutive, der anscheinend das Thema zu brisant geworden war.*** Bei
der nunmehrigen VSStO-Veranstaltung ,,Student — Sexualitéit — Emanzipation® vom 2.

8% referierte Reimut Reiche, fritherer Vorsitzen-

oder 3. bis zum 6. oder 7. Dezember 196
der des SDS, nach Wilhelm Reich iiber den Zusammenhang zwischen herrschender Sexu-
almoral und gesellschaftlicher Unfreiheit, sowie liber die wirtschaftliche Ausbeutung, die

sich in sexueller Manipulation manifestiere.**®

Der Verbandstag vom 15. und 16. Mirz 1969 verabschiedete eine sehr polemisch gehalte-
ne Resolution zu einem geplanten Volksbegehren, dessen Thematik nicht ndher eruiert

werden konnte:

., Ein geplantes Volksbegehren in Sachen ,Schmutz und Schund’ veranlasst den VSStO, die
kiinftigen Urheber dieses Volksbegehrens dringend aufzufordern, ihren Spermienhaushalt
schleunigst zu normalisieren. Der VSStO ist der Auffassung, dass die ungliickliche Organi-
sation der offentlichen Lustbarkeit in Form des Straflenstrichs als repressives Kontrollin-
strument der Sexualitdit durch die verwaltete Gesellschaft aufzufassen ist. Gleichwohl wire
alles daranzusetzen, Bordelle, Call-Girl-Ringe sowie die entsprechende Diskretion solcher
Institutionen zu legalisieren, um Chefredakteuren von Kirchenzeitungen sowie allen ande-

3%2 Erst das Strafrechtsinderungsgesetz 1971 enthielt die Aufhebung der Strafdrohung gegen die homosexuelle Betitigung von Erwach-
senen. Vgl. Fischer, 1993, S. 101
383 Vgl. ,,Presseerkldrung der ZA-Mandatare des Verbandes sozialistischer Studenten® in: intern, 3. Jg., Nr. 9, Mai 1968
34 vgl. Ist Sepp Gottfried Bieler sexuell frustriert? Oder was hat die OH gegen Sexualitit?* in: neue alternative extra, Jg. 3, Ende 1968
(Wahlkampf-Sondernummer), S. 5
3% Hier variieren die Daten zwischen intern, 3. J g., Nr. 11, Oktober 1968 & neue alternative extra, Jg. 3, Ende 1968 (Wahlkampf-
Sondernummer), S. 5
% vgl. , Haarspray — Kein Liebesersatz — Sexsymposium der Studenten: ,,Lockere Moral“ mit politischem Hintergrund* in: AZ vom
8.12.1968,S.3
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ren Sittlichkeitsmuffeln, wenn schon nicht wahre Befeiung ihrer Libido, so doch partiell
entneurotisierende Triebabfuhr zu gewdhrleisten. Diese Forderung ist zweifelsohne nur als
Zwischenlosung zu betrachten, da die Problematik repressiver Entsublimierung dadurch
nicht gelést werden kann. “>*

Der VSStO versuchte das Thema Sexualitit aber auch im Bereich des studentischen Le-

bens zu thematisieren:

., Der VSStO wird durch geeignete Methoden darauf hinarbeiten, dass die Verfassungen
der osterreichischen Studentenheime gedndert werden und die Heime — dhnlich wie in
Grofsbritannien, Skandinavien, der Bundesrepublik Deutschland und anderen europdi-
schen Ldndern — von Studenten, Studentinnen und Studentenehepaaren gemeinsam be-
wohnt werden. Studentenheime sollen nicht wie bisher unter Berufung auf irrationale Ge-
meinschaftsideologien zusdtzlich zu Familie, Schule und Bundesheer als repressive Anpas-
sungsagenturen funktionieren, (...). (...) wesentlich ist jedoch eine qualitative Anderung der
Heimverfassungen in Richtung auf repressionsfreies Wohnen in Studentenheimen. Dies
konnte zu einer Normalisierung der problematischen psychischen und sexuellen Situation
der Studenten beitragen.’®®

Fest steht, dass der VSStO mit dieser 6ffentlichen Diskussion von Tabuthemen auf sich
aufmerksam machte, antiautoritdre Tendenzen an der Universitit und aul3erhalb forcierte
und die repressive Verfasstheit der dsterreichischen Gesellschaft anprangerte. Aufgrund
dieser und anderer Aktivitidten (Vgl. Kapitel 4.2.3 & 4.3.1) erhielt der sozialistische Studie-
rendenverband langsam regen Zulauf von Studierenden, die sich zuvor noch nie politisch
betétigt hatten, sich jedoch auch nicht in ein ,,Organisationskorsett* dringen lassen wollten

(Vgl. Kapitel 4.2.4).

4.2.1.3 Bruch mit der austromarxistischen Tradition und Josef Hindels

Die Hinwendung des VSStO zur , Neuen Linken* brachte den entgiiltigen Bruch mit Josef
Hindels. Kurt Greussing beschreibt diesen riickblickend:

,, Hindels konnte mit der Neuen Linken, aufser dass er gesehen hat, es ist doch eine recht
starke Bewegung, nie etwas anfangen. Er hat einen sehr dogmatischen Ansatz gehabt,

% Intern, Jg. 4, Nr. 4, Mirz 1969, S. 1f
*¥ Ebd., S. 3
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klassenanalytisch iiberhaupt keine ausgearbeitete oder irgendwo theoretisch fundierte Sta-
linismuskritik. “>*°

Sehr ausfiihrlich schilderte der Austromarxist Josef Hindels seine Skepsis gegeniiber dieser

neuen linken Stromung in seinem Buch ,,Was ist heute links? Sozialistische Strategie im

Spitkapitalismus“.’”" In den Kapiteln ,,Ohne Studentenbewegung keine Neue Linke* und

»Neue Linke ohne linkes Programm* fiihrte Hindels seine Kritik ndher aus. Hauptanklage-
punkt war die Abwendung der ,,Neuen Linken* von der ArbeiterInnenbewegung, respekti-
ve ihren groflen Organisationen und Institutionen, als revolutionédre Subjekte. Hindels hin-
gegen hielt es fiir falsch die ArbeiterInnenklasse als gesellschaftsverandernde Kraft abzu-
schreiben.®! Weiters kritisierte er die sektiererischen Haltung der ,,Neuen Linken* in Fra-
gen der Biindnispolitik, die ihren Ausdruck in einem gestorten Verhéltnis zum rechten, wie

auch linken Fliigeln an den Spitzen der Organisationen der ArbeiterInnenbewegung

fand.>*?

., Wer allen Institutionen den Krieg erkldrt, die Mitarbeit in ihnen als systemimmanent ab-
lehnt, verzichtet auf eine sozialistische Strategie in der spdtkapitalistischen Gesellschaft.
Die Konzeption der Antiautoritiren negiert die iiberragende Bedeutung des Klassenkamp-
fes, der sich in den Betrieben, auf der Strafse, aber auch in Institutionen abspielt, die zu
Instrumenten des Antikapitalismus werden konnen, und sie negiert die Rolle der Arbeiter-
klasse. (...) die ,, Neue Linke “ bleibt in der Negation stecken. Sie hat kein linkes Programm
fiir die Zeit des Ubergangs vom Spiitkapitalismus zum Sozialismus. Es geniigt nicht, das
Bestehende zu kritisieren und das Kommende in der Phantasie zu konzipieren. Die Linken
miissen auch konkret sagen, was in der Gegenwart geschehen soll, welche gesellschaftspo-
litischen Eingriffe heute moglich und notwendig sind. Die ,, Neue Linke *“ erinnert an einen
Bergsteiger, der davon traumt, die hochsten Gipfel zu erstiirmen, es aber ablehnt, die ein-
zelnen Etappen des schwierigen Aufstiegs zu planen “>*”

Der VSStO merkte in Anspielung auf Hindels in der alternative an:

., Auch die Beteuerungen, dass Marx noch immer aktuell, die Menschen entfremdet, Be-
kenntnis zur dsterreichischen Nation, Wohlstand und Weltfrieden vonnoten seien, gewiirzt

*% Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 3

3% Vgl. Hindels, Josef ,,Was ist heute links? Sozialistische Strategie im Spitkapitalismus“ Europaverlag, Wien 1970
¥vgl. ebd. S. 128 & 145

¥2ygl. ebd. S. 136

P Ebd. S. 140 & 143
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mit dem Appell an Grundsatztreue, dem Beschwdren des festen Bodens der Arbeiterbewe-
gung helfen nicht viel weiter. “***

Trotz dieser Differenzen versuchte der VSStO in den Dialog mit Hindels zu treten und

veranstaltete eine Diskussion zum Thema ,,Neue Linke ohne Perspektive am 26. Janner

1968.3%

4.2.2 Die Bedeutung des SDS fiir den VSStO

Wie schon im Kapitel 3.2.1 angemerkt, pflegte der VSStO regen Kontakt mit dem SDS.
Nach der Demonstration gegen den Schah am 2. Juni 1967 in Berlin, wo der Student Ben-
no Ohnesorg erschossen wurde, entwickelte der VSStO ein stirkeres Interesse an den Vor-
gingen in Westberlin, aber auch an den politischen Konzepten des SDS.

Walter Scholz versuchte in der alternative die politischen Konzeptionen des SDS kritisch

zu durchleuchten und zitierte Rudi Dutschke (SDS):

., Wir sind in diesem System von Institutionen nicht mehr vertreten, darum sind diese Insti-
tutionen nicht Ausdruck unseres Interesses, darum miissen wir gegen diese Institutionen
Stellung nehmen, unsere eigenen Institutionen errichten und das Interesse, das wir haben,
addquat politisch ausdriicken und den Prozess der Politisierung in der Universitdt voran-
treiben, um den Prozess in der Gesellschaft zu gewdihrleisten. “*°

Scholz pflichtete Dutschke bei, beméngelte jedoch das Fehlen eines klaren politischen

Programms:

,,Das politische Konzept auf der allgemeinen politischen Ebene besteht zur Zeit nur aus
der Negation der aktuellen politischen Zustinde in Westberlin. Selbst in der SDS-
Erklirung ,, Niederlage oder Erfolg der Protestaktion * ist nicht einmal ein Anhaltspunkt
eines positiven politischen Programms zu finden. Die Uberwindung undemokratischer und
unmensciéél;cher Herrschafts- und Besitzverhdltnisse ist eine viel zu unverbindliche Formu-
lierung.

% Editorial von Silvio Lehmann, in: alternative, Jg. 3, Heft 1, Janner 1968, S. 1

395 Vgl. intern, Jg. 3, Nr. 1, Janner 1968

3% Modell Berlin — Die Position der Westberliner Studenten kritisch betrachtet von Walter Scholz, in: alternative, Jg. 2, Heft 8, Okto-
ber 1967, S. 16

*¥7Ebd. S. 17
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Trotz dieser Skepsis schloss dieser Artikel mit sehr wohlwollenden Worten gegeniiber den
Aktivitdten der Westberliner StudentInnen, denen jedoch etwas passiv-abwartendes imma-

nent schien:

,, Die politisch engagierten Westberliner Studenten haben die politische Problematik ihrer
Aktivitdten erkannt. Diese Problematik geht zum Teil weit tiber die Grenzen studentischer
politischer Problematik hinaus. Sie zeigt zum Teil das Dilemma aller linken Bewegungen
in der hochentwickelten Industriegesellschaft auf. Aus diesen Griinden halte ich es fiir sehr
wichtig, die Westberliner Vorgdnge genau zu verfolgen. Die eventuellen Losungen der
skizzierten Hauptprobleme — das Erstellen eines klaren politischen Konzeptes, das Prob-
lem der politischen Kontinuitdt einer Studentenorganisationen, das Problem der Kommu-
nikation und vor allem das Problem der Identifikation mit den anderen Nichtprivilegierten
— kéonnten wichtige Erkenntnisse fiir uns bringen. Dass wir uns mit den Westberliner Stu-
denten solidarisch fiihlen, ist eine Selbstverstindlichkeit. “***

Vor allem die Erkenntnisse des SDS im Bezug auf die Hochschulreform sollten dem
VSStO bedeutende Einsichten erbringen (siehe Kapitel 4.3.2). Es ist hierbei jedoch anzu-
merken, dass die bearbeiteten Themen des SDS zumeist die Bundesrepublik Deutschland
betrafen, wie zum Beispiel die problematische Berichterstattung der ,,Springer-Presse*.*”’
Auch die alternative berichtete im Dossier ,,Enteignet Springer* liber die Berichterstattung
der verschiedenen Zeitungen aus dem Springer-Verlag zum Tod von Benno Ohnesorg,
{iber die Manipulation durch die Presse und deren Auswirkungen auf die Demokratie.*”® Es
wurde darin auch eine Resolution der 22. ordentlichen Delegiertenkonferenz des SDS vom

8. September 1967 zum Kampf gegen Manipulation und fiir die Demokratisierung der Of-
fentlichkeit zitiert:

., Mit innerer Notwendigkeit hat sich der beginnende Kampf der Studenten und anderer
autoritdrer (hier miisste es ,,antiautoritirer* heiBen, Anm. d. Verf.) und antikapitalistischer
Minderheiten fiir eine Demokratisierung der Gesellschaft an der Parole , Enteignet Sprin-
ger’ kristallisiert. (...) Die propagandistische Vorhut des herrschenden Antikommunismus
der am Ende des Kalten Krieges in Europa seine Aggressivitit nach Innen verschdrft, ist

*®Ebd. S. 17

3% Mit ,,Springer-Presse* werden Druckerzeugnisse des rechtskonservativen Axel-Springer-Verlages bezeichnet (bspw. ,,Bild-Zeitung®,
,Die Welt* etc.). Springer beherrschte 70 % des Berliner und 50 % des deutschen Zeitungsmarktes. Dem Medienkonzern wurde Authet-
zung, Gleichschaltung und Meinungsmanipulation der Gegner der 68er-Bewegung vorgeworfen, vor allem im Zusammenhang mit dem
Tod von Benno Ohnesorg und dem Attentat auf Rudi Dutschke. 1967 begannen in der Bundesrepublik Deutschland Studierendenprotes-
te gegen das von der ,,Springer-Presse vermittelte Welt- und Politikbild. Vgl. auch Keller, 1983, S. 66f. & Net-Lexikon
http://www.lexikon-definition.de/Springer-Presse.html (Stand: 12.12.2004)

400 Vgl. ,,.Dossier: Enteignet Springer* von Gustav Glaser; in: alternative; Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 26-31
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der Springer-Konzern. Springer ist nicht allein durch die Tatsache der grofiten publizisti-
schen Macht zur sichtbarsten Verkorperung der Manipulation geworden. “*"

Auf osterreichischen Verhiltnisse waren die Diskussionen tliber die Manipulation der
»Springer-Presse, vor allem bei Protestaktionen, wie zum Beispiel die Demonstration
nach dem Attentat auf Rudi Dutschke am 11. April 1968, nur sehr schwierig zu {libertragen.

Ferdinand Lacina veranschaulicht diese Diskrepanz:

,,Ich kann mich erinnern an eine Demonstration (12. April 1968, ca. 500 TeilnehmerInnen,
Anm. d. Verf))* nach dem Attentat auf den Dutschke®”, die gegen die ,Springer-Presse’
in Osterreich gerichtet war. D.h. man ist von der Wiener Uni, den Ring entlang mar-
schiert, hinauf die Mariahilferstrafse zum Haus in dem die L HORZU “_Redaktion war.
Also irgendwie einem Osterreicher zu vermitteln, dass die ,, HORZU*, die Speerspitze des
Imperialismus, die Zentrale der Reaktion ist, ist ja nicht so einfach. Es (...) wurden Losun-
gen gerufen, an die ich mich heute noch gut erinnern kann, ,, Heute Dutschke, morgen

wir!“ und das war natiirlich in diesem ungeheuer friedlichen Osterreich (...) absolut ab-
405
surd.

Neben politischen Programmen des SDS wurden auch Zeitschriften wie zum Beispiel ,,Das

Argument® importiert.

., [Es] sind auch so Schriften kursiert wie die Zeitschrift ,, Das Argument*, die hat eine sehr
grofie Rolle gespielt (...). Das war eine vom SDS in Westberlin im wesentlichen herausge-
gebene Zeitung vor allem unter der Leitung von Wolfgang Fritz Haugg, ein interessanter
Neomarxist, aber auch gleichzeitig ein strikter ,, Kapital “-Apologet, also nicht das biirger-
liche Kapital sondern die Schrift ,, Das Kapital . (...) Eigentlich einer der grofien Gurus
der Marf(;g?ezeption. Deswegen war ,,Das Argument “ auch eine sehr wichtige Zeit-

schrift.

Aber der VSStO bekam zeitweise auch personelle ,,Unterstiitzung* aus den Reihen des
SDS fiir diverse Veranstaltungen. Fiir die erste Vietnam-Aktion des VSStO im April 1967
war Peter Géng zu Gast (Vgl. Kapitel 3.2.3).

41 Dossier: Enteignet Springer” von Gustav Glaser; in: alternative; Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 31

42 ygl. Keller, 1983, S. 146

45 Am 11. April 1968 wurde Rudi Dutschke in Berlin vom 23jéhrigen Arbeiter Josef Bachman niedergeschossen und lebensgefihrlich
verletzt. Das Attentat 16ste eine Welle von gewalttitigen Protesten vor allem gegen die ,,Springer-Presse” aus. Vgl. Net-Lexikon
http://www.lexikon-definition.de/Rudi-Dutschke.html#Attentat_und danach (Stand : 12.12.2004)

404 HORZU* ist eine, seit 1946 bestehende, Programmzeitschrift und Teil der Axel Springer AG. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-
definition.de/Axel-Springer-Verlag.html#Zeitschriften_aus_dem_Springer-Verlag (Stand : 12.12.2004)

“? Interview mit Ferdinand Lacina vom 8.10.2002, S. 6 & Keller, 1983, S. 65ff

4% Interview mit Kurt Greussing vom 20.6.2004, S. 4
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Giinter Maschke, der aufgrund von Wehrdienstverweigerung in der Bundesrepublik
Deutschland in Wien lebte, referierte bei internen VSStO-Veranstaltungen, wie zum Bei-
spiel im Arbeitskreis Bundesheer zum Thema ,,Vom Wandel militdrischer Autoritét durch
Technisierung — ein Beitrag zur Mili‘[éirsoziologie“.407 Er schrieb auch einen Artikel fiir die

alternative, in dem er das starre Festhalten an Begriffen wie Proletariat und Revolution als

Realititsverweigerung verurteilte.*®

,, Glinther Maschke ist als Wehrdienstverweigerer nach Osterreich gekommen, aus der
Bundesrepublik. (...) Er war duferst belesen und war ein grofier Protagonist der Neuen
Linken und der Kritik des formierten Staates. (...) er war tiberhaupt am Beginn seiner Wie-
ner Existenz eigentlich politisch als starker Theoretiker und Sprecher in Erscheinung ge-
treten. Der hat halt viel mehr gelesen als alle anderen [und), sehr, sehr gut schreiben
[gelkonnt (...), und der sich dann zunehmend als grofier Egomane erwiesen hat. Er war
einfach Team-unvertrdiglich (...). Und er hat sogar einmal gesagt: ,,Ich bin ein Spaltpilz! .
Also das hat er ganz offen zum Ausdruck gebracht und wollte den VSStO aus der SP raus-
dréngen. (...) Er war im theoretischen Diskurs nicht unwichtig. “*”’

Auch Rudi Dutschke, ,,Galionsfigur” des SDS, wurde zu einem Go-In zu ,,Mdglichkeiten
studentischer Opposition® in die Wiener Universitdtsaula und einem Teach-In zu ,,Indust-
riegesellschaft und Repression am Beispiel der Hochschule* am 29. November 1967 einge-

laden. Er wurde jedoch in Berlin festgehalten, da ein Ermittlungsverfahren wegen Land-

friedensbruch gegen ihn eingeleitet worden war (Vgl. Kapitel 4.4.1).*"°

411

Ein weiterer Gast war Sigrid Fronius™ vom SDS Berlin, die im Anschluss an den 6ffentli-

chen Verbandstag (Vgl. Kapitel 4.2.4) am 9. November 1967 als hochschulpolitische Refe-

rentin des Allgemeinen Studierendenausschuss (AstA)*'?

(West-)Berlin bei einem Teach-In des VSStO iiber ,,Modelle demokratischer Hochschul-
413

an der Freien Universitit (FU)

verfassung® referierte.

“7Vgl. intern, Jg. 2, Nr. 4, April 1967

48 yg]. . Der Wahn der Linken — Notizen zum Ideologieproblem* von Giinter Maschke, in: alternative, Jg. 2, Heft 5, Mai 1967, S. 12-13
9 Interview mit Kurt Greussing vom 20.6.2004, S. 15f

#10vgl. intern, Jg. 2, Nr. 11, November 1967 & Erklirung des VSStO vom 6.12.1967 an das Prisidium der SPO, gezeichnet von Giinther
Blecha und Anton Baier; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat) sowie Dutschke-Klotz, Gretchen/Gollwitzer,
Helmut/Miermeister, Jiirgen (Hrsg.) ,,Rudi Dutschke - Mein langer Marsch, Rowohlt Verlag, Reinbek 1980, S. 224

' In der Ankiindigung wird Karin Fronius genannt. Es muss sich aber um Sigrid Fronius handeln, die 1968 auch als erste Frau den
Vorsitz des AStA an der Freien Universitét Berlin innehatte. Vgl. intern, 2. Jg. Nr. 11, November 1967

12 Vergleichbar mit dem Hauptausschuss der OH an der Universitit Wien.

B Intern, 2. Jg., Nr. 11, November 1967
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,,Der SDS hat natiirlich grofsen Einfluss gehabt, auch im Sinn intellektueller Prdzeptoren
(...). Das waren halt Leute, die waren demonstrationserfahren und da hat man halt gese-
hen, die reprdsentieren halt auch eine grofse Bewegung. Also man hat schon mit einer ge-
wissen Bewunderung dort hingeschaut und die Leute darum auch als attraktive Leute zu
Teach-Ins eingeladen. Ich erinnere mich an Sigrid Fronius, Peter Gdng, und etliche ande-
re. Es hat da einen gewissen intellektuellen Austausch auf der Ebene gegeben, vor allem in
Form des revolutiondren Veranstaltungstourismus. Das war aber auch gut. Das waren
wichtige symbolische Akte solche Leute nach Wien zu holen. “*"?

Der VSStO entsandte aber auch Mitglieder nach Deutschland wie zum Beispiel zum Viet-

namkongress des SDS nach Berlin, der am 17. und 18. Februar 1968 stattfand.*'

,,Die Erfolge der antiautoritiren deutschen Studentenbewegung iibten immer stdirkeren
Einfluss auf das osterreichische Geschehen aus. Der Hohepunkt war eine Fahrt zum Viet-
namkongress in Berlin, Februar 1968, der das Minoritdtsbewusstsein der Wiener Linken
etwas aufbrechen konnte und zur weiteren Entwicklung mafsgeblich beitrug. Aber auch zu
diesem Zeitpunkt konnte von Analyse keine Rede sein, die bundesdeutschen Aktionsmodelle
und Fraktionen wurden ungepriift iibernommen, da die Ansicht vertreten wurde, zwischen
Bundesrepublik und Osterreich sei ein [hier miisste es verstindlicherweise ,,kein® heiBen,
Anm. d. Verf.] Entwicklungsriickstand, die einzige Ungewissheit bestand in der Bestim-
mung des Zeitpunktes, zu dem sich die Widerspriiche notwendig verschdrfen mussten. Zu
diesem Zeitpunkt war der VSStO die stirkste Gruppe, in ihr sammelten sich alle fortschritt-
lichen Krifte. Auferhalb dieser Sammelbewegung gab es noch die Kommune Wien®'%, sie
sich mehrheitlich aus einer KPO- bzw. FOJ-Opposition rekrutierte.“*"’

Zusammenfassend ist zu sagen, dass der Einfluss des SDS auf den VSStO in dieser Zeit
klar erkennbar ist. In einigen Féllen wire eine feiner Abstimmung der Problemlagen auf

osterreichische Verhiltnisse von Noten gewesen.

Die spektakuldren Erfolge der franzésischen, vor allem aber der sozialistischen deutschen
Studentenbewegung machten uns glauben, dass wir direkt ihre Aktions- und Vermittlungs-
modelle iibernehmen konnten. Die Kopierung fiihrte aber nur zu Orientierungsverlust und
Ratlosigkeit. Sowohl die Aktionen an der Uni Wien (Horsaalbesetzung, Teach-In: Kunst

414 Interview mit Kurt Greussing vom 20.6.2004, S. 14

415 ygl. intern, Jg. 3, Nr. 5, Mérz 1968 & Keller, 1983, S. 64

16 Die Kommune Wien trat am 3. Oktober 1967 bei einem ,,Go-In“ gegen die Statistikerhebung des Unterrichtsministeriums mit einer
Aktion, deren Strategie begrenzte Regelverletzung war, als informelle Gruppe zum ersten Mal in Erscheinung. Am 12. Oktober 1967
organisierte die Kommune ein ,,Love-In“ fiir den inhaftierten Deserteur Giinther Maschke (Vgl. 4.2.2) und am 15. Oktober einen Sitz-
streik vor dem Gefingnis Rossauer-Lénde. Maschke wurde nicht in die BRD abgeschoben, sondern durfte nach Kuba ausreisen. Einer
der Hauptprotagonisten der Kommune Wien war Robert Schindel, der auch die Kommune I (Fritz Teufel ua.) und II (Jan-Carl Raspe
ua.) in Berlin besucht hatte. Der Kommune Wien wurde Sammelbecken fiir jene, die gemeinsam verénderte Lebensverhdltnisse aufbau-
en wollten, wenngleich auch auf verschiedene Weise (kiinstlerlische & politische subversive Aktion, neue Familienorganisationsmodelle
etc.). Am Zenit ihrer Tétigkeit umfasste die Gruppe 50 Aktivistinnen, die teilweise in zwei Wohngemeinschaften zusammenlebten,
jedoch nie an ihre deutschen Vorbilder anschlieffen konnte. Vgl. Keller 1983, S. 52-58

47 ,,Opposition im autoritéren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15
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und Revolution etc.) als auch Versuche, die Arbeiterschaft zu aktivieren (Raxwerke, Elin)
brachen zusammen. Dies vor allem, weil wir weder eine (auch nur bruchstiickhafte) Analy-
se der sozialen und ékonomischen Widerspriiche des kapitalistischen Osterreich bieten,
noch eine realitdtsgerechte Situationseinschdtzung aufbringen konnten. Es darf zwar nicht
unterschdtzt werden, dass mehrere Demonstrationen (Jinner 1969) eine grofse Zahl von
Studenten und Jugendlichen mobilisieren konnten, eine Erfassung und Politisierung dieser
Schichten gelang aber der fehlenden Perspektive wegen nicht. “*"®

4.2.3 Die Fortsetzung des antiimperialistischen Engagements
Wie schon im Kapitel 3.2.3 angemerkt, stiitzte der VSStO sein antiimperialistische Einstel-
lung unter anderem auf die Thesen von Frantz Fanon. Nunmehr fand diese Theorie quasi

erneut Unterstiitzung unter anderem durch Herbert Marcuse.

,,Die Rohstoffabhdngigkeit der Ersten Welt von der Dritten, was eben auch eine Unter-
mauerung der These war, dass sozialer Wandel oder revolutiondrer Wandel in der Dritten
Welt also ganz unmittelbare Riickwirkungen auf gesellschaftlichen bzw. revolutiondren
Wandel in der Ersten Welt haben wiirde, deswegen auch die Notwendigkeit der Unterstiit-
zung solcher Bewegungen. Da hat es also eine ganze Reihe von Konstrukten gegeben, die
diese These stiitzen sollten. Das was auch dann Marcuse gesagt hat, aber mehr von der
sozialpsychologischen Seite her, dass revolutiondrer Wandel eigentlich nur mehr von der
Dritten Welt ausgehen wiirde und von dort zu erwarten sei, plus eben halt von ganz be-
stimmten Schichten, wie eben Studenten oder Deklassierten in der Ersten Welt. “*"’

Der VSStO vernachlissigte sein antiimperialistisches Engagement nicht, wenngleich ab
dem Wintersemester 1967 hochschulpolitische Aktivititen zur Universititsreform an Be-
deutung gewannen (Vgl. Kapitel 4.3). Die antiimperialistischen Proteste richteten sich zum
Beispiel weiterhin gegen das griechisches Obristenregime (Vgl. Kapitel 3.2.3). Der Ver-
band veranstaltete am 30. Marz 1968 eine politische Diskussion mit Melina Mercouri** im

421

Auditorium Maximum der Universitdt Wien.”~ Danach fand eine Demonstration statt, bei

der auch eine Resolution des VSStO verlesen wurde, die "von der ésterreichischen Regie-

8 Editorial von Wilhelm Burian, in: theorie und praxis, 4. Jg., Heft 2, November/Dezember 1969, S. 1

419 Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 4f

2 Melina Mercouri war eine griechische Schauspielerin, Séngerin und Politikerin, die sich 6ffentlich gegen das griechische Obristenre-
gime duflerte. Die griechische Militdrjunta antwortete mit der Ausbiirgerung der Kiinstlerin, die aber weiterhin scharfe Kritik an den
Machenschaften des Regimes iibte. Nach Sturz des Regimes kehrte sie nach Griechenland zuriick und wurde langjahrige Kulturministe-
rin in der Regierung Papandreou. Sie starb 1994. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Melina-Mercouri.html (Stand:
12.12.2004)

“1vgl. Intern, 3. Jg., Nr. 6, Mirz 1968
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rung den Abbruch der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zur griechischen Dik-

tatur “ forderte, jedoch beim Adressaten keinerlei Widerhall fand. **

Am 20. April 1968 organisierte der VSStO eine weitere Protestkundgebung gegen die
griechische Militdrdiktatur.*”® Eva Kreisky berichtet iiber die Folgen:

,,Da war ja dann die Geschichte mit dem Gustav Glaser und dem Prozess, wegen Religi-
onsstorung. Da gab es eine Demonstration gegen das Obristenregime anldsslich der grie-
chisch-orthodoxen Osterfeierlichkeiten. “***

Aber auch die Proteste gegen den Vietnamkrieg wurden fortgesetzt. Am 20. Oktober 1967

demonstrierte der VSStO in Wien im Rahmen des Ostermarsches fiir den Bombenstopp,
um sich mit den amerikanischen Studierenden zu solidarisieren, die zur gleichen Zeit in

Washington gegen den Vietnamkrieg protestierten.**

,, Peter Kreisky vom Verband Sozialistischer Studenten driickte den amerikanischen Kolle-
gen, die gegen den Vietnamkrieg protestierten, die Solidaritdt der dsterreichischen Studen-
ten aus. Auch in Osterreich nehme der Druck der Regierung auf oppositionelle Gruppen
zu, sagten er. Dies habe sich beim Verbot der Vietnaminformationsreihe des VSStO an der
Wiener Universitit gezeigt. (Vgl. Kapitel 3.2.3) “*?

Das Vietnam-Engagement des VSStO fand weiterhin seinen Ausdruck bei Demonstratio-

nen, wie zum Beispiel am 13. Februar 1968.**

., Gegen die Fenster des Amerikahauses flogen mit Farbe gefiillte Eier, eine Puppe, die
Prdsident Johnson darstellte, wurde auf eine Oberleitung gehdngt. Zu Verkehrsbehinde-
rungen durch Sitzstreiks kam es in der Kirntner StrafSe und in der Rotenturmstrafie. “**

Zudem wurde am 26. April 1968 ein Vietnam-Tag an der Universitit Wien mit Michael

Scharang und Professor Gerhard Kade aus Darmstadt veranstaltet.**

2Vgl. AZ vom 2.4.1968, S. 5

423 vgl. intern, 3. Jg. Nr. 8, April 1968 & Keller, 1983, S. 69

42 Interview Eva Kreisky, 1.7.2004, S. 7

3 ygl. intern, Jg. 2, Oktober 1967

426 Fallschirmjiger gegen Kriegsgegner - Truppen schiitzen Pentagon vor Demonstranten — Protestkundgebung auch in Wien* in: AZ
vom 21. 10. 1967; S. 1

“7Vgl. Keller, 1983, S. 58

48 | Vietnamdemonstration in Wiens Innenstadt* in: AZ vom 14. 2. 1968; S. 5

¥ Vgl. intern, Jg. 3, Nr. 8, April 1968
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Ab dem Herbst 1968 ist eine stirkere Fokussierung der StudentInnenbewegung auf Protes-
te gegen das Regime des Schah von Persien*’ zu bemerken, welche die Vietnamproteste in
den Hintergrund treten lie3. Nach dem Tod von Benno Ohnesorg bei einer Anti-Schah-
Kundgebung in Berlin (Vgl. Kapitel 3.2.3), konnte der jahrliche Schah-Besuch in Wien
nicht mehr ohne Proteste ablaufen. Die geplanten Proteste von Studierenden am 10. Febru-
ar 1968 wurden jedoch von der Polizei vereitelt und einige DemonstrantInnen misshandelt

und beschimpft.*!

,»Noch ehe die Studenten jedoch ihre Transparente entrollen konnten, trafen ein Einsatz-
wagen und ein VW-Bus der Polizei und zwei Funkstreifen ein. Die Beamten forderten die
Studenten auf, das Feld zu rdumen. Diese weigerten sich so lange, bis etwa 20 wegen ,un-
gestiimer Nichtbeachtung einer Weisung’ festgenommen wurden. “**

Der VSStO, der nicht offiziell an dieser Protestkundgebung teilgenommen hatte, gab dar-
aufhin am 12. Februar 1968 eine Pressekonferenz, in der er die brutalen Methoden der Po-

lizei aufs Schérfste verurteilte:

., Wir wollen keine Entwicklung wie in Berlin, wir wollen keine Todesopfer, und deshalb
nehmen wir die Vorfdille (...) zum Anlass, vor Methoden zu warnen, wie sie die Polizei lei-
der angewendet hat’, erklirte Albrecht Konecny fiihrender Funktiondr des Verbandes So-
zialistischer Studenten. Konecny betonte, dass keine osterreichische Organisation hinter
den Demonstranten stand, es habe sich um eine weitgehend spontane Kundgebung gehan-
delt. (...) die Teilnehmer an der Kundgebung hdtten lediglich ihr Missfallen an der Person
des persischen Herrschers zum Ausdruck bringen wollen. “*

Sogar Bruno Kreisky schloss sich der Meinung der sozialistischen StudentInnen zu diesem

Vorfall an, wenngleich er einseitige Kritik am Schah-Regime nicht gelten lieB3:

4 Mohammad Reza Pahlavi wurde 1941 zum Schah des Iran, ernannt. In der Anfangszeit seiner Regentschaft gewann der junge Schah
eine groBe Popularitit durch die erfolgreiche Zuriickdringung der Sowjets aus den Nordprovinzen des Iran. Die zunchmende Offnung
des Landes fiihrte zu der Entstehung einer nationalen Bewegung, die in die Regierung Mohammad Mosaddeq 1951-53 miindete. Sie
zwang den Schah ins erste Exil. Jedoch mit Hilfe der islamischen Geistlichkeit und der Armee sowie der US-Regierung und der CIA
wurde die Regierung gestiirzt und der Schah konnte wieder zuriickkehren. In der nachfolgenden Zeit herrschte der Schah mit Sonderge-
setzen und unterdriickte die neuen nationalen Parteien und Bewegungen. Die Interessen der US-Regierung waren neben dem Ol die
Angst vor der kommunistischen Infiltration des Iran. In dieser Zeit wurden Anhénger der neuen nationale Bewegungen und Parteien wie
die Tudeh-Partei verhaftet und teilweise hingerichtet. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Mohammad-Reza-
Pahlavi.html (Stand: 12.12.2004)

1 ygl. Keller, 1983, S. 59 & ,,Wien: Studentendemonstration gegen Schah — 20 Festnahmen* in: AZ vom 11. 2. 1968, S. 1

42 Wien: Studentendemonstration gegen Schah — 20 Festnahmen® in: AZ vom 11. 2. 1968, S. 1

3 VSStO: Wir wollen kein Berlin“ in: AZ vom 13. 2. 1968, S. 2
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., Was ich aber nicht tolerieren kann, schon auf Grund meiner eigenen persénlichen Erfah-
rung als junger Mensch ist, dass Demonstranten beschimpft oder gar gepriigelt wer-
den.(...) Kreisky wandte sich in seinen weiteren Ausfiihrungen auch gegen eine allzu ein-
seitige Darstellung der Entwicklung in Persien, das sich in einem sehr bemerkenswerten
Industrialisierungsprozess befinde, an dem auch Osterreich mitwirkt. “***

In Folge wurde ein eigener Arbeitskreis im VSStO eingerichtet, der den Titel ,,Persien —

Polizei trug und sich mit den Vorfillen rund um den Februar-Besuch des Schahs in Wien

beschiftigte.*”

Im darauffolgenden Jahr besuchte der Schah von Persien erneut Wien. Am 20. Janner 1969

436

kam es auf Initiative der Foderation Neue Linke (FNL)™” wieder zu einer Demonstration

von Schah-Gegnern, nach einer Veranstaltung des VSStO an der Universitit.

,,Die Demonstranten waren zu einem grofien Teil Studenten, die sich zuvor bei einer Ver-
anstaltung des Verbandes der Sozialistischen Studenten in der Universitdt getroffen hatten.
Dort wollten sie zundichst tiber die Programme der verschiedenen bei den Hochschulwah-
len kandidierenden Gruppen diskutieren. Schon zu Beginn der Diskussion forderten be-
sonders radikale Gruppen die Anwesenden auf vor das Hotel Imperial [ Aufenthaltsort des
Schahs, Anm. d. Verf.] zu ziehen. Obwohl sich die Sozialistischen Studenten von diesen
Absichten distanzierten, errangen die Demonstrationswilligen bei der Abstimmung eine
Mehrheit. Ein Grofteil der Versammelten zog auf den Ring. “*’

Bei dieser Demonstration kam es erneut zu Zusammenstof3en mit der Polizei. Agenten der
SAVAK™® griffen die Schah-GegnerInnen unter Duldung der Exekutive an. Die Demonst-
rantlnnen hielten danach einen Sitzstreik bei der Opernkreuzung ab. Neben dem, bisher
praktiziertem, zivilen Ungehorsam kam es hierbei zum ersten Mal zu ,,ernsteren Zwi-
schenfillen, da zur gleichen Zeit auch eine Vietnam-Kundgebung stattfand, bei der Fens-

439
I

terscheiben eingeschlagen und Exekutivbeamte mit faulem Obst beworfen wurden.™” Im

Anschluss an die wurde das Auditorium Maximum in der Universitidt Wien besetzt und

434

Kreisky: Priigelpolizisten untragbar” in: AZ vom 14. 2. 1968, S. 4

5 Vgl. Intern, 3. Jg., Nr. 6, Mirz 1968

6 Siehe Kapitel 4.2.4.1

47 Statt Diskussion Demonstration in: AZ vom 21. 1. 1969, S. 5

38 Persischer Geheimdienst von 1957 bis 1979, der mit Hilfe des CIA gegriindet wurde, und dessen primire Aufgabe der Schutz des
Schahs und Repression von Regimegegnern war. Nach Machtiibernahme von Ayatolla Khomeini 1979 wurde die SAVAK aufgel6st.
Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Mohammad-Reza-Pahlavi.html (Stand 12.12.2004)

#9vagl. Keller, 1983, S. 83f.
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dem Kriegerdenkmal in der Aula, dem ,,Siegfriedskopf“**’ - wie so oft - die Nase abge-

441

schlagen.”™ Wilhelm Burian restimierte iiber die grole Demonstration:

,, Von der FNL initiiert, finden sich alle Gruppen in einer voluntaristischen und unvorbe-
reiteten Aktion gegen das Terrorregime in Persien und die Tdtigkeit des persischen
Geheimdienst SAVAK in Osterreich. In einer starken Welle der Emotionalisierung kommt
es zu den grofsten Demonstrationen der Studentenbewegung in Wien. Doch gelingt wieder
nicht nur fragmentarische Verbindung von nationaler und internationaler Problematik. “**

Die Rolle des VSStO bei den verschiedenen Schah-Protesten scheint gegeniiber der
Offentlichkeit eine distanzierte gewesen zu sein. In den Meldungen der Arbeiter-Zeitung
wurde stets festgehalten, dass der Verband an keinen Protestveranstaltungen oftiziell teil-

genommen hatte.

,, Im Zusammenhang mit der Demonstration, die Montag Abend (21. Janner 1969, Anm. d.
Verf.) in Wien stattfand, stellt der VSStO fest, dass er an deren Organisation nicht beteiligt
war. In seiner Erklirung zu den Demonstrationen am Montag solidarisiert sich der VSStO
mit den Demonstranten, unter denen sich auch Mitglieder der Evangelischen Studenten-
gemeinde, der Katholischen Hochschuljugend sowie der OSU befunden hatten. “**

Es kann vermutet werden, dass die Zuriickhaltung des VSStO offiziell Verantwortung zu
iibernehmen in engem Zusammenhang mit der Beziehung zur Partei und den Problemen im
Mai 1968 stand (Vgl. Kapitel 4.4).

Die Positionierung des VSStO gegen das Schah-Regime verdeutlichte ein eigener Dossier
in der neuen alternative iiber die Vorkommnisse rund um die Schah-Besuche in Wien in
den Jahren 1968 und 1969. Darin wurde vor allem die undurchsichtige Rolle der SAVAK,
deren angebliche Unterstiitzung durch die sterreichische Exekutive und die Repressionen

gegen oppositionelle iranische Studierende kritisch beleuchtet und verurteilt.***

0 Der ,,Siegfriedskopf* ist ein, von der Deutschen Studentenschaft (DS), hochschulpolitischer Arm der volkischen, antisemitischen
Burschenschaften, 1923 in der Aula der Universitit Wien platziertes Denkmal, das an die ,,Helden“ des Ersten Weltkrieges erinnern soll.
Der Akademische Senat der Universitdt Wien beschloss im Juni 1990, dass der ,,Siegfriedskopf* einem antifaschistischen Mahnmal
weichen miisse. Bis heute befindet sich der ,,Siegfriedskopf*, wenn auch von einem Bretterverschlag umgeben, an seinem angestammten
Platz. Vgl. ,,.Der Siegfriedskopf von Wolfgang Lamsa, S. 104-109 in: ,,Siegfrieds Kopfe*, Context XXI, 1. Jg., Nr. 7-8, Wien 2002

441 Vgl. Ebner/Vocelka, 1998, S. 187 & Keller, 1983, S. 84

42 Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15f

w12 Anzeigen nach Schah-Wirbel“ in: AZ vom 22. 1. 1969, S. 4

44 Vgl. ,,.Der Schah in Wien (Justiz und Geheimdienst in Persien)* in: neue alternative, Jg. 4, Heft 3-4, Juni-Juli 1969, S. 25-32
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Ab dem Jahr 1969 ist ein zunehmendes Interesse des VSStO an der Kulturrevolution in
China und an den Schriften Maos zu verzeichnen.**> Am 31. Jinner 1969 referierte Joa-
chim Schickel, Herausgeber der Gedichte Mao Tse-Tungs, iiber die chinesische Kulturre-

46 Die Konflikte bzw. Revolutionen in Kuba, Vietnam

volution an der Universitit Wien.
und China wurden relativ unkritisch als die Paradebeispiele fiir die Befreiungskdmpfe in
der Dritten Welt iibernommen. Die chinesische Kulturrevolution 1966/67 wurde sogar mit

der permanenten Revolution, die Trotzki propagierte, verglichen.*’

,,Dieser Prozess [die permanente Revolution, Anm. d. Verf.] ist fiir die chinesische Ent-
wicklung nach der Machtiibernahme der KP kennzeichnend, einen ununterbrochene Um-
wdlzung, sowohl der okonomischen Basis als auch der kulturellen Uberbasis. Das letzte
und bekannteste Beispiel hiefiir ist die ideologische Umgestaltung, die in der Kulturrevolu-
tion 1966/1967 kulminiert. Die Kulturrevolution konnte nicht nur die mit der fortschreiten-
den Industrialisierung verbundenen Tendenzen der Verbiirokratisierung korrigieren, son-
dern bereitet gleichzeitig neue wirtschaftliche Anstrengungen vor, die China der kommu-
nistischen Gesellschaft einen Schritt néiiher bringen sollten. “***

Interessantes Detail ist hierbei, dass Eva Zgraja nur zwei Jahre zuvor in einem Artikel in
der alternative dic Mallnahmen der chinesischen ,,Roten Garde“** im Sommer 1966 als
,, Gipfelpunkt an Absurditiit* bezeichnet hatte.*°

Am 21. und 22. Mai 1969 wollte der VSStO ein Teach-In an der Universitdt Wien, zum
Thema ,,.Die Kulturrevolution in China und ihre Auswirkungen auf Europa“ und einen
Filmabend zu ,,Black Power in USA* abhalten, die beide von der Universitétsleitung un-
tersagt wurden, weil sich die Veranstalter geweigert hatten personlich fiir den ruhigen Ab-
lauf des Abends zu haften. Zu diesem Veranstaltungsverbot des Rektorats fillte die OH

einen Beschluss, der sich dariiber empdrte und es ablehnte, in der Praxis undurchfiihrbare

Garantieerklarungen abzugeben.*'

445 Vgl. ,Kritik und Selbstkritik im Marxismus* von Joachim Schickel; in: neue alternative, Jg. 4; Heft 1, Janner 1969, S. 20-33

4 ygl. neue alternative extra; Jg. 4, Heft 2, Februar 1969, S. 12

#7vagl. Keller, 1983, S. 59

48 China und die permanente Revolution® von Kurt Puchinger; in: alternative, Jg. 3, Heft 2, Mérz-April 1968, S. 5

*9 Diese MaBnahmen richteten sich zum Beispiel gegen die Pekinger Kunstakademie, wobei Nachbildungen griechische Statuen und
altchinesische Skulpturen zerstort wurden. Es wurden zudem Forderungen nach der Zerstérung von Kunst ohne politische Themen und
Verbrennung von Biichern, die nicht dem Denken Mao Tse-tungs entsprechen, gestellt. Vgl. ,,Kulturrevolution in China“ von Eva Zgra-
ja; in: alternative, Jg. 1, Heft 6, Oktober 1966, S. 12

#9ygl. , Kulturrevolution in China“ von Eva Zgraja; in: alternative, Jg. 1, Heft 6, Oktober 1966, S. 12

1 Vgl. ,,Studenten fiir , Totalreform’* in: AZ vom 23.5.1969, S. 2 & intern, 4. Jg. Nr. 5, 27. April 1969
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In einer Resolution vom Verbandstag vom 15. und 16. Mirz 1969 fasste der VSStO seine

antiimperialistische Einstellung wie folgt zusammen:

., Der Verbandstag des VSStO solidarisiert sich mit den Befreiungskimpfen in Asien, La-
teinamerika und Afrika, die in der organisatorischen Gestalt der Guerillabewegung fiir die
soziale Emanzipation der von dem US-Imperialismus bezw. der sowjetischen Grofsmacht-
politik unterdriickten Léinder arbeiten. Wir begreifen diesen Kampf als Beispiel einer neu-
en Selbsttdtigkeit, die sich nicht nur den Herrschenden verweigert, sondern vielmehr im
organisierten Kampf gesellschaftliche Modelle (und deren Ansdtze) verwirklicht. Es ist
unvereinbar mit den Grundsdtzen des demokratischen Sozialismus, dass von fiihrenden
Parteigenossen sowie von der Parteipresse immer wieder gegen den Befreiungskampf in
der Dritten Welt und fiir den amerikanischen Imperialismus Stellung genommen wird. “**

4.2.4 Verianderungen innerhalb der Verbandsstruktur

,,Die Leute sind ja nicht zum VSStO gekommen, zumindest in der stark aktivistischen Zeit,
weil sie aus sozialdemokratischen Familien gekommen sind, sondern wegen der Dynamik
der Veranstaltungen an der Uni in aller erster Linie. “*’

Der VSStO hatte mit seinen Aktionen Erfolg und erhielt regen Zulauf von interessierten

StudentInnen, wenngleich viele eine formelle Mitgliedschaft ablehnten und vielmehr als
Sympathisantlnnen lose am Verbandsleben teilnahmen. Die Theorien der Neuen Linken
und ihre Kritik an den Institutionen, sowie die zunehmenden antiautoritdren Tendenzen

bestirkten diese Einstellung zudem.

., 1967/1968 sprach der VSStO mit seinen Aktionen eine betrdchtliche Zahl von Studenten
an, die zuvor niemals politisch tdtig gewesen waren und die sich keiner Organisationsdis-
ziplin unterwerfen wollten. “**

Der VSStO reagierte auf diese veriinderten Gegebenheiten, indem versucht wurde das Ver-
bandsleben transparenter und 6ffentlicher zu gestalten und neue partizipativere Elemente in

die Verbandstrukturen zu integrieren.

Bereits im August 1967 kiindigte das Informationsblatt der Sektion Wien des VSStO an,
dass von nun an die Redaktionskonferenzen der alternative 6ffentlich und allgemein zu-

ginglich sein sollen.*”

“Zintern, 4. Jg., Nr. 4, Mirz 1969, S. 2
3 Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 15
#4 Keller, 1983, S. 62
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Am 8. und 9. Dezember 1967 veranstaltete der VSStO seinen ersten dffentlichen Ver-
bandstag in der Mensa des Neuen Institutgebdudes (NIG) der Universitit Wien.*® Neben
den Berichten und der Neuwahl von FunktiondrInnen (Vgl. Kapitel 4.1) und der Entlastung
des alten Vorstandes hielten Glinther Blecha, Silvio Lehmann und Peter Kreisky Referate
zum Thema ,,Hochschule in der Demokratie®.*’

Es darf vermutet werden, dass an diesem Verbandstag auch iiber die Beziehung zur SPO
diskutiert wurde, da die Partei nur wenige Tage zuvor, am 29. November 1967, aufgrund

einer Demonstration vor der Deutschen Botschaft nach einer VSStO-Veranstaltung an der

Universitét, alle Subventionen fiir den Verband gesperrt hatte (Vgl. Kapitel 4.4.1).

Eine weitere neue Einrichtung innerhalb der Verbandsstruktur waren monatliche Mitglie-
dervollversammlungen ab 29. Februar 1968, um SympathisantInnen auch formell an den
Verband zu, sprich Mitglied zu werden, denn diese Versammlungen sollten eigentlich aus-
schlieBlich fiir Mitglieder sein.*® Es ist jedoch anzunehmen, dass bei diesen Versammlun-
gen auf die Mitgliedschaft der TeilnehmerInnen nicht sonderlich viel Bedacht gelegt wur-
de, da solche Exklusivitdtsanspriiche mit den Vorstellungen einer breiten linken Bewegung
nicht in Einklang zu bringen gewesen wéren. Verbandsfremde Personen wurden also auf-
grund der propagierten Offenheit des Verbandes (z.B. 6ffentlicher Verbandstag), bis zu
den Ereignissen um den 1. Mai 1968, toleriert. Ein Beschluss des Verbandsvorstandes vom

5. Mai 1968 lésst eine gewisse Toleranz bis zu diesem Zeitpunkt vermuten:

., Der Verbandsvorstand beschliefst ein Aufenthaltsverbot fiir organisationsfremde Perso-
nen in den Verbandsrdumlichkeiten. Ausnahmen haben der Wiener Sektionsvorstand ge-
meinsam mit dem Prdsidium zu beschliefien. “*°

43 ygl. intern, Jg. 2, Sondernummer August 1967

#6 ygl. intern, Jg. 2, Nr. 11, November 1967

#7Vgl. Brief von Giinther Blecha und Anton Baier vom 15. 11. 1967 an das Zentralsekretariat; in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefver-
kehr Zentralsekretariat)

8 vgl. intern, Jg. 3, Nr. 2, Februar 1968

4 Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg.,Nr.9,S. 11

131



Bei den Vollversammlungen wurden von den Funktiondren des Verbandes im Vorfeld
Diskussionsstrategien entworfen, um zu verhindern, dass die ,,Antiautoritiren* die (Dis-

kurs-)Hegemonie im Verband tibernehmen konnten.

,,Das war aber zugleich auch ein ziemlich paranoisches Geschehen, wenn ich das richtig
in Erinnerung habe. Da wurde vorfraktioniert und Angste gesponnen, ob da jemand ir-
gendwelche Stofitrupps mitbringt, die dann plétzlich die Mehrheiten kippen. Also es war
schon irgendwie verriickt. “*%

Diese thematischen Mitgliedervollversammlungen hatten eigene Tagesordnungen, wahr-
scheinlich um ausufernde Diskussionen einigermaflen in geregelte Bahnen zu lenken. Die
Themen reichten von einem Bericht iiber ,,Die Vietnamkonferenz in Berlin®, bis hin zu
Diskussionen iiber ,,Die Aktionsmoglichkeiten des Verbandes®, ,,Warum Studienhonorar?*
oder ,,Griechenland“.**' Kurt Greussing charakterisiert diese Vollversammlungen folgen-

dermal3en:

,»Man kann aber nicht von einer sehr, sehr formalisierten Form der politischen Willensbil-
dung sprechen, da der VSStO im wesentlichen eine Diskursgemeinschaft war. Ich meine,
das einzige Kapital das wir hatten, war sozusagen das intellektuelle, immaterielle, das war
Diskurskompetenz.(...) Ich glaube das Diskursfeld war zu heterogen und zu vielfiltig, um
sich auf gemeinsame Positionen festzulegen. Es hat halt einen gemeinsamen Mainstream
gegeben. Also der Mainstream hat sich irgendwie artikuliert in der Vietnam-Frage. (...) Es
hat eine Festlegung auf einen Mainstream gegeben, die aber informell war. Es hat keine
formellen Beschliisse auf irgendwelche theoretischen Positionen gegeben “**.

Diese informelle Festlegung, vor oder nach den Versammlungen, bestétigt auch Herbert

Leirer, damaliger Verbandssektretér:

,,An manche Sachen kann ich mich erinnern, dass das bumm-voll war. Da hast du miissen
immer das Sekretariat zusperren sonst war alles weg. Von den Bleistiften iiber Kugel-
schreiber war alles weg. Das hat mich manchmal gedrgert. Da habe ich den Unmut gegen
ein paar Leute auch artikuliert. Und dann sind halt die gottbegnadeten Volkstribunen wie
der Peter Kowalski einer war und der Silvio Lehmann und der Gustav Glaser. Das waren
riesen Auseinandersetzungen, aber letztlich ausgehandelt worden ist das dann entweder in

40 Interview Marina Fischer-Kowalski, 9.8.2004, S. 6
*1'vgl. intern, Jg. 3, Nr. 3, Februar 1968 & Jg. 3, Nr. 5, Mérz 1968 & Jg. 3, Nr. 7, Mirz 1968
2 Interview Kurt Greussing, 20.6.2004, S. 5 & 12
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der Nacht im Kaffeehaus oder im Wirtshaus oder dann am ndchsten Tag gegen Mittag
wenn alle wieder munter waren, und man sich in der Werdertorgasse getroffen hat. “*>

Der VSStO als ,,integrative Gruppe, die sozusagen alles das was sich in irgendeiner Weise
links-liberal, kritisch oder auch KP-kritisch verstanden hat,“464 scheiterte aber letztendlich
an der Integration der linken Vielfalt im Verband und so kam es zu einer Ausdifferenzie-

rung bzw. ,,Spaltung® des VSStO nach den Ereignissen am 1. Mai 1968.

4.2.4.1 Zwei sozialistische Studierendenorganisationen — VSStO & SOS/FNL

Die in den Theorien der ,,Neuen Linken* propagierte Abkehr von der ArbeiterInnenklasse
als revolutiondrem Element fiihrte nicht nur zu Differenzen mit Josef Hindels (Vgl. Kapitel
4.2.1.3), sondern auch innerhalb des VSStO zu unterschiedlichen Meinungen. Dieser Dis-
sens sowie der ,,Parteigehorsam® spaltete schlussendlich den VSStO und es entstand, wenn

auch nur kurzfristig, der SOS.

Michael Genner beschreibt die damaligen Vorginge, die Versuche der Anndherung an die
ArbeiterInnenklasse direkt in den Betrieben sowie die Anstrengungen die ,,Spaltung Arbei-

terklasse — Studentenbewegung® zu iiberwinden.

,,Ich habe zu einer Gruppe im VSStO gehért, die versucht hat, diese Kooperation mit der
Arbeiterklasse herzustellen. Im April 1968 hat es Entlassungen bei ELIN gegeben und die
Belegschaft hat damals dagegen demonstriert.’™ Wir haben uns an diesen Aktionen betei-
ligt, sind auch mit den Arbeitern in Diskussion gekommen.**’

Hierbei ist eine Kontinuitit im Engagement des VSStO, um eine gemeinsame Aktionsein-
heit zwischen ArbeiterInnen und StudentInnen festzustellen, wie es sie ja bereits 1966 bei
den Protesten gegen die Privatisierung des Rax-Werkes gegeben hatte. (Vgl. Kapitel 3.2.4).

Herbert Leirer schildert sie Situation aus seiner Sicht:

463 Interview Herbert Leirer, 28.8.2004, S. 7

44 Interview Eva Kreisky, 1.7.2004, S. 5

465 Bei der Firma ELIN sollten 1000 ArbeiterInnen an den Standorten Wien und Weiz entlassen werden. Die ArbeiterInnen organisierten
darauthin am 24. April 1968 einen Protestmarsch zur Firmenleitung (,,Marsch auf Penzing*). Sozialistische StudentInnen solidarisierten
sich mit den Elin-ArbeiterInnen. Vgl. ,,Elin: 1000 vor der Kiindigung*, in: AZ vom 21.4.1968, S.1 & ,,Tausende bei Elin-Protest®, in:
AZ vom 25.4.1968, S. 1

%66 ,1968 — Verbieten ist verboten® in: Offensiv, Nr. 2, 1988, S. 16
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Na ja und dann hat es, (...), zum Gutteil verbal vorgetragene Arbeitersolidarisierungen
[gegeben]. Die Rax-Werke und diese Kiste. Also es hat den Hannes Morschl gegeben der
war auch im Verband mit dem Arthur Baier, das war der Bruder vom Toni Baier (...). Die
waren sehr starke sozusagen ein trotzkistischer Zweig der ganzen Geschichte und die wa-
ren, meiner Erinnerung nach (...), die einzigen die dann um sechs Uhr in der Friih Flugzet-
tel verteilt haben, vor Fabriken oder irgendwo wo mehr Leute in die damalige Stadtbahn
heute U-Bahn eingestiegen sind. Aber das war also das war eine sozialistische Pflicht-
iibung die Arbeitersolidaritit einzufordern.”®’

Innerhalb des VSStO bildete sich eine eigene Arbeitsgruppe, die sich Ende April 1968 um
Kontakte mit ArbeiterInnen bemiihte und auch ,,praktische Ubungen* durchfiihrte. Herbert

Leirer erinnert sich zum Beispiel auch an einen Arbeitskreis ,,Arbeitersprache“.468

,,Das war dann sozusagen die Spaltungslinie. Wir haben zwar gesagt, es wdre gut wenn
man das macht, und der SOS hat das dann gemacht. Also was heifit gemacht, die haben
Flugzettel verteilt, die dann die Arbeiter weggeschmissen haben. Die haben dort ja nie-
manden gekannt. Also das war auch zum Sterben verurteilt. “ **

Auf einer Mitgliedervollversammlung des VSStO am 23. April 1968 wurde, laut Keller,
der ultimative Austritt aus der SPO gefordert und in einer ,,Tendenzabstimmung* das Ver-
halten der SPO gegeniiber den Protesten der Elin-ArbeiterInnen und den Protesten in

Deutschland nach dem Dutschke-Attentat scharf verurteilt.*”°

Die Mai-Feierlichkeiten der SPO verliefen ruhig. Am Nachmittag des 1. Mai 1968 trat

jedoch das ,,Aktionskomitee Sozialistischer Arbeiter und Studenten® in Aktion.

., Ein konkretes Ergebnis dieser Zusammenarbeit [mit der protestierenden Elin-
Belegschaft, Anm. d. Verf.] war die Griindung des ,Aktionskomitees Sozialistischer Arbei-
ter und Studenten*, das dann auch die Demonstration nach den 1. Mai-Aufmdrschen 1968
organisiert und durchgefiihrt hat. Das war damals die erste gemeinsame Aktion von Arbei-
ter und Studenten. “*”’

Bei dieser Demonstration am Wiener Rathausplatz hatten sich Studierende, darunter

VSStO-Mitglieder, Elin-Arbeiter und Mitglieder der Kommune Wien versammelt, um mit

7 Interview Herbert Leirer 28.8.2004, S. 9

8 vgl. Interview Herbert Leirer, 28.8.2004, S. 9, vgl. auch intern, 3. Jg., Nr. 8, April 1968

* Interview Wilhelm Burian, 4.7.2004, S. 9

#19'ygl. ,,Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15 & Keller,
1983, S. 69
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Biirgermeister Marek {iber die geplanten Entlassungen bei der Firma Elin zu diskutieren.
Auf Weisung von Biirgermeister Marek wurde der Platz von der Polizei ,,gerdumt® (Vgl.
Kapitel 4.4.2).

. 472
Nach dem sogenannten ,,Blasmusikrummel* 7

am Rathausplatz in Wien entschieden sich
am 2. Mai 1968 ,, 13 Genossen, darunter die Vorstandsmitglieder der Sektion Wien, Mi-
chael Genner und Hermann Dworczak“,473 fiir den Austritt aus dem VSStO.

Diese Gruppe kam damit formellen Ausschliissen, die der Verband am 3. Mai 1968 an-
drohte, zuvor. Bruno Kreisky insistierte auf Ausschluss der ,,Blasmusikrummel*-
TeilnehmerInnen, daher ist diese Drohung der Verbandsfiihrung mit Vorbehalt zu bewer-

ten:

,,Die Mitglieder des VSStO, die sich aktiv an den storenden Aktionen am 1. Mai vor dem
Rathaus beteiligt haben, werden aufgefordert, ihre Mitgliedschaft sofort zuriickzulegen.
Das gleiche gilt fiir die Mitglieder, deren Verhalten bezw. politische Stellungnahmen im
Widerspruch zum Grundsatzprogramm und zum Organisationsstatut der SPO sowie auch
in Widerspruch zu den statutarischen Bestimmungen des VSStO und zu den von Ver-
bandstag bezw. Verbandsvorstand beschlossenen politischen Richtlinien stehen. Soweit sie
dieser Aufforderung nicht nachkommen, wird der Verbandsvorstand statutarische Maf3-
nahmen zu ihrem Ausschluss ergreifen. In diesem Sinne tréigt der VSStO die volle politi-
sche Verantwortung fiir seine Mitglieder. '’

Im gleichen Schreiben hielt der VSStO fest, dass die Mitgliedschaft im SOS, dem Sozialis-
tischen Osterreichischen Studentenbund, der gerade im Begriff war, sich unter Zutun der
Ex-VSStO-Mitgliedern und nach Vorbild des SDS zu griinden, mit jener im VSStO unver-

einbar sei.*””

Die Rolle des VSStO in dieser Phase der ,,Ausdifferenzierung* veranschaulicht in bemer-

kenswerter Weise die dullerst schwierige Gradwanderung des Verbandes zwischen ,,Par-

4711968 — Verbieten ist verboten* in: Offensiv, Nr. 2, 1988, S. 16
“7 Am Rathausplatz sollte zur gleichen Zeit ein Blasmusikkonzert von Trachtenkappellen aus den Bundeslindern stattfinden und ab
16.00h vom Osterreichischen Rundfunk iibertragen werden. Vgl. Kapitel 4.4.2 & ,,Dokumentation zum Konflikt in: intern, 3. Jg., Nr. 9,
S.5
47 Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 8
474 Brief vom VSStO an Bruno Kreisky vom 3. 5. 1968, in: ,, Dokumentation zum Konflikt“; intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 9
475
Vgl. ebd.
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teigehorsam‘ und dem Bestehen als linke, progressive Studierendenorganisation innerhalb

des Spektrums der auBerparlamentarischen Opposition in Osterreich zu dieser Zeit.

,,Somit war der VSStO nicht mehr Sammelbecken zahlreicher verschiedener linker Grup-
pierungen, sondern musste seine eigene Linie, eingezwdngt zwischen Parteibiirokratie und
Geringschitzung nicht parteigebundener linker Gruppen, miihsam profilieren. “*’°

So stellte der VSStO in der ,,Dokumentation zum Konflikt“ in der ,,VS StO—Korrespondenz
Nr. 1: Der VSStO seinen Freunden und Génnern, sowie den von ihm frustrierten Kollegen

und Genossen* fest:

,,80 kam es mit einer manche enttduschenden Promptheit und Reibungslosigkeit zur orga-
nisatorischen Differenzierung des VSStO, zur Griindung des SOS, zum Ubertritt einiger
VSStO-Aktivisten (Genner, Dworczak u.a.). Dabei sind eindeutig Fehler gemacht worden:
schon allein, dass man in Presse- und Parteikreisen iiber das ,Kuschen’ des VSStO Jjubilie-
ren bezw. vordergriindig sich drgern konnte. Andere Fehler liegen weiter zuriick: vor al-
lem, dass eine Kldrung der politischen Positionen innerhalb des Verbandes, sowie des fiir
alle Mitglieder verbindlichen Konsens verabsdumt wurde. Aber auch das ist mit der , histo-
rischen’ Funktion des VSStO zu sehen — und in Zukunft besser zu machen: der Funktion
einer moglichst breiten, moglichst aktiven, auf Hochschulreform und Mobilisierung der
Studenten gerichtete Basis fiir alle Linken im Hochschulbereich. Das ist zum Teil auf Kos-
ten einer klaren politischen Artikulierung gegangen (...), die zweifellos kontroversiell ge-
worden widre, und hat zur Wahrung eines vagen, eher emotionellen Konsens gefiihrt. Dem
daraus resultierenden Aktivismus, der bei allen Beteiligten ein gewisses Unbehagen er-
weckte, wobei aber in den Diskussionen typischerweise externen Faktoren (Parteimitglied-
schaft usw.) fiir die Malaise verantwortlich gemacht wurden, all dem wurde denn auch von
,auflen’ ausgelost, ein Ende gesetzt.

Damit ist jedenfalls die Effektivitit der studentischen Linken nicht durch Spaltung halbiert
oder gar annulliert worden. Sie ist im Gegenteil verdoppelt worden, durch die moglichen
hochschulpolitischen ,Zangenbewegungen’ zweier sozialistischer Studentengruppen. Man-
chen macht jedenfalls diese Perspektive bereits jetzt den Schlaf schwer...

Diese These ist freilich erst in konkreter Praxis zu beweisen und setzt die Uberwindung
einiger psychologischer Probleme voraus. “*”’

Durch die Griindung des SOS kam es auch zu Verinderungen innerhalb des VSStO, die

Kurt Greussing in ,,11 Thesen zur Selbstaktivierung der Studenten und zur Funktion des

476 Fischer-Kowalski, 1977, S. 603 .
a7 ,,VSStO-Korrespondenz Nr. 1: Der VSStO seinen Freunden und Gonnern, sowie den von ihm frustrierten Kollegen und Genossen®;
in: ,,Dokumentation zum Konflikt*; intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 14
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VSStO* darstellte und im Sinne der Organisierung studentischer Selbstaktivierung befiir-

wortete:

,, 7. Durch die Ereignisse innerhalb des letzten Jahres, manifest seit der Griindung des
SOS, hat der VSStO durch seine eigene, beabsichtigte Aktivitit seine Funktion als organi-
sierte Vereinigung kritischer, praxisorientierter Studenten schrittweise aufgeldst (oder
durch Parteigebot auflosen miissen) zugunsten studentischer Selbstaktivierung (Aula-
Versammlungen, Horer-meetings, spontane Demonstrationen) 78

Das Verhiltnis zwischen dem VSStO und dem SOS erscheint jedoch in Folge weniger
durch Zusammenarbeit, sondern eher durch Abgrenzungsprobleme gekennzeichnet gewe-

sen zu sein:

., 8. (...) Jede Gruppierung, die weiterhin nach organisatorischer Identitdt (und diese man-
gels anderer Kriterien allen durch affektive Abgrenzung von anderen Gruppierungen —
bewusst oder unbewusst — zu erreichen) strebt, handelt zutiefst riickschrittlich. Diese moge
vor allem fiir das Verhdltnis VSStO — SOS gelten.””

Als mogliche Losung dieses Problems, welches sich hemmend auf die Organisation der
Selbstaktivierung der Studierenden auswirkte, trat Greussing fiir ein arbeitsteiliges Modell
unter den fortschrittlichen Fraktionen an der Universitit (VSStO, SOS, linker Wahlblock,
Unabhéngig) ein, welches nach den verschiedenen Funktionalititen der Gruppen (materiel-
le und personelle Ressourcen, Einflussmoglichkeiten etc.) strukturiert werden sollte. Dem
VSStO als finanzstarke Organisation sollte hierbei die Produktion von Publikationen, Ver-
anstaltungsorganisation an der Universitit sowie bildungspolitischer Einfluss auf die SPO
zufallen. Greussing schloss auch nicht den Fall der Subventionssperre seitens der Partei
aus, und plidierte in dieser Situation fiir eine eindeutige Haltung der VSStO-Mitglieder
und ermahnte die verbliebene KritikerInnen innerhalb des Verbandes, welche denselben

auBerhalb der SPO sehen wollten:

., Links sein kann man woanders auch, nicht nur im VSStO. Wer jedoch den VSStO durch
Provozieren von unproduktiven Konflikten mit der Partei dieser seiner moglichen Funktio-
nen zu enthaben sucht, schadet

478 EIf Thesen zur Selbstaktivierung der Studenten und zur Funktion des VSStO* von Kurt Greussing; in: intern, 3. Jg., Nr. 10, Juni
1968, S. 10
79 Ebd.
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1. nicht dem VSStO, sondern der gesamten studentischen Linken (denn der VSStO kann
sich nur mehr verstehen als integraler, mit bestimmten Aufgaben versehener Bestandteil
der sich selbst aktivierenden antiautoritiren Studentenbewegung,)

2. sich selbst, weil ndmlich das Leben zu kurz ist, als dass man sich einen Teil davon mit so
handfesten Blodheiten verbringen sollte.

Die Haltung der Partei gegeniiber dem SOS wurde schon wenige Tage nach dem ,,Blasmu-
sikrummel* klargestellt. Bereits am 4. Mai 1968 lieB die SPO, mdglicherweise um media-

len Spekulationen vorzubeugen, iiber die Sozialistische Korrespondenz (SK), verlautbaren:

,,Da bekannt geworden ist, dass Bestrebungen im Gange sind, eine Organisation mit dem
Namen ,Sozialistischer Osterreichischer Studentenbund’ (,SOS’) ins Leben zu rufen, haben
im Namen der Sozialistischen Partei Parteivorsitzender Kreisky und die Zentralsekretdre
Probst und Gratz Rechtsanwalt Dr. Rosenzweig beauftragt, bei der Vereinsbehorde im
Innenministerium die Untersagung des Vereinsnamens ,Sozialistischer Osterreichischer
Studentenbund’ zu beantragen, weil diese Organisation von der Sozialistischen Partei
Osterreichs nicht als sozialistische Organisation im Sinne ihrer Statuten anerkannt wird
und die Verwendung des Wortes ,sozialistisch’ im Vereinsnamen zu Verwechslungen und
Irrefiihrungen Anlass geben kann. “*’

Die Einwinde der SPO wurden von der Vereinsbehdrde am 5. Juni 1968 positiv beschie-
den®™', und so wurde der SOS verboten. Im Herbst 1968 griindeten einige ehemalige SOS-

Mitglieder die Foderation Neue Linke (FNL).**?

Die erste Versammlung des SOS fand am 16. Mai 1968 im groBen Horsaal des NIG der
Universitiat Wien statt, bei der die Funktionire des Studierendenbundes ihre Ideen zur
,,Mobilisierung einer Arbeiter- und Studenteneinheit* prisentierten. Der SOS bestand aus
ehemaligen Mitgliedern des VSStO sowie Mitgliedern der Kommune Wien. Die Funktio-
nire des SOS sollten nur vier Monate lang amtieren, was eine Absage an das {iberholte

Modell des Parlamentarismus darstellen sollte. Klare Kritik richtete sich gegen die Institu-

4% Stellungnahme der SPO vom 4. 5. 1968; in: ,,Dokumentation zum Konflikt“; intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 12
81 Das Innenministerium hatte die Sicherheitsdirektion Wien angewiesen die Untersagung des Vereins SOS zu verfiigen. Dem Antrag
der SPO wurde also stattgegeben und als Begriindung die Verwechslungsgefahr mit dem VSStO angefiihrt. Vgl. ,,Behorde untersagt
Vereinsname SOS* in: AZ vom 6.6.1968, S. 4
2 ygl. ,,Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15 & Keller,
1983, S. 81
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tionen des Systems, wie SPO, KPO oder OGB.** Nach der Meinung von Wilhelm Burian
hatte jedoch auch der SOS sehr bald mit dhnlichen Problemen wie der VSStO zu kiimpfen:

., Wenn der SOS auch eine radikalere Strategie vertrat, die stark voluntaristische Elemente
beinhaltete, und sich aus einer ganz anderen sozialen Schichte rekrutierte, fand sich in ihm
die gleiche Widerspriichlichkeit wieder: Organisation und Antiautoritarismus, theoreti-
sches Defizit und relative Isolierung von den Studenten. “***

Neben dem erfolglosen, solidarischen Engagement fiir die Belegschaft der Wiener Loko-
motivfabrik*®’ versuchte der SOS auch auf der Universitit Veranstaltungen zu organisie-
ren. Hierbei sei der Vortrag vom SDS-Aktivisten Bahman Nirumand tiber ,,Weltrevolution
und internationale Reaktion* am 29. Mai 1968 erwihnt, nach dessen Ende ein ,, Mitglied
des linksradikalen SOS den Antrag, den Hérsaal iiber Nacht zu besetzen und ,permanente

486
“**" stellte, der von den Anwesenden auch angenommen wurde.

Diskussion’ zu praktizieren
Die Studierenden besetzten trotz Storaktion des RFS bis zum Nachmittag des darauffol-
genden Tages den Horsaal bzw. das Auditorium maximum. Die Besetzung war aufgrund
des regen Zulaufs zu den Diskussionen, unter anderem mit dem Rektor der Universitét

Wien, Fritz Schwind, dorthin verlegt worden.*’

Den Hoéhepunkt an ,,Popularitit“ erreichte der SOS mit dem Teach-In ,,Kunst und Revolu-
tion* im Horsaal I des NIG, welches als legendires ,,Shit-In“ bzw. ,,Uni-Ferkelei* in die
Geschichte der Studierendenbewegung in Osterreich eingehen sollte. Der SOS, der durch
das Innenministerium schon verboten, der Aufthebungsbescheid aber noch nicht rechts-
wirksam war, hatte urspriinglich Oswald Wiener, Schriftsteller und Mitglied der Wiener
Gruppe, zu einem Diskussionsabend eingeladen. Angekiindigt waren auch Otto Miihl,
Giinter Brus und Peter Weibel, die ebenfalls teilnahmen. In einer sehr provokanten Kunst-
aktion, einer Mischung aus Nacktheit, Notdurft und Masturbation unter Absingen der Bun-

deshymne schufen die obengenannten Kiinstler einen Kunstskandal.

Vgl Keller, 1983, S. 76

484 Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15

5 Aus der verstaatlichten Wiener Lokomotivfabrik sollten hochqualifizierte Fachkrifte entlassen werden. Wiahrend der Horsaalbeset-
zung am 29. Mai 1968 sprachen Betriebsrite der Fabrik vor den Studierenden. Schlussendlich blieb die Solidaritétsaktion mit den Arbei-
terInnen erfolglos, da diese in einer Urabstimmung am 5. Juni 1968 gegen einen Streik aufgrund der Entlassungspléne stimmten. Vgl.
Keller, 1983, S. 77 & 147

48 Wien: Studenten besetzen Uni in: AZ vom 31.5.1968, S. 1
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,,Durch die Infragestellung eingeschliffener Verhaltensweisen mittels direct art, durch
Zerschlagen von Tabus und Schaustellung ,obszéner’ Reaktionen versuchte man, neue
Argumentationszusammenhdnge und Politisierung herzustellen. Die Antwort war jedoch
nicht Problematisierung, sondern eine Hetzkampagne der gesamten biirgerlichen Presse,
die Pogromstimmung gegen linke Studenten erzeugte. “***

Der medialen Hetze gegen die Protagonisten folgten Gefangnisstrafen aufgrund von ,, Her-
abwiirdigung osterreichischer Symbole “ und ,,Verletzung der Sittlichkeit und Schamhaftig-
keit . Riickblickend kann die Aktion ,,Kunst und Revolution* als medialer Hohepunkt des

Wiener Aktionismus™’ gewertet werden.*”

,,Man habe die repressive Sexualitdit der Gesellschaft demaskieren wollen, sagte Oskar
Wiener (...). Im SOS habe man Gleichgesinnte vermutet. “**!

Ein GroBteil der Vertreterlnnen des SOS war jedoch mit der Aktion nicht einverstanden
und distanzierte sich davon, da das Ergebnis dieser Veranstaltung nur die ,, Handhabe fiir
eine Reaktion gegen die studentische Linke“ geboten hitte.*”> Medial wurde das Ereignis
zum Ausgangspunkt einer Kampagne gegen linke Studierende durch die biirgerlichen Zei-
tungen ,,Express“ und ,,Neue Zeitung“.*”* Lediglich die AZ pladierte dafiir, ,, den Skandal
nicht wichtiger zu nehmen als er ist“ und stellte die Berechtigung der studentische Kritik
an der Hochschule und an der Gesellschaft nicht in Frage.*** Aber auch Bruno Kreisky

. <495
sprach von ,, barbarischen Exzessen.

., Alle Wiener Studentenorganisation und die iiberwiegende Mehrheit des sogenannten SOS
haben sich am Montag [10. Juni 1968, Anm. d. Verf.] scharfvon der Skandalveranstaltung
im NIG distanziert.(...) Dazu Arthur Baier, Exvorstandsmitglied des SOS: ,, Wir sind da in
etwas hineingetanzt, was wir nicht wollten. “**°

“7 Ebd. sowie Keller, 1983, S. 77

488 _Opposition im autoritiren Sozialstaat (I) von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15

¥ Als Wiener Aktionismus (ca. 1960-71) wird eine Bewegung der modernen Kunst bezeichnet, die in Zusammenhang zur gleichzeitig
aufkommenden Happening-Kunst (Aktionskunst) gesehen werden muss. Seine VertreterInnen waren Giinter Brus, Adolf Frohner, Otto
Miihl, Hermann Nitsch und Valie Export. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Wiener-Aktionismus.html (Stand:
12.12.2004)

40 Vgl. ,,Aktionismus im Horsaal“ in: Ebner/Vocelka, 1998, S. 171ff. & ,,Anklage gegen Uni-Exzedenten“ in: AZ vom 26.6.1968, S.4 &
Keller, 1983, S. 78f.

! Nach Skandal SOS-Spaltung® in: AZ vom 10.6.1968, S. 4

“?Ebd. S. 1

3 Vgl Keller, 1983, S. 78

4 yagl. ,Die Folgen* in: AZ vom 10.6.1968, S. 1

5 vgl. Ebd. S. 4

4% Nach Skandal SOS-Spaltung® in: AZ vom 10.6.1968, S. 1 & 4
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Viele Mitglieder, darunter Robert Schindel, traten aus dem SOS aus und griindeten die
,Radikaldemokratische Studentenunion®, deren Bestehen jedoch nur von duBerst kurzer
Dauer war.*’ Die verbliebenen SOS-Mitglieder gaben die Auflosung des Studentenbundes
bekannt. Zudem rdumten sie selbstkritisch ein, ,,sie hdtten es verabsdumt, sich rechtzeitig
mit den Akteuren — die iibrigens schon vorher bei einer CV-Veranstaltung aufgetreten wa-
ren — eingehend zu besprechen. “**

Gegen 14 Mitglieder des VSStO leitete die Universitit Wien Disziplinarverfahren ein, die
jedoch unter Mithilfe von VSStO-VertreterInnen in der Hauptausschusssitzung der OH an

der Universitit Wien blockiert wurden.*”’

Nach der Wiedergriindung des SOS als FNL im Herbst 1968, gab es, nach Keller, eine
Zusammenarbeit mit dem VSStO, der hierfiir eigene geheime Gremien einrichtete. Im Im-
pressum der neuen alternative extra findet sich unter der Rubrik ,,Mitarbeiter dieser
Nummer* auch der Vermerk ,, Arbeitskreise des VSStO und der FNL (Féderation Neue
Linke) “>® Ausdruck fand diese Kooperation auch in der gemeinsamen Stéraktion der In-
auguration®”' des neuen Rektors der Universitit Wien am 17. Oktober 1968, sowie der von
der FNL initiiert die Anti-Schah-Kampagne im Janner 1967 (Vgl. Kapitel 4.2.3).>" Letzte-
re war von Polizeieinsétzen iiberschattet und hinterlieB3 eine stark angeschlagene FNL,

503

welche sich schlieBlich aufloste.

Riickblickend stellte Wilhelm Burian zum Verhaltnis SOS/FNL und VSStO fest:

., Mittels moralischer und psychologischer Kategorien werden Rivalitdtskimpfe zwischen
FNL und VSStO ausgetragen, die aber kaum auf verschiedenen sozialistischen Strategien
beruhen oder gar unter Minimalismus und Maximalismus fallen. %

“7Vgl. Ebd., Keller, 1983, S. 78f & Ebner/Vocelka, 1998, S. 177

4% Sexskandal — die Veranstalter wurden getiuscht® in: AZ vom 15.6.1968, S. 1; Vgl. ,,1968 — Verbieten ist verboten in: Offensiv, Nr.
2, 1988, S. 13 & Keller, 1983, S. 147

49 Vgl. ,,Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15 & Keller,
1983,S.79

3% Vgl. neue alternative extra, Jg. 3, Ende 1968 (Wahlkampf-Sondernummer), S. 15

>0 Einsetzungszeremonie des Rektors einer Universitit, welche meist von hohen Wiirdentrigern der Republik (Kardinal, etc.) aber auch
von zustandigen Ministern/Ministerinnen besucht wird. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Inauguration.html (Stand:
12.12.2004)

2 ygl, Keller, 1983, S. 81f

%% Vgl. ,,Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15f & Keller,
1983, S. 86

% Vgl. Ebd. S. 15
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Fest steht jedoch, dass nach der Demonstration gegen den Schah am 20. Janner auch der
VSStO mit groBen organisatorischen, strukturellen und personellen Problemen zu kimpfen

hatte:

,,Nach den Ereignissen um den Schahbesuch und den Reaktionen des Rektorates™ scheint
der Konflikt mit der Universitdtsbiirokratie unausbleiblich. (...) Da die derzeit schlechte
Position des VSStO zum Teil auch auf strukturelle und organisatorische Missstinde des
Verbandes zuriickzufiihren ist, erscheint es angeraten, in ndchster Zeit eine Sektionsver-
sammlung durchzufiihren, auf der néiiheres beschlossen wird. “>"

Wie schon in Kapitel 4.1 geschildert, versuchte der VSStO im Herbst 1969 durch eine Re-
organisation des Verbandes (Dezentralisierung, Zentralrat, etc.) und durch eine Annéhe-
rung an die Instituts- und Basisgruppen (Vgl. Kapitel 4.3.3) seine Probleme in den Griff zu

bekommen.

4.3 Hochschule und Demokratie — Reformforderungen im Mittelpunkt

Mit der neuen politischen Rolle der Studierenden wie sie Habermas definierte (Vgl. Kapi-
tel 4.2.1.1), und seinem Pléddoyer fiir eine Demokratisierung und Politisierung der Hoch-
schulen unter Partizipation der Studierenden,”®” begann auch der VSStO sich vermehrt mit

hochschulpolitischen Belangen zu beschiftigen.

,,Das Wintersemester 1967 bringt eine griindliche Verdnderung der Politik des VSStO.
War man zuvor mehr an abstrakter Vermittlung gesellschaftlicher Fragestellung interes-
siert, engagierte sich eine linke Gruppe erstmals direkt an der Universitdt Wien. War man
friiher bestrebt, internationale Solidaritdit zu demonstrieren, gegen den Schah oder Fran-
co, probierte man nun, direkt in das Leben der Universitit einzugreifen. "

595 Nach der Demonstration wurde der »Siegfriedskopf™, ein ,,Mahnmal® fiir gefallene Soldaten des Ersten Weltkriegs in der Aula der
Universitdt Wien, welcher von Burschenschaftern gestiftet wurde, beschmiert und die Nase abgeschlagen. Rektor Kraus erstattete An-
zeige gegen Unbekannt und drohte an, bei Versammlungen von Studierenden zukiinftig Polizeiiiberwachung einzusetzen. Vgl. ,,12
Anzeigen nach Schahwirbel® in: AZ 22.1.1969, S. 4 & intern, 4. Jg., Nr. 4, Mirz 1969, S. 8

3% intern, 4. Jg., Nr. 3, Februar 1969, S. 7

07 Vgl. ,,Zur politischen Rolle der Studenten® von Jiirgen Habermas; in: alternative, 2. Jg., Heft 8, Oktober 1967, S. 14

3% Vgl. ,,Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 14
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4.3.1 Die Aktivititen des VSStO an der Universitiit - Kampagne zu ,,Spitzelak-
ten*“ und Aktionen bei Inaugurationsfeiern

Im Laufe des Sommers 1967 hatte das Unterrichtsministerium einen Hochschultaxenent-
wurf veroffentlicht, der eine Erhéhung der Studiengebiihren auf 2400,- Schilling®® pro
Semester vorsah. Zudem sollten die Studierenden bei der Inskription mithilfe eines, mit
Matrikelnummer versehenen, Fragebogens®'? in einer Statistik computergestiitzt erfasst
werden, welches der VSStO als administrative ZwangsmaBnahme ansah. Es wurde be-
fiirchtet, die Datensammlung wiirde fiir neue Selektions- und Repressionsmittel wie Nume-

rus clausus oder Exmatrikulationen geniitzt werden.

,, Wir werden uns nicht linger des Kampfes um eine Demokratisierung der Hochschulen
entsagen, denn gerade an den Hochschulen wird die objektive Unfihigkeit der Regie-
rungsadministration von einem maximalen Personenkreis von betroffenen Individuen un-
mittelbar erfahren. (...) Rigorose Erhohung der Studiengebiihren, administrativer Zwang
verschérfen die Situation — und das auf Kosten der Studenten. "'

Der Verband organisierte am 3. Oktober 1967 ein Go-In ,,Gegen die administrativen

Zwangsmalfinahmen der Unterrichtsbehorde* und rief zum Boykott auf:

,, Bevor Sie sich Thre Nummer verpassen lassen und Ihren ,Spitzelakt’ in die IBM 1103
fiittern, iiberlegen Sie sich genau, welche gefdhrliche Entwicklung Sie durch Ihre Duldung
oder Mithilfe einleiten. Der neue perfektionistische Stil der Biirokratie wird sich nur gegen
die Studenten richten. Der Verwaltungsapparat baut hier unter Missbrauch sozialwissen-
schaftlicher Methoden, seinen Datenstock fiir das kiinftige, repressive Universitdtssystem
auf. Wir Studenten werden diese Entwicklung verhindern miissen. Verweigern Sie vorldufig
die Abgabe der ,Statistiknationale’, warten Sie noch mit der Inskription, erzwingen Sie
eine Demokratisierung der Hochschulen! "

Bei diesem Go-In wurden Lochkarten, welche damals fiir die computergestiitzte Erfassung
von Daten verwendet wurden, mit der Aufschrift ,,Ich protestiere versehen und an das

Unterrichtsministerium gesandt. Der VSStO forderte konkret die Anonymitit der Fragebo-

% Jaut § 2 des Gesetzesentwurfs. Aufgrund von verschiedenen Umstinden (Osterr. Staatsbiirgerschaft, soziale Bediirftigkeit, Studiener-
folg) konnte dieser Betrag auf 800,-/480,-/160,- gesenkt werden. Vgl. intern, 2. Jg. Sondernummer August 1967
319 Tn dieser Verlaufsstatistik der Unterrichtsverwaltung sollte jedeR Studierende bei der Inskription iiber seinen Familienstand, Finanz-
lage und Herkunft der Eltern Auskunft geben. Vgl. ,,Wiener Studenten gegen Spitzelakten von Barbara Coudenhove-Kalergi, in: AZ
vom 4.10.1967, S. 3
3! Editorial von Giinther Blecha, in: alternative, Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967
*12 intern, Jg. 2, Sondernummer Oktober 1967; Interessantes Detail ist hierbei, dass der VSStO die Studierenden, entgegen den mit dem
formlichen ,,Sie* ansprach.
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gen, Garantien gegen den Missbrauch der Angaben, sowie eine verbindliche Erklarung des
Unterrichtsministers iiber die Studiengebiihren und ein langfristiges Finanzierungskonzept
fiir die Hochschulen.”"? Wilhelm Burian resiimierte iiber diese Kampagne des VSStO zur

Hochschulstatistik:

,,Diese antitechnologische Aktion hatte anfdinglich groffen Erfolg. Zum Teil deshalb, weil
sie die Scheinfreiheit des Studenten bestdrkte, aber auch mogliche Formen des Wider-
stands enthielt. Eine Fortsetzung scheiterte jedoch daran, dass es letztlich bei den Ressen-
timents blieb und die Verkniipfung mit der Frage Hochschule — Gesellschaft - Biirokratie
am mangelnden theoretischen Verstindnis hingen blieb. "

Am 19. Oktober 1967 fand ein von der OH veranstaltetes Go-In in der Aula der Universitt
Wien statt. Einen Stock hdher, im Festsaal fand zur gleichen Zeit die Inaugurationsfeier
des neuen Rektors statt, bei der auch Unterrichtsminister Piffl-Percevic (OVP) anwesend
war. Nach der Feier passierte der Unterrichtsminister die Aula und wurde von den Studie-
renden mit der Forderung nach Diskussion konfrontiert, der er jedoch nicht nachkam.’"
Bei der ZA-Sitzung der OH am 21. und 22. Oktober 1967, die 25 (!) Stunden andauerte,
wurde der gemeinsame Beschluss gefallt am 24. Oktober eine ,,Manifestation* (sprich
Demonstration) durchzufiihren. Der VSStO unterstellte der konservativen OH-Fiihrung in
Folge die Demonstration zu sabotieren, weil sie sich nur eingeschrankt fiir die Bewerbung

. 516
engagierte.

Die Demonstration am 24. Oktober mobilisierte zwischen 4000 und 5000 StudentInnen®'”’,
die nicht nur gegen den Gesetzesentwurf des Unterrichtsministeriums, sondern auch gegen
das zu niedrige Hochschulbudget und den gekiirzten Forschungsaufwand protestierten. Die
Forderungen des VSStO nach ,,Demokratisierung der Hochschule®, ,,Studenten in den

518¢c

akademischen Senat’ ™ sowie ,,Wirksame Studentenvertretung waren auf den Transpa-

renten zu lesen. Die Kundgebung zog vor das Parlament, wo gerade eine Nationalratssit-

13 ygl. ,Studentensturm gegen Spitzelakten® in: AZ vom 4.10.1967, S.1

314 Vgl. ,,Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 14

315 Vgl. , Studentenprotestmarsch zu Piffl“ in: AZ vom 20.10.1967, S. 1

16 Vgl. ebd. & Keller, 1983, S. 59

37 Hierbei gehen die Zahlen der AZ (,,5000 Studenten vor dem Parlament; AZ vom 25.10.1967, S. 1) und jene des VSStO (ca. 4000
Studenten, intern, Jg. 2, Nr. 11, November 1967) auseinander.
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zung stattfand und eigentlich die Bannmeile®"”

galt, woriiber die Polizei jedoch hinwegsah.
Lediglich VertreterInnen der Oppositionsparteien fanden sich vor dem Parlament ein und
diskutierten mit den Demonstrantlnnen. Die Kundgebung l6ste sich friedlich auf, jedoch
war die OVP-Regierung aufgrund ihrer Diskussionsverweigerung bei den Studierenden
diskreditiert.”*’

Im November 1967 resiimierte der VSStO iiber seine politischen Ziele an den Hochschulen

und dariiber hinaus:

., Seit September 1967 tritt der VSStO erstmals mit an Prinzipien sozialistischer Praxis
orientierten Aktionen in der Hochschule an die Offentlichkeit. Ziel der Hochschulpolitik
des Verbandes ist nun nicht mehr blof3 die Erzielung tagespolitisch-parlamentarischer Er-
folge im Rahmen der gegenwidrtigen ,Studentenvertretung’, sondern Mobilisierung der
Studenten gegen die bestehenden Herrschaftsverhdltnisse an der Hochschule und dariiber
hinaus in der Gesamigesellschaft durch theoretische Diskussion und praktische Aktion. “**!

Am 8. und 9. Dezember 1967 veranstaltete der VSStO nicht nur seinen ersten &ffentlichen
Verbandstag, bei dem Referate zu ,,Hochschule in der Demokratie* gehalten wurden (Vgl.
Kapitel 4.2.4), sondern auch zwei abendliche Teach-Ins im Horsaal I im NIG der Universi-
tdt Wien mit ReferentInnen des SDS. Bernhard Wilhelmer sprach in seinem Referat ,,Stu-
dent und Politik* iiber die verdnderte Rolle der Studierenden, iiber Tendenzen zu Selbstre-
gierung und Politisierung der Hochschule sowie iiber die Ausweitung der kritischen Oppo-
sition auf andere gesellschaftliche Bereiche. Sigrid Fronius (SDS) referierte tiber ,,Modelle
demokratischer Hochschulverfassung® und ging dabei niher auf die studentische Mitbe-
stimmung und Kontrollfunktion, die Organisation studentischer Interessen sowie die Stel-

lung der Universitit in einer sozialen Demokratie ein.’*

>18 Der akademische Senat war das hochste Kollegialorgan einer Universitit, welches mit Professorlnnen der Fakultiten besetzt war,
nichtoffentlich tagte und dessen Beratungen geheim waren. Vgl. ,,Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstindnis
oppositioneller Studenten von Giinther Blecha, in: alternative, Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 21

°1 Findet in einem Gebaude der Volksvertretung (Rathaus, Landtag, National- und Bundesrat) eine Sitzung derselben statt, so gilt im
Umkreis von 300 Metern (=Bannmeile) ein Demonstrationsverbot. Vgl. Bundespolizeidirektion
http://www.polizei.at/wien/verwaltung/vereineversammlungen_versammlungsanzeige.asp (Stand: 12.12.2004)

520 Vgl. intern, Jg. 2, Nr. 11, November 1967; ,,5000 Studenten vor dem Parlament in: AZ vom 25.10.1967, S. 1 & 3; Keller, 1983, S.
59f

2! intern, Jg. 2, Nr. 11, November 1967

52 Vgl. intern, 2. Jg. Nr. 11, November 1967
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Seltsamerweise findet sich im geplanten Arbeitsprogramm der neuen Verbandsfiihrung fiir
das Sommersemester 1968 (Vgl. Kapitel 4.1) keine Veranstaltung, die konkret auf die Si-
tuation an der Hochschule einging.’> Erst am 14. Mirz 1968 diskutierte der VSStO intern
auf einer Mitgliedervollversammlung iiber ein ,,Studienhonorar* als materielle Vorausset-
zung fiir rechtliche Chancengleichheit von Studierenden. Das Studium sollte als Arbeit fiir
die Gesellschaft aufgefasst, und durch ein Studienhonorar respektive Gehalt entlohnt wer-
den. Diese Forderung erschien dem Verband jedoch nur in Kombination mit der ,, Se/bst-

1.°** Willy Koldus verfasste zu diesem Themenkomplex

verwaltung der Studenten *“ sinnvol
einen Artikel ,,Studienbeihilfe als Herrschaftsinstrument in der neuen alternative extra,
in dem er das Studienhonorarsystem als einziges Alternativmodell anpries.’*

Zum Thema Studienhonorar ist anzumerken, dass die ,,allgemeine Studienférderung in
Form von kostendeckenden Unterhaltsbeitragen aus 6ffentlichen Mitteln fiir alle Studen-
ten, unabhingig vom Einkommen oder Vermdgen ihrer Eltern”?’, bereits 1965 im Buch
,Hochschule in der Demokratie* der SDS-Mitglieder Wolfgang Nitsch, Uta Gerhard,
Claus Offe und Ulrich K. Preuf} als Moglichkeit der Studierendenférderung in hochindust-

rialisierten Ladndern mit kapitalistischer Wirtschaftsordnung ndher ausgefiihrt wurde.”’

Die nidchste Veranstaltung zum Thema Universitdtsreform an der Universitét fand erst
wieder am 24. April 1968 statt, bei der Professor Gerhard Kade iiber die ,,Moglichkeiten
studentischer Kontrolle der Universitit!“ referierte.’**

Aufgrund der Ereignisse am 1. Mai 1968 ist anzunehmen, dass sich innerhalb des VSStO
die gesamte Aufmerksamkeit auf die Auseinandersetzung mit der SPO und der Abspaltung
des SOS gerichtet hatte, und im Sommersemester 1968 keine weiteren hochschulpoliti-

schen Veranstaltungen stattfanden und auch keine dokumentiert sind.

Am 17. Oktober 1968 kam es zu heftigen Auseinandersetzungen bei der Inaugurationsfeier

des neuen Rektors Kraus an der Universitdt Wien. Die AZ berichtete von ,,linksgerichte-

3 Vgl. intern, Jg.3, Nr. 1, Jénner 1968

524 Vgl. intern, Jg. 3, Nr. 5, Mérz 1968

%2 ygl. , Studienbeihilfe als Herrschaftsinstrument® von Willy Koldus, in: neue alternative extra, Jg. 3, Ende 1968 (Wahlkampf-
Sondernummer); S. 10-11

%26 Hochschule in der Demokratie von Nitsch/Gerhard/Offe/Preu, Neuwied 1965, S. 384

527 Vgl. ,,Hochschule in der Demokratie* von Nitsch/Gerhard/Offe/Preu3, Hermann Luchterhand Verlag, Neuwied 1965, S. 384-395
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ten* Studierenden, die mit Zwischenrufen ,, Diskussion!“ Gesprache zur Hochschulreform
einforderten, aber auch ,, Piffl raus!“ riefen, da Unterrichtsminister Piffl-Percevic, wie
schon im Jahr zuvor, anwesend war. Die linken Studierenden, unter ihnen Mitglieder des
VSStO und der FNL riefen wurden jedoch von den anwesenden farbentragenden Studenten
unter den Rufen ,, Linke raus! “ oder ,, Linke Faschisten hinaus!“ aus dem Saal gedringt
bzw. gepriigelt. Peter Kowalski, damaliger stellvertretender Bundesobmann des VSStO,
wurde nach einem Zwischenruf sogar von hinten am Hals gepackt und zu Boden geworfen.
Der neue Rektor, Walther Kraus, hatte bei den Korporierten um Saalschutz gebeten, wor-
auf hin rechtsextreme Burschenschaften und der RFS zugesagt hatten. Der Auszug der

Ehrengiste erfolgte unter Konfetti- und Luftschlangenregen.”

,, Tatbestand: Unsere Gewalt waren Scherzartikel und Sprechchére (, Unter den Talaren,
Muff von tausend Jahren’). Wir wollten niemanden verletzen und niemanden unsere Mei-
nung aufzwingen. Wir wollten nur publik machen, dass die Interessen der Studenten derzeit
nicht ver- sondern zertreten werden. “>>’

Die auftilligeren ,,linken* Studierenden erhielten eine Vorladung zum Rektor und Diszip-
linarverfahren, welche jedoch durch die Nichtbesetzung des Gremiums durch die OH nicht

durchgefiihrt werden konnten.>"

Im Wintersemester 1968 veranstaltete der VSStO, wahrscheinlich um die Studierenden zur
OH-Wahl zu mobilisieren, ein Parlamentarismus-Symposium (Vgl. Kapitel 4.3.3.1) und
Anfang Dezember die Enquete zu ,,Sexualitit —Student — Emanzipation* (Vgl. Kapitel
4.2.1.2).

Hochschulpolitisch ldsst sich im Janner 1969 nur eine Veranstaltung zum Thema ,,Reform

des Jusstudiums — Jurist und Gesellschaft — Fakultitsreform* feststellen.’**

Im Februar 1969 kiindigte der VSStO in seiner Mitglieder-Korrespondenz die Erstellung

einer umfangreichen Broschiire zum Thema ,,Autoritire Hochschule* durch die Sektion

2 Vgl. intern, 3. Jg., Nr. 8, April 1968

529 Vgl. Presseerklirung ,,Saalschutz fiir den Rektor* und Flugblatt ,,Wer sind die Provokateure? des VSStO; in: Wiener Tagebuch,
November/Dezember 1968, S. 7f & 8

339 Flugblatt des VSStO ,,Wer sind die Provokateure?*; in: Wiener Tagebuch, November/Dezember 1968, S. 8

31 Vgl. Tumulte an der Wiener Universitit“ in: AZ vom 18.10.1968, S. 1&2 & Keller, 1983, S. 82
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Wien an, die die theoretische Grundlage der VSStO-Hochschulpolitik bilden sollte. Diese
Broschiire sollte einen ausfiihrlichen historischen Abriss tliber die Entwicklung der Hoch-
schulen im 20. Jahrhundert bieten, eine Analyse iiber die gesellschaftliche Stellung der
Hochschule und die daraus folgende Organisation sowie eine beispielhafte Darstellung der
Bildungsmisere anhand einzelner Disziplinen.”* Leider ist eine tatsichliche Erstellung
dieser Broschiire, die im Umfang durchaus Konzepten des SDS wie der Hochschuldenk-
schrift aus dem Jahr 1961 entsprochen hitte, nicht dokumentiert. Herbert Leirer bestétigt
das Vorhaben:

., Wir haben versucht ein Buch zu machen zur ,, Autoritdren Hochschule . Aus dem ist alles
nichts geworden. Das ist iiber Exposés nicht hinausgegangen. “>>*

Im Sommersemester 1969 veranstaltete der VSStO lediglich ein internes Seminar zur
Hochschulreform des VSStO, wahrscheinlich in Anbetracht der Etablierung der Instituts-
vertreterkonferenz (IVK) an der Universitdt Wien (Vgl. Kapitel 4.3.3) in der sich der
VSStO, oder zumindest Einzelne aus dem Verband, engagierten. Bei diesem Seminar woll-
te der Verband seine hochschulpolitischen Ziele neu definieren bzw. modifizieren.’*® Er-

gebnisse dieses Seminars sind leider nicht belegt.

Wesentlichen Einfluss auf das zunehmende hochschulpolitische Interesse des VSStO hatte
wiederum der SDS, der bereits 1961 ein konkretes Konzept zur Demokratisierung der
Hochschulen vorgelegt hatte. Im VSStO erfolgte erst im Wintersemester 1967 eine ver-
stirkte Rezeption der SDS-Hochschuldenkschrift und die Ubertragung der Forderungen
der fortgeschritteneren Demokratisierungsbewegungen an den bundesdeutschen Hochschu-

len auf die Osterreichischen Verhéaltnisse.

532 Vgl. intern, 4.Jg., Nr. 2, Janner 1969

33 ygl. ,, Autoritire Hochschule — eine Broschiire des VSStO“ in: intern, Jg. 4, Nr. 3, Februar 1969, S. 5-7
3 Interview Herbert Leirer, 28.8.2004, S. 8

535 Vgl. intern, Jg. 4, Nr. 5, 27. April 1969, S. 2
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4.3.2 Das VSStO-Hochschulkonzept und die SDS-Hochschuldenkschrift

., Autoritdre Universitdtshierarchie und stindische Studentenvertretung fordern radikal
neue antiautoritdre, demokratische Alternativvorschlige heraus. «36

In der VSStO-Korrespondenz sowie in den Publikationen der Jahre 1967/68 gab es immer
wieder Hinweise auf ein Hochschulkonzept des Verbandes oder Bemiithungen ein solches
zu erstellen. Bereits in einem Brief vom 6. Dezember 1967 wurde festgestellt, dass der
VSStO in seinem hochschulpolitischen Konzept die Demokratisierung der Hochschulen,
also eine ,, Verdnderung der bestehenden patriarchalisch-vorindustriellen Universitdtsver-
fassung “, sowie eine ,, Reorganisation der Osterreichischen Hochschiilerschaft anstre-

538

be.”’ Spiter wurden diese Forderungen des 6fteren wiederholt®*® und Diskussionen iiber

das Hochschulkonzept im Verband abgehalten.”

Trotzdem existierte anscheinend kein abgefasstes hochschulpolitisches Konzept, da im
Oktober 1968 in der verbandsinternen Korrespondenz in Vorbereitung auf die OH-Wahl
im Janner 1969 vermerkt wurde, dass ,, (...) in den letzten Wochen im VSStO ein Hoch-
schulsekretariat gegriindet “ worden sei, und dass dieses die Aufgabe hitte, ,, vor allem ein
Hochschulkonzept mit den konkreten Forderungen des VSStO zu formulieren. “°*

In den beiden Wahlsondernummern der neuen alternative extra findet sich jedoch ein
solches Konzept des VSStO abermals nicht.*! Die einzigen substantiellen Vorschlige zur
Demokratisierung der Universitdt finden sich in einem ibernommenen Entwurf eines

Hochschulgesetzes des Arbeitskreises ,,Demokratische Universitit™ des SDS an der Uni-

versitdt Hamburg, der sich mit der Einrichtung demokratischer Ebenen (Institutsréte, Uni-

536 Editorial von Giinther Blecha, in: alternative, J g. 2, Heft 8, Oktober 1967

337 Erklarung des VSStO vom 6.12.1967 an das Prisidium der SPO, gezeichnet von Giinther Blecha und Anton Baier; S. 2 in: Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

538 Vgl. Editorial von Gilinther Blecha, in: alternative, Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967; ,,Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum
Selbstverstandnis oppositioneller Studenten von Giinther Blecha, in: alternative, Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 21; Editorial von Silvio
Lehmann, in: alternative, Jg. 3, Heft 1, Janner 1968, S. 2; ,.Die reaktionédre Universitat von Anton Hausler & ,,Thesen zum Absterben
der Hochschule* von Herbert Ostleitner in: neue alternative extra, Jg. 3, Ende 1968 (Wahlkampf-Sondernummer), S. 2 & 12; ,,Autono-
mie und Demokratisierung der Hochschule® in: neue alternative extra, 4. Jg., Heft 2, Februar 1969, S. 3

39 Vgl. ,, Tagesordnungspunkt b) Hochschulkonzept des VSStO — Unser Beitrag zur Universititskrise (Genosse Genner)“ bei der Mit-
gliedervollversammlung vom 29. 2. 1968, in: intern, 3. Jg., Nr. 3, Februar 1968; ,,Tagesordnungspunkt 3) Hochschulkonzept des
VSStO* bei der Mitgliedervollversammlung vom 30. 3. 1968, in: intern, 3. Jg., Nr. 7, Mirz 1968;

3 intern, 3. Jg. Nr. 11, Oktober 1968

1 Vgl. neue alternative extra, Jg. 3, Ende 1968 (Wahlkampf-Sondernummer) & neue alternative extra, 4. Jg., Heft 2, Februar 1969
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versitdtsvollversammlungen etc.) und deren Beschickung beschéftigt hatte, und den der

VSStO in der neuen alternative extra zur Diskussion stellte.>*?

Ein interessantes Detail findet sich im Editorial der neuen alternative extra aus dem Feb-
ruar 1969, in dem Herbert Ostleitner die ,,Konzeptlosigkeit” des VSStO ein wenig pole-

misch mit den beschriankten Kapazititen des Verbandes zu rechtfertigen versuchte:

,, Eine andere Frage ist freilich die nach den Griinden fiir unsere beschrdnkten Méoglichkei-
ten. Wir besitzen weder eine Druckerei noch eine Papierfabrik. Wir konnen iiber die not-
wendigsten Produktionsmittel nicht frei verfiigen; das hat seine Wirkung auf die Qualitdt
unserer Produkte. Unter dem Leistungsdruck der Universitdt einerseits, den Anforderun-
gen eines permanenten Katz-und-Maus-Spiels mit einer hellwachen Parteibiirokratie ande-
rerseits gelingt uns vieles nicht so wie wir es gern hdtten.

Wer von uns ausgefeilte Konzepte erwartet, wie wir uns denn die neue Universitdt in der
neuen Gesellschaft vorstellen, und ob die Aula besser blau oder griin gestrichen werden
sollte, dem miissen wir gestehen: frisch-frohliche Konzepte fabrizieren andere besser und
mit ruhigerem Gewissen.(...) Keiner kann behaupten, ein geschlossenes Konzept zur Um-
wdlzung der Vergeudungsuniversitdt zu besitzen, das mehr wdire als goldene Worte. Ein
Schuft oder Ideologe, wer es dennoch tut. "

Daran anschlieBend folgten wiederum die allgemeinen Forderungen nach ,, Emanzipation
der Studenten von ihrer bequemen, verdummenden Unfreiheit, Zerschlagung des Herr-
Knecht-Verhdltnisses zwischen Professoren, deren leibeigenen Assistenten und der Masse
der Studenten “, sowie ,,demokratische Leistungskontrollen* (offene Diskussion, kollekti-

ve Benotung etc.).”**

Erst am Verbandstag am 15. und 16. Mirz 1968 verabschiedete der VSStO eine Resolution
zur Hochschulpolitik, welche neben einer Analyse der gegenwirtigen Lage der Universita-
ten auch grundlegende Bedingungen fiir die Hochschulpolitik des VSStO enthielt, aber
auch Aufschluss iiber die Probleme der Organisation der hochschulpolitischen Agenden

innerhalb des Verbandes gibt. Ndhere Aufschliisse iiber den Aufbau der Strukturen einer

542 Vgl. ,,Zur Diskussion: Entwurf eines Hochschulgesetzes* erstellt vom Arbeitskreis ,,Demokratische Universitét” des SDS an der
Universitdt Hamburg, in: neue alternative extra, Jg. 3, Ende 1968 (Wahlkampf-Sondernummer), S. 13

343 Editorial von Herbert Ostleitner, in: neue alternative extra, 4. Jg., Heft 2, Februar 1969, S. 2

4 Vgl. ebd.
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demokratischen Universitit gibt diese Erklirung des VSStO jedoch wiederum nicht. Diese

Resolution wurde auch in der Juni/Juli-Ausgabe der neuen alternative verdffentlicht.”*

., Praktisch konzentriert sich die Aufgabe des VSStO auf den Hochschulen auf die Entwick-
lung einer antiautoritdren und antiinstitutionellen Politik auf den Hochschulen, die mo-
dellhaften Charakter fiir den Emanzipationskampf der Arbeiterbewegung besitzt.(...) Fol-
gende Bedingungen sind fiir die Politik des VSStO konstitutiv: (...) Die bestehenden For-
men studentischer Interessenvertretung sind unzureichend (OH, Institutsvertretungen, Stu-
dienreformkommissionen), aber ein gdnzlicher Riickzug aus diesen Institutionen wdre naiv.
Vielmehr hatte die Arbeit in den Institutionen den Widerspruch zwischen dem wissen-
schaftlichen Anspruch der Universitdit und deren repressive fachidiotischer Wirklichkeit ist
Bewusstsein der Studentenschaft zu bringen.

Aktionen sind keine Freizeitbeschdftigung einsamer Theoretiker. Sie sind sinnvoll nur un-
ter massiver Beteiligung der Studenten durchzufiihren, wenn vorerst alle Mittel zur Aufkld-
rung eingesetzt wurden.

Die Arbeit in den Institutionen muss durch politische Aufkldrung die Aktionen provoziert,
erginzt werden. Diese Offentlichkeitsarbeit muss vorerst auf den Hochschulbereich be-
schrdnkt bleiben. Die unvermittelte Konfrontation der entpolitisierten Arbeiterschaft mit
fertigen Demokratiemodellen u.a. ist unverantwortlich.

Wenn auch die Mobilisierung der Studenten iiber allgemeinpolitische Problemstellungen
einfacher durchzufiihren scheint als iiber hochschulpolitische, so muss doch primdr die
Auseinandersetzung auf den Hochschulen iiber die unmittelbaren, tiberschaubaren Interes-
sen gefiihrt werden. Der Kampf mit der Administration ist ein wesentlicher Faktor im poli-
tischen Lernprozess der Studenten.

Permanente Hochschulpolitik und praktische Vorschlige zur Studienreform sind keine
Alternativen. Die intellektuelle Titigkeit des Verbandes muss diesen abstrakten Wider-
spruch aufheben, also einerseits praktische Reformvorschlige bei den entsprechenden
Partei- und Parlamentskommissionen deponieren, andrerseits stindig auf dem Grundsatz
bestehen, dass ,,die Organisationsformen immer wieder neu unter der Voraussetzung der
Identitit vom Bewusstsein (politisch-emanzipatorischem Bediirfnis) der wissenschaftlich
Arbeitenden mit der Organisation der Arbeit selbst entwickelt werden miissen.

Die Isolierung einzelner Verbandsfunktiondre, die zentrale Funktionen in den studenti-
schen Institutionen austiben, von den iibrigen Mitgliedern des Verbandes ist zugleich Folge
und Ursache des unterschiedlichen Informationsniveaus. Die Politik in den Institutionen
muss in Zukunft einer stindigen Diskussion unterliegen, will der Verband nicht gdnzlich in
unkontrollierbar handelnde Individuen einerseits und biirokratisches Zentrum andererseits

546
zerfallen.

Hauptsichlich stiitzte sich der VSStO aber seit dem Wintersemester 1967 auf die ausfiihr-
lichen hochschulpolitischen Konzepte des SDS, libernahm sie und versuchte diese auf die

Osterreichische Situation umzulegen. Glinther Blecha veranschaulicht dies in seinem Arti-

3 Vgl. ,.Zur Hochschulsituation® in: neue alternative, 4. Jg., Heft 3/4, Juni/Juli 1969, S. 13-16
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kel ,,Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstindnis oppositioneller Stu-
denten* in der alternative sehr gut, in dem er das Konzept der ,,Kritischen Universitét*
thematisierte, die am 1. November 1967 im Auditorium Maximum der FU Berlin ausgeru-
fen wurde.””’ Die Ziele dieser , Kritischen Universitit* waren ,, permanente Hochschulkri-
tik und praktische Studienreform“, ,, Verbreiterung und Intensivierung politischer Praxis
mit Hilfe wissenschaftlicher Analyse und Kritik*“ sowie ,, Vorbereitung der Studierenden
auf die Praxis der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik in ihren kiinftigen Berufen und

Unterstiitzung der kritischen Intelligenz in diesen Berufsbereichen. “>**

Der VSStO rief die ,,Kritische Universitdt“ nicht aus, zumindest ist dies nicht dokumen-
tiert. Glinther Blecha bewertete dieses Konzept als Experiment, das jedoch zur Bewilti-

¥ Die Selbstorganisation

gung objektiver Probleme unserer Gesellschaft beitragen konnte.
der Universitit wurde jedoch nicht angestrebt, vielmehr standen ernstzunehmende Kritik
am Lehr- und Forschungsbetrieb, sowie zukiinftige demokratische Beteiligung der Studie-
renden im Vordergrund. Blecha war der Meinung, dass ,, (...) der oppositionellen ,antiauto-
ritdaren’ Elite einer gesprdachslos gewordenen Universitdt (...) fertige Forschungsergebnis-
se und Meinungen suspekt geworden [sind]. Fiir sie bedeutet Freiheit von Forschung und
Lehre das Recht, Vorlesungen, Seminare, Priifungen kritisch zu rezensieren und diese Kri-
tiken zu verdffentlichen. Sie zielen auf eine ,demokratische’ Beteiligung an den offenen

Erkenntnisprozessen des Wissenschafters und akademischen Lehrers selbst. “"

Ganz konkret forderte Blecha eine demokratische Hochschulverfassung nach dem Vorbild

des Entwurfs der Berliner Hochschulgesetze vom Juni 1967. Dieser sah eine Demokratisie-

54 Resolutionen® in: intern, 4. Jg., Nr. 4, Mirz 1969, S. 7-8
*7 Die , Kritische Universitit stellte eine Gegenbewegung innerhalb der Universitit, eine freie Studienorganisation der Studierenden an
der FU Berlin dar. Konkret bildete sich ein loser Zusammenschluss von Arbeitskreisen, welche sich jedoch wegen ihrer allgemein-
politischen Ausrichtung meist keiner Universitatsdisziplin zuordnen lieen. Die ,,Kritische Universitit* bestand nur kurze Zeit, und war
schon nach nur einem Jahr als Organisationsform nicht mehr zu erkennen. Vgl. ,,Die Kritische Universitit & das Jahr 1968 in: ,,Physik
an der FU Berlin“ von Gerhard Simonsohn, Kapitel 4.4, http://www.physik.fu-berlin.de/de:w/portrait/geschichte/kritisch.html (Stand:
12.12.2004), Dutschke-Klotz, Gretchen/Gollwitzer, Helmut/Miermeister, Jiirgen (Hrsg.) ,,Rudi Dutschke - Mein langer Marsch®, Ro-
wohlt Verlag, Reinbek 1980 S. 64 & Keller, 1983, S. 59
3% vgl. ,,Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstindnis oppositioneller Studenten von Giinther Blecha, in: alternative,
Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 20
549 Vgl. ,,Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstidndnis oppositioneller Studenten” von Giinther Blecha, in: alternative,
Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 21
330 _Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstindnis oppositioneller Studenten* von Giinther Blecha, in: alternative, Jg.
2, Heft 8, Oktober 1967, S. 21
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rung der Institute durch eine Ubertragung der Rechte der Ordinarien auf Gremien vor, die
mit ProfessorInnen, VertreterInnen der AssistentIlnnen und StudentIlnnen besetzt waren.
Auch Institutsvollversammlungen und die Wahl von InstitutsvertreterInnen sollte dahinge-
hend erfolgen. Zudem sollten gleichberechtigte Teilverbiande von Dozentlnnen, Assisten-
tInnen und Studierenden gegriindet werden und die Selbstverwaltung der Universititen auf
allen Ebenen (Institute, Fakultdten, Universitdten) Einzug halten.

Die StudierendenvertreterInnen sollten eine verantwortungsvollere Rolle in der Institution
Universitit erhalten, indem sie bei der Rektorswahl und in den akademischen Senat dele-
giert und Mitsprache bei Budget- und Berufungsangelegenheiten sowie der Studienplaner-

stellung erhalten wiirden.>’

Diese Vorschldge zur Demokratisierung der Universititen finden auch in der Hochschul-
denkschrift des SDS aus dem Jahr 1961, aber auch im Buch ,,Hochschule in der Demo-
kratie vier Jahre spiter,”>> das die Forderungen der Hochschuldenkschrift prizisierte. Die
Rezeption dieser Konzepte stellt einen weiteren Beleg fiir den Import von Theorien und

Konzepten des SDS von Seiten des VSStO dar.

4.3.3 Die OH und die Institutsvertretungen — systemstabilisierender Service-
verein & basisdemokratische Gegen-OH ?
Neben dem autoritiren Hochschulsystems kritisierte der VSStO auch die OH als zahnlose

Interessenvertretung der Studierenden:

,,Im besten Falle haben sie [die StudierendenvertreterInnen, Anm. d. Verf.] die Stellung
einer einflusslosen, von der akademischen Obrigkeit lizenzierten und institutionalisierten
Opposition. Thre Existenz erbringt den Scheinbeweis des genossenschaftlichen Charakters
einer durchgehend autoritdren Universitdtsverfassung. Die Studentenvertretungen wirken
stabilisierend fiir das System, indem sie sekunddre Aufgaben iibernehmen. Dies entspricht
der Praxis der Osterreichischen Hochschiilerschaft. “>>*

**! Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstindnis oppositioneller Studenten* von Giinther Blecha, in: alternative, Jg. 2,
Heft 8, Oktober 1967, S. 21

552 Vgl. ,,.Die demokratische Hochschulverfassung® in: SDS-Hochschuldenkschrift ,,Hochschule in der Demokratie*; Nachdruck 2.
Auflage, Verlag Neue Kritik KG Frankfurt, Frankfurt a. Main 1972, S. 81-109

33 ygl. ,,Hochschule in der Demokratie” von Wolfgang Nitsch, Uta Gerhard, Claus Offe und Ulrich K. PreuB, Neuwied 1965
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,,Die Tatsache aber, dass dieser Studentenvertretung in keinerlei Bezug zur realen Univer-
sitdtsstruktur in den wissenschaftsfreien Raum gestellt wurde, stempelte die OH von Anbe-
ginn zu Totgeburt. >’

Zudem wurde Kritik laut, dass die OH unter der konservativen Fiihrung des Wahlblocks

556 557

niemals ihre Moglichkeiten als Korperschaft 6ffentlichen Rechts™” genutzt hatte.

Wie schon im Kapitel 4.3.2 angemerkt, forderte der VSStO fiir diesen ,, verselbstindigte[n]
biirokratische Apparat“, der ,,aufserhalb der Studierenden agiert““, neue antiautoritire und
basisdemokratischere Alternativvorschlige, eine ,, Befreiung von den etablierten Praktiken

der Studentenparlamente “.>>®

,In Vollversammlungen gewdbhlte, jederzeit absetzbare Studentenvertreter an Stelle der
biirokratischen OH-Maschinerie. Ein Studentenparlament, das ein Drittel des Universi-
tdatsbudgets fiir eigene Projekte verwaltet. Massenhafte Diskussion tiber die Bedeutung des
gegenwdrtigen Lehrbetriebes fiir das Funktionieren der Profitwirtschaft (etwa in Form von
Ringvorlesungen). Volle Autonomie der Universitdt von Regierungsagenten und den Cha-
raktermasken des Kapitals. “*’

Auf einer Versammlung der Fachschaft Philosophie der OH an der Universitit Wien am
25. April 1968 sollten die speziellen bzw. besonderen Studiengesetze fiir die Philosophi-
sche Fakultit prasentiert und diskutiert werden.Die informell gebildeten Institutsgruppie-
rungen griindeten unter Protest des Fachschaftsvorsitzenden das Aktionskomitee Philoso-
phische Fakultit (APF), das zum ersten Mal studentische Vertreterlnnen an den einzelnen

Instituten als Organe der studentischen Selbstverwaltung forderte.>®

34 Vgl. ,,Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstindnis oppositioneller Studenten“ von Giinther Blecha, in: alternative,
Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 21
3 IVK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)“ von Willy Koldus, in: theorie
und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 10
%% Die OH wurde per Gesetz (Vgl. Kapitel 2.7) als Korperschaft des 6ffentlichen Rechts geschaffen und anerkannt. Kraft dieses staatli-
chen Auftrages darf sie Aufgaben der 6ffentlichen staatlichen Verwaltung erfiillen. Die Bundesvertretung (damals Zentralausschuss) der
OH stellt den Zusammenschluss der mittlerweile 18 unabhingigen Kérperschaften dffentlichen Rechts an den einzelnen Universititen
(Universititsvertretungen, vormals Hauptausschiisse) dar. Die OH vertritt die Interessen der Studierenden gegeniiber staatlichen Behor-
den und der Universitét und besitzt zudem ein gesetzlich verbrieftes Mitwirkungsrecht bei der Entstehung von Gesetzen.
7 Vgl. ,,Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstindnis oppositioneller Studenten von Giinther Blecha, in: alternative,
Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 21
558 Erklarung des VSStO vom 6.12.1967 an das Prisidium der SPO, gezeichnet von Giinther Blecha und Anton Baier; S. 1 in: Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat) & ,,Hochschule ohne Demokratie — 9 Thesen zum Selbstverstindnis oppositioneller
Studenten® von Giinther Blecha, in: alternative, Jg. 2, Heft 8, Oktober 1967, S. 21
339 Editorial von Herbert Ostleitner, in: neue alternative extra, 4. Jg., Heft 2, Februar 1969, S. 2
30 ygl. ,IVK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)* von Willy Koldus, in:
theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 11 & Keller 1983, S. 71 & 146
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Neben der Demokratisierung der Hochschulstruktur forderte das APF, volle Mitbestim-

mung der Universitdtsangehorigen im Reformprozess und die Aufthebung der Teilung in

ein berufsbildendes Diplomstudium und ein elitires Doktoratsstudium.®’

,,Das APF, dem es besonders an Organisation mangelte, konnte nur eine kurze Titigkeit
entwickeln (...). Es zerfiel nach Ende des Sommersemesters vollends, konnte aber immerhin
den Teilerfolg buchen, der Anstof3 zur Griindung der ersten Institutsvertretungen Ende des
Sommersemesters 1968, Anfang des Wintersemesters 1968/69 geboten zu haben. %

Die ersten InstitutsvertreterInnen wurden am Institut fir Germanistik am 14. Juni 1968

563

gewdhlt.”” Die AZ charakterisierte die Rolle der Institutsvertretungen folgendermaf3en;

(die hier beschriebene Rolle des VSStO durch die AZ ist jedoch vorsichtig zu bewerten):

., Die Institutsvertretungen, die auf die Initiative des VSStO zuriickzufiihren sind, basieren
auf einem Modell der direkten Demokratie: Ihre Sprecher sind jederzeit abwdhlbar. Sie
befassen sich mit der Studienreform der einzelnen Ficher. %

Die InstitutsvertreterInnen bedrohten mit ihrer dynamischen Organisationsform und ihrer
Nihe zur Studienrealitit die Monopolstellung der OH. An den Instituten wurde von den
gewihlten VertreterInnen die direkte Zusammenarbeit mit den Professorlnnen und Assis-

tentlnnen gesucht.

., Es gibt heute an einem halben Dutzend Institute gewdhlte Institutsvertretungen, denen
Professoren, Assistenten und Studenten angehéren. Sie sollen nach dem Willen der Studen-
ten zu Gremien ausgebaut werden, die gemeinsam alle wichtigen Entscheidungen treffen,
die Lehrpline absprechen und bei Berufungen mitreden. “*®

Hierbei ist anzumerken, dass die Mitbestimmung von Studierenden weder im System der

Universititen noch in der Struktur der OH auf der Ebene der Institute bis dato vorgesehen

566
war.

61 Vgl. ,IVK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)* von Willy Koldus, in:
theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 11

%62 IVK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)* von Willy Koldus, in: theorie
und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 11

353 In der AZ wurde als Datum der Wahl der InstitutsvertreterInnen am Germanistik-Institut der 12. Juni 1968 angegeben. Vgl. ,,Wiens
Studenten in Bewegung* in: AZ vom 15.6.1968, S. 3; Keller, 1983, S. 147

364 Gegen die Fachidiotenfabrik — VSStO fiir fundamentale Demokratisierung der Uni® in: AZ vom 18.12.1968, S. 4

65 Wiens Studenten in Bewegung® in: AZ vom 15.6.1968, S. 3

366 Die unterste Vertretungsebene der OH war bislang die Fakultitsebene (Fachschaft) gewesen. Vgl. Griesebner, 1990, S. 104f.
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Der VSStO unterstiitzte in Folge die Institutsvertretungen an den Universititen, und ver-
lautbarte in einer Pressekonferenz am 17. Dezember 1968, anldsslich der Hochschulwahlen

im Janner 1969:

., Der VSStO will sich in diesem Zusammenhang verstdrkt den Institutsvertretungen zuwen-
den. Darin sieht der Verband eine Chance zur sinnvollen Selbstverwaltung der Universi-
titsabteilungen. %

Peter Kowalski engagierte sich als Vertreter der sozialistischen Studierenden in der Koor-
dinierung der Institutsvertretungen und trat auch als deren Sprecher auf.”®® Die (Stor-) Ak-
tionen der Institutsvertretungen richteten sich gegen Lehrveranstaltungen, die inhaltlich

und didaktisch umstritten waren.®’

Das konservativ dominierte bundesweite Gremium der OH, der Zentralausschuss, sah sich,
moglicherweise ob der Konkurrenz, zum Handeln gezwungen und legte im Jahr 1968 ein
Konzept einer neuen Universitdtsorganisation vor. Nach Fischer-Kowalski, wollten sich
der Wahlblock durch diesen praktischen Entwurf vom universitiren Aktionismus der Lin-
ken abgrenzen.””® Am 6. Studententag vom 7. bis zum 11. Mai 1968 in Obertrum wurden
die Vorstellungen einer neuen Hochschulorganisation in der Schrift ,,Struktur einer neuen

Universitit — Das studentische Reformkonzept* zusammengefasst, das auch das ,,Obertru-

571

mer Konzept* genannt wurde.””" Der VSStO berichtete iiber die wichtigsten Punkte dieses

Vorschlages in einer Presseerklirung der ZA-MandatarInnen des VSStO:

,, Trotz des gespannten Arbeitsklimas konnten unter anderem folgende langjihrige Forde-
rungen des VSStO zum Beschluss des ZA erhoben werden: 1/3 Paritit’”? in allen akademi-
schen Gremien (Professoren, Assistenten, Studenten). Gliederung der Monsterfakultditen in
kleinere, funktionstiichtigere Abteilungen, deren oberste Gremien (Abteilungsrdte) nicht
nur Entscheidungs- sondern auch Diskussionsorgan sein sollen. Offentlichkeit aller Sit-
zungen der Hochschulorgane, zeitliche Befristung der Lehraufirdge. Nicht durchsetzen
konnten sich die sozialistischen Mandatare mit ihren Forderungen nach voller Aufgliede-

567 ,.Gegen die Fachidiotenfabrik — VSStO fiir fundamentale Demokratisierung der Uni* in: AZ vom 18.12. 1968, S. 4
568 Vgl. Peter Kowalski als IV-Sprecher bei einer Pressekonferenz; ,,Rektorswahl — ,Wendepunkt’?* in: AZ vom 2.7.1969, S. 4
% Vgl. Keller, 1983, S. 89
370 Vgl. Fischer-Kowalski, 1977, S. 603
"' Vgl. ,.Der Salzburger Studententag beschloss VSStO-Forderungen® in: AZ vom 18.5.1968, S. 2
32 An den Hochschulen gibt es drei Statusgruppen: Die Professorlnnen, die AssistentInnen und die StudentInnen. Die drittelparititische
Zusammensetzung eines Hochschulorgans (z.B. akademischer Senat etc.) heifit, dass die Sitze in einem solchen Organ gleichméBig unter
den drei Statusgruppen aufgeteilt werden.
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rung der Auslinder in der OH und Abgehen der OH vom Alleinvertretungsanspruch fiir
die bereits vorhandenen und zukiinftigen Institutsvertretungen, die unbeeinflusst vom biiro-
kratischen Ballast ihre Funktion ausiiben sollen. "

Ein weiterer einstimmiger Beschluss des ZA war die Empfehlung der OH an den Unter-
richtsminister Piffl-Percevic die ,, beiden privaten Planungsgremien‘ fiir hochschulpoliti-

sche Fragen und Entwicklung, den Raacher Rat’"

und die Arbeitsgemeinschaft fiir Hoch-
schulentwicklung, aufzuldsen, da deren Beschickung auf der Willkiir des Unterrichtsminis-
ters basieren wiirde. Es sollte vielmehr eine neue, repriasentative Planungskommission

eingerichtet werden.””

Am 15. Janner 1969 griindeten die verschiedenen InstitutsvertreterInnen in Wien eine Art
Dachorganisation, die Institutsvertreterkonferenz (IVK), welche am 15. Mérz 1969 ihre
ersten Sprecher wihlte.””®

Zwischen 24. und 26. April 1969 konstituierte sich das Hochschulgremium Retzhof®"”’
(HGr) als bundesweite Instituts- und Fachschaftsvertreterkonferenz (exklusive der Mon-
tanuniversitit Leoben). Dieses Gremium akzeptierte das ,,Obertrumer Konzept* als Dis-
kussionsgrundlage, verfasste aber selbst eine detailliertere Stellungnahme, in der eine To-
talreform der Hochschulen gefordert wurde, aber auch vorliufige Ubergangsldsungen for-
muliert wurden. Neben Richtlinien zur Studienreform und Hochschuldidaktik wurden auch
hochschulorganisatorische Verbesserungen vorgeschlagen, die nicht nur auf eine Erwei-
tung der Autonomie der Hochschulen sondern auch die Selbstbestimmung aller am Wis-
senschaftsprozess Beteiligten durch gleichberechtigte Mitbestimmung der AssistentInnen

und Studierenden in den Gremien der Universitét (akademischer Senat, etc.), Abschaffung

der Ordinarien, aber auch eine Reorganisation der Studierendenvertretung abzielten.””®

573 ,,Presseerkldrung der ZA-Mandatare des Verbandes sozialistischer Studenten® in: intern, 3. Jg., Nr. 9, Mai 1968, vgl. auch “Struktur

einer neuen Universitit — Das studentische Reformkonzept” in: ,,Bildungs- und Hochschulreform in Osterreich — Analysen, Kommenta-
re, Materialien* Institut fiir Bildungspolitik und Bildungsforschung unter Mitarbeit des VSStO, verantwortlich: Wolfgang Schwarz;
Band 2, undatiert

3™ Dieser bestand seit 1964, war nach dem Seminarort Raach in Niederosterreich benannt worden und sollte zur persénlichen Beratung
des Unterrichtsministers Piffl-Percevic dienen. Vgl. Griesebner, 1990, S. 99

7 Vgl. ebd. & ,,Der Salzburger Studententag beschloss VSStO-Forderungen® in: AZ vom 18.5.1968, S. 2

76 Vgl. ,IVK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)* von Willy Koldus, in:
theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 11

*77 Die erste gesamtdsterreichische Institutsvertreterlnnen- und Fachschaftskonferenz fand in Retzhof bei Leibnitz von 24. bis 26. April
19609 statt. Vgl. Griesebener, 1990, S. 103

578 Beschliisse der Fachschaften der dsterreichischen Hochschiilerschaft und der Institutsvertreterkonferenzen der philosophischen
Fakultiten an den Universitdten Graz, Innsbruck, Salzburg und Wien zur Hochschulreform®; Brief an Unterrichtsminister Piffl-Percevic
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Die Institutionalisierung der Mitbestimmung von AssistentInnen und StudentInnen in drit-
telparitétisch besetzte Institutskonferenzen sowie die Aufteilung der groflen Rigorosen in
kleinere Einzelpriifungen erfolgte noch 1969 unter Unterrichtsminister Mock bzw. spétes-

ter mit der Einfiihrung des UOG 1975 unter der Alleinregierung der SPO.””

Im Sommersemester 1969 machte die IVK bei zwei Ereignissen auf sich aufmerksam. En-
de April bzw. Anfang Mai 1969 erregte der ,,Fall Antoniolli die universitire Offentlich-
keit. Professor Antoniolli brach seine Ubung ab, weil er sich weigerte iiber didaktische
Forderungen der Studierenden bzw. der Institutsvertretung Soziologie zu diskutieren und
einem Studierenden den Ausweis abnahm.’*” Kurioserweise solidarisierte sich der OH-
Vorsitzende der Universitit Wien, Wolfgang Stickler (OSU), mit den Studierenden, der
ZA-Vorsitzende Max Ortner (OSU) mit Antoniolli.

Das zweite Ereignis kann als ,,Aktion Rektorswahl* bezeichnet werden. Um der Forderung
nach einer Demokratisierung der Universitidten Nachdruck zu verleihen, organisierte die
IVK eine inoffizielle allgemeine Rektorswahl an der Universitdt Wien Ende des Sommer-
semesters 1969, an der alle Gruppen der Universititsangehdrigen beteiligt sein sollten.”™
Es ist anzunehmen, dass sich die Studierenden durch die Entscheidung der Parlamentari-
schen Hochschulkommission (PHK),”** die Mitte Mai tagte und sich fiir die Mitbestim-

mung der Studierenden und Assistentlnnen ausgesprochen hatte, nunmehr auf stirkeren

unterzeichnet von Peter Podhajsky (Salzburg), Manfred Nermuth und Peter Kowalski (beide Wien) fiir das HGr vom 14.5.1969, in:
,,Bildungs- und Hochschulreform in Osterreich — Analysen, Kommentare, Materialien Institut fiir Bildungspolitik und Bildungsfor-
schung unter Mitarbeit des VSStO, verantwortlich: Wolfgang Schwarz; Band 2, undatiert & ,,Studenten fiir , Totalreform’ — Gemeinsa-
mes Konzept iiber Mitbestimmung* in: AZ vom 23.5.1969, S. 2
37 Vgl. Ebner/Vocelka, 1998, S. 193
% Die Lehrveranstaltung ,,Ubung aus 6ffentlichem Recht fiir Sozial- und Wirtschaftswissenschafter wurde urspriinglich von Dr. Rill,
Assistent Prof. Antoniollis, abgehalten, der zunéichst mit den Studierenden iiber die didaktischen Unzulinglichkeiten seiner Ubung
diskutierte, dann aber solche ,,Storungen* untersagte. In der nichsten Einheit war Prof. Antoniolli personlich anwesend, brach die Ubung
nach Diskussionsversuchen ab und forderte einen den Horsaal betretenden Studierenden auf sich auszuweisen und riss ihm angeblich
den Ausweis aus der Hand, der ihm wiederum von einem anderen Studenten abgenommen wurde. Die UbungsteilnehmerInnen solidari-
sierten sich mit dem beiden Studenten. Vgl. ,,Ordinarius attackiert Studenten in: AZ vom 8.5.1969, S. 4 & ,,IVK — Zwischen Pressekon-
ferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)“ von Willy Koldus, in: theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1,
September/Oktober 1969, S. 14
581 Uni: Studenten wollen Rektor wihlen® in: AZ vom 19.6.1969, S. 2
%2 Die Einrichtung dieser parlamentarischen Hochschulreformkommission (PHK) , zusammengesetzt aus Vertretern der Professorlnnen,
Assistenten, Studenten sowie Vertretern der politischen Parteien wurde in einer Hochschulenquete im Parlament am 5. Juli 1968 be-
schlossen. In Einzelbereichen brachte diese Kommission wertvolle Anregungen, konnte sich jedoch bis 1972 auf kein brauchbares
Gesamtkonzept einigen. Die Professorlnnen in der PHK zogen sich aufgrund von Unstimmigkeiten mit den Studierendenvertreterlnnen
aus der Kommission zuriick und diese 16ste sich am 14. Janner 1972 auf. Vgl. Fischer, 1993, S. 138; Griesebner, 1990, S. 113f
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Riickhalt fiir ihre Forderungen hofften.”® Als Kandidat der Studierenden wurde der Uni-
versitétsprofessor flir evangelische Theologie, Wilhelm Dantine, nominiert, der sich mit
weiteren fiinf Kandidaten einem Hearing stellte. Der gemifBigte Liberale Dantine sprach
sich fiir eine Demokratisierung der Hochschule, fiir studentische Mitbestimmung und fiir
eine Universitit als ,, Gemeinschaft von Lehrenden und Lernenden “ aus.”® Nachdem drei
Professoren ihre Kandidatur zuriickgezogen hatten, fielen in der inoffiziellen Vorwahl, am
28. Juni 1969 von 3411 abgegebenen Stimmen 2709 (!) auf Wilhelm Dantine und 289 auf
seinen Kollegen an der evangelischen Fakultit Friedrich Zerbst.”® Stimmberechtigt waren
Professorlnnen, AssistentInnen und Studierende.

Am 30. Juni 1969 stimmten die Wahlménner der Professorlnnen im Verhiltnis 20 zu drei
Stimmen fiir Professor Zerbst als Rektor, und ignorierten somit die Empfehlung durch das
Ergebnis der Vorwahl. Professor Zerbst nahm die Wahl an. Die Studierenden waren em-

port, der VSStO reagierte kampfeslustig:

,,Da demokratische Entscheidungsbildungen durch die feudalen Geheimgremien der Pro-
fessorenschaft nicht respektiert werden, muss die Studentenschaft zu anderen Kampfmitteln
iibergehen. Der VSStO forderte alle fortschrittlichen und sozialistischen Studenten auf,
Professor Zerbst nicht als Rektor anzuerkennen und gegen die Ausiibung seines Amtes ge-
eignete Schritte einzuleiten. ‘>

Dieser Aufruf konnte als Aufforderung zur Stérung der Inaugurationsfeierlichkeiten ge-
wertet werden, die im Herbst 19609 stattfinden sollten. Der Rektor sollte die Feier jedoch
aus Angst davor absagen.”®’

Die IVK und auch die OH an der Universitit Wien kiindigten Unterschriftenaktionen an,

der neue Unterrichtsminister Mock, der sich vor der Rektorswabhl fiir die studentische Mit-

8 Am 16.5.1969 hatte sich die parlamentarische Hochschulreformkommission, welche an einer Hochschulreform arbeitete, mit 18:9
Stimmen (ProfessorInnen und Teil der ParlamentarierInnen war dagegen) fiir die Mitbestimmung und Mitverantwortung der Studieren-
den und AssistentInnen ausgesprochen. Diese Kommission konnte sich bis 1970 auf kein Gesamtkonzept zur Hochschulreform einigen.
Vgl. ,,Hochschulkommission fiir die Mitbestimmung der Studenten® in: AZ vom 17.5.1969, S. 4 & Fischer, 1993, S. 138

% Nur drei Rektorskandidaten® in: AZ vom 24.6.1969, S. 2

585 Studentenvotum fiir Dantine — Werden Wahlmianner die Rektorswahl bestatigen? in: AZ vom 29.6.1969, S. 2 & vgl. auch ,,IVK —
Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)“ von Willy Koldus, in: theorie und praxis,
4.Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 13

58 Zerbst Rektor: Protestwelle — Wahlménner lehnten Dantine ab® in: AZ vom 1.7.1969, S. 1

%7 Vgl. Keller, 1983, S. 92
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bestimmung ausgesprochen hatte, wurde aufgefordert zu den Ereignissen Stellung zu neh-
men.”™

In ihrer letzten Sitzung vor den Sommerferien am 4. Juli 1969 versuchte die Osterreichi-
sche Rektorenkonferenz (REKO)589 die Studierenden mit dem Versprechen einer Reform
der Rektorswahl im Herbst 1969 zu besinftigen. Die Form der Wahl sollte neu gestaltet
werden. Die Professorlnnen sollten 50%, die Assistentlnnen 20%, die Studierenden 20%
und die Universititsangestellten 10 % der Stimmen erhalten.’*’

Trotz der Initiative und auch der Beteiligung einzelner VSStO-Vertreterlnnen an den Akti-
vititen der IVK fand Willy Koldus in einem Artikel in theorie und praxis riickblickend
wenig lobende Worte und kritisierte falsche Offentlichkeitsarbeit, unpolitische Sachlich-

keit und selektive Informationsweitergabe an die Studierenden:””’

., Wurde die IVK anfangs euphorisch als neue demokratische Studentenvertretung bezeich-
net, die nach rditedemokratischem Prinzip funktioniert, so muss schon nach einem Jahr

Tatigkeit festgestellt werden, dass sie keineswegs derartigen Vorstellungen zu entsprechen

{(592
vermag.

Fest steht jedoch, dass die beiden Vorfille im ausklingenden Sommersemester 1969 klare
Zeichen fiir die noch immer bestehende Vorherrschaft der Ordinarien und fiir die autorité-
ren Strukturen an den Universitdten waren, gegen die sich nahezu alle Studierendenvertre-
terInnen mit ihren Forderungen nach einer Demokratisierung der Hochschulstrukturen aus-

sprachen.

¥ Vagl. ,Rektorswahl — ,Wendepunkt’?* in: AZ vom 2.7.1969, S. 4
% Die REKO dient der internen Koordination der mittlerweile 21 staatlichen dsterreichischen Universititen durch ihre Rektoren (bis
heute wurde keine Frau in diese Position gewahlt oder fiir sie ernannt), vertritt diese in nationalen wie internationalen Gremien und ist
die Stimme der Universititen in der Offentlichkeit. Im Gegensatz zum UOG 1975 & 1993 wo die REKO als 6ffentlich-rechtliche Ein-
richtung vorgesehen war, ist sie im UG 2002 nicht mehr vorgesehen, besteht aber als gemeinniitzige Organisation privaten Rechts
weiter. Vgl. www.reko.ac.at/oesterreichische rektorenkonferenz (Stand : 12.12.2004)
3% Ubrigens eine Regelung die spiter im UOG 1975 und UOG 1993 durch eben eine solche Aufteilung der Stimmen zwischen den
Gruppen, bei der Wahl des/der RektorIn durch die Universititsversammlung, Wirklichkeit und mit dem Inkrafttreten des Universititsge-
setzes 2002 wieder Vergangenheit werden sollte. Vgl. Universititsorganisationsgesetz 1993 (§ 53 Wahl des/der RektorIn) & Universi-
tatsgesetz 2002 (Der/die RektorIn wird nun aus einem Dreiervorschlag des Senats durch den Universititsrat bestellt. Vgl. § 23 Abs. 2
RektorIn) unter http://www.bmbwk.gv.at/universitaeten/recht/gesetze/uog03/Bundesgesetz_ueber_die_04264.xml (Stand: 12.12.2004)
1 ygl. ,IVK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)* von Willy Koldus, in:
theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 14
2 IVK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)“ von Willy Koldus, in: theorie
und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 14
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4.3.3.1 OH-Wahlen 1969

., Warum kandidiert der VSStO? Um diese unfihig-biirokratische Organisation von innen
aufzuldsen. %

Mit dieser ,,anarchistischen® Intentionging der VSStO in den OH-Wahlkampf 1969. Ver-
mutlich fiihrte sie nicht unbedingt zu einer Erhhung der Wahlbeteiligung, da die Exis-
tenzberechtigung der OH prinzipiell in Frage gestellt wurde und damit auch ihre demokra-
tische Legitimierung,

Die Rahmenbedingungen dieser OH-Wahl waren im Vergleich zu den Wahlen 1967 ginz-
lich andere (Vgl. Kapitel 3.3.1.2.1). Die FNL hatte zum Boykott der Wahlen aufgerufen
und verzichtete selbst auf eine Kandida‘[ur,594 der Wahlblock hatte sich, auch in Folge einer
graduellen Liberalisierung, in Osterreichische Studentenunion (OSU) umbenannt, die ,,Ak-

€595

tion*””" trat nun auch bundesweit an und die kommunistische VDS stellte sich, im Gegen-

satz zu 1967, wieder den OH-Wahlen.””®

Neben zwei Sondernummern der neuen alternative, welche sich hauptsiachlich mit dem
Reformbedarf der Osterreichischen Universititen (Vgl. Kapitel 4.3.2) und dem Thema Se-
xualitdt (Vgl. Kapitel 4.2.1.2) auseinander setzten, bildete die ,,Befreiung der Neokolonie
Osterreichs* die Hauptkampagne des VSStO, zu der am 9. und 10. Jinner 1969 ein Teach-
In an der Universitit Wien veranstaltet wurde.””’ Bereits im Juni 1968 formulierte Herbert
Ostleitner in seiner ,,Kritik des 6konomischen Programms der SPO* die Neokolonie-These

als Analyseinstrument fiir die spezifische Osterreichische Situation.

., Denn in Osterreich entwickeln sich zunehmen Verhdltnisse, die denen in den ehemaligen
Kolonien zumindest verwandt sind. Die Schwierigkeiten beim Aufbau einer der hochentwi-
ckelten Industrie angemessenen Infrastruktur, das Fehlen einer Industrie, die die neuesten

593 | Zur universitiren Situation®, in: ,Kampagne zur Befreiung der Neokolonie Osterreichs; neue alternative — Sondernummer, Janner
1969, S. 4

% Interessanterweise erklirte der VSStO in seiner Pressekonferenz am 17.12.1969, dass ,,die ,Forderation Neue Linke’ (Nachfolge
SOS) (...) nicht kandidieren* werde. Es scheint so als hitte die FNL diese Entscheidung durch den VSStO an die Presse mitteilen lassen
wollen, welches wiederum die Vermutungen iiber die engen Kontakte zur FNL néhrt. Vgl. AZ vom 18.12.1969, S. 4

*% Die Aktion kandidierte schon 1967 in Graz und auf Bundesebene innerhalb des Unabhingigen Studentenforums (USF) und war eine
liberale Abspaltung des Wahlblocks und trat 1969 bundesweit unter dem Namen Aktion mit dem Spitzenkandidaten Bernhard Frankfur-
ter an. Vgl. Fischer-Kowalski, 1973, S. 609

%% Vgl. Fischer-Kowalski, 1973, S. 609

597 Vgl. ,,Osterreich — eine ,Neokolonie’? — VSStO: Schlechte Wirtschaftsstruktur — Niedrige Lohne* in: AZ vom 11.1.1969, S. 2

161



Erkenntnisse der Technologie anwenden konnte, also der unterentwickelten Zustand der
Fertigwarenindustrie, dann die Schwdiche der strategisch wichtigsten Industrien, der che-
mischen, pharmazeutischen und elektronischen Industrie; die arbeitsintensive Landwirt-
schaft, die unverhdltnismdfsig viel Arbeitskrifte bendtigt, der osterreichische Export, der
auf Grundstoffe konzentriert ist, deren dsterreichischer Export, der auf Grundstoffe kon-
zentriert ist, deren Weltmarktpreise seit Jahrzehnten fallende Tendenzen zeigen, die Besitz-
verhdltnisse beim Aktienkapital, von dem ein Viertel, aber ein strukturell bedeutendes
Viertel, in auslindischem Besitz sich befindet, all das ergdnzt sich zum Bild eines Landes,
das unerwartet neokoloniale Tendenzen entwickelt.(...) Was allgemein als , Strukturkrise’
bezeichnet wird, sind Tendenzen, die ein neokoloniales Abhiingigkeitsverhiltnis Oster-
reichs zu den spétkapitalistischen Industrielindern herbeifiihren kénnen. *®

Einen mdglichen Losungsansatz sah Herbert Ostleitner in wesentlichen Eingriffen in die
bestehenden Entscheidungsstrukturen, die auf gesellschaftliche Kontrollinstanzen ohne
Profitinteresse ausgelagert werden sollten.””” Nach dieser These wiirden sich die dsterrei-
chischen Hochschulen in der Neokolonie zu ,, Fabriken lohnabhdngiger Fachidioten *
entwickeln.*

Im Zuge dieser Kampagne erschien eine Sondernummer der neuen alternative unter dem
Titel ,,Kampagne zur Befreiung der Neokolonie Osterreich, welche sich mit der politi-
schen, 6konomischen, sexuellen und universitiren Situation im neokolonialen Osterreich
auseinander setzte. In stellenweise sehr polemischer Sprache wurde die Rolle der SPO als
,,Juniorpartner im ésterreichischen Kapitalismus * Kritisiert, Osterreich als unterentwickel-
te, riickstdndige, vom ausldndischen Kapital beherrschte Neokolonie dargestellt, die re-

pressiven Sexualnormen gegeiflelt und die anachronistischen Strukturen der Universitét

und die der undemokratischen OH angegriffen.*"'

Als Nebenkampagne wurde auch ein ,,Entwurf der sozialistischen Studenten zur Demokra-
tisierung der Osterreichischen Wirtschaft* propagiert, welcher ausgehend von der Kritik an
dem Wirtschaftsprogramm der SPO (Vgl. Kapitel 4.4.3) und einer prinzipiellen Parlamen-
tarismuskritik ein ,, System der drei Ebenen “ forderte. Darin sollten (teils direkt) gewdhlte

Abteilungs-, Betriebs- und Landes- bzw. Bundeswirtschaftsrite als demokratische Organe

3% Kritik des 6konomischen Programms der SPO“ von Herbert Ostleitner, in: intern, 3. Jg., Nr. 10, Juni 1968, S.6f
599
Vgl. ebd. S. 7
0 yg], , Osterreich — eine ,Neokolonie’? — VSStO: Schlechte Wirtschaftsstruktur — Niedrige Léhne® in: AZ vom 1 1.1.1969, S. 2
1ygl. ,.Zur politischen/ckonomischen/sexuellen/universitiren Situation® in: ,,Kampagne zur Befreiung der Neokolonie Osterreichs
neue alternative — Sondernummer; Janner 1969, S. 1- 4
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der Wirtschaftspolitik mit Funktionen der unmittelbaren Arbeitsgestaltung, Leitung einzel-
ner Betriebe bis hin zur Koordinierung des gesamten wirtschaftlichen Prozesses ausgestat-
tet werden. Dies wiirde zu einer Ausdehnung der Entscheidungen auf die breite Masse der
ArbeitnehmerInnen und zu einer grundlegenden Demokratisierung fiihren.®”

Die Parlamentarismuskritik hatte der VSStO schon im Mai 1968 prizisiert, indem er sich
gegen die ,, naive Gleichsetzung von Demokratie und Parlamentarismus, etabliertem

93 Demokratie sei nimlich erst durch

Reprdsentations- und Wahlmechanismus *“ wandte.
die Selbstbestimmung der miindigen Individuen verwirklicht und nicht durch die unmiin-
dige Akklamation von Institutionen bei Nationalratswahlen. Das Parlament wére zudem

nicht der Raum, wo Entscheidungen getroffen wiirden, sondern diese wurden vielmehr in

604 11 C
Hierbei ist anzumerken, dass

den ,,privaten Rdume der Parteien und Verbédnde gefillt.
die Kritik der dsterreichischen Sozialpartnerschaft im VSStO eine lange Tradition hatte
(Vgl. Kapitel 2.6 & 3.4.1.1). Im Wintersemester 1968 hatte der VSStO, wahrscheinlich
schon im Zuge des OH-Wahlkampfes, ein Parlamentarismus-Symposium vom 11. bis zum
17. November 1968 veranstaltet, bei dem der Politikwissenschafter Johannes Agnoli vom
Otto-Suhr-Institut in Berlin iiber Moglichkeiten verstérkter, direkter Mitbestimmung refe-
rierte. Diese Veranstaltung war auch ein Beitrag zum 50. Jubildum der Republik, erhielt

jedoch von Studierenden nur miBig Zulauf.*®

Es kann bezweifelt werden, dass diese beiden Kampagnen unter den Studierenden auf
tiberwiegend positives Echo stieen, da sie eine gewisse Komplexitit und keinen unmittel-
baren Bezug zur Lebensrealitét der Studierenden aufwiesen. Diese Strategie hatte mit Si-

cherheit auch Einfluss auf das negative Abschneiden des VSStO bei der OH-Wahl.

2 yg]. , Entwurf der sozialistischen Studenten zur Demokratisierung der osterreichischen Wirtschaft“ in: neue alternative extra, 4. Jg.,
Heft 2, Februar 1969, S. 17-19

€03 ,,VSStO-Korrespondenz Nr. 1: Der VSStO seinen Gonnern, sowie den von ihm frustrierten Kollegen und Genossen
Nr. 9, Mai 1968, S. 15

84 ygl. ebd. & ,,Sozialdemokratische Ideologie und sozialistische Praxis* von Herbert Ostleitner, in: neue alternative, 3.Jg., Heft 4,
September/Oktober 1968, S. 27

5 ygl. intern, 3. Jg., Nr. 11, Oktober 1968 & ,,Kann man die Demokratie verbessern? — Studenten kritisieren Parlamentarismus* in: AZ
vom 19.11.1968, S. 3 & ,,Opposition im autoritiren Sozialstaat (I) von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970,

S.15
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Am Mittwoch, 22. Janner 1969 fand die OH-Wahl 1969 statt. Der Wahltag war von De-
monstrationen gegen den Schah-Besuch iiberschattet, bei denen es zu Auseinandersetzun-
gen zwischen Regimegegnern und ,,Jubelpersern“®® kam (Vgl. Kapitel 4.2.3).%”

Das Wahlergebnis auf Bundesebene war fiir den VSStO, trotz der vielen Aktivititen er-
niichternd. Im Vergleich zu 1967 (13,11%) verlor der VSStO bundesweit rund ein Prozent
der Stimmen und fiel auf 12,24 %, was einen realen Verlust von ca. 400 Stimmen aus-
machte. Die Wahlbeteiligung fiel von 64% auf 53%. Die linken Studierendenfraktionen
hatten, bis auf die ,,Aktion* mit 7,66 % (+3,66%)eine herbe Niederlage erlitten.®®
gleich dazu kam die OSU auf 49,08% und der RFS 28,5%.

Als Hauptgrund fiir das miBige Abschneiden des VSStO bei den OH-Wahlen wurde der

Im Ver-

,, Politisierungsprozess an den Hochschulen “ in Bezug auf die Ausdifferenzierung bzw.
das Wiederantreten verschiedener fortschrittlicher bzw. linker studentischer Gruppierungen

wie der ,,Aktion* oder der VDS angefiihrt.

., An der Universitdt Wien, die seit einiger Zeit das Agitationszentrum der studentischen
Linken ist, gelang es uns leider nicht, unser Stimmenpotential auszuweiten. Dies ist wohl
einerseits auf das erstmalige Aufireten der ,, Aktion*, die etwa 8 % der Stimmen auf sich
vereinigen konnte, andererseits auf die auf3erordentlich vehement gefiihrte Wahlkampagne
der OSU und auf die Persien-Ereignisse zuriickzufiihren. Auch erhielten wir von der SPO
die Wahlkampfunterstiitzung sehr spit iiberwiesen (Mitte Dezember). “"

An diese Wahlanalyse, die im wesentlichen externen Faktoren die Schuld am méiBigen
Abschneiden des Verbandes bei den Wahlen gab, schlossen sich unmittelbare Handlungs-

anleitungen an.

. Das Fazit der Wahl ist, dass wir unbedingt daran gehen miissen, an den Hochschulen
arbeitsfihige Gruppen aufzubauen, die im Sinne eines radikalen Sozialismus an der Basis
ihre Arbeit in die Horsdle und Institute bringen. Wichtiger als jedes Wahlergebnis ist je-
doch weiter unsere politische Arbeit an den Hochschulen mit dem Ziele einer radikalen

8% Beim Schah-Besuch 1967 in Berlin demonstrierten Studierende gegen das diktatorische Regime. Die sogenannten ,,Jubelperser
waren Mitarbeiter des iranischen Geheimdienstes SAVAK, die neben den AnhéngerInnen des Schahs als Gegendemonstranten unbehel-
ligt von der deutschen Polizei mit Holzlatten auf die demonstrierenden Studierenden einpriigelten. Seitdem wird der Begriff auch meta-
phorisch fiir jede Art von bestelltem Applaus gebraucht. Vgl. Net-Lexikon http://www.lexikon-definition.de/Jubelperser.html (Stand:
12.12.2004)

®7ygl. ,.Studentenprotest gegen Perserterror — Neuerlicher Marsch durch die Innenstadt“ & ,,Persische Schliger auf Wiener Boden* in:
AZ vom 22.1.1969,S.1 &3

%8 yg]. ,,Uni Wahl: Progressive Tendenz* in: AZ vom 24.1.1969, S. 1 & Fischer-Kowalski, 1973; S. 609; Ebner/Vocelka, 1998, S. 191
& Keller, 1983, S. 86

9 intern, 4. Jg., Nr.3, Februar 1969, S. 3
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Demokratisierung fortzusetzen. Die politische Aufkldrung und Agitation miissen noch mehr
in den Vordergrund gestellt werden. Diese Arbeit kann aber nicht iiber die funktionsent-
leerte OH geleistet werden. “*°

4.4 Auseinandersetzungen mit der SPO — zwischen Auflehnung, Bruch, Loyali-
tit und Unterwerfung

Fiir den VSStO wurde die Beziechung zur SPO mit zunehmender Hinwendung zu den The-
orien der ,,Neuen Linken*, welche auch tiefgreifende Kritik an den Institutionen des ,,Sys-
tems® miteinschloss, immer schwieriger. Dazu kam der neidvolle Blick iiber die Grenze in
die Bundesrepublik Deutschland auf den parteiunabhingigen SDS, der unter den Studie-
renden an den Universititen hochste Popularitit genoss und zudem Kritik an der Sozial-

demokratie dullern konnte ohne mit Sanktionen rechnen zu missen.

Obwohl Bundesparteivorsitzender Kreisky immer betonte die Studierendenbewegung ernst
zu nehmen®'! und sie sogar in der Bedeutung mit den Ereignissen des Jahres 1848 ver-

glich,®'? war er gegeniiber der ,,Neuen Linken* duBerst skeptisch.

, Innerhalb der SPO ist kein Platz fiir sogenannte ,, Neue Linke *“ schon gar nicht wenn die-
se anarchistische, maoistische oder leninistische Ideen vertritt. Wohl aber, (...) bietet die
Sozialistische Partei jungen und schopferischen Krdften die Hand zur Mitarbeit und werde
sehr rasch auf Vorschlige reagieren, die zum Wohle der Menschen in unserem Lande so-
wie zur Durchsetzung eines demokratischen Sozialismus in Osterreich dienen. “*"

Aufgrund dieser Skepsis, aber auch aus einem, teils iiberzeugten teils nach den National-
ratswahlen 1966 quasi medial notwendigen Antikommunismus heraus (Vgl. Kapitel
3.4.1.1 & 3.4.2.2), kam es immer wieder zu Konflikten mit der Partei und zu Subventions-
sperren, vor allem wenn die Aktionen des VSStO in der Offentlichkeit Aufsehen erregten,
nur indirekt mit Hochschulpolitik zu tun hatten und in Allianz mit anderen linken Gruppie-

rungen stattfanden. Trotz der teilweise harten Gangart gegeniiber dem VSStO zeigte Bruno

1% intern, 4. Jg., Nr.3, Februar 1969, S. 3

11'ygl. , Kreisky: Die Studenten ernst nehmen® in: AZ vom 16.5.1968, S. 2
612 Vgl. , Kreisky: Keine Politik des Terrors!“ in: AZ vom 20.4.1968, S. 2
613 _In SPO kein Platz fiir ,“Neue Linke*’* in: AZ vom 11.6.1968, S. 2
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Kreisky stets Diskussionsbereitschaft, forderte diese von ,,seinen* StudentInnen auch ein

und bezog sie bei der Programmdiskussion der SPO als ,,ExpertInnen® mitein:

., Er hat uns auch immer wieder herangezogen, hat immer wieder das Gesprdch gesucht,
. . 614
auch wenn das nicht nur Eitel Wonne war. *

,,Der Kreisky war der Einzige, der gesehen hat, dass die SP keine Intellektuellen hat und
dass sie ausblutet und dass das Personal ausgeht. Er war immer sehr bemiiht. Er hat dann
oft angerufen, wir sind dann raus gefahren zu ihm (vermutlich in das Privathaus in die
Armbrustergasse in Wien-Dobling, Anm. d. Verf.), da hat er zwar dann auch geschrieen
und hat sich aufgeregt. Es war, wie wenn ich mir einen Vater vorstelle, der anderer Mei-
nung ist ulg]cg mir etwas verbietet, aber mit dem ich reden kann. Er war fiir uns wie ein
Wunder. *

4.4.1 Bruch des Demonstrationsabkommens am 29.November 1967
Im Zuge der Hochschulkampagne des VSStO im Wintersemester 1967 veranstaltete der
VSStO ein Teach-In zu ,,Industriegesellschaft und Repression am Beispiel der Hochschu-

le*, bei dem auch Rudi Dutschke als Diskutant geladen war, jedoch nicht erschien.

,,Kollege Dutschke war aber bei der Veranstaltung nicht anwesend, weil gegen ihn und 70
andere Studenten der Freien Universitdt Berlin inzwischen Ermittlungsverfahren nach
einer Demonstration fiir einen verhafteten Kollegen eingeleitet worden waren. “*'

Wie Giinther Blecha und Anton Baier spiter dem SP-Prisidium erklérten, wollte sich die
Masse der beim Teach-In versammelten Studierenden, die eigentlich Rudi Dutschke erwar-
tet hatten, sich mit den Berliner FU-StudentInnen solidarisieren und es nicht nur bei einer
telegraphischen Solidaritdtsnote bewenden lassen, sondern zudem eine spontane Demonst-

ration zur bundesdeutschen Botschaft durchfithren.

,,Der Diskussionsleiter Silvio Lehmann plddierte dafiir, die Demonstration auf einen spd-
teren Zeitpunkt zu verschieben, in der Absicht, Zeit zu gewinnen, um mit der SPO in Ver-
bindung zu treten (Beweis: Mitschnitt auf Magnetband). Vertreter des VSStO nahmen ge-
gen die Deng%nstration Stellung. Die meisten anwesenden Studenten gehorten nicht dem
VS§StO an.

% Interview Eva Kreisky, 1.7.2004, S. 12

15 Interview Wilhelm Burian, 4.7.2004, S. 10

616 Erklirung des VSStO vom 6.12.1967 an das Prisidium der SPO, gezeichnet von Giinther Blecha und Anton Baier; S. 2 in: Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

7 Ebd. S. 2
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Die Anwesenden sprachen sich fiir die Protestkundgebung aus und eine Gruppe von zwei-
hundert Studentlnnen demonstrierte friedlich vor der deutschen Botschaft in Wien fiir Rudi

Dutschke.

,,Die Sozialistische Partei stellt dazu fest, dass sie mit dieser Demonstration nicht das ge-
ringste zu tun hat. %%

Nicht nur die SPO distanzierte sich von den Protesten, dem VSStO wurde der Bruch des
Demonstrationsabkommens, welches nach den Mai-Vorkommnissen 1967 getroffen wurde
(Vgl. Kapitel 3.4.2.2), vorgeworfen. In einem Schreiben an den gesamten Parteivorstand
bat Zentralsekretir Gratz ,, bis zu einer Befassung des Parteivorstandes mit der Angelegen-
heit, bei Verhandlungen tiber Unterstiitzung der sozialistischen Studenten darauf Bedacht
zu nehmen, dass diese Organisation offenkundig Vereinbarungen nicht einhdlt. “**

Dieser ,,Hinweis* des Zentralsekretirs kann als indirekte Aufforderung zur Subventions-

sperre gegeniiber dem sozialistischen Studierendenverband bewertet werden.

Der VSStO reagierte mit einem Brief, der den Sachverhalt kliren sollte und wieder einmal
den Spagat zwischen Parteidisziplin und Bemiithungen um Akzeptanz bei linken, parteiun-

gebundenen, antiautoritdren Studierenden verdeutlicht.

,, Unsere Forderung nach Demokratisierung wird aber nur dann glaubwiirdig sein, wenn
wir in unseren Veranstaltungen demokratische Modelle in die Realitiit umsetzen, wenn wir
unsere hochschulpolitischen Vorschldge offentlich zur Diskussion stellen und wenn iiber
diese in direkter demokratischer Abstimmung entschieden wird. (...) Soll der oben skizzier-
te Anspruch ernstgenommen werden, so miissen wir in Kauf nehmen, dass bei unseren
Veranstaltungen auch Antrige zur Abstimmung gelangen, die mit der Politik des VSStO
nicht in Einklang stehen. “%%’

Der VSStO war der Ansicht, dass diese spontane Demonstration von den TeilnehmerInnen

des Teach-Ins ausging, nicht vom Veranstalter selbst, weshalb sie nicht unter das Demonst-

18 Demonstration vor Deutscher Botschaft“ in: AZ vom 1.12.1967, S. 2
819 Vertraulicher Brief von Leopold Gratz an Prisident Hrdlitschka (Mitglied des Parteivorstandes) vom 30. 11. 1967, in: Mappe VSStO
1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
20 Erkldrung des VSStO vom 6.12.1967 an das Prisidium der SPO, gezeichnet von Giinther Blecha und Anton Baier; S. 1 & 2 in: Map-
pe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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rationsabkommen fiele. Zudem versicherten die Verfasser der Erklarung dem Parteiprasi-
dium, dass VSStO-Mitglieder als OrdnerInnen fungiert hiitten und Ausschreitungen ver-

hindert hitten:

,,Selbstverstindlich waren Mitglieder und Funktiondre des VSStO bemiiht, die spontane
Demonstration unter Kontrolle zu bringen. Es ist ihnen auch gelungen, Konfrontationen
mit der Polizei zu verhindern. (...) Die Vorstellung, die Demonstration sei vom VSStO von
vornherein oder iiberhaupt beabsichtigt gewesen, entspricht nicht den Tatsachen. “%*!

Die Argumentation des VSStO, die wahrscheinlich auf den basisdemokratischen Ansatz
zuriickzufiihren ist, wurde ob der schwierigen Situation des VSStO auf universitirem Bo-

den wenig verstandnisvoll aufgenommen:

., Das erweiterte Prdsidium (...) hat diesen Brief nicht als Erkldrung Eures Verhaltens ak-
zeptiert. Die von Euch ausfiihrlich wiedergegebene Hochschulpolitik steht in diesem Zu-
sammenhang nicht zur Debatte. “%%*

623

Die Subventionssperre blieb aufrecht.”” Im Jahr 1968 sollten noch weitere Ereignisse fol-

gen, die diese Entscheidung der Partei weiterhin zu rechtfertigen schienen.

4.4.2 Der ,,Blasmusikrummel“ am 1. Mai 1968

,, Eines zeichnete sich schon im Mdrz 1968 ab, ndmlich die Unfdihigkeit, die verschiedenen
politischen Tendenzen zu organisieren und der Studentenbewegung grofsere Aktionsfdihig-
keit zu verleihen. Die leidigen Organisationsfragen, die Beziehung VSStO und SP, sowie
der Antiautoritarismus belasteten die Diskussion, um so mehr, als nie tiber Deskription
hinausgegangen wurde. Der Abscheu vieler Linker iiber den ,Verrat’ der Sozialdemokra-
tie, also ein moralischer und kein politischer Protest, trugen nicht gerade dazu bei, diese
taktische Frage einer Losung zuzufiihren. “**

Dem 1. Mai 1968 am Wiener Rathausplatz gingen Vorkommnisse im April 1968 voraus,
die als Eskalationsstufen in der bereits angespannten Beziehung zwischen SPO und VSStO

zu bewerten sind.

2! Erklarung des VSStO vom 6.12.1967 an das Prisidium der SPO, gezeichnet von Giinther Blecha und Anton Baier; S. 3 in: Mappe
VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

22 Brief von Leopold Gratz an den VSStO vom 12. 12. 1967, in: Mappe VSStO 1965-1967, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

3 Vgl. Keller 1983, S. 62
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Nach dem Attentat auf Rudi Dutschke rief der VSStO am 12. April 1968, wie schon im
Kapitel 4.2.2 teilweise geschildert, zu einer Demonstration durch die Wiener Innenstadt
zum Redaktionsgebdude der ,,Horzu* auf. Die Kundgebung, die mit der Polizei sogar ab-
gesprochen war, verlief friedlich. Der VSStO verhielt sich ,,vorbildlich“, jedoch abermals
anscheinend nicht im ,,Einklang® mit dem Demonstrationsabkommen und somit im Sinne

der Partei:

,, Vor dem Haus Mariahilfer Strafse 84, wo sich die Wiener Springer-Filiale befindet, spra-
chen die VSStO-Funktiondire Silvio Lehmann und Kurt Greussing zu den Demonstranten
und riefen zur Wachsamkeit auf. Radikale, die das Haus stiirmen wollten, wurden von den
Verbandsfiihrern von ihrem Vorhaben abgehalten. Die Polizei begniigte sich damit das
Haus abzuriegeln. (...) Auf dem Stock-im-Eisen-Platz hielt ein Studentenfunktiondr eine
kurze Ansprache. Was die Juden fiir die Propaganda der Nationalsozialisten gewesen sei-
en, sagte er, seien heute die Studenten fiir die Springer-Presse. Mit der Aufforderung, sich
unter die Passanten zu mischen und Diskussionen anzufangen, wurde die Demonstration
aufgelost. “*

In einer Pressekonferenz des VSStO kritisierte Peter Kowalski die tendenzidse Berichter-
stattung der Osterreichischen Medien gegen die Studierenden iiber die Proteste nach dem
Attentat an Dutschke.®*® Sollten zum Beispiel die ,,Kronen Zeitung* oder der ,,Wiener

Montag* nicht von dieser Art der Berichterstattung abriicken, werde sich der VSStO Akti-

onen gegen diese Zeitungen vorbehalten.®*’

Bruno Kreisky, Parteivorsitzender der SPO, reagierte auf die Ereignisse und die mafBgebli-

che Beteiligung des VSStO an dieser Demonstration am 18. April 1968 folgendermafen:

,,Ich habe immer wieder erkldrt, dass man die studentische Opposition nicht ignorieren
darf. Ich kann verstehen, dass die Erregung der Studenten grofs war, als man Rudi Dutsch-
ke niederschoss. Aber eines muss ich — auch den eigenen Studenten — mit aller Deutlichkeit
sagen: Wir werden uns die Vernichtung der Demokratie durch eine Handvoll Menschen,
die nicht wissen, was aus dem allen werden kann, nicht gefallen lassen. Mit den Methoden
des Terrors kann man keine Politik machen, (...). Die Politisierung der Studentenschaft
kann in ihrer Bedeutung durchaus mit den Ereignissen des Jahres 1848 verglichen werden,

24 Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15

625 ,,Dutschke-Anschlag: Wirbel auch in Wien® in: AZ vom 13.4.1968, S. 1

626 Hans Dichand, Kronen Zeitung vulgo ,,Cato® warf Rudi Dutschke vor, den Brand des Justizpalastes in Wien als groBes politisches
Vorbild vor Augen gehabt zu haben und jede Ordnung abzulehnen. Vgl. Ebner, Paulus; Vocelka, Karl: ,,Die zahme Revolution®, Ueber-
reuter Verlag, Wien 1998, S. 148

027 vgl. ,,VSStO-Appell: Objektiv iiber Studentenproteste berichten!* in: AZ vom 18.4.1968, S. 2
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sagte Kreisky weiter. Wenn die Studenten jetzt wehleidig schreien, dass alle anderen
schuld seien, nur sie nicht, die selbst Steine geworfen, Benzinkanister angeziindet und Ge-
walt angewendet haben, so kann ich das nicht tolerieren. So sehr ich mich auch immer
gegen Gewaltmethoden, von wo immer sie gekommen sind, gewendet habe, so werde ich
alles tun, um einen latenten Konflikt mit der Polizei zu verhindern. Wir haben volles Ver-
stéindnis fiir die politischen Reformvorschlige der Studenten (...). “%*

An dieser Stelle muss erwihnt werden, dass nach dem Attentat auf Rudi Dutschke in der
Bundesrepublik Deutschland Zehntausende demonstrierten (in Wien waren es ca. 500
KundgebungsteilnehmerInnen), die Auslieferungen von Zeitungen des Springer-Verlages
verhindert und Fahrzeuge in Brand gesetzt wurden sowie StraBenschlachten stattfanden.®*
In Osterreich kam es wihrend der Ostertage 1968 zu keinen gewalttitigen Ausschreitun-

gen.

Der VSStO reagierte auf die mahnenden Worte Kreiskys mit einer polemischen Stellung-

nahme, die auf einer Mitgliedervollversammlung am 23. April 1968, beschlossen wurde:®*

., Wir haben immer wieder erkldrt, dass man etablierte Herrschaft nicht ignorieren darf.
Wir konnen verstehen, dass die Erregung unter den verschiedenen Politikern grof3 war, als
es zu studentischen Aktionen nach dem Attentat auf Rudi Dutschke kam. Aber eines miissen
wir — auch dem eigenen Parteivorsitzenden — mit aller Deutlichkeit sagen: Wir werden uns
die Vernichtung der Demokratie durch eine Handvoll Funktiondre und Journalisten, die
sehr wohl wissen, was aus dem allen werden kann, nicht gefallen lassen. Mit den Metho-
den des publizistischen und Polizeiterrors kann man keine Politik machen, (...). Die brutale
Reaktion der Obrigkeit kann in ihrer Bedeutung durchaus mit den Ereignissen des Jahres
1848 verglichen werden. Wenn Politiker und Zeitungsherausgeber jetzt wehleidig schreien,
dass alle anderen schuld seien, nur sie nicht, die zum ,Ausmerzen von Storenfrieden’ auf-
gefordert haben, berittene Polizei in friedliche Demonstranten reiten liefSen, vollig unnétig
Gewalt angewendet und zu ihrer Anwendung aufgerufen haben (,Bild’-Zeitung, Regieren-
der Biirgermeister Schiitz), so konnen wir das nicht tolerieren. So wie wir uns immer gegen
autoritire Gewaltmethoden, von wo immer sie gekommen sind, gewendet haben, so werden
wir alles tun, um einen von verantwortungslosen Meinungsmachern hochgespielten Kon-
{flikt mit der Polizei zu verhindern. “%*'

028 . Kreisky: Keine Politik des Terrors!* in: AZ vom 20.4.1968, S. 2

2 ygl. , Dutschke-Anschlag: Wirbel auch in Wien* in: AZ vom 13.4.1968, S. 5; Mosler, Peter: ,,Was wir wollten, was wir wurden®,
Rowohlt Verlag, Reinbek 1988, S. 288; Dutschke-Klotz, Gretchen/Gollwitzer, Helmut/Miermeister, Jiirgen (Hrsg.) ,,Rudi Dutschke -
Mein langer Marsch, Rowohlt Verlag, Reinbek 1980 S. 232; Aust, Stefan: ,,Der Baader-Meinhof-Komplex*, Knaur Verlag, Miinchen
1989; S. 63ff

#9ygl. , Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, Mai 1968, S. 1

1 Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3.Jg., Nr. 9, Mai 1968, S. 2
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Diese Vollversammlung hatte laut Keller auch den ultimative Austritt des VSStO aus der
SPO gefordert.®*? In einer ,,Dokumentation zum Konflikt* wurde jedoch lediglich erwéhnt,
dass auf dieser Vollversammlung das Verhiltnis des VSStO zur SPO eingehend diskutiert

633
wurde.

., Am 23. 4. wurde nach einem Referat von Scharang das Selbstverstindnis des VSStO und
die Stellung zur Sozialdemokratie diskutiert. In einer Tendenzabstimmung kritisierte die
Mehrheit das Verhalten der SPO gegeniiber den Entlassungen in den Elin-Werken und die
Stellungnahme zu den Osterunruhen in der Bundesrepublik. “**

In dieser Zeit nahmen Mitglieder des VSStO an Protestkundgebungen der Elin-Arbeiter
teil, wo Flugblitter, die Kritik am OGB beinhalteten, auftauchten,®’ was zusitzlich den
Unmut der Partei hervorrief (Vgl. Kapitel 4.2.4.1). Aufgrund der Vorkommnisse beschloss
der Parteivorstand eine Aussprache mit dem VSStO und lieB dieses Vorhaben &ffentlich in

der AZ verlautbaren:

Der Parteivorstand der SPO beauftragte Parteivorsitzenden Doktor Kreisky (...) unverziig-
lich mit den Verantwortlichen des Verbandes Sozialistischer Studenten eine Aussprache
herbeizufiihren und festzustellen, inwieweit diese dafiir sorgen, dass sich die Aktivitdt des
Verbandes und seiner Funktiondre in einem Rahmen hdlt, der im Einklang mit den Pflich-
ten einer SPO angeschlossenen Organisation steht. “**°

Eine Aussprache des Verbandsvorstandes mit Bruno Kreisky am Abend des 25. Aprils
hatte weitgehende Zugestindnisse des VSStO zur Folge, welche am 27. April 1968 vom
Verbandsvorstand beschlossen wurden. Diese Zugestindnisse beinhalteten eine genaue
Mitgliedererfassung des Verbandes und somit auch die Feststellung aller Delegierten fiir
den nichsten Verbandstag durch die zentrale Kontrollkommission, die Abhaltung eines
ordentlichen Verbandstages vom 23. bis zum 25. Mai 1968, die Teilnahme an den SPO-
Maifeiern unter Sanktionsandrohung bei abweichendem Verhalten von Mitgliedern, kei-
nerlei ,, isolierte offentliche Stellungnahmen oder Aktionen “ bis zum ordentlichen Ver-

bandstag und die Einhaltung des (Demonstrations-)Abkommens mit der SPO. Nur in ei-

2 vgl. Keller, 1983, S. 69

633 Vgl. ,,Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 2

6% Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 15
3 vgl. Ebner/Vocelka, 1998, S. 152

6 AZ vom 26.4.1968, S. 1 & ,,Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 2, sowie vgl. Keller, 1983, S. 69
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nem Beschlusspunkt setzte sich der VSStO zur Wehr und verurteilte die Bezeichnung

,, Terrororganisation “, die Parteivorsitzender Kreisky auf den VSStO angewendet hatte.**’

Die offizielle VSStO-Mai-Feier am Abend des 30. Aprils 1968 auf der Rampe der Wiener

Universitit sowie der offizielle Mai-Aufmarsch am Vormittag darauf verliefen ruhig. Der

VSStO hatte auf die Teilnahme am traditionellen Fackelzug verzichtet.*®

Am Nachmittag des 1. Mai 1968 kam es gegen Demonstrantlnnen des ,,Aktionskomitees
sozialistischer Arbeiter und Studenten® zu einem brutalen Einsatz der Polizei am Rathaus-
platz. Anders als manche Medien berichteten,*’ bemiihte sich der VSStO in seiner ,,Do-
kumentation zum Konflikt* um eine sachliche Darstellung der Ereignisse, die spater unter

dem Begriff ,,Blasmusikrummel* zusammengefasst wurden.

,Am 1. Mai fand um 13 Uhr beim Maria Theresien-Denkmal eine Protestkundgebung ge-
gen die Entlassungen bei Elin statt. Veranstaltet wurde diese Kundgebung vom , Aktions-
komitee Sozialistischer Arbeiter und Studenten “, dem auch einige Mitglieder und Funktio-
néire des VSStO angehorten. Im Anschluss an diese Kundgebung fand dann eine Demonst-
ration zum Rathausplatz statt. Dort sollte um 15 Uhr 30 ein Blasmusikkonzert einiger
Trachtenkapellen aus den Bundesldndern durch Biirgermeister Marek erdffnet werden. Die
Demonstranten forderten Diskussion iiber Probleme, die gerade am 1. Mai zur Sprache
kommen sollten — wenigsten nach Meinung dieser ,intellektuellen Nihilisten’ (O-Ton von
Biirgermeister Marek in einem Rundfunkinterview in der Sendung ,,Gestern abend in der
Welt“ vom 2. Mai 1968, Anm. d. Verf.) Diese Diskussion wurde ihnen von Genossen Ma-
rek auch zugesichert. Genosse Marek erinnerte dann in seiner Ansprache an die antifa-
schistischen Kimpfer, die in den Blutkerkern der Gestapo ihr Leben fiir die Freiheit Oster-
reichs hingaben — worauf eine Trachtenkapelle flotte Weisen zu spielen begann. Marek, an
die zugesagte Diskussion erinnert, sagte nur. , Jetzt wird nicht diskutiert, jetzt wird musi-
ziert“. Als sich die Demonstration bereits aufzulésen begann, drohte Genosse Weisbier
von der Jungen Generation die Raumung des Platzes innerhalb von fiinf Minuten durch die
Polizei an, - um 16 Uhr sollte nimlich eine Ubertragung des Blaskonzertes durch den
Osterr. Rundfunk stattfinden. Weisbier sagte auch noch, die Diskutanten mogen sich in den
Rathauspark begeben. In diese sich bereits in Auflésung befindliche Menschenmenge hin-
ein erfolgte dann der brutale Einsatz der Polizei, der zu dieser Zeit iiberhaupt nicht mehr
notwendig war, denn die Demonstranten waren bereits im Begriffe, den Platz zu verlas-

Sen. «640

037 Vgl. ,,Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg.,Nr. 9, S. 3 - 4

08 ygl. Keller, 1983, S. 71

639 Vgl. Kronen Zeitung vom 3. Mai 1968, zitiert nach ,,Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 5
640 Vgl. ,,Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 5

172



Folgender subjektiv geprégtere, polemischere Schilderung vervollstindigt die damalige

Einschitzung der Geschehnisse von Seiten des Verbandes:

,, Unter Mitwirkung all dieser Freunde und Génner der studentischen Linken und prospek-
tiven antiautoritdren bezw. auflerparlamentarischer Opposition, kam dann, voraussehbar,
aber nicht vorhergesehen, die Burleske beim Blaskonzert am Rathausplatz zustande — seri-
0s durch die Denkzettelaktion der Polizei und die Hysterie der um ihre Rundfunkdirekt-
tibertragung bangenden SP-Veranstalter. Nochmals hervorzuheben die Beteiligung einiger
Statistengruppen: gesteinigte Polizeimdrtyrer, schwdchlich randalierende Sektierer, pro-
vozierende KP-Manipulateure, sozialistische Demonstrationsfetischisten und naive VSStO-
Aktivisten (inkl. des Verfassers). Die Gefahr der Zerschlagung oder Isolierung der studen-
tischen Linken bezw. ihrer Manipulation als Objekt parteipolitischer Spekulationen wurde
damals plétzlich sehr deutlich. “5"'

Wie die AZ berichtete wurden zwischen einem und flinf ,,Storer* festgenommen und eini-

. . .. 642
ge DemonstrantInnen sowie zwei Polizisten verletzt.

Am selben Abend verdffentlichte der VSStO eine Presseerklirung, in der er die Zwischen-
falle am Rathausplatz als sehr bedenklich verurteilte, sich jedoch auch von der Kundge-
bung bzw. Demonstration distanzierte, indem jeglicher Zusammenhang zwischen dem

,, Aktionskomitee sozialistischer Arbeiter und Studenten® und dem VSStO bestritten und
mit Bedauern die Teilnahme einzelner VSStO-Mitglieder an den Aktionen festgestellt wur-
de. Zudem behielt sich der Verband Sanktionen gegeniiber den TeilnehmerInnen vor. Der
VSStO sei immer fiir innerparteiliche und 6ffentliche Diskussion eingetreten und verurteile
deshalb eine derartige Diskussionsverweigerung, aber auch die Storung des Platzkonzertes.
An dieser Stelle wurde auf die kalmierenden Aktionen der VSStO-Funktionére am
Rathausplatz hingewiesen, die versucht hétten die Protestversammlung in Diskussions-
gruppen aufzuldsen, um Stoérungen zu vermeiden. Beim ,, unbedachten “ Einschreiten der
Polizei seien aus diesem Grund nur mehr wenige Diskutantlnnen am Platz gewesen. Ab-

schlieBend kritisierte der Verband die unzureichenden Praventionsmafinahmen gegeniiber

641 ,,.VSStO-Korrespondenz Nr. 1: Der VSStO seinen Génnern, sowie den von ihm frustrierten Kollegen und Genossen, Verfasser nicht
dokumentiert; in: intern, 3. Jg. Nr. 9, Mai 1968, S. 13
2 Die AZ berichtet auf der ersten Seite von einem, und auf der zweiten Seite von fiinf festgenommenen ,Stérern’. Diese Differenz lasst
an der Detailgenauigkeit des gesamten Berichtes zweifeln. Vgl. ,,Erster Mai: Hunderttausende rechnen mit Pleiteregierung ab* in: AZ
vom 3.5.1968,S.1 & 2
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Storaktionen von Seiten der Veranstalter und der Polizei sowie das ungerechtfertigte, un-

nétige, tiberstiirzte und harte Eingreifen der Polizei.’*

Die Rundfunkrede des Wiener Biirgermeisters Bruno Marek am 2. Mai 1968 in der Sen-
dung ,,Gestern abend in der Welt* musste bei manchen Beteiligten als zusétzliche Provoka-
tion aufgefasst werden. Marek bezeichnete darin die protestierende Versammlung als

,, Gruppe intellektueller Nihilisten, die irgendeine Himmelfahrt vorbereiten“ und als
,»Menschen, die haltlos im luftleeren Raum leben, in einem seelischen Selbstmordstadium,
- und die gibt es halt iiberall. Das sind ungliickliche Menschen, die eigentlich einer ner-
vendrztlichen Behandlung zugefiihrt werden sollen. Zu dieser Behauptung komme ich, weil
sie wdhren der Musikvortrdge sich formiert haben zu einem Riesen-Reigen und haben ge-
tanzt und aus mitgenommenen Coca-Cola Flaschen — ich weif3 nicht, ob nur Coca-Cola

Getrinke in diesen Flaschen sich befunden haben — Reigen getanzt haben. “5**

Bruno Kreisky verlangte am 2. Mai 1965 in einem Schreiben an den VSStO eine eindeuti-
ge Stellungnahme des VSStO zu den Vorfillen, die so eindeutig sein sollte, dass an ihrer
Aufrichtigkeit nicht gezweifelt werden konne. Er verurteilte die Storung als ,, krasse Ver-
letzung demokratischer Grundsdtze ““ und erinnerte eindringlich an das nur wenige Tage
vor dem 1. Mai erneuerte Demonstrationsabkommen des VSStO mit der SPO. Kreisky
zeigte sich verstindnislos gegeniiber der Passivitit der VSStO-Fiihrung, Mitglieder an der
Teilnahme an solchen Veranstaltungen abzuhalten und wies auf die volle politische Ver-
antwortung des Verbandsvorstandes bzw. des —prisidiums fiir deren Mitglieder hin. Als
MaBnahme schlug der Parteivorsitzende den Ausschluss von jenen VSStO-Mitgliedern
vor, die an der Stérung bzw. an der ,, Kundgebung mit den Kommunisten “ teilgenommen
hatten und somit ,, ihre Mitgliedschaft im VSStO verwirkt hitten. Die Beschliisse seien

unverziiglich zu fillen und dem Zentralsekretariat mitzuteilen.**

3 ygl. Presseerklarung des VSStO vom 1. Mai 1968; in: ,,Dokumentation zum Konflikt* in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 6
4 Biirgermeister Marek in einem Telefoninterview an den Osterreichischen Rundfunk vom 1.5.1968; Ausstrahlung am 2.5.1968 in der
Sendung ,,Gestern abend in der Welt“, 7 Uhr 10; in: ,,Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9,S. 6 & 7
5 vgl. , Erster Mai: Hunderttausende rechnen mit Pleiteregierung ab — Kreisky: Scharfe MaBnahmen gegen Storenfriede — VSStO
distanziert sich* in: AZ vom 3.5.1968, S. 1 & 2; & Schreiben von Bruno Kreisky an den VSStO vom 2.5.1968, in: ,,Dokumentation zum
Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 7f
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Wie im Kapitel 4.2.4.1 schon ausgefiihrt, kamen 13 Genosslnnen etwaigen Beschliissen

des Verbandes zuvor und verlieBen den VSStO.

Ganz im Sinne des Parteivorsitzenden wiederholte der VSStO in seinem Antwortschreiben
die Presseerkldarung vom Abend des 1. Mai 1968 (siehe oben), verschérfte jedoch im Ab-
schnitt ,,Storungen abgelehnt* seine kritische Haltung zu Storaktionen bei Veranstaltungen.
Besonders bedauerte der Verband die Behinderung von Biirgermeister Marek bei seiner
Eroffnungsrede und versprach die Entsendung einer Delegation zur Klarung der Vorfille,
was dem Versprechen einer Entschuldigung wohl gleichkommen sollte. Zudem wurden in
der Stellungnahme alle Mitglieder, die an der Aktion teilgenommen hatten aufgefordert,
thre Mitgliedschaft zurtickzulegen. Aber auch jene deren politische Grundhaltung im Wi-
derspruch zum Grundsatzprogramm der SPO und der Organisationsstatuten der Partei und
des Verbandes sowie dessen politischen Richtlinien stehe, sollten Konsequenzen daraus
ziehen. Sollte dieser Aufforderung nicht freiwillig nachgekommen werden, wiirden statuta-
rische MaBnahmen (Ausschlussverfahren) ergriffen werden. So hoffte der VSStO seiner
politischen Verantwortung fiir seine Mitglieder geniige zu tun, und unterstrich dies zusétz-
lich mit der Unvereinbarkeitserklirung iiber die gleichzeitige Mitgliedschaft im VSStO
und SOS.**° Des weiteren versicherte der VSStO dem Parteivorstand die Einhaltung der
getroffenen Vereinbarungen (Aussprache am 25. April 1968), startete jedoch zusétzlich

eine Art Erkldarungsversuch:

., Die jiingsten Zwischenfiille in Zusammenhang mit dem VSStO sind nur mit der Funktion
des Verbandes als Sammelbecken fiir alle demokratischen linken Studenten in einer durch
konservative Krdfte besonders dominierten Hochschulsituation zu verstehen und mit der
Einsicht in die Notwendigkeit einer progressiven Entwicklung des Hochschulbereichs als

einer der Voraussetzungen fiir die Verwirklichung einer sozialen Demokratie in Oster-
. ‘(647
reich.

AbschlieBend stellte der VSStO fest, dass er klar auf dem Boden des Wiener Programms
der SPO stehe.**

6 vgl. Antwortschreiben des VSStO (Silvio Lehmann und Erich Schmidt) an den Parteivorsitzenden vom 3. Mai 1968, Teil I & II, in:
,Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 8f & ,,Studenten: Eindeutige Distanzierung™ in: AZ vom 4.5.1968, S. 2
7 Antwortschreiben des VSStO (Silvio Lehmann und Erich Schmidt) an den Parteivorsitzenden vom 3. Mai 1968, Teil III, in: ,,Doku-
glfntation zum Konflikt“ in: intern, 3. Jg., Nr. 9, S. 9 & ,,Studenten: Eindeutige Distanzierung™ in: AZ vom 4.5.1968, S. 2

Vgl. ebd.
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Am 5. Mai 1968 tagte der Verbandsvorstand des VSStO in Wien. Die wichtigsten Be-
schliisse dieser anlassbezogenen Vorstandssitzung waren die Bestétigung des Ausschluss-
beschlusses des Wiener Sektionsvorstandes gegen Hans Schoffmann, die Empfehlung an
den Wiener Vorstand die zwei ausgeschiedenen Vorstandsmitglieder (Michael Genner und
Hermann Dworczak, Vgl. Kapitel 4.2.4.1) durch Kooptierung zu ersetzten und die Verhén-
gung eines ,, Aufenthaltsverbot fiir organisationsfremde Personen in den Verbandsrdium-
lichkeiten ““. Ausnahmen sollte der Wiener Vorstand nur in Absprache mit der Verbands-
fiihrung beschlieBen konnen.*”” Dieser letzte Beschluss sollte jedoch in der folgenden Zeit
nicht sehr strikt eingehalten werden, was die Zusammenarbeit mit der SOS/FNL vermuten

lasst (Vgl. Kapitel 4.2.4.1).

., Es war ein sehr schlampiges Verhdltnis, wiirde ich das Ganze nennen. Es hat auch keine
klaren Abgrenzungen gegeben (...). Das war schon ganz witzig, dass wir, die wir damals
im VSStO blieben, und nicht sozusagen rausgingen und entweder maoistisch oder SOS
oder was auch immer wurden, plétzlich die ,, Rechten* waren. Das war schon ein ein-
drucksvolles Erlebnis. “*’

Der VSStO versuchte im weiteren Verlauf wahrscheinlich vor allem gegeniiber linken,
parteiungebundenen Studierenden in einer Stellungnahme zu verdeutlichen, dass er nicht

am Gingelband der Partei hing.

,,Der VSStO hat keine Loyalitiitserklirung abgegeben. Er hat vielmehr iiberstiirzt einen
taktischen Schritt vollziehen miissen, er ist daher vor der Zeit zu einigem gezwungen wor-
den: organisatorische Differenzierung, Absicherung gegeniiber Gruppen der SP-power
elite usw.

Der VSStO kennt jedoch keine Loyalitiit gegeniiber Parteiapparaten und Biirokraten. Auch
nicht gegeniiber einem tagespolitischen Pragmatismus und wahltaktischen Opportunismus
der SPO. Die Loyalitiit des Verbandes kann einzig der auch im Grundsatzprogramm der
SPO zum Ausdruck kommenden Intention gelten, die Emanzipation des Menschen in einer
fireien Gesellschaft zu leisten. “®'

9 Beschliisse des Verbandsvorstandes am 5.5.1968 in Wien; in: ,,Dokumentation zum Konflikt“ in: intern, 3. J. g,Nr.9,S. 11
90 Interview Herbert Leirer, 28.8.2004, S. 13

651 ,,VSStO-Korrespondenz Nr. 1: Der VSStO seinen Génnern, sowie den von ihm frustrierten Kollegen und Genossen
Nr. 9, Mai 1968, S. 14f

7

in: intern, 3. Jg.
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Der VSStO sah seine zukiinftige Aufgabe in einer Doppelrolle. Zum einen in der Funktion

als ,,kompromisslose provokatorische Minoritdt* und zum anderen ,,als verlangerter Arm

der Studenten in die (-und nicht umgekehrt, selbstverstidndlich) Institutionen.

., Daraus ergibt sich eine wichtige , VSStO-spezifische’ (Demokratisierung im Bildungswe-
sen, antiautoritdre Erziehung, Anm. d. Verf.) Funktion als kritische Minoritdt innerhalb
der Partei. Allerdings nicht um jeden Preis: die Wirksamkeit des VSStO in seiner neu zu
definierenden Doppelrolle miisste gewahrt bleiben. “*’

Nach den klaren Beschliissen des Verbandvorstands am 5. Mai schien die Parteifiihrung
dem VSStO wieder gewogen, da der Verband die Forderungen des Parteivorsitzenden er-

fiillt hatte. Bereits Mitte Mai beteuerte Bruno Kreisky wiederum sein Interesse an der Stu-

dierendenbewegung:

., Es miisse klar sein, dass es sich bei der neuen Studentenbewegung nicht um eine vorii-
bergehende unpolitische Erscheinung handelt, sondern um eine sehr ernste, tiefgreifende
politische Bewegung (...).Wir haben uns sehr ernsthaft damit beschdftigt und wollen das
auch in Zukunft tun. Allerdings darf uns das nicht hindern, in Situationen, in denen demo-
kratische Grundsdtze und das Ansehen der Partei gefihrdet sind, rasch zu handeln, sonst
wire die Diskussionsbereitschaft geschwdcht. “**

Eine Beilegung des Konfliktes zwischen Partei und VSStO belegt zudem ein Brief von
Zentralsekretir Leopold Gratz vom 7. August 1968.

,,Nach den Gespriichen, die Funktiondire des VSStO mit dem Parteivorsitzenden fiihrten,
sowie nach den Ausfiihrungen der Vertreter des VSStO im Parteivorstand, sind die aktuel-
len Differenzen mit dem Verband sozialistischer Studenten als bereinigt anzusehen. Wir
ersuchen daher, den VSStO hinsichtlich der Vergabe von Subventionen wieder wie jede
andere sozialistische Organisation zu behandeln. “*”

Fest steht, dass der VSStO in der Causa ,,Blasmusikrummel“ den Forderungen der Partei
ohne grofle Einwidnde nachgekommen ist, und sein Vorgehen, vor allem gegeniiber der

studentischen Linken, im Nachhinein als taktischen Schritt erklart hatte, um seine Funktion

2 Vgl. ebd. S. 18 i
653 ,,VSStO-Korrespondenz Nr. 1: Der VSStO seinen Gonnern, sowie den von ihm frustrierten Kollegen und Genossen
Nr. 9, Mai 1968, S. 18
%% Kreisky: Studenten ernst nehmen® in: AZ vom 16.5.1968, S. 2
%55 Brief von Leopold Gratz an die Sozialistische Fraktion im OGB z. H. Erich Hofstetter vom 7.8.1968 in: Mappe VSStO 1968-79,
(Briefverkehr Zentralsekretariat)
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als Reformbewegung innerhalb der SPO fiir die Demokratisierung der Hochschule®® zu

wahren. Anzunehmen ist, dass dieser Schritt innerhalb der im VSStO Verbliebenen nicht
unumstritten war. Die aufgestaute Kritik an der Partei entlud sich teilweise am Parteitag im
Oktober 1968. Anzumerken ist noch, dass sich nach diesem ,,Unterwerfungsritual®, laut
Keller, viele Aktivistinnen, welche formal nicht Mitglieder im VSStO waren, vom sozialis-

tischen Studierendenverband abwandten.®’

4.4.3 Kontroverse am Parteitag im Oktober 1968

Am Parteitag der SPO am 2. und 3. Oktober 1968 in Wien beteiligte sich der VSStO aktiv
und forderte mehr Autonomie und Absicherung fiir die sozialistischen Jugendorganisatio-
nen, sowohl in finanzieller als auch in statutarischer Hinsicht.%*® Laut Paul Blau wurden
den Jugendorganisationen im Statut schlussendlich mehr Unabhéngigkeit gewédhrt als im

Entwurf vorgesehen war.®”

Am Parteitag wurde neben einem neuen Parteistatut auch das neue Wirtschaftsprogramm
der SPO beschlossen, welches iiber ein Jahr lang in der SPO diskutiert wurde und eine
Grundlage fiir die Entwicklung Osterreichs zu einem ,,modernen Industriestaat* bilden
sollte.®®® Auch hierzu stellte der VSStO beim Parteitag einen Antrag, der mehr ,,betriebli-

che Mitbestimmung im Interesse der Demokratisierung der Wirtschaft* einforderte.*®!

Herbert Ostleitner beurteilte das Programm in der September/Oktober-Ausgabe der neuen
alternative sehr kritisch und sah es als ,, Prostitution einer schwachen Sozialdemokratie an
reaktiondre und kleinbiirgerliche Elemente der osterreichischen Gesellschaft, und als Irre-

fiihrung der Arbeiterschaft“.*** Bereits im Juni 1968 hatte Herbert Ostleitner den Entwurf

e

0% ygl. , VSStO-Korrespondenz Nr. 1: Der VSStO seinen Génnern, sowie den von ihm frustrierten Kollegen und Genossen
3.Jg. Nr. 9, Mai 1968, S. 18
%7 Vgl Keller, 1983, S. 74
¥ Vgl. Rede von Peter Kowalski, S. 109 & Antrag Nr. 5 und Nr. 8 des VSStO S. 241 & 243 in: ,,SPO Protokoll - 19. Parteitag 1968, 2.
— 4. Oktober, Sofiensaal, Wien“, SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1968
639 Vgl. ,Parteitag der Einigkeit* von Paul Blau; in: AZ vom 5.10.1968, S. 2
60 Eischer, Heinz: ,,Die Kreisky-Jahre 1967-1983; Locker Verlag, Wien 1993, S. 49f.
1 ygl. Antrag Nr. 6 des VSStO, S. 242, in: ,,SPO Protokoll - 19. Parteitag 1968, 2. — 4. Oktober, Sofiensaal, Wien®, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwérts Verlag, Wien 1968
2 Der im Programm angedeutete sozialpolitische und wirtschaftspolitische Kurs soll der Belebung der Wirtschaft (sprich: Profite)
dienen und die Masse der Lohnempfangerlnnen unterdriicken. ,,Sozialdemokratische Ideologie und sozialistische Praxis® von Herbert
Ostleitner, in: neue alternative, 3.Jg., Heft 4, September/Oktober 1968, S. 26
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der ,,Okonomischen Versammlung“663 kritisiert und aus dieser Kritik seine Neokolonie-
These abgeleitet (Vgl. Kapitel 4.3.3.1). Als unumginglich erschien dem VSStO eine De-
mokratisierung der Wirtschaft durch Betriebsparlamente und ein Wirtschaftministerium,
welches zu einem Organ der kollektiven Entscheidungen durch Betriebsdelegierte und
Verbraucherrite werden sollte. Die Masse der Lohnabhéngigen sollte an 6konomischen
Entscheidungen, die sie selbst betreffen, teilnehmen.®®* Daraus resultierte wahrscheinlich
auch der Antrag des VSStO am Parteitag, der die Verankerung einer stéirkeren Mitbestim-
mung der Arbeitnehmerlnnen im Wirtschaftsprogramm der SPO forderte, schlussendlich
jedoch abgelehnt wurde. Ebenso abgeleht wurde der Antrag mit der Forderung nach einer
zwanzigprozentigen Deckelung von Delegierten in allen Korperschaften der Partei, die in
einem wirtschaftlichen Abhéngigkeitsverhdltnis zur Partei stiinden. Auch die beantragte

Abschaffung des Bundesheeres fand keine Mehrheit. °*°

Hauptredner fiir den VSStO am Parteitag waren Silvio Lehmann und Peter Kowalski. Ko-
walski sprach sich gegen die Usance aus, dass Beschliisse der Jugendorganisationen, bis
auf jene der Kinderfreunde, erst genehmigt werden mussten (wahrscheinlich vom Partei-

Vorstand).666 Zudem machte er auf ein ,,altes* Problem der Partei aufmerksam:

., (-..) er glaube nicht, dass zwischen Arbeitern und Intellektuellen ein Gegensatz bestehe.
Die Bildungsfeindlichkeit innerhalb der Partei sei ebenso alt wie die Bildungsarbeit. Das
Antiintellektuelle zeichne sich darin, dass man alles, was Unruhe schafft, was man nicht
kennt, mit dem Etikett nihilistisch, anarchistisch oder kommunistisch versieht. Man sei gar
nicht bereit, mit den Jungen zu diskutieren. Zwischen den Arbeitern des Kopfes und den
librigen Arbeitern tue sich eine Kluft auf, die es zu iiberbriicken gelte. “*’

Bruno Kreisky befasste sich in seiner Rede auch mit der Studierendenbewegung und versi-
cherte das Bemiihen der SPO um eine Totalreform der Universititen im ,, engsten Einver-

nehmen mit den sozialistischen Studenten ““, denn AkademikerInnen wiirden in der Gesell-

%3 Im Prozess der Entstehung des SP-Wirtschaftsprogramms traten Mitte Juni 1967 300 ExpertInnen aus Wirtschaft und Wissenschaft
zu einer ,,Okonomischen Versammlung® zusammen, die bis Ende Juni einen Entwurf fiir das Wirtschaftskonzept der SPO ausgearbeitet
hatte. Vgl. Fischer, 1993, S. 50

664 Kritik des Gkonomischen Programms der SPO“ von Herbert Ostleitner, in: intern, 3. Jg., Nr. 10, Juni 1968, S. 17

665 Vgl. ,,Um eine neue Verfassung der Partei in: AZ vom 4.10.1968, S. 3; ,,Mit aller Kraft fiir den demokratischen Sozialismus® in: AZ
vom 5.10.1968, S. 3

666 Vgl. ,,Um eine neue Verfassung der Partei* in: AZ vom 4.10.1968, S. 3 & Rede von Peter Kowalski, S. 109, in: ,,SPO Protokoll - 19.
Parteitag 1968, 2. — 4. Oktober, Sofiensaal, Wien*, SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1968

179



schaft als MeinungsmacherInnen wirken und das gebe ,, der Forderung nach Demokrati-

sierung des Bewusstseins der Studenten auch aus der Sicht der Sozialisten einen besonde-

. 668
ren Sinn. “

In Folge zweifelte Kreisky in seiner Rede jedoch an den Methoden der Studierendenbewe-
gung in den letzten Monaten und antwortete auf Peter Kowalskis Vorwurf der Bildungs-

feindlichkeit der Partei:

,,Denn bei aller Bereitschaft zur Diskussion muss auch dem, mit dem man diskutieren will,
erstens einmal der Sinn einer solchen Diskussion einleuchten, und zweitens miisste ge-
trachtet werden, dass die Diskussionen nicht in einem quasi-akademischen Kauderwelsch
gefiihrt werden, das in Wirklichkeit Ausdruck eines intellektuellen Hochmutes ist und zu
nur noch groferen Isolierung der Intellektuellen fiihren miisste. “*%

Silvio Lehmann appellierte an die Delegierten die Protestwelle der Jugend ernst zu nehmen

und warnte davor die Studierenden zu stigmatisieren.®”’

., Mit den Problem der Neuen Linken, der Jugend und der Hochschulen hat sich die Partei
erst beschdftigt, als die Aktionen aufserhalb der Partei und von einigen Gruppen vielleicht
auf gegen die Partei durchgefiihrt wurden. Das misst sich letztlich auf daran, und es ist
eine Gefahr, dass man es nicht vermeiden kann, dass viele Mitglieder unserer Bewegung
tiberaus spiefbiirgerliche Vorurteile den Studenten gegeniiber haben. Denn das wissen wir
aus der Sozialpsychologie autoritirer Systeme, und in gewisser Weise dauern hier Tenden-
zen an, zum Teil in der Massenpresse, dass man versucht eine kleine Minoritdt zu Siinden-
bocken zu machen. (...) Dieses Nach-aufsen-Gehen, dieses Provozieren von schlechten Ei-
genschaften ist immer Ausdruck eines psychologischen Zustandes, in dem man sich seiner
selbst nicht sehr sicher ist. Das ist ein Problem, das sehr stark zu sehen ist. «671

Lediglich ein Antrag des VSStO, in dem sich die SPO mit den ,, grundlegenden Forderun-
gen nach Modernisierung und Demokratisierung der Hochschulstrukturen solidarisch“
erklirte und gemeinsam mit dem VSSTO Initiativen zur Verwirklichung dieser Anliegen

ergreifen solle, wurde angenommen.®’

67 Statt Hass — Ideal der Niichternheit* in: AZ vom 4.10.1968, S. 5 & Vgl. Rede von Peter Kowalski, S. 180f, in: ,,SPO Protokoll - 19.
Parteitag 1968, 2. — 4. Oktober, Sofiensaal, Wien*, SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1968

8 Hoherer Lebensstandard — Verstindnis fiir die Jugend — Schutz vor moderner Sklaverei in: AZ vom 4.10.1968, S. 2

% Ebd.

670 Diskussion: Linder, Mitbestimmung, Strafrecht* in: AZ vom 4.10.1968, S. 4

7! Rede von Silvio Lehmann, S. 166, in: ,,SPO Protokoll - 19. Parteitag 1968, 2. — 4. Oktober, Sofiensaal, Wien*, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwérts Verlag, Wien 1968

72 Vgl. Antrag Nr. 16 des VSStO, S. 247, in: ,,SPO Protokoll - 19. Parteitag 1968, 2. — 4. Oktober, Sofiensaal, Wien“, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwérts Verlag, Wien 1968
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Laut Paul Blau nahmen sich die Vertreter des VSStO kein ,, Blatt vor dem Mund* und er-
regten so Aufmerksamkeit und ernteten auch Sympathie und Beifall, stieBen jedoch bei
Diskussionen auch auf energischen Widerstand, welcher aber der ,, geistigen Auseinander-
setzung und dem gegenseitigen Verstehen nur zutriglich war.®”

Kreisky reagierte auf die kritischen Beitrige der VSStO-Vertreter gelassen:

,, Die Studenten kénnten sich nicht beklagen: Wihrend des Parteitages durften sie frei und
ungehindert reden, ihr Recht auf Kritik wurde in keiner Weise eingeschrdinkt. Hinter jeder
Kritik miisse jedoch der Wille stehen, der Partei zu helfen. Otto Bauer zitierend, rief Kreis-
ky dann zu jenem ,Ideal der Niichternheit’ auf. Denn nicht mit Explosionen von Hass, son-
dern n%t;auf dem Boden der Tatsachen stehend, konnten die Sozialisten ihr Ziel errei-
chen.

Inhaltlich stellte der VSStO dem Parteitag der SPO, der das Motto ,,Leistung — Aufstieg —
Sicherheit“ " hatte, kein gutes Zeugnis aus. In der neuen alternative hief es unter dem

Titel ,,Die SPO — das beste Persil, das es je gab*:

,, Wenn die Parolen des Parteitags von den Wiinschen nach Aufstieg, Leistung und Sicher-
heit handeln, dann sind diese Wiinsche nicht nur Ausdruck eines naiv-oralen Abhdngig-
keitsbediirfnisses, sondern Tduschung der Massen, weil solche Versprechen unter den be-
stehenden spdtkapitalistischen Bedingungen nicht allgemein eingeldste werden kénnen.
Jene Partei, die den Anspruch erhebt, die einzig denkbare Fiihrung der Lohnabhdngigen
zu sein, treibt Waschmittelwerbung dort, wo emanzipierende Politik zu machen wadre.
Wasc!;;nittelwerbung aber dient immer noch den Interessen der Waschmittelproduzen-
ten."”

4.4.4 SPO-Programmarbeit - Der VSStO unter 1.400 ExpertInnen

Ein wichtiger Punkt, der nicht unerwihnt bleiben soll, ist das Mitwirken einiger VSStO-
Mitglieder an der Programmerstellung der SPO in den Jahren 1967 bis 1969, die sogenann-
te ,,Arbeit von 1.400 Experten®.

%3 Vgl. , Parteitag der Einigkeit von Paul Blau; in: AZ vom 5.10.1968, S. 2

7 Statt Hass — Ideal der Niichternheit* in: AZ vom 4. 10. 1968, S. 5

% Vgl. ,,Zu neuen Erfolgen mit Sozialisten!* in: AZ vom 5.10.1968, S. 4

76 | Sozialdemokratische Ideologie und sozialistische Praxis® von Herbert Ostleitner; in: neue alternative; 3. Jg. Heft 4, Septem-
ber/Oktober 1968, S. 26
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., Wir waren in Expertenkommissionen. Ich war auch in einer tiber Gesundheit. Das war
Vorbereitung auf die Regierung (...). Das war fiir damalige Verhdltnisse recht vif. Man
darf ja nicht vergessen, dass es eigentlich kein inhaltliches Programm gegeben hat. Es hat
Deklarationen wie das Wiener Programm gegeben, aber es hat kein inhaltliches Pro-
gramm gehabt, wie man Staat und Gesellschaft anders organisieren konnte. “*”’

Bruno Kreisky erwartete sich von den Studierenden und AkademikerInnen einen Multipli-
katorInnen-Effekt (Vgl. Kapitel 4.4.3) und so band er den VSStO vor allem in die Hoch-

schulkonzepterstellung der Partei ein, die Heinz Fischer oblag.

., Die Arbeit an diesem Hochschulkonzept mit einer Reihe fortschrittlicher Professoren (...)

aber auch aktiven ,68ern’, wie Peter Kowalski, Norbert Roszenich, Silvio Lehmann, Mari-

na Fischer (...), Eva Kreisky u.a., gehort zu den erfreulichsten und interessantesten Erfah-
L o 678

rungen, die ich in der Politik gemacht habe.

Das Hochschulkonzept der SPO wurde am 22. November 1969 vom Parteirat beschlossen,
und enthielt Vorschldge zur einer grundlegenden Neufassung des universitiren Bildungs-
ziels (effiziente Fachausbildung und Erziehung zu miindigen Personlichkeiten), einer Neu-
gestaltung des inneren Aufbaus der Hochschulen ( Aufteilung in Institute, Fachbereiche
und Konzil; Einrichtung von Institutsausschiissen und Studienkommissionen) Anderungen
der Hochschuldidaktik ( Weniger Priifungen, mehr wissenschaftliche Teamarbeit) sowie

%7° Die Demokratisierung der

Anderungen in der Wissenschafts- und Forschungsforderung.
Universititen (z.B. drittelparititisch zusammengesetzte Studienkommissionen, Mitbe-

stimmung der Studierende auf allen Ebenen) war immanenter Bestandteil des Programms
und sollte schlieBlich im Universititsorganisationsgesetz 1975 grof3teils gesetzliche Wirk-

lichkeit werden.®®

Nach den OH-Wabhlen im Jinner 1969 (Vgl. Kapitel 4.3.3.1), wo die SPO den VSStO wie-
der mit einer Wahlkampfsubvention unterstiitzt hatte,”®' kam es am 15. Februar 1969 zu

einem lidngeren Gesprich zwischen dem VSStO und Bruno Kreisky. Kreisky zeigte Ver-

77 Interview Wilhelm Burian, 4.7.2004, S. 12
" Heinz Fischer war damals Klubsekretir der sozialdemokratischen Parlamentsfraktion. Fischer, 1993, S. 51
7 vgl. ,Bildung fiir die Gesellschaft von morgen — Hochschulkonzept der SPO*, Vorwirts Verlag, Wien 1969 & ,,SP-
Hochschulkonzept fertig™ in: AZ vom 14.11.1969, S. 4 & ,,.Demokratische Universitit” in: AZ vom 19.11.1969, S. 3
0 yg]. Fischer, 1993, S. 138ff
1 vgl. Beschluss des Bundesparteivorstandes vom 5.12.1968, Brief von Gen. Rauscher an Gen. Berger vom 6. 12. 1968, in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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stdndnis fiir die Probleme der Studierenden und sicherte abermals die volle Unterstiitzung
der Partei im Bestreben des VSStO nach einer demokratischen Hochschule zu. Er formu-
lierte auch die Aufgaben des VSStO, die seiner Meinung nach der permanente Hinweis auf
die Forderung von Begabten aus den Arbeiterlnnen- und Angestelltenschichten sowie die
Verianderung des reaktiondr-konservativen Klimas an den Universitdten seien. Zudem lud
er den VSStO zur Mitarbeit im Wahlkampfkomitee fiir die Nationalratswahlen 1970 ein.®®

Der VSStO resiimierte {iber die Aussprache etwas distanzierter:

., Die finanzielle Situation des VSStO ist nach wie vor furchtbar schlecht, jedoch diirfte
zumindest eine Basisfinanzierung erreicht werden. Auf dem politischen Sektor kam es zu
einer Konfrontation der Ansichten, jedoch wurde von Seiten der Parteiorganisation das
grundsitzliche Interesse am VSStO bekundet (Wahlen stehen auch vor der Tiire). Wir
glauben, dass es in Zukunft zu einer lockeren Gemeinschaft des VSStO mit der Partei
kommen wird, die zum gréfiten Teil durch pragmatische Uberlegungen fundiert sein diirf-

te. 683

Am Verbandstag vom 15. bis zum 16. Mérz 1969 wurde die Haltung des VSStO noch

einmal in aller Klarheit formuliert.

., In Diskussionsbeitrigen hoben die anwesenden Studentenfunktiondre die Notwendigkeit
der Zusammenarbeit mit der Sozialdemokratischen Partei in vielen legislativen Fragen
hervor. Sie betonten ihre Loyalitdt gegeniiber der SPO in grundsdtzlichen Fragen, unter-

strichen aber ihr Recht auf Kritik an den unmittelbaren tagespolitischen Entscheidun-

[ 1684
gen.

Auffallend ist ein zeitliches Ultimatum, das sich einem, einstimmig angenommenen, Be-
schluss des Verbandtages anschlieBt. Darin wird das Prisidium des VSStO aufgeforderte

mit Vertretern der SPO Gespriche iiber eine langfristige Basisfinanzierung zu fiihren.

,,Sollte nach einer weiteren Woche (7 Tage) kein zufriedenstellendes Ergebnis vorliegen,
erfolgt die sofortige Einberufung eines aufierordentlichen Verbandstages. “*

Diese knappe Frist sowie die Einberufung eines aullerordentlichen Verbandstag bei Nicht-

erfiillung lassen auf eine kontroversielle Diskussionen beziiglich der Funktion der SPO als

682 Vgl. ,,Hochschule demokratisieren in: AZ vom 18.2.1969, S. 2
083 ,Aussprache mit Dr. Kreisky* in: intern, 4. Jg., Nr. 3, Februar 1969, S. 5
% Hochschule soll zur Demokratie erzichen — VSStO-Verbandstag™ in: AZ vom 18.3.1969, S. 4
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Geldquelle fiir den Verband schlielen, die meist auch in engem Zusammenhang mit dem
Verbleib in der Partei gestellt wurde.®®® Seltsam ist, dass es bei der Aussprache am 15.
Februar 1969, laut VSStO bereits eine Vereinbarung iiber eine Basisfinanzierung gegeben

haben sollte (siche oben).

4.5 Zusammenfassung

Im Sommersemester 1967 erfolgte im VSStO eine generationsbedingter Wechsel an der
Verbandspitze, der alsbald auch seinen Ausdruck in einer politischen Neuorientierung
fand. Die Theorien der Frankfurter Schule, der ,,Neuen Linken* (Vgl. Kapitel 4.2.1), vor
allem jene Herbert Marcuses, schienen starken Einfluss auf die Verbandsmitglieder ausge-
ibt zu haben. Durch die Beschiftigung mit der Kritischen Theorie wandten sich viele vom
(orthodoxen) Austromarxismus und auch Josef Hindels ab (Vgl. Kapitel 4.2.1.3). Zumin-
dest theoretisch schien nun die radikale Negation als einzige Alternative. Es galt die Insti-
tutionen des Systems durch Provokation einer antiautoritéren, auflerparlamentarischen Op-
position in Frage zu stellen, so wie es schon in Deutschland geprobt wurde. Unter anderem
provozierte der VSStO mit Tabuthemen wie zum Beispiel Sexualitit, thematisierte diese
auf der Universitdt und leitete praktische Forderungen wie zum Beispiel eine Reform des
Strafrechts oder mehr gemischtgeschlechtliche StudentInnenheime daraus ab (Vgl.

42.1.2).

Eine gewichtige Rolle im Verbandsleben spielte der SDS. Seine Zeitschriften, Konzepte
aber auch die ProtagonistInnen, allen voran das Idol der StudentInnenbewegung Rudi
Dutschke, waren maBgeblich im Diskurs des damaligen VSStO verankert bzw. wurden zu
,@Gastspielen* nach Wien eingeladen. Die Ereignisse in der Bundesrepublik wie der Tod
Benno Ohnesorgs und vor allem das Attentat auf Rudi Dutschke stellten Beschleunigungs-
punkte dar, nach denen der Verband nicht nur wieder regen Zulauf, sondern auch durch
(Re-)Aktionen an die Offentlichkeit trat (Vgl. Kapitel 4.4.2). Die unmittelbare Ubertragung

deutscher Konzepte auf die sterreichischen Verhiltnisse seitens des VSStO ist jedoch als

% Beschliisse des Verbandtages vom 15./16.3.1969 in: intern, 4. Jg. Nr. 4, Mirz 1969, S. 9
86 vgl. Keller, 1983, S. 81
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problematisch einzustufen, da enorme Vermittlungsschwierigkeiten, wie zum Beispiel bei
der Wiener Demonstration nach dem Attentat auf Rudi Dutschke, auftraten (Vgl. Kapitel
4.2.2).

Als klare Kontinuitdt in der Verbandsentwicklung kann das konstante antiimperialistische
Engagement des VSStO gesehen werden. In den Jahren 1967 bis 1969 veranstaltete der
VSStO unermiidlich Teach-Ins und Demonstrationen gegen das griechische Obristenre-
gime, gegen den Vietnamkrieg und, im gesteigerten Malle, gegen das Schah-Regime in
Persien. Diese Kontinuitét ergab sich auch aus der, von Herbert Marcuse und Jiirgen Ha-
bermas propagierten, neuen Rolle der Studierenden als Subjekte des revolutiondren Wan-
dels in der Ersten Welt und der damit einhergehenden Verantwortung zur Unterstiitzung

der Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt (Vgl. 4.2.1.1 & 4.2.3).

Durch die Dynamik der Ereignisse (Demonstrationen, Go-Ins, etc.) aber auch die inhaltli-
che Aufklirung an der Universitit (Teach-Ins, etc.) erhielt der VSStO regen Zulauf von
interessierten Studierenden. Um diese links-liberale, hauptsichlich kritische Vielfalt in das
Verbandsleben zu integrieren, wurde die Redaktionssitzung der (neuen) alternative sowie
der Verbandstag 6ffentlich gemacht und zudem Mitgliedervollversammlungen abgehalten,
wahrscheinlich in der Hoffnung die Interessierten formal enger binden zu kénnen. Bis zum
1. Mai 1968 kann der VSStO integratives Sammelbecken der Linken an der Universitt
gesehen werden. Nach der Griindung des SOS (Vgl. Kapitel 4.2.4.1) nahm die Ausdiffe-
renzierung der linken Gruppierungen auch im Zuge der Griindung von Instituts- und Ba-
sisgruppen zu, das Interesse am VSStO als parteigebundene Organisation jedoch merklich

ab (Vgl. Kapitel 4.2.4).

Im Gegensatz zu den Jahren davor (Vgl. Kapitel 3.3), widmete sich der VSStO ab dem
Wintersemester 1967 vermehrt der Hochschulpolitik. Durch die Erhéhung der Studienge-
biihren und der vorgesehenen Datenerfassung durch das Ministerium veranstaltete der
VSStO seine erste hochschulpolitische Kampagne, beteiligte sich an Demonstrationen ge-
gen den Bildungsnotstand und protestierte bei Inaugurationsfeiern gegen das veraltete und

autoritire Universititssystem (Vgl. Kapitel 4.3.1). Festzuhalten ist, dass der VSStO oft-
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mals die Demokratisierung der Hochschulen lauthals forderte, jedoch selbst kein ausgereif-
tes und konkretes Hochschulkonzept vorweisen konnte, sondern sich sehr stark an den
Vorschldgen aus Deutschland, vor allem an die Forderungen und Vorschldge der SDS-
Hochschuldenkschrift ,,Hochschule in der Demokratie* anlehnte, und versuchte diese auf
die osterreichischen Verhiltnisse umzulegen (Vgl. 4.3.2). Es scheint, dass erst mit dem
Engagement in der IVK der Verband klarere Vorstellung iiber die konkreten Maflnahmen
zur Demokratisierung der Osterreichischen Hochschulen bekam (Vgl. Kapitel 4.3.3) und
diese wahrscheinlich auch in Programmdiskussion der SPO einbrachte (Vgl. 4.4.4).

Im Zusammenhang mit der Kritik der ,,Neuen Linken* an System, Institutionen und Biiro-
kratie wurde auch die OH von Seiten des VSStO als zahnlose, systemstabilisierende Stu-
dierendenvertretung angegriffen. Der VSStO forderte basisdemokratische Vollversamm-
lungen anstelle der OH, auf denen die StudierendenvertreterInnen gewihlt, aber auch je-
derzeit wieder abgewihlt werden sollten bzw. konnten. Im Zusammenhang mit diesen ba-
sisdemokratischen Ansitzen ist anzumerken, dass der VSStO mit 13% der Stimmen auf
der Bundesebene der OH nur marginalen Einfluss auf die Entscheidungen und Aktivititen
der OH-Exekutive hatte. Aus diesem Grunde ist die Forderung nach einer Wahlvollver-
sammlung seitens des VSStO aus machtpolitischen Griinden nur verstindlich, da der Ver-
band vermutlich in dieser Phase in der universitiren Offentlichkeit stirker wahrnehmbar
war als die OH selbst.

Einzelne VSStO-Mitglieder wie zum Beispiel Peter Kowalski engagierten sich in den Insti-
tutsvertretungen und in der IVK, die im HGr detaillierte Forderungen zur Demokratisie-
rung der Universititen entwickelt hatte. Zuvor hatte die konservative OH-Fiihrung im ,,0-
bertrumer Konzept* mit einzelne Forderungen zur studentischen Mitbestimmung (Drittel-
paritit in akademischen Gremien, etc.) versucht, dem basisdemokratischen Aktionismus
auf der Ebene der Institute inhaltlich entgegenzutreten. Die IVK antwortete jedoch mit
einer detaillierteren Stellungnahme zu den besonderen Studiengesetzen und der Totalre-
form der Universitétsstruktur nach demokratischen Grundsétzen. Die Institutsvertretungen
konnten im ,,Fall Antoniolli“ sowie bei der ,,Aktion Rektorswahl* durch ,,sanfte* Provoka-
tion Offentlichkeit fiir ihre Forderungen schaffen, die im Endeffekt teilweise Eingang in

das Universitidtsorganisationsgesetz 1975 finden sollten.
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Der OH-Wahlkampf des VSStO wurde meiner Meinung nach mit einersehr komplexen
Kampagnen zur ,,Neokolonie Osterreich® und »,Demokratisierung der Osterreichischen
Wirtschaft* gefiihrt, die mit der Lebensrealitét der Studierenden, aber auch mit den unmit-
telbaren politischen Ereignissen dieser Jahre wenig bis gar nichts zu tun hatten. Bei den
OH-Wahlen 1969 erzielte der VSStO 12,2%, und verlor ca. ein Prozent im Vergleich zu
den Wahlen im Jahr 1967. Die Griinde fiir diesen Verlust lagen nach Meinung des Verban-
des in der Ausdifferenzierung im linken Spektrum der OH-Fraktionen, an den Schah-
Demonstrationen und spiten Geldzuwendungen der Partei. Als wesentlicher Punkt wurde
aber die gesunkene Wahlbeteiligung (Ein Minus von knapp 10 %) au3er Acht gelassen.
Dieses Phidnomen kann einerseits mit der zunehmenden antiautoritiren Einstellung der
Studierenden, vermehrter Unterstiitzung der Institutsvertretungen, die auerhalb der OH
agierten, aber auch mit der Agitation des VSStO gegen die Institution OH erklirt werden.
Der VSStO zog aus dieser Niederlage den Schluss, sich nun verstirkt der Basisarbeit an
den Universitdten zu widmen und Gruppen aufzubauen, die die radikale Demokratisierung

an den Universititen von unten vorantreiben sollten (Vgl. Kapitel 4.3.3.1).

Die Beziehung des VSStO zur SPO kann in dieser Zeit als sehr ambivalent bezeichnet
werden. Auf der einen Seite kritisierte der VSStO die SPO als Teil des herrschenden Sys-
tems und Handlanger des Kapitalismus, vor allem anhand des neuen SP-
Wirtschaftsprogramms (Vgl. Kapitel 4.4.3). Dieser Einwand ist unter anderem durch den
Einfluss der Theorien der ,,Neuen Linken* und ihrer Kritik an den systemstabilisierenden
Institutionen, einhergehend mit einer fundierten Parlamentarismuskritik (Vgl. Kapitel 4.1)
erklirbar. Fiir viele im VSStO schien zudem die Parteigebundenheit des Verbandes unné-
tig und hinderlich, da das Beispiel des SDS zeigte, dass diese entbehrlich sei, wenngleich
unter gdnzlich anderen Voraussetzungen. Fiir andere war die Bindung an die Partei, vor
allem nach der Griindung des SOS, wichtig, da der VSStO die Funktion einer Reformbe-
wegung einnehmen sollte, um in Institutionen wie die SPO, (bildungs-)politisch hineinzu-
wirken (Vgl. Kapitel 4.2.4.1 & 4.4.2). Die Wirkung des VSStO war, zumindest was den
Hochschulbereich betrifft durch die Mitarbeit am SPO-Hochschulkonzept und im weiteren

Verlauf im UOG 1975 nicht unerheblich.
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Die Abspaltung einiger VSStO-Mitglieder im Mai 1968 ausgeldst durch den ,,Blasmusik-
rummel* war nach den Auseinandersetzungen um die Zugehorigkeit zur Partei, keineswegs
iberraschend, sondern vielmehr vorhersehbar (Vgl. Kapitel 4.2.4.1 & 4.4.2). Auch die
(trotzkistische) Strategie der ArbeiterInnenmobilisierung dieser Gruppe stieB3 innerhalb der
Partei, aber auch im Verband auf wenig Gegenliebe. Zudem wurde im April 1968 das Ge-
fiihl immer stirker und fiir manche unertraglich, die Partei schniire das Korsett der politi-
schen Bewegungsfreiheit fiir den Verband immer enger. Der Polizeieinsatz am 1. Mai 1968
und die Reaktion der SPO war nur mehr auslésendes Moment fiir den Austritt dieser Frak-
tion aus dem Verband, die dann auch kurz darauf den SOS nach SDS-Vorbild griindeten.
Der VSStO blieb personell geschwiicht zuriick, da sich auch viele SympathisantInnen nach
dem ,,Kniefall des Verbandes vor der Partei abwandten. Fortan vollfithrte der VSStO ei-
nen Balanceakt zwischen ,,Parteigehorsam‘ und dem Wunsch linke, progressive, antiauto-

ritdre, auBerparlamentarische Opposition an der Universitit und auch auBerhalb zu sein.

Die SPO bzw. Bruno Kreisky handelte gegeniiber dem VSStO oft nach dem Prinzip ,,Zu-
ckerbrot und Peitsche*. Die ,,Peitsche®, in Form von Strafpredigten des Parteivorsitzenden
oder Subventionssperren, kam zur Anwendung, wenn der systemkritische sozialistische
Studierendenverband sein thm zugeschriebenes, politisches Terrain verlie3 und sich mit
ArbeiterInnen solidarisierte oder spontane Demonstrationen in Kooperation mit kommu-
nistischen Organisationen veranstaltete (Vgl. Kapitel 4.4.1). Das Instrument der Subventi-
onssperre wurde innerhalb des Verbandes jedoch nicht als massive Existenzbedrohung
gewertet, da nie ausreichend finanzielle Ressourcen vorhanden waren. Au3erdem konnte
man bei OH-Wahlen mit groBer Sicherheit davon ausgehen, dass der Geldhahn wieder
aufgedreht wiirde, da die Partei Interesse an sozialistischer Prasenz an den Universititen
hatte.

Das ,,Zuckerbrot* wurde gereicht, wenn sich die sozialistischen Studierenden an den in-
haltlichen Arbeitskreisen zur Programmdiskussion der SPO beteiligten (Vgl. Kapitel
4.4.4).
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5. POST-68 — KRISE UND KONSOLIDIERUNG

Im vierten und letzten Kapitel mdchte ich die Zeit nach den Ereignissen um das Jahr 1968
ndher beleuchten. Mit dem Wintersemester 1969 ist eine Abnahme an Verbandsaktivititen
wahrzunehmen. Es trat eine theoretische Reflexionsphase ein. Der Verband erfuhr bis zum
Friithjahr 1971 eine personelle Schwiachung und Zerriittung die in einem ,,sanften* Frakti-
onskampf miindete, von dem sich der Verband bis Ende 1972 erholen sollte.

Inhaltlich stand die Reflexion der dsterreichischen wie internationalen Studierendenbewe-
gung im Vordergrund, aus der der Verband neue Strategien fiir eine neuerliche Mobilisie-
rung der Studierendenabzuleiten versuchte, wie zum Beispiel die sozialistische Berufspra-

xis (Vgl. Kapitel 5.2.1).

Praktisch suchte der VSStO verstirkt die Zusammenarbeit mit linken Studierendenorgani-
sationen und mit den Basisgruppen an den einzelnen Studienrichtungen (Vgl. Kapitel
5.2.2).

Abseits der Hochschulen engagierten sich die sozialistischen Studierenden kontinuierlich
gegen den Vietnamkrieg und setzten sich fiir die Abschaffung des Bundesheeres ein (Vgl.
Kapitel 5.2.3-4).

Auch durch den Wechsel der SPO in die Regierung begannen Anfang des Jahres 1970 die
Diskussionen um die Hochschulreform endlich konkreter zu werden. Ein neues Universi-
tatsorganisationsgesetz sollte die Hochschulen von Grund auf modernisieren (Vgl. Kapitel
5.3.3). Im Zuge dessen wurde auch die Verfasstheit der Osterreichischen Hochschiiler-

schaft umorganisiert (Vgl. Kapitel 5.3.2).
Die Beziehung des VSStO zur SPO sollte sich durch die Regierungsverantwortung der

Sozialdemokraten ab 1970 wesentlich verdndern. Der Verband versuchte seinen ,,Nutzen*

aus der nunmehrigen Situation zu ziehen (Vgl. Kapitel 5.4.1).
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5.1 Reflexion, Regeneration und Revitalisierung — Der VSStO von 1969 bis
1973

Nach der Anti-Schah-Demonstration im Janner 1969 (Vgl. Kapitel 4.2.3) und den Versu-
chen der IVK durch Aktionismus auf die Dringlichkeit der Hochschulreform hinzuweisen
(Vgl. Kapitel 4.3.3), ebbten die studentischen Aktivititen an den Universititen allméhlich
ab. Die StudentInnenbewegung in Osterreich geriet ins Stocken. Auch der VSStO reagierte

mit innerer Einkehr und propagierte die theoretische Reflexion.

., Denken ist etwas, das auf Schwierigkeiten folgt und dem Handeln vorausgeht. “ Mit die-
sem Zitat von Bert Brecht rief Wilhelm Burian im Wintersemester 1969 in der theorie und
praxis zur Reflexion der Ereignisse um das Jahr 1968 innerhalb des Verbandes auf und

schildert die zukiinftige Schwerpunktsetzung des Verbandes folgendermalfen:

,,Seit dem Sommersemester 69 herrscht Ruhe an den Hochschulen. Um es gleich zu sagen,
diese ,Ruhe’ ist notwendig. Die Riickkehr in den Hochschulbetrieb ist eine Notwendigkeit,
keine Kapitulation. Die Phase des unkritischen Aktionismus musste an der fehlenden Theo-
rie und Reflexion, an der unzureichenden Organisation scheitern. Die gegenwdrtige Arbeit
an den Instituten und in den Basisgruppen kann erst die unabdingbare Reflexion, das Wis-
sen um die gesellschaftlichen Widerspriiche erbringen. Wenn wir unser organisatorisches
und theoretisches Selbstverstdindnis gekldrt haben, kénnen wir weitere mogliche Ziele er-
fassen. Was manche verdchtlich als studentischen Syndikalismus bezeichnen, ist Voraus-
setzung fiir unsere weitere Arbeit. Dieser gewerkschaftliche Kampf bedeutet ja nicht die
Forderung nach mehr kleinbiirgerlichen Privilegien (billiges Mensaessen oder Strafsen-
bahnkarten), sondern die Absicherung unserer politischen Arbeit an den Hochschulen. Die
inhaltlichen Interessen der Studenten (Priifungsdnderung, Aufhebung des Numerus clausus
usw.) sind fiir uns politische Mittel und nicht Selbstzweck. Der Kampf fiir die Selbstbe-
stimmung am Arbeitsplatz Hochschule, die Demokratisierung der Universitdt sind konkrete
Ziele, die sowohl die studentische Selbstorganisation beinhalten als auch die Dienstbar-
machung von Wissenschaft und Technik fiir die Emanzipation der ausfiihrenden Klasse.
Wenn wir die Moglichkeit haben, in den Gremien studentische Projekte und selbstbestimm-
te Arbeit der Studenten zu sichern, ist es notwendig, diese Chance wahrzunehmen. Revolu-
tiondre Berufspraxis bedeutet die Verschdrfung der Widerspriiche in den Produktionsbe-
reichen. Selbstorganisation an der Hochschule und die Abstiitzung der politischen Arbeit
an der Hochschule liefern uns die Voraussetzungen. “*’

7 Editorial von Wilhelm Burian; in: theorie und praxis, Jg. 4, Heft 2, November/Dezember 1969
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Personelle Verdanderungen im Verband gab es bereits am 1. Oktober 1969. Der Verbands-
sekretdr Herbert Leirer lieB3 sich aus personlichen Griinden von seiner Funktion beurlau-
ben.®® Sein Nachfolger hieB Kurt Puchinger, der am darauffolgenden Verbandstag am 11.
April 1970 gemeinsam mit Willy Koldus und Georg Hoffmann-Ostenhof in ein Triumvirat
von Bundessprechern gewéhlt wurde. Dieses Trio, deren Protagonisten uniiblicherweise
allesamt aus der Sektion Wien stammten, bekannte sich zur Zusammenarbeit mit den lin-
ken Studierendengruppen sowie den Basisgruppen an der Universitit.®®” Das Hochschulre-
ferat tibernahm Silvio Lehmann, die Chefredaktion des Verbandsorgan mit dem neuen Ti-

tel theorie und praxis Wilhelm Burian.*”

Was die Strukturen des Bundesverbandes betraf, wurde bereits am Verbandstag vom 15.
bis zum 16. Mérz 1969 eine Kommission mit der Uberpriifung bzw. Neugestaltung der
Statuten beauftragt.”' In der Dokumentation findet sich ein Vorschlag zur Anderung des
Statutes des VSStO von Wolfgang Schwarz,*? der groBe Ahnlichkeiten zu den Statuten
aufweist,”” die am darauffolgenden Verbandstag vom 10. bis 11. April 1970 mit 2/3

Mebhrheit beschlossen wurden.®*

Es ist somit anzunehmen, dass dieser Vorschlag zur
Ginze libernommen wurde.

Die wichtigsten Anderungen waren die Einrichtung eines Zentralrates (vorm. Verbands-
oder Bundesvorstand) und von Sektionsriten (vorm. Sektionsvorstdnde). Zudem wurde das
Rotationsprinzip unter den drei BundessprecherInnen und den jeweiligen Sektionsspreche-
rInnen eingefiihrt. Im Zentralrat war die Kooption etwaiger BerichterstatterInnen aus Ar-
beitskreisen und Basisgruppen mit beratender Stimme vorgesehen, welches die bereit oben

erwihnte angestrebte engere Zusammenarbeit mit Basisgruppen quasi statutarisch besté-

8 yg]. Brief von Herbert Leirer an das Zentralsekretariat der SPO vom 29.9.1969; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)

9 Vgl. , Linke Plattform — was tun?* in: Wandzeitung (VDS), 2. Jg., Nr. 7, Oktober 1970

0 yg]. Protokoll des ordentlichen Verbandstages des VSStO — 10./11.4.1970; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekreta-
riat)

' Vgl. intern, 4. Jg., Nr. 4, Mirz 1969, S. 9

92 ygl. Vorschlag zur Anderung des Statutes des Verbandes Sozialistischer Studenten Osterreichs (undatiert), gez. von Wolfgang
Schwarz; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

3 Vgl. Satzung des Verbandes Sozialistischer Studenten Osterreichs aus dem Jahr 1970; (Vereinsbehorde der Bundespolizeidirektion
Wien, Aktennummer I-11 1968 & 1970)

94 Vgl. Protokoll des ordentlichen Verbandstages des VSStO, Punkt 12, S. 2 in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretari-

at)
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tigt. Zudem konnten in den Sektionen Projektgruppen, die als Arbeitskreise definiert wur-

den, eingesetzt werden.®”

Die Phase der Reflexion, die zeitlich vom Wintersemester 1969 bis zum beginnenden
Sommersemester 1971 anzusetzen ist, brachte nicht nur personelle und statutarische Ande-
rungen mit sich, sondern sie féllt auch mit dem Erscheinungszeitraum der ,,neuen* Ver-
bandszeitschrift theorie und praxis von September 1969 bis April 1970 zusammen. Auf-
grund des verlorenen Prozesses um den Namen des Verbandsorgans mit der Berliner Kul-
turzeitschrift ,alternative’ (Vgl. Kapitel 3.2.2), wurde schlussendlich die vollige Umbenen-

nung,” aber auch Neuausrichtung der VSStO-Zeitung vorgenommen.

,,Andererseits haben wir Gelegenheit, fiir eine Re-Interpretation der Moglichkeiten und
Aufgaben einer theoretischen Zeitschrift in Osterreich zu sorgen und die Perspektiven der
Zeitschrift innerhalb der Studentenbewegung zu kidiren. Die alternative und die neue al-
ternative (ab 3/1968) versuchten, die theoretisch Leere der dsterreichischen Linken und
der Hochschulen zu beseitigen. (...) Die Erfahrungen der letzten Jahre, die zunehmende
Zersplitterung der neuen Linken in Osterreich machen eine Reflexion der gegenwiirtigen
Lage unumgdnglich. Wir miissen die politische, 6konomische und soziale Lage untersu-
chen, um mogliche Perspektiven erarbeiten zu konnen. Diese Aufgabe soll THEORIE
UND PRAXIS erfiillen und gleichzeitig der osterreichischen Linken als Diskussionsplatt-
form dienen. “%’

In Folge erschienen in der theorie und praxis Artikel, die die Ereignisse im Jahr 1968 aus

den verschiedensten Blickwinkeln analysierten und theoretische Konsequenzen daraus

zogen (Vgl. Kapitel 5.2.1).

Im Bereich der Biindnisarbeit, die von der neuen Verbandsfiihrung forciert wurde, kam es
im Laufe des Jahres 1970 gemeinsam mit anderen linken Studierendenorganisationen zur
Griindung einer ,,Linken Plattform® (Vgl. Kapitel 5.2.2.1). Aufgrund von Meinungsver-

schiedenheiten innerhalb der Allianz, aber auch durch angeblichen Druck der SPO auf den

5 Vgl. Satzungen des Verbandes Sozialistischer Studenten Osterreichs vom 24.1.1968 (S. 8) und undatiert, aus dem Jahr 1970 (S. 6 &
8-10) (Vereinsbehorde der Bundespolizeidirektion Wien, Aktennummer I-11 1968 & 1970)

6 Vgl. Genesis (des Namensstreits) im Editorial; in: theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 2 & 71

97 Warum dann eine neue Zeitschrift?* im Editorial; in: theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 2
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VSStO und der Ablehnung der Koalition durch die Marxistisch-Leninistischen Studenten-

98 Zerbrach diese sehr schnell wieder.%”’

organisation (MLS)
In- und auBerhalb der Universitét ist in der Zeit vom Wintersemester 1969 bis zum Som-
mersemester 1971 ein deutlicher Riickgang der Verbandsaktivitdten zu verzeichnen. Aus
internationalistischer Sicht ist die Vietnamdemonstration am 14. November 1969, die De-
monstration am internationalen Vietnamtag am 15. April 1970 und die Beteiligung an der
Kambodscha-Demonstration (5000 TeilnehmerInnen) am 14. Mai 1970 zu nennen (Vgl.
Kapitel 5.2.4). Auch direkt an der Universitiit ging die Veranstaltungstitigkeit des VSStO
merklich zuriick. Lediglich drei Veranstaltungen fanden in dieser Zeit statt: ein Architek-
turseminar zwischen 1. und 5. Dezember 1969,700 ein Teach-In mit dem Historiker Hans
Mommsen iiber ,,Arbeiterbewegung vor dem Faschismus — Zur politischen Entwicklung
Otto Bauers™ am 23. Janner 1970, sowie ein Kongress iiber ,,Aggression und Gewalt im
Spétkapitalismus* mit Ernst Fischer, Herbert Marcuse und Ernest Mandel vom 12. bis zum
17. Oktober 1971 (Vgl. Kapitel 5.3).”' Bei den OH-Wahlen verlor der VSStO, trotz finan-
zieller Unterstiitzung der SPO,”* rund ein Prozent der Stimmen (Vgl. Kapitel 5.3.1).

5.1.1 Kommunikationsschwierigkeiten zwischen dem Bundesverband und der
Sektion Wien

Ab dem Sommersemester 1970 kam eszu einer Schwichung des Organisationszusammen-
hangs und zu Kommunikationsschwierigkeiten zwischen dem Bundesverband, in Person
von Willy Koldus, Kurt Puchinger und Georg Hoffmann-Ostenhof, und der Sektion Wien,
in Person von Wolfgang Schwarz und Edgar Maier.””” Dies war wahrscheinlich auf das

verstirkte Engagement einzelner VSStO-Mitglieder in den Basisgruppen (Vgl. Kapitel

% Die MLS griindete sich am 29. November 1970 als Nachfolgeorganisation der VDS, nach Ausschluss aller Reformkommunistnnen.
Die MLS war eine Kaderorganisation, charakterisiert durch eine duflerst strenge Organisationsdisziplin. Vgl. Keller, S. 118

9 vgl. , Mit dem Hintern ins Gesicht; Wochenpresse Nr. 51 vom 23.12.1970, in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekre-
tariat) & Keller, 1983, S. 118

% Wahrscheinlich auf die Initiative von Kurt Puchinger, der selbst Architektur studierte, erschien auch eine eigene Architektursonder-
nummer der theorie und praxis ( 4. Jg., Heft 2) im November/Dezember 1969.

' ygl. Keller, 1983, S. 150f

792 ygl. Brief von Fritz Marsch an die SPO Burgendland vom 13. November 1970; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)

703 Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 82
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5.2.2), und die Bemiihungen eine ,,Linke Plattform* zu griinden (Vgl. Kapitel 5.2.2.1) und

unterschiedlichen Auffassungen von politischer Organisationsarbeit zuriickzufiihren.

Im Sommersemester 1970 wurde auch das Verbandsorgan theorie und praxis eingestellt.
Ab Juni 1970 erschien nur noch die rote revue, die Mitgliederzeitung der Sektion Wien.
Das Editorial der ersten Ausgabe der roten revue gibt Aufschluss iiber die moglichen
Konfliktfelder. Der Sektionsvorstand Wien beschrieb darin die zukiinftigen Aufgaben des
VSStO folgendermaBen:

., 1. Aufhebung des Informationsgefilles innerhalb des sozialistischen Studentenverbandes
und zwischen diesem und der langfristig zu politisierenden Studentenschaft.

2. Bereits erarbeitete, allen zugdingliche Analysen sollen in der Diskussion aller unter 1.
genannten Personen an die spezifischen historischen Bedingungen in Osterreich adaptiert
werden. Damit kann tendenziell der internationale Bezug hergestellt werden.

3. Reflexion der eigenen politischen Aktivitdit im Kontext der internationalen sozialisti-
schen Bewegung soll zum theoretisch vermittelten Anschluss der Studentenbewegung an
das unterbrochene historische Kontinuum der Arbeiterbewegung fiihren.

4. Voraussetzung dafiir scheint uns eine qualitativ neue Vermittlungsstruktur zu sein, zu
der u.a. auch die vorliegende Erstnummer der RR [rote revue, Anm. d. Verf.] beitragen
soll. Gleichfalls wdre eine neue Form der innerverbandlichen Kommunikation anzustreben

(etwa verschiedene Arbeitskreise, die periodisch im Plenum miteinander kommunizie-
704
ren).

Weitere Streitpunkte innerhalb des Verbandes stellten die unterschiedlichen Auffassungen
tiber die Funktion des VSStO als sozialistische Studierendenorganisation, die Informati-
onspolitik und die Organisationskultur innerhalb des Verbandes dar.

Im Dezember 1970 befasste sich Kurt Greussing in einem Artikel, der jedoch erst im Feb-
ruar 1973 in der roten revue erschien, niher mit diesen Verbandsproblemen. Er war der
Meinung, dass manche VSStO-Genossen den politischen Misserfolg des Verbandes durch
die Infragestellung der Organisationsform (,, negative Fetischierung ) kompensieren wol-

len. Er schloss mit dem Appell ,, Organisationsform und Organisation, so wie Erscheinung

704 Editorial des Sektionsvorstandes Wien, in: rote revue, J g. 1, Nr. 1, Juni 1970;
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und Wesen fein sduberlich auseinanderhalten, mit dem ersten nicht unbedingt das zweite

.. 705
zerstoren. “

Bei der angeblich unzureichenden Informationspolitik und undurchsichtigen
Entscheidungsfindung durch einige Funktionstriger des VSStO wurde Greussing
konkreter:

., Politisch wahr, richtig, ist nur mehr, was bereits als wahr und politisch relevant rezipiert
wurde. Der Zugang zu anderen Realitditen wird durch ausschlief3lich[es] feed back der
eigenen Praxis auf sich selbst abgeschnitten. Dieser unschone Zug der Informationspolitik
intellektueller leader des VSStO hat aber noch einen organisations-soziologischen Aspekt:
es wiederholt sich hier im kleinen das Spiel jedweder etablierter Herrschaft: Man infor-
miert die Genossen nicht, nimmt ihrer Uninformiertheit als Bestdtigung fiir ihr Desinteres-
se (Nach dem Motto: wer interessiert ist, der kommt schon von selbst), und ihr Desinteres-
se als Vorwand, sie nicht zu informieren. So schliefit sich der Kreis der vielbeklagten Ver-
selbstindigung der Fiihrungsgruppen. Dazu kommt die mangelnde formelle Reprdsentanz,
folglich Intransparenz und Unverbindlichkeit der Entscheidungsprozesse: Basisgruppen
werden einmal abgeschrieben, dann wieder als deus ex machina gefeiert, Informationspo-
litik gegeniiber den Genossen bestimmt sich anscheinend vorrangig durch personliche
Sympathie gegeniiber den Adressaten, (...).“”"

Greussing erwihnte auch ein Gesprach mit Willy Koldus, bei dem dieser seine ,, Auswahl-
kriterien fiir die Adressaten politische Informationen und Tréiger politischer Entscheidun-
gen (VSStO) “ niher schilderte. Greussing behielt sich subjektive Verzerrungen seinerseits
vor, vermerkte jedoch, dass die Aussagen Koldus’ eine starke Tendenz im Verband zu die-

ser Zeit zu reprasentieren schienen.

., Relevant seien nur jene, die in Basisgruppen mitarbeiten. Arbeit im VSStO, mithin in ei-
ner historisch iiberholten Organisationsform, sei solche in Vermittlungsfunktionen zur
Staats- und Parteibiirokratie — z.B. sei eine Arbeit in Hinblick auf die Mitgestaltung der
speziellen Studiengesetzte zu uninteressant -, er selbst sehe seine Funktion im VSStO aus-
schlieBlich darin, die arbeitswilligen Leute vom VSStO weg in die Basisgruppen zu brin-
gen. Und von der Basisgruppenarbeit als der offenbar entscheidenden legitimiere sich die
politische Entscheidungs- und Informationsfunktion der jeweiligen VSStO-Genossen. (Ob
da nicht bisweilen Prisenz mit Praxis verwechselt wird?) "’

705 Exkurse, Marginalien zur Politik und Struktur des VSStO* von Kurt Greussing, Dezember 1970, in: rote revue, 4. Jg., Heft 3, 27.
Februar 1973

7% Ebd.

77 Ebd.
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Greussing wendete sich in seinem Artikel entschieden gegen die ,,Exklusivstrategie, wel-
che ausschlieBlich auf die Basisgruppen aufbaute und eine ,, sukzessive Aufgabe des

VS§StO“ zur Folge haben wiirde.

,, Wir sollten uns nicht so leicht der reflexionsverengenden Wirkung unmittelbarer Erfah-
rung ausliefern, d.h. in der Basisgruppenarbeit nicht unbedingt das neue Jerusalem sehen.
Linke Damaskus-Erlebnisse ersetzen nicht ein historisch gewachsenes politisches Selbst-
verstindnis, das seine soziale Entsprechung in einer politisch reflektierten Organisations-
arbeit finden miisste. “’"

Zusétzliche Faktoren der Konflikte waren, dass sich die Gruppe um die Verbandsfiihrung
iiberwiegend mit theoretischen Diskussionen befasste, die ihren Ausdruck in der nur kurz
bestehenden, analytisch-abstrakten theorie und praxis fanden. Dazu kamen Unstimmig-
keiten iiber die (Nicht-)Beteiligung des VSStO an den Hochschulwahlen 1971 (Vgl. Kapi-
tel 5.3.1), umstrittene Abspaltungsbestrebungen von der SPO (Vgl. Kapitel 5.4) sowie die
von Greussing angesprochene ,, mangelnde formelle Reprdsentanz “, sprich das nahezu
ausschlieflliche Verbandsleben der Bundessprecher in der gemeinsamen Wohngemein-

schaft im ,,Ledererhof*.”"

Und das war eine Gruppe die bestand aus dem Gustav Glaser, aus mir, dem Kurt Puchin-
ger und dem Toni Baier. Also das waren einfach vier Leute die teilweise mit Lebensgefdihr-
tinnen, teilweise ohne zusammengewohnt haben. (...) Sonst war es einfach ein Zusammen-
leben von Leuten, die zu der Zeit halt auch politisch gemeinsam arbeiteten. In einer Phase
in der sich das Ganze dann schon aufgelost hat,(...) ist eben diese Partie zum Ledererhof
hiniibergezogen. Es sind dann andere Leute dazugekommen wie die Evi Klein, [Peter]
Tagwerker,(...). Und das war dann eben die Fraktion die sich dann eher von der Partei
verabschieden wollte.”"’

5.1.2 Fraktionskampf 1971
Die Lage zwischen dem Bundes- und dem Wiener Verband schien also schon im Winter-
semester 1970/71 angespannt gewesen zu sein und spitzte sich nach den verlorenen OH-

Wahlen (Vgl. Kapitel 5.3.1) weiter zu. Der Fraktionskampf fand jedoch nicht nur auf Bun-

08 Exkurse, Marginalien zur Politik und Struktur des VSStO* von Kurt Greussing, Dezember 1970, in: rote revue, 4. Jg., Heft 3, 27.
Februar 1973

7 Vgl. Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 84

"0 Interview Kurt Greussing, , 20.6.2004, S. 17
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des- sondern auch auf der Wiener Ebene statt und miindete in der Abwahl bzw. im Aus-

scheiden der bisherigen Funktionire.

,, Dies war nicht das Evgebnis einer theoretischen Diskussion eines Konfliktes verschiede-
ner, ausgewiesener politischer Zielvorstellungen,[sondern] hatte — zumindest in Wien —
vielmehr seine Ursache in der theoretischen, wie praktischen Inkonsistenz, in der politisch-
organisatorischen Hilflosigkeit der von den bis dahin amtierenden Bundesfunktiondren
reprdsentierten Fraktion. wrt

Der offensichtliche Konflikt, der im Ablauf starke Ahnlichkeiten mit jenem aus den Jahren
1966 aufweist (Vgl. Kapitel 3.1), begann mit der Einladung einer au3erordentlichen Voll-
versammlung der Sektion Wien am 27. Janner 1971, die fiir den 4. Februar 1971 Neuwah-
len vorsah. Der Brief war von Wolfgang Schwarz und Edgar Maier unterfertigt.”'* Wie der
Parteisekretdr Herbert Schwanda, der im Konflikt 1966 selbst eine nicht unwesentliche
Rolle gespielt hatte, in einer Notiz feststellte, sei der Riicktritt der VSStO-Wien-
Funktiondre Peter F. Mayer und Christian Wagner der Grund fiir diese Vollversammlung
gewesen.’

Anscheinend ergingen die Einladungen fiir diese Sektionsversammlung nicht an alle Mit-
glieder der Sektion Wien, da durch eine Information des Bundessekretariates versucht
wurde ,, alle nichtinformierten Genossen dariiber zu informieren . Zudem schloss die Aus-

714 “, welche auf verhértete

sendung mit den Worten ,, Nieder mit allem Revisionismus
Fronten schlieBen lassen.”"”
Die Sektionsversammlung am 4. Februar 1971 wies zwei erhebliche statutarische Mangel

auf. Zum einen war die zweiwochige Einberufungsfrist nicht eingehalten worden, zum

' _An Stelle eines Editorials: Zur jiingsten Geschichte und gegenwirtigen Situation des Verbandes® in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, Novem-

ber 1971
"2'ygl. Information des Bundessekretariates vom 28.1.1971 gezeichnet von Kurt Puchinger, in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)
"3 Vgl. Notizen betreffend den VSStO von Herbert Schwanda an Kreisky, Firnberg, Marsch und Strache (undatiert), S. 1; in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
"“Der politisch-pragmatische Revisionismus beziehungsweise das revisionistische Abweichen wird in der Politik und Politikgeschichte
in der Regel als die moderate, pragmatische und realitdtsnahe Herangehensweise beim Durchsetzen der jeweiligen Ziele begriffen. Die
dabei an den Tag gelegte Kompromissbereitschaft wird von der jeweils orthodoxeren Gruppe als Verrat beargwohnt. In diesem Zusam-
menhang kann der Ausspruch ,,Nieder mit dem Revisionismus!“ als Abwertung der anderen Gruppe als ,rechte’ SozialdemokratInnen
und VerrdterInnen an der Sache und andererseits als Aufwertung der eigenen Politik als revolutionér bewertet werden. Vgl. Net-Lexikon
http://www.lexikon-definition.de/Revisionismus.html#Politisch-pragmatischer Revisionismus (Stand : 12.12.2004)
"5 Vgl. Information des Bundessekretariates vom 28.1.1971 gezeichnet von Kurt Puchinger, in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)
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anderen durften Sektionsvollversammlungen nicht in den Semesterferien stattfinden.”'®
Diese Missachtung der statutarischen Fristen erscheint merkwiirdig, da Wolfgang Schwarz
nur ein Jahr zuvor selbst einen Statutendnderungsvorschlag eingebracht hatte, und von die-

sen Fristen wissen hitte miissen (Vgl. Kapitel 5.1).

Die Sektionsvollversammlung fand trotz dieser Mangel statt und verlief laut ,,Bericht iiber
die sogenannte Mitgliedervollversammlung der Sektion Wien am 4.2.1971, Verbandslo-
kal“ keineswegs reibungslos. Diese Darstellung ist kritisch zu sehen, da sie von den, in
ihren Positionen bedrohten, Bundessprechern Koldus, Puchinger und Hoffmann-Ostenhof,
verfasst wurde. Die Bundessprecher schilderten darin ihre, zu Beginn der Veranstaltung
geduflerte, Kritik am statutenwidrigen Zustandekommen der Versammlung und stellten
damit ihre Legitimation und etwaig getroffene Beschliisse in Abrede. Sie schlugen vor,
vielmehr die Gelegenheit zu nutzen, politische Strategien des Verbandes zu diskutieren.
Zur Sitzung wurde weiters angemerkt, dass sich unter den Teilnehmerlnnen eine Vielzahl
von ehemaligen VSStO-Aktiven befinde und dass vor Beginn der Versammlung ,, Stimm-
zettel um S 25,- verkauft “ wurden, was weniger drastisch ausgedriickt auch als verspétetes
Einzahlen des Mitgliedsbeitrages (25 Schilling/Semester) bezeichnet werden konnte. Bei-
des sind auf jeden Fall Merkmale, die auf eine eindeutige Mobilisierung bzw. Absicherung
einer Mehrheit hindeuten, dhnlich wie sie schon 1966 bei der Urwahl in der Sektion Wien
aufgetreten war (Vgl. Kapitel 3.1.4). Obwohl die Tagesordnung der Versammlung nur die
Punkte Neuwahl und Allfélliges vorsah, wurde die sofortige Wahl durch eine mehrstiindige
Debatte hinausgezdgert. Schlussendlich fand die Wahl trotzdem statt, wenngleich angeb-
717

lich weder Kandidaten bekannt gegeben noch eine Wahlkommission gewéhlt wurde.

Herbert Schwanda berichtete iiber das Wahlergebnis:

,, Bei dieser Sektions-Vollversammlung gab es nur eine Liste (von Edgar Maier angefiihrt,
Anm. d. Verf.), welche von etwa 65 Anwesenden 45 bis 50 Stimmen auf sich vereinen
konnte. "'

716 ygl. Notizen betreffend den VSStO von Herbert Schwanda an Kreisky, Firnberg, Marsch und Strache (undatiert), S. 1; in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
"7 Vgl. Bericht {iber die sogenannte Mitgliedervollversammlung der Sektion Wien am 4.2.1971, Verbandslokal; gezeichnet von Kurt
Puchinger, Wilhelm Koldus und Georg Hofmann-Ostenhof vom 4.2.1971; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
8 Vgl. Notizen betreffend den VSStO von Herbert Schwanda an Kreisky, Firnberg, Marsch und Strache (undatiert), S. 1; in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Die Bundessprecher Puchinger, Koldus und Hofmann-Ostenhof stellten in ihrem ,,Bericht*
abschlieend fest, dass die Vollversammlung sowie die gewéhlten Funktionire nicht aner-
kennen wiirden und, dass die nidchste au3erordentliche Bundeskonferenz, die bereits von 6.

bis zum 7. Februar stattfinden sollte, sich mit dieser Causa beschaftigen wiirde.”"”

Herbert Schwanda vermerkte in seinen Notizen, dass die gegenwértigen Bundessprecher
anscheinend iiber keine Mehrheit unter den Verbandsmitgliedern verfiigen wiirden und
lediglich ,, Unterstiitzung in den sogenannten Basisgruppen, deren Angehérige sich jedoch
weitgehend weigern, auch nur formal den VSStO als Mitglied beizutreten hitten. Zudem
fiihrte Schwanda Argumente der Gegnerlnnen ,, OSTLEITHNER, BUCEK, SCHONBECK,
KOWALSKI, Silvio LEHMANN, LEIRER sowie viele junge Genossen“ gegen die Gruppe

um das Bundes-Triumvirat an:

,,Die Politik des Verbandsprdsidiums hat zu dem Debakel bei den Hochschulwahlen ge-
fiihrt. Die Taktik gegeniiber den Basisgruppen ist vollig verfehlt. “’*’

Von der auBerordentlichen Bundeskonferenz am 6. und 7. Februar 1971 ist leider kein Pro-
tokoll vorhanden, jedoch verdffentlichte der VSStO eine Resolution, welche das ,,Engage-
ment* der SPO fiir die Gruppe verstindlicher macht, die den Austausch der Bundesspre-
cher vorantrieb. Darin verurteilte die auBerordentliche Bundeskonferenz das Verhalten der
Wissenschaftsministerin Firnberg in Bezug auf die Vorfille an der Wiener Universitidt am
30. Janner 1971, wo eine Gruppe von Psychologie- und SoziologiestudentInnen die Fakul-
tatssitzung der Philosophischen Fakultit aus Protest gegen die Nichtbesetzung des Lehr-
stuhls fiir Soziologie stiirmte und darauthin von der, vom Rektor angeforderten, Polizei aus
der Universitét ,,befordert wurde. Die Ministerin reagierte, indem sie den Professoren

versichert, sie werde ,, jeder Radikalisierung entgegentreten.“’'

" Vgl. Bericht iiber die sogenannte Mitgliedervollversammlung der Sektion Wien am 4.2.1971, Verbandslokal; gezeichnet von Kurt
Puchinger, Wilhelm Koldus und Georg Hofmann-Ostenhof vom 4.2.1971; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
2 Notizen betreffend den VSStO von Herbert Schwanda an Kreisky, Firnberg, Marsch und Strache (undatiert), S. 2; in: Mappe VSStO
1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

21 Vgl. , Wien: Fakultitssitzung gestort — Radikale Studenten drangen in Sitzungszimmer ein in: AZ vom 31.1.1971, S. 2
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Der VSStO fand die Haltung der Wissenschaftsministerin skandalds und nahm die aktio-

nistischen Basisgruppen in Schutz.

., Wir protestieren gegen das Verhalten von Frau Minister Firnberg nach der Aktion der
Basisgruppen fiir die Besetzung der Soziologischen Lehrstiihle. Wenn Frau Minister Firn-
berg die Basisgruppen, die die Demokratisierung der Hochschulen exemplarisch praktizie-
ren und durchsetzen, als ,radikale Minderheit’ und , Radikalinskis’ diffamiert, so fdllt sie in
den Chor jener antidemokratischen Krdfte ein, die alle emanzipatorischen Bewegungen
unterdriickt. “’*

Als eine wahrscheinliche Reaktion auf diese Kritik seitens des VSStO bzw. auf den zu-
néichst misslungenen Wechsel an der Verbandsspitze verfiigte der SPO-Zentralsekretéir

Fritz Marsch am 11. Februar 1971:

., Wir werden uns in den Konflikt im VSStO nicht einmischen. Allfillige Zahlungen an den

VSStO — auch laufende Subventionen — werden derzeit nicht geleistet. Die Wiener Organi-
sation wird bis auf weiteres ihren Betrag (...) monatlich an die Wiener Sektion des VSStO

(Genosse Schwarz) zahlen. Bitte diese Mitteilung vertraulich zur Kenntnis nehmen!*’*

Anscheinend wurde diese Information jedoch nicht mit der angemessenen Vertraulichkeit
behandelt, da der ,, présumtive VSStO-Obmann *“ Johann Dvotak bei Herbert Schwanda

intervenierte, weil Teile des VSStO Wien obigen Entschluss der Partei als Triumph ihrer

Gruppe verbuchten und verbreiten wiirden.”**

,,In der augenblicklichen gespannten Situation kann eine solche Fliisterpropaganda fiir die
,rechte Fraktion’ todlich sein. Ich wiirde Dich deshalb ersuchen, den Genossen Strache
und Berger nahe zu legen, nicht so offensichtlich die andere Seite iiber die Absichten der
Partei zu informieren. Die Genossen Strache und Berger konnten ja als Begriindung fiir
die Sperre der Basisfinanzierung anfiihren, dass die Partei eine Kontrolle der Biicher
wiinscht und erst dann wieder bereit ist die laufenden Zahlungen aufzunehmen. “’*

3

Im Maérz 1971 sollte noch eine Bundeskonferenz, wahrscheinlich nach einer ,,ordentlichen’

Wiener Sektionsvollversammlung einberufen werden, bei der Johann Dvorak (Soziologie),

72 Resolution der auBerordentlichen Bundeskonferenz des Verbandes sozialistischer Studenten am 6.2.1971, in: Mappe VSStO 1968-79,
(Briefverkehr Zentralsekretariat)

7 Interne Mitteilung des Zentralsekretariats von Fritz Marsch an Berger, Schwanda und Strache vom 11.2.1971, in: Mappe VSStO
1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

7 Vertraulicher Brief von Herbert Schwanda an Fritz Marsch vom 15.3.1971; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekreta-
%?t})ibd.
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Helene Klaar (Jus) und Phil Schénbeck (Okonomie) als neue BundessprecherInnen bestellt
hitten werden sollen.””® Gerhard Fritz, damaliger Innsbrucker Sektionssprecher und laut
Schwanda Sympathisant der Gruppe um die Bundessprecher-Dreigestirn,”*’ berichtete iiber

die abgebrochene Bundeskonferenz:

., (-..) Die erste ordentliche Bundeskonferenz im Mdrz musste nach der Konstituierung wie-
der abgebrochen und als auferordentliche zu Ende gefiihrt werden, weil Streitigkeiten um
die Zahl und die Personen der Delegierten der Sektion Wien (die auf einer sehr umstritte-

nen Sektionsvollversammlung gewdihlt worden waren) nicht beigelegt werden konnten. “’**

Auch aus den Notizen von Herbert Schwanda geht hervor, dass bei dieser Bundeskonfe-
renz die Sektionen Graz und Linz die Legitimation des neuen Wiener Sektionsvorstandes
sowie deren Delegierte zur Konferenz, aufgrund der oben angefiihrten statutarischen Unzu-
linglichkeiten der Sektionsvollversammlung in Frage stellten.””’ Aus diesem Grund wur-

den die BundessprecherInnen bei dieser Konferenz nicht neu gewihlt.

In der ersten Ausgabe der roten revue im Mirz 1971 finden sich Anzeichen einer perso-
nellen Verdnderung in der Sektion Wien, da Wolfgang Schwarz und Edgar Maier im Re-
daktionskollektiv nicht mehr aufscheinen und stattdessen Johann Dvotéak, Erwin Fleger,
Peter Pelinka und Erich Zdeb angefiihrt sind. Auch das Editorial der roten revue 1/71
selbst, ldsst einen bereits erfolgten (informellen) Wechsel der FunktiondrIlnnen in der Sek-

tion Wien vermuten:

., Die Rekonstruktion des Wiener VSStO zu initiieren ist die Absicht dieser Nummer. Ein

praktikables Arbeitskonzept zu realisieren, muss in den ndchsten Wochen geleistet wer-
den. <730

726 Vgl. Notizen betreffend den VSStO von Herbert Schwanda an Kreisky, Firnberg, Marsch und Strache (undatiert), S. 2; in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat) & Vertrauliche interne Mitteilung des Zentralsekretariats von Herbert Schwanda an
Fritz Marsch und Max Strache (undatiert); in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

™7V gl. Notizen betreffend den VSStO von Herbert Schwanda an Kreisky, Firnberg, Marsch und Strache (undatiert), S. 2; in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

72 Brief von Gerhard Fritz (Sektionssprecher Innsbruck) an Herbert Salcher (Landesparteiobmann Tirol) vom 4.5.1971, in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

9 ygl. Notizen betreffend den VSStO von Herbert Schwanda an Kreisky, Firnberg, Marsch und Strache (undatiert), S. 1; in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

3% Editorial, in: rote revue, J g.2,Nr. 1, Mérz 1971
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Der Ausgabe beigelegt war eine Einladung zu einer ,, konstituierenden Vollversammlung
des Zweigvereines VSStO/Sektion Wien“ fiir den 1. April 1971. Aus der Tagesordnung geht
hervor, dass an diesem Tag ein neuer Wiener Sektionsrat gewdhlt werden sollte. Als Pro-
ponenten wurden Erwin Fleger und Johann Dvorak angegeben.731 Der Einladung ange-
schlossen findet sich auBerdem ein Papier mit dem Titel ,,Zur Organisation des VSStO*,
in dem die beiden Proponenten ihre zukiinftigen Vorstellungen der Verbandsorganisation
und -entwicklung darlegten. In der Vorbemerkung schilderten sie ihre Beweggriinde, die

Riickschliisse auf die vorangegangene Exekutive zulassen:

., Zwei Momente bestimmten unsere Uberlegungen, nimlich den Beginn einer konsequen-
ten politischen Arbeit aller sich aktivierender Genossen zu ermoglichen, sowie den Ver-
band als Bundesorganisation zu rekonstruieren. (...) Wir legen dieses Konzept vor, damit
nach seiner Diskussion Genossen in den einzelnen Bereichen ihre Arbeit aufnehmen, um
den Verband in Theorie und Praxis zu bestimmen. Grundsdtzlich wollen wir noch anmer-
ken, dass der VSStO weder eine Sesselansammlung von Funktiondren noch allen ein Zim-
mer fiir irgendwelche (notwendige) Arbeitskreise noch ein blofer Papier- und Vervielfdlti-
gungsladen sein kann, sondern eine sich aus allen Genossen konstituierende revolutiondire
politische Organisation. “”*

In den allgemeinen Thesen des Konzeptes wurde als Ziel des VSStO die Herstellung des
Sozialismus in Osterreich genannt, in Koordination mit anderen revolutioniren Prozessen
in den kapitalistischen Landern sowie dem Befreiungskampf in der Dritten Welt. Der
VSStO sollte dieser Bestimmung nicht mehr als Studierendenorganisation, sondern als
revolutiondre Organisation aller Unterprivilegierten nachkommen, wenngleich das nicht
ein ,, Aufgeben der studentisch-emanzipatorischen Interessen in bezug auf Studium und

Berufsperspektiven “ bedeuten sollte.””

., Eine syndikalistische Studentenpolitik”* muss im sozialistischen Selbstverstindnis stu-
dentische Indoktrination und gesellschaftliche Widerspriiche vermitteln, wird also nicht
ausschlieflich syndikalistisch sein. “™>

3! Vgl. Einladung zur konstituierenden Vollversammlung des Zweigvereines VSSt()/Sektion Wien vom 16. Mrz 1971; in: rote revue,
Jg. 2, Nr. 1, Mérz 1971

732 | Zur Organisation des VSStO* in: rote revue, Jg. 2, Nr. 1, Mirz 1971

33 Vgl. ,,Zur Organisation des VSStO“ in: rote revue, Jg. 2, Nr. 1, Mérz 1971

34 Syndikalistisch meint im allgemeinen sozialrevolutionire Bestrebungen mit dem Ziel der Ubernahme der Produktionsmittel durch
autonome Gewerkschaften. Die syndikalistische Studierendenpolitik betraf in diesem Fall die Vorbereitung der Studierenden auf eine
sozialistische Berufspraxis im Rahmen die gewerkschaftlich orientierten Bildungsarbeit mit gesamtgesellschaftlichen Anspruch.

5 Zur Organisation des VSStO* in: rote revue, Jg. 2, Nr. 1, Mirz 1971
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Die Verbandsstruktur sollte in zielgerichtete Arbeitsbereiche gegliedert, die Bundesorgani-
sation schlagkréftig gegeniliber dem ,, nationalen Herrschaftsapparat auftreten, und die
Entscheidungen innerhalb des Verbandes transparent gestaltet werden. Konkret sollte die
Arbeit im Hochschulbereich in den Gremien (OH, SPO, Studienkommissionen etc.), an der
Basis (Basisgruppen, Institutspresse etc.) und fiir die gesamte Hochschule (Service fiir
Studienanfangerlnnen, Politisierung durch Teach-Ins, Materialsammlungen von Gesetzen
bspw.) geleistet werden. Weitere Punkte waren die Vorbereitung der Studierenden auf die
sozialistische Berufspraxis (Vgl. Kapitel 5.2.1.1) sowie Aktivitdten auBerhalb der Hoch-
schule durch die ,, Ausniitzung aller institutionellen Méglichkeiten in den parlamentarisch-
demokratischen Instanzen — das bedeutet reformistische Mitarbeit, soweit sie sinnvoll ist,

. i . 736
stringente Denunziation der Entscheidungsprozesse.

Auf einer (angeblich stattgefundenen) Sitzung des Zentralrates Ende Miarz 1971 wurde die
statutengeméfe und rechtzeitige Einberufung einer ordentlichen Bundeskonferenz fiir den
30. April und 1. Mai 1971 nach Innsbruck beschlossen und von Georg Hofmann-Ostenhof,
Gerhard Fritz und Fritz Weber (Sektion Salzburg) unterzeichnet.””’ In einer Mitteilung
stellte Herbert Schwanda fest, dass dieser Zentralrat nie stattgefunden hitte, und ,, von den
,rechten’ Genossen (...) daher diese Bundeskonferenz (...) als nicht statutengemdyf; angese-

. 1738
hen “ wirde.

Am 20. April 1971 erfolgte die ,,Gegenoffensive* durch die ebenfalls fristgerechte Einla-
dung zu einer aullerordentlichen Bundeskonferenz durch die Sektionen Linz (Manfred E-
der und Josef Weidenholzer) und Wien (Erwin Fleger und Manfred Matzka) fiir den 28.
April 1971 in Wien.” Hier bestdtigte sich der Ausgang der Wiener Sektionsversammlung

vom 1. April, iiber die leider keine weitere Dokumentation zu finden ist. Erwin Fleger und

36 Vgl. ,,Zur Organisation des VSStO“ in: rote revue, Jg. 2, Nr. 1, Mérz 1971

37 Brief von Gerhard Fritz (Sektionssprecher Innsbruck) an Herbert Salcher (Landesparteiobmann Tirol) vom 4.5.1971, in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat) & Interne Mitteilung von Herbert Schwanda an Fritz Marsch vom 23.4.1971; in:
Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

% Interne Mitteilung von Herbert Schwanda an Fritz Marsch vom 23.4.1971; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekreta-
riat)

¥ Vgl. , Einberufung einer auBerordentlichen Bundeskonferenz fiir Mittwoch, den 28.4.1971 in Wien* vom 20.4.1971; in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Manfred Matzka wurden nunmehr als Wiener Sektionssprecher ausgewiesen, Wolfgang

Schwarz und Edgar Maier wurden nicht mehr erwéhnt.

In dem bereits oben angefiihrten Schreiben Herbert Schwandas vom 23. April 1971 wird

die Unterstiitzung der SPO fiir die ,rechte’ Gruppe und die Griinde dafiir immer deutlicher:

,, Vor allem sollte man seitens des Zentralsekretariates finanziell nur die erste, auf3eror-
dentliche Bundeskonferenz subventionieren, nicht aber die am 1. Mai stattfindende Bun-
deskonferenz, da mit Sicherheit damit zu rechnen ist, dass letztere mit einem politischen
Eklat enden wird (Storung der Mai-Feiern, Griindung eines ,Roten Studentenbundes’
durch die linke Fraktion). “’*

Die auBBerordentliche Bundeskonferenz am 28. April 1971 verlief laut einer Mitteilung
Schwandas ruhig, da keiner der drei bisherigen Bundessprecher oder AnhdngerInnen dieser
Fraktion anwesend gewesen waren.”*' Der neugewihlte erste Bundessprecher hie nun
Johann Dvoték (Sektion Wien), sein zweiter und dritter Stellvertreter Manfred Eder (Sek-
tion Linz) und Fritz Weber (Sektion Salzburg). Kurt Greussing wurde zum Chefredakteur
des Verbandsorgans und Phil Schénbeck zum Hochschulsprecher gewihlt.”** Neben der
Neuwahl beschloss diese Bundeskonferenz drei Resolutionen, die sich vorsichtig gegen die
Regierungspolitik der SPO richteten. Zum einen kritisierte der VSStO die ,,restaurativen
Tendenzen“ der Politik des Verteidigungsministers im Kabinett Kreisky II, Carl Liitgen-
dorf (Vgl. Kapitel 5.2.3), zum anderen die Betriebsratenovelle, in der Kritik am ,, Verzicht
auf ,systemsprengende Reformen’* gelibt wurde. Die dritte Resolution forderte die Veran-
kerung der Drittelparitét in allen Hochschulgremien im neuen Universitdtsorganisationsge-

743
setz.

Uber die trotzdem stattfindende ordentliche Bundeskonferenz Ende April in Innsbruck

berichtete der dortige Sektionssprecher Gerhard Fritz:

"0 Interne Mitteilung von Herbert Schwanda an Fritz Marsch vom 23.4.1971; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekreta-
iat

i

2 B

™3 Vgl. ,,VSStO wihlte ,Bundessprecher’ “ in: AZ vom 30.4.1971, S. 2
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., Zur Bundeskonferenz in Innsbruck waren Vertreter der Sektionen Innsbruck, Leoben,
Salzburg (darunter der neugewdhlte Zweite Bundessprecher)’** [ Fritz Weber aus Salz-
burg, der aber eigentlich als dritter Bundessprecher gewahlt wurde, Anm. d. Verf.] und die
ehemaligen Zentralratsmitglieder erschienen. Aufgrund des Berichtes, den der neugewdhl-
te Zweite Bundessprecher iiber die Wiener Bundeskonferenz lieferte, und vor allem, weil
wesentliche Streitfragen (z.B. dass der neue Bundesvorstand nur in der Minderheit aus
Bundesldindersektionen besetzt war) beigelegt schienen, konstituierten sich die anwesenden
Vertreter nicht als ordentliche Bundeskonferenz. Der Zweite Bundessprecher wurde beauf-
tragt, dem Bundesvorstand mitzuteilen, dass auch jene Sektionen, die auf der Wiener Kon-
ferenz nicht anwesen gewesen waren, den neugewdhlten Bundesvorstand anerkennen wiir-
den. Obwohl die wohl etwas intrigante Vorgangsweise der Sektion Wien verurteilt wurde,
schien es den anwesenden Vertretern wichtiger, der biirgerlichen Presse nicht die Show
eines gespaltenen VSStO vorzufiihren; zumal ja keine unmittelbaren Streifragen mehr be-
standen. Hiermit gilt die Wiener Konferenz als giiltige Bundeskonferenz des VSStO, die
Innsbrucker Konferenz als nicht stattgefunden. “’*

Da die Innsbrucker ,,Bundeskonferenz* ungiiltig war, keine zwei Verbandsvorstinde wie
1966 koexistierten (Vgl. Kapitel 3.1.2) und die ,,linke* Gruppe scheinbar aufgegeben hatte,

schienen die verbandsinternen Unstimmigkeiten formell aus dem Weg gerdumt zu sein.

Riickblickend wurde in der roten revue im November 1971 zum Fraktionskampf festge-
stellt, dass die Entwicklung des Verbandes seit 1968 unter anderem durch eine ,, permanen-

te Krise* gekennzeichnet war.”*®

., (-..) Gerade weil die Vorgdnge bis hin zu den jiingsten Fraktionskdmpfen nicht als Identi-
tdtskrise des Verbandes angesichts der wesentlich gewandelten Verhdltnisse in der Wiener
studentischen Linken verstanden wurden, der ideologische Schleier (...) nicht zerrissen
wurde, war es moglich, dass ,Rechte’ und ,Linke’ Hand in Hand arbeitend die Selbstzer-
storung des Verbandes betrieben. “”"

5.1.3 Der steinige Weg zur Konsolidierung
Als Ausweg aus der, trotz personellen Anderungen, anhaltenden Krise des VSStO wurde

ein systematischer Selbstverortungsversuch des Verbandes vorgeschlagen.

™4 In einem Brief von Johann Dvorak an das Zentralsekretariat vom 23.7.1971 bestitigt dieser die Entsendung von Fritz Weber zur
,,Bundeskonferenz nach Innsbruck. In: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

75 Brief von Gerhard Fritz (Sektionssprecher Innsbruck) an Herbert Salcher (Landesparteiobmann Tirol) vom 4.5.1971, in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

™6ygl. ,An Stelle eines Editorials: Zur jiingsten Geschichte und gegenwirtigen Situation des Verbandes* in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5,
November 1971

747 Ebd.
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., Das bedeutet aber auch, dass mit der Ablosung einiger Funktiondre durch einige andere
Funktiondre die betrdchtlichen Probleme nicht bewdltigt sind. Notwendig ist vielmehr, vor
diesem historischen background (d.h. auch unter systematischer Erhellung desselben) die
Position und Funktion des VSStO innerhalb der linken, innerhalb der SPO, sowie seine
mogliche Funktion iiberhaupt neu zu iiberdenken und zu bestimmen und auf diese Weise
die Rekonstruktion des organisatorischen Selbstbewusstseins zu besorgen. “’*

Uber den Sommer und bei einem Seminar der Sektion Wien am Semmering vom 2. bis

17 wurde eine grundsitzlich Programmatik des VSStO Wien aus-

zum 5. September 197
gearbeitet. Die Diskussion dariiber sollte in Folge in schriftlicher Form in dem verbandsin-
ternen Organ rote revue und miindlich im Rahmen von Plena fiir alle Verbandsmitglieder

stattfinden. Hierbei ist festzuhalten, dass der VSStO Wien seit September 1971 wieder eine

Zeitschrift fiir Studierenden produzierte, die sich rot-press’° nannte.

., Auf dem letzten Seminar der Sektion Wien wurde eine Reihe von Beschliissen beziiglich
der Herbstarbeit des VSStO in Wien gefasst (beziiglich Projektgruppen, Institutsarbeit,
Zeitung, Veranstaltungen). Die erste Konkretisierung dieser Vereinbarungen wird die An-
fang Oktober an alle Wiener Studenten versandte ,,rotpress “ sein, die der ,, breiten Masse “
die Vorstellungen des VSStO niiher bringen soll. Daneben bleibt die rote revue als Diskus-
sions- und Nachrichtenorgan fiir die Wiener Genossen bestehen (...).“”"

In der roten revue wurde das ausgearbeitete Grundsatzprogramm des VSStO Wien, wel-
ches neben strategischen Festlegungen auch kurzfristige politische Aktivitdten enthielt, zur
Diskussion gestellt.”

Als klares Ziel der langfristigen, gesellschaftsverindernden Politik des VSStO wurde die
Beseitigung aller Klassen- und Herrschaftsstrukturen genannt. Dieses Ziel sollte mit der
Strategie einer permanenten Politik der Strukturverdnderungen, d.h. materielle Verbesse-
rungen bei gleichzeitigem Abbau von sozialen Privilegien, mithilfe der Institutionen der

parlamentarischen Demokratie in Koordination mit einer Aufklarungs- und Aktivierungs-

strategie, also einer konkreten Bewusstseinsbildung der Lohnabhédngigen, umgesetzt wer-

™ Ebd.

™ Vgl. ebd.

™ Die erste Ausgabe der rot-press, eine Zeitung des VSStO Wien fiir Studierende, erschien im Herbst 1971 als Sondernummer der roten
revue. Vgl. rot-press, 1. Jg., Heft 1, September/Oktober 1971

! rote revue (Sondernummer), Nachrichtenorgan des VSStO/Sektion Wien vom 28.9.1971

752 Vgl. ,,Zur Politik des Vssto-Wien®, in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971
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den.”’ Die Wirkungsméglichkeiten der sozialistischen Studierenden wiirden durch ihre
Stellung und Funktion in der Gesellschaft als Studenten und spéter im Beruf bestimmt.
Eine Ausnahme wiirde die Entscheidung Berufsrevolutiondrln zu werden bilden, was aber
in stabilen Gesellschaftsordnungen einen Verlust von Positionen und die Chancen gesell-
schaftlichen Verinderungen mindern wiirde.”**

Der strategische Ansatzpunkt der politischen Arbeit lag fiir den VSStO an den Universiti-
ten. Der Kampf um die Demokratisierung der Hochschulen, die im Endeffekt die Selbstbe-
stimmung aller Beteiligten zur Folge haben wiirde, sollte mit der Arbeit in allen Institutio-
nen im Hochschulbereich (Studienkommissionen, parlamentarischen Hochschulkommissi-
on etc.) vorangetrieben werden. Daneben sollte Aufkldrungs- und Aktivierungsarbeit unter
den Studierenden in den Lehrveranstaltungen betrieben und damit auch die inhaltliche
Verianderung des Wissenschaftsbetriebs beschleunigt werden. Die Strukturverdnderungen
an den Hochschulen wiirden auch zu einer Bewusstseinsverdnderung fiihren, die sich auf
die Gesamtgesellschaft auswirken wiirde, speziell wenn die Studierenden auf eine sozialis-
tische Berufspraxis vorbereitet wiirden (Vgl. Kapitel 5.2.1.1).>

Was die SPO betraf, bekannte sich der VSStO klar als eine Organisation der sozialdemo-
kratischen Partei und stellte klar, dass eine Mobilisierung der Lohnabhédngigen nur im

Rahmen der fiihrenden Organisation der Lohnabhiingigen, also der SPO, moglich sei (Vgl.
Kapitel 5.4.).7°°

Da die beschriebenen Vorhaben des Verbandes die langfristige Perspektive implizierten,
wurde im Anschluss an die theoretischen Ausfithrungen versucht ein konkretes Arbeits-

konzept zu formulieren.

,, Fiir den VSStO, dessen gegenwidrtige Situation dadurch charakterisiert ist, dass er sich
nach dem absoluten Neubeginn im Friihjahr 1971 zu Anfang einer Aufbauphase befindet,
soll nun im folgenden ein Arbeitskonzept vorgelegt werden, dass davon ausgeht, was im
Augenblick von der Organisation von dieser Strategie iiberhaupt eingelost werden kann
und welche Priorititen der Aktivitit gesetzt werden miissen. "’

53 Vgl. ,,Zur Politik des Vsst-Wien“ Punkt 1 & 2, in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971
754 Vgl. ,,Zur Politik des Vssto-Wien Punkt 3, in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971

53 ygl. ,,Zur Politik des Vssto-Wien“ Punkt 4, in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971

756 Vgl. ,,Zur Politik des Vsst6-Wien“ Punkt 5, in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971

57 Zur Politik des Vsstd-Wien* Punkt 6, in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971
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Als Voraussetzung fiir die konkrete Arbeit des VSStO im Wintersemester 1971 wurde je-
doch a priori, wahrscheinlich auch im Hinblick auf die vorangegangenen Gegebenheiten
im VSStO, festgehalten, dass der Verband eine Organisation werden miisse, die sich aus
Genosslnnen mit anndhernd gleicher Qualifikation zusammensetzt, denn ,, es darf nicht
einige erleuchtete , Theoretiker’ und ,Fuf3volk’, das Flugzettel verteilen und Abziehmaschi-

«758

nen bedienen soll, geben. Zudem stellte Johann Dvorak im Herbst 1971 zum ,,Erschei-

nungsbild* des VSStO fest:

., Insgesamt hat plakatives, etikettierendes, ,linkes’, ,klassenkdmpferisches Verhalten unse-
rerseits nicht nur keine (antikapitalistische) emanzipatorische Funktion, sondern im Ge-
genteil sogar systemstabilisierende Funktion und entspricht iiberhaupt der politischen
Praxis des Kleinbiirgertums (antikapitalistische Agitation der Faschisten, Hemden, Fah-
nen...). Die pseudolinke Phraseologie verhindert die Wahrnehmung der eigentlichen Auf-
gaben der Intellektuellen. "’

Diese Mahnung war mit groler Wahrscheinlichkeit an die verbliebenen Anhéngerlnnen
der vorangegangenen Verbandsexekutive gerichtet. Auch Marina Fischer-Kowalski erklart

ganz klar:

., Ich war einfach gegen diese Art von sektiererischem Proleskult und dergleichen. Ich habe
das schon unter den Maoisten grdsslich gefunden. “’*

Aufgrund dieser Haltung, aber auch wegen einem ,,pragmatischeren‘ Zugang zur Partei
(Vgl. Kapitel 5.4), wurde die neue Generation im VSStO oftmals, auch von der Partei als
,rechte Fraktion bezeichnet (Vgl. Kapitel 5.1.2), wogegen diese sich jedoch stets wehrte.
Uber die ,,Linken* im Verband verlautbarten die ,,Rechten” noch 1973 in der roten revue:
., (-..) die von manchen noch heute als ,linke’ Fraktion bezeichnet werden, was offenbar
heiflen soll, dass politisch sich verselbststindigende Apparate jedenfalls das Etikett ,links’

. . 761
gebiihrt, wenn sie sich nur selbst so benennen (...).

758 Vgl. ,,Zur Politik des Vssto-Wien Punkt 6, in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971

59 Gedankensplitter zu ,Zur Politik des VSStO-Wien“ von Johann Dvoi4k, Herbst 1971, in: rote revue, 3. Jg., Heft 4, 1972
760 Interview Marina Fischer-Kowalski, 9.8.2004, S. 6

761 Vgl. rote revue, 4. Jg., Heft 3, 27. Februar 1973
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Als strukturelle Mallnahmen wurde das alle zwei Wochen stattfindende Plenum, das vor
allem der politischen Sozialisation dienen sollte, eingefiihrt und die rote revue als schrift-

liches Diskussionsorgan fiir Verbandsmitglieder produziert.

Die zukiinftige Teilnahme an groferen Aktionen sollte nunmehr im Rahmen der Verbands-
strategie vorsichtig abgewogen werden, und durch ,, planvolles Kalkulieren beim Zustande-
kommen politischer Entscheidungen in Zukunft mehr Gewicht haben als augenblickliche

. . 762
Emotionen und blofles Meinen.

In der Hochschulpolitik wollte sich der VSStO weiterhin der Basisarbeit, also der Arbeit an
den Instituten und Fakultiten widmen, aber in Form von eigenen Projektgruppen und

durch die Erarbeitung eines eigenen Hochschulkonzepts (Vgl. Kapitel 5.3).

Was die Zusammenarbeit mit der SPO betraf, so wurde im ,,Grundsatzprogramm* fest-
gehalten, dass die Teilnahme an den Parteigremien, in denen der VSStO vertreten war,
wiederaufgenommen wiirde (Vgl. Kapitel 5.4).

Die Beziehung zur Partei schien auf jeden Fall nicht so distanziert wie in den vorangegan-
genen Zeiten. Die neue Verbandsspitze hatte bereits am 5. Mai 1971 eine Aussprache mit
dem Zentralsekretariat der SPO, bei der sie geplante Veranstaltungen vorstellte und eine
»Datenbank®, die Informationen iiber Seminarveranstaltungen, Dissertationen und sonstige
Publikationen speichern sollte, als Projekt vorstellte. Zentralsekretér Fritz Marsch kiindigte
eine Kontrolle der Kassen- und Buchfiihrung des VSStO in nichster Zeit an, zu der auch
die Zeichnungsberechtigten der alten Verbandsfiihrung eingeladen werden sollten.”®

Im Juli 1971 wurde in Absprache mit der Partei eine Renovierung der Verbandsraumlich-
keiten und eine langfristige Finanzierung beschlossen. Gegeniiber der Partei legte der

VSStO seine Arbeitsschwerpunkte in der Dokumentationstitigkeit (Stellungnahmen zu

762 | Zur Politik des Vssto-Wien® Punkt 6, in: rote revue, 2. Jg., Nr. 5, November 1971
763 Vgl. Gedéchtnisprotokoll iiber die am 5. Mai 1971 stattgefundene Aussprache von Mitgliedern der neuen Verbandsfiihrung des
VSStO im Zentralsekretariat; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Gesetzen), im Aufbau eine linken Datenbank und in Organisationsarbeit in den Basisgrup-

pen fest.”®*

Auf dem Zentralrat des VSStO vom 27. bis zum 29. November 1971 in Salzburg beschloss
der VSStO Resolutionen zum vorgelegten UOG-Entwurf mit nachdriicklicher Forderung
nach Drittelparitdt, zum aktiven und passiven Wahlrecht fiir ausldndische Studierende bei

den OH-Wahlen sowie gegen Tariferhdhungen bei 6ffentlichen Verkehrsmittel in Wien.”®

Fiir den Dezember 1971 wurde ein grundlegendes Schulungsprogramm geplant, dass eine
Einfiihrung in marxistische Theorien geben sollte. In monatliche Wochenendseminare mit
qualifizierten Fachleuten sollte zu der Thematik der philosophischen Schriften, zur allge-
meinen Theorie des historischen Materialismus, zur Klassentheorie, zur politischen Oko-
nomie sowie zur Staats-, Rechts- und Organisationstheorie referiert werden. Als Einleitung
hitte ein Wochenendseminar zur ,,Studentenbewegung* Anfang Dezember stattfinden sol-
len, wo die Ursachen des Zerfalls der deutschen und des Ausbleibens der dsterreichischen
Studierendenbewegung reflektiert werden hétten sollen. Dieses Seminar fand wahrschein-

lich erst im Herbst 1972 statt.”®®

Weiters wurde angeregt, dass sich aus diesen Seminaren
theoretische, aber auch praxisorientierte Arbeitsgruppen zu speziellen Themen bilden

konnten.

Ende 1971 erfolgte in der roten revue cin kritisches Resiimee iiber den VSStO nach dem
Fraktionskampf im Friihjahr desselben Jahres und thematisierte den scheinbaren Riickfall

in alte Verhaltensmuster innerhalb des Verbandes.

., Aufgrund des relativ leicht errungenen Sieges unterblieb die — wie sich spdter herausstel-
len sollte — dringend notwendige Reflexion der Bedeutung des Fraktionskampfes und der
Situation des Verbandes insgesamt.

Anldsslich der Anti-Liitgendorf-Demonstration (Vgl. Kapitel 5.2.3) zeigte sich schlagartig,
dass gewisse tible Verbandstraditionen keineswegs an die eben erst ausfraktionierte Per-

764 Interne Mitteilung von Max Strache an Fritz Marsch vom 2. 7. 1971, S. 2; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretari-
at)
5 ygl. ,VSStO-Zentralrat in Salzburg* in: rote revue, 3. Jg., Heft 1, Janner 1972
766 In der roten revue 2. Jg., Heft 1, Janner 1972 findet sich zwar die Ankiindigung fiir den 18./19. Janner 1972, jedoch wurden in der
roten revue, 2. Jg., Heft 6, September 1972 Referate zum Herbstseminar des VSStO Wien mit dem Thema “Entstehen und Funktion der
Studentenbewegung* wiedergegeben.
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sonengruppe gebunden waren: Diskussionen fanden unter Ausschaltung der formell zu-
standigen Gremien in, nach dem Zufallsprinzip, zusammengesetzten Personenkreisen (wer
eben gerade im Verband, im Caféhaus, beim Heurigen...anwesend war) statt; weitreichen-
de Entscheidungen fielen ebendort, Resolutionen wurden verabschiedet, Presseerkldrun-
gen ohne Zustimmung oder auch nur Befassung der zustindigen Organe abgegeben....
Kurz: Jede Menge von dem, was wir an der friiheren Verbandsfiihrung kritisiert hatten,
ereignete sich nochmals! "

Hierbei ist anzunehmen, dass mit den ,,Rechten* die Wiener Sektionsfiihrung zu Beginn
der Fraktionsauseinandersetzung (Wolfgang Schwarz und Edgar Maier) und mit den ,,Lin-
ken* die Gruppe um die Bundesfiihrung Koldus/Puchinger/Hofmann-Ostenhof gemeint

waren.

Bei einer auBerordentlichen Bundeskonferenz im Mirz 1972 in Linz zeigte sich der VSStO
im Vergleich zum letzten Zentralrat in Salzburg von einer gesellschaftspolitisch engagier-
teren Seite. Neben der Kritik an der opportunistischen Haltung der SPO als nunmehrige
Regierungspartei, der Forderungen nach konsequenten gesamtgesellschaftlichen Demokra-
tisierungsbestrebungen entgegengestellt wurden, verlangte der VSStO eine Strafrechtsre-
form, die Resozialisierung und die Fristenlosung (,, Abtreibung auf Krankenschein *“) bein-

768

halten sollte.”™ Bei den Forderungen zur Hochschulreform wurde, entgegen der noch im

November geduBerten Forderung nach Drittelparitit, nunmehr Semiparitit’®® gefordert.
Zudem sollten vermehrt marxistische WissenschafterInnen an die Universititen berufen
sowie die Habilitation als ,, Selektionsfilter konservativer Professorenschaft abgeschafft

770

werden.””” Um die gewerkschaftliche Orientierung an den Hochschulen zu demonstrieren,

wurde mit dieser Bundeskonferenz auch die Hochschulkampagne des VSStO im Sommer-
semester 1972 eingeleitet (Vgl. Kapitel 5.3).”"!

sollte der VSStO auch am Parteitag der SPO in Villach auftreten (Vgl. Kapitel 5.4.1.1).

Mit den Forderungen dieses Zentralrates

767 An Stelle eines Editorials: Zur jiingsten Geschichte und gegenwirtigen Situation des Verbandes“ in: rote revue, 2. Jg., Nr. 5, No-

vember 1971

768 Vgl. Presseunterlagen in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, Februar 1972,S.3 & 6

% Die Hilfte der Mitglieder in den Hochschulgremien sollten aus Studierenden bestehen. Vgl. ,,Forderungen des VSStO zur Hochschul-
reform™ in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, Februar 1972, S. 7

" Dieser Punkt ist bis heute eine Forderung des VSStO. Anstatt der Habilitation wird die Aufwertung des Doktorratstudiums gefordert.
Vgl. Grundsatzprogramm und Bildungsprogramm des VSStO (beschlossen im Juli 2004);
http://www.vsstoe.at/images/bilder/service/grsp+bipol%20beschlossen.pdf (Stand: 12.12.2004)

! Editorial in: rot-press, 2.Jg., Heft 2, 1972, S. 3
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Das Grundsatzpapier wurde in der April-Ausgabe der roten revue 1972 von Johann
Dvorték in der allgemeinen Strategie prazisiert. Dvotak appellierte nochmals fiir verstarkte

effiziente politische Aktionen mit Blick auf das langfristige Ziel des Verbandes.’”>

,, Bei jeder politischen Aktion unsererseits miissen wir vorher die Frage stellen: inwiefern
dient sie der tatsdchlichen Emanzipation der Massen, ist sie nicht blof3 public relation
Work fiir den sozialdemokratischen Verein VSStO. "

Mit dem Wintersemester 1972 kann der Abschluss der Konsolidierungsphase des VSStO
datiert werden. Der Verband hatte die grof3ten Schwierigkeiten, so scheint es zumindest,

uberwunden.

., Mit dem Herbstseminar 1972, in dessen Rahmen die fiir uns relevantesten strategischen
Fragen (Klassenanalyse, Einschdtzung der SP, okonom. Situation, HS-Reform usw...) in-
tensiv diskutiert werden konnten, scheint jenes politische bzw. aktivititsmdpfige Tief, das

den VSStO ein Jahr lang gekennzeichnet hatte, endgiiltig iiberwunden. "

,,Die ersten drei Monate des Studienjahres [1972/1973, Anm. d. Verf.] haben es dem
VSStO Wien wieder erméglicht auf der Grundlage eines neuen strategischen Selbstver-
standnisses eine relativ intensive und kontinuierliche Aktivitdt zu entfalten, in deren Rah-
men sich auch die Herausbildung eines aktiven Verbandkernes sowie die Konstituierung
eines ihm nahestehenden Sympathisantenpotentials vollzog.

5.2 Politische Entwicklung und Aktivititen des Verbandes: Von der Analyse
der Studierendenbewegung bis zur Anti-Nixon-Demonstration

Um einen Uberblick iiber das politische Bewusstsein des Verbandes post-68 zu geben er-
scheint es mir wichtig, dhnlich wie in den vorangegangenen Kapiteln nicht nur die theore-
tischen Auseinandersetzung des VSStO in der Reflexionsphase zu analysieren, sondern
auch chronologisch seine Verbindung zu anderen linken Gruppierungen und das politische
Engagement des Verbandes, auflerhalb des hochschulpolitischen Feldes, ndher zu beleuch-

ten.

2 ygl. ,,Gedankensplitter zu ,,Zur Politik des \_{SSt(")—Wien“ von Johann Dvotak, Herbst 1971; in: rote revue, 3. Jg., Heft 4, 1972, S. 20
773 ,Gedankensplitter zu ,,Zur Politik des VSStO-Wien“ von Johann Dvotak, Herbst 1971; in: rote revue, 3. Jg., Heft 4, 1972, S. 21
4 Brief des Wiener Sektionsrates an die Mitglieder, in: rote revue, 3. Jg., Heft 8, November 1972, S. 1
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5.2.1 Kritischer Riickblick auf die Studierendenbewegung in Osterreich

Wie schon im Kapitel 5.1 angemerkt, verordnete sich der VSStO ab dem Wintersemester
1969 eine Nachdenkpause, um die Aktivitdten der Studierenden in der Zeit um 1968 in
Osterreich, aber auch auf internationaler Ebene zu analysieren und fiir die kommende Zeit

neue Strategien aus diesen Erkenntnissen zu entwickeln.

Deutlich wird diese Reflexionsphase in den Beitragen des nunmehrigen Verbandsorgans
theorie und praxis. Bereits in der ersten Ausgabe versuchten Willy Koldus und Wilhelm
Burian im Dossier ,,Hochschule in der Neokolonie* eine Analyse der Studierendenbewe-
gung. Willy Koldus schilderte die Geschichte der IVK an der Universitdt Wien (Vgl. auch
Kapitel 4.3.3), und ging sehr hart mit der Praxis der IVK ins Gericht, verurteilte die Exklu-
sivitdt der Informationsweitergabe, die entpolitisierte Sachpolitik und die damit zusam-
menhédngende Entfremdung der VertreterInnen der IVK von den Studierenden. Koldus
wollte den Artikel aber als ,, Beitrag zur Diskussion um eine effizientere Studentenvertre-
tung und vor allem um deren Funktion verstanden “ wissen.””

Wilhelm Burian wiederum versuchte von einem psychologischen Blickwinkel aus, die
Motivation der Protestbewegung. Dazu dienten ihm vor allem die Theorien von Erich
Fromm, Sigmund Freud und Wilhelm Reich. Burian kam zu dem Schluss, dass der Auf-
stand der Studierenden ,,bewusster und unbewusster Niederschlag“ der ungeldsten Kon-
flikte war, die aus den repressiven sozialen und 6konomischen Strukturen entstanden wa-
ren, aber auch in den autoritiren Familienstrukturen und in Konflikten zwischen Uber-Ich
und Ich seinen Ursprung hatte. Ein Ansatz fiir das Scheitern der osterreichischen Protest-
bewegung sah Burian unter anderem historisch, vor allem im Vorherrschen irrationaler

Autoritit (Obrigkeitsstaat und anpassungswillige sadomasochistische Untertanen).”’®

,,Das Fehlen revolutiondrer Bewegungen — bzw. das Ausbleiben einer biirgerlichen Revo-
lution — in Osterreich seit der Niederlage von 1848 ist Kofaktor der verkiimmerten Pro-

testbewegung. Dies hatte unbedenkliche Anleihen aus der BRD zur Folge, unsere Aktions-
modelle waren Plagiate und versuchten nicht, am aktuellen Bewusstseinsstand anzusetzen

" Val. , VK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)* von Willy Koldus, in:
theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969, S. 14
776 Vgl. , [Emanzipation statt Domestizierung — Zur Motivation der Protestbewegung® von Willi Burian; in: theorie und praxis, 4. Jg.,
Heft 1, September/Oktober 1969, S. 15-20

213



(...) Die deutlich gewordene Isolation der Studentenbewegung kann nur bewdltigt werden,
wenn wir aus der verordneten ,Einzigartigkeit’ ausbrechen und breiten Teilen der Bevil-
kerung die Unmdéglichkeit begreiflich machen, mit der die Gliicksversprechungen der herr-
schenden Lebensformen belegt sind.“””

Fiir Burian konnte eine Verdnderung der Verhiltnisse nur durch emanzipatorische, grup-
pendynamische Prozesse erfolgen, die die Voraussetzung fiir antiautoritdre Erziehung und

778

Selbstbefreiung bilden sollten.””” Klare Handlungsanleitungen zur Durchfiihrung dieser

Prozesse fehlten jedoch.

Im Artikel ,,Opposition im autoritiiren Sozialstaat (I)*, der auch als Referat am VSStO-
Verbandstag am 12. April 1970 gehalten wurde,”” versuchte wiederum Wilhelm Burian
die Lage der Studierendenbewegung néher zu ergriinden, diesmal im Hinblick auf die spe-

zifische Osterreichische Geschichte. Er stellte jedoch klar:

., Der Ideologie der ,dsterreichischen Besonderheit’, einer Rationalisierung der Unterent-
wicklung, ist es zuzuschreiben, dass immer spezifische Elemente untersucht werden, ohne
auf die allgemeinen Entwicklungsgesetze kapitalistisch-biirokratischer Gesellschaftsorga-
nisation einzugehen, ohne die keine hinreichende Analyse ésterreichischer Verhdltnisse
gestellt werden kann. Es geht nicht darum, bestimmte Entwicklungen, verselbstindigte
Elemente zu liquidieren und simple Analogien herzustellen, vielmehr miissen wir heute den
Kapitalismus in Osterreich und nicht den dsterreichischen Kapitalismus verstehen ler-

«780
nen.

Im Artikel selbst gab Burian einen Uberblick iiber die Geschehnisse in der dsterreichischen
Studierendenbewegung und der Entwicklung des VSStO in der Zeit von 1965 bis 1969

(Vgl. Kapitel 4). Er sah das Hauptproblem der studentischen Aktivitdten in der ,, Ungleich-
zeitigkeit an Problembewusstsein zwischen den sozialistischen und anderen Studenten “, in
einer lediglich fragmentarisch vorherrschenden Verbindung von nationalen und internatio-

nalen Thematiken und einer Unzulidnglichkeit der Theorie und Organisationsform gegen-

777 Emanzipation statt Domestizierung — Zur Motivation der Protestbewegung* von Willi Burian; in: theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1,
September/Oktober 1969, S. 17 & 20

78 ygl. ,,Emanzipation statt Domestizierung — Zur Motivation der Protestbewegung® von Willi Burian; in: theorie und praxis, 4. Jg.,
Heft 1, September/Oktober 1969, S. 20

" Vgl. ,,Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 14

8 Editorial von Wilhelm Burian, in: theorie und praxis, 5. Jg., Heft 2/3, Juli 1970
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iiber den nationalen Moglichkeiten. Burian pladierte fiir die Entwicklung einer langfristi-

gen, geschichtsorientierten, Strategie.

., (-..) die Voraussetzung fiir die zukiinftige Tdtigkeit liegt aber gewiss in der ,Selbstorgani-
sation der Studenten’, die es erst gestattet, politische Perspektiven zu entwickeln. “”*!

Fiir die Phase 1969 bis zum Friihjahr 1971 ist anzumerken, dass in keinem Text konkrete
Strategien oder Perspektiven fiir eine ,,Reaktivierung* der Studierendenbewegung formu-

liert wurden.

Auch nach dem personellen Wechsel im VSStO 1971 versuchte Peter Pelinka in einem
Artikel nach einem Herbstseminar 1972 in der roten revue das ,,Entstehen und Funktion
der Studentenbewegung® zu analysieren und mit einer klareren Strategie fiir den Hoch-
schulkampf zu verbinden.”® Anders als Wilhelm Burian zeichnete Pelinka die Entwick-
lung der Studentenbewegung am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland nach. Pelinka
formulierte drei Thesen zur Entwicklung der Studierendenbewegung: Erstens sei die Pro-
testbewegung der Studierenden eine ,, Reaktion auf die Liquidierung der Moglichkeit biir-
gerlich-individueller Emanzipation* (Widerspruch zwischen den biirgerlichen Vorstellun-
gen von Demokratie und deren Verwirklichung). Zweitens sei die Studierendenbewegung
in der ,, antiautoritiren Phase “ eine Reaktion auf die kapitalistischen Formierungstenden-
zen an den Universititen gewesen. Und drittens wiirden ,, im Zuge der Entwicklung des
Monopolkapitalismus zum staatsmonopolistischen und die damit zusammenhdngende Ein-
ordnung des Wissenschafts- und Ausbildungssektors in den unmittelbaren Verwertungs-
prozess (...) die Auseinandersetzungen an den Hochschulen deutliche Klassenauseinander-
setzungen [werden]. Der iiberwiegende Teil der Intelligenz ndhert sich sozialokonomisch
der Lage der Arbeiterklasse an und hat objektiv weitgehend gleiche Interessen. Die ge-
werkschaftliche Orientierung im Hochschulkampf entspricht diesem gewandelten gesell-

schaftlichen Status der Intelligenz. "

81 Opposition im autoritiren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 19
™2 Vgl. ,,Thesen zu Entwicklung und Funktion der Studentenbewegung® von Peter Pelinka; in: rote revue, 3. Jg., Nr. 6, 1972, S. 1-10
8 Thesen zu Entwicklung und Funktion der Studentenbewegung® von Peter Pelinka; in: rote revue, 3. Jg., Nr. 6, 1972, S. 5f
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In diesem Artikel nimmt Pelinka das erste Mal in der Verbandliteratur Bezug auf den
staatsmonopolistischen Kapitalismus,®* dessen Rezeption in der Verbandsgeschichte der

Mitte der Siebziger Jahre groBere Bedeutung erlangen sollte.

Pelinka ging in seinem Text in der roten revue 6/72 aber auch auf die dsterreichische

Situation naher ein und fasste niichtern zusammen:

., Eine antiautoritiire Studentenbewegung als politische Massenbewegung hat es in Oster-
reich (...) nie gegeben. Wohl erweiterte sich das linke Potential an den Hochschulen, frei-
lich ohne je seinen Ghettocharakter zu verlieren. Die ,Bewegung’ mit dem Hohepunkt 68
blieb eine Revolution einiger weniger und spontane Imitation deutscher Modelle. Der ein-
zig erfolgversprechende Versuch, eine breitere Basis zu finden, die Forcierung der IVK als
radikaldemokratisches Gegenstiick zur OH scheiterte letztlich an der Torpedierung durch
Linke, die die Tragweite des Projekts nicht begriff und weiter fasziniert auf die BRD starr-

te «785

Als Handlungsstrategien fiir den VSStO warb Pelinka fiir die ,, Propagierung einer effektiv
sozialistischen Reformpolitik, die von der Ambivalenz der technokratischen Verdnderun-

gen “ profitieren sollte. Im Klartext hie3 das:

., Antiautoritire Politik in allen Spielarten (Forderung nach demokratischem Aufbau des
Studiums, nach Erfiillung des wissenschaftspluralistischen Anspruches, nach Erfiillung
gewisser 6konomischer Wiinsche von Studenten, nach Erweiterung der Tendenz zur Team-
arbeit etc.) baut gewisse Tendenzen technokratischer Verdnderungen am Bildungssektor
aus und verschdrft in Verbindung mit dem Kampf gegen andere Aspekte (steigender Leis-
tungsdruck, verstdrkte Tendenz zur Ausbildung von Fachidioten) die Ambivalenz dieser
Reform [Universitédtsreform, Anm. d. Verf.]. Durch die Mobilisierung der Studenten gegen
das Rechtskartell und seiner studentischen Ableger RES und OSU erhiilt der Kampf ent-
scheidende gesellschaftspolitische Aspekte.(...) Nicht zuletzt von unserer Arbeit an den
Hochschulen wird es abhdngen ob er [ Antagonismus zwischen Demokratisierungsansprii-
chen und kapitalistischen Interesse, Anm. d. Verf.] und andere angedeutete Konfliktpoten-

"8 Der staatsmonopolistische Kapitalismus (STAMOKAP) bezeichnet eine historische Phase des Spitkapitalismus der besondere 6ko-
nomische (Konzentration des Kapitals auf wenige grofle Konzerne) wie politische (staatliche Eingriffe [Steuern, Investitionen, Sozial-
transfers] in kapitalistische Produktionsweise) Merkmale aufweist. Der Staat sorgt fiir die Beschleunigung der kapitalistischen Akkumu-
lation im Sinne der Konzerne. Auch die Wissenschaft wird durch ihre Abhingigkeit von den Bediirfnissen der Produktion und vice versa
kapitalisiert und wird zur unmittelbaren Produktivkraft.

Nach der Theorie des STAMOKAP birgt dieser jedoch Potential fiir den Sozialismus, bei verstarkter gesellschaftlicher Kontrolle der
Produktion und Demokratisierung des Staates und der Betriebe, was die Umlenkung der staatlichen Eingriffe im Interesse der Mehrheit
der Bevolkerung heiflen wiirde. In diesem Zusammenhang wird auch oft Lenin zitiert, der meinte, dass gerade die ,,Dialektik der Ge-
schichte es sei, die ,,(...) die Umwandlung des monopolistischen Kapitalismus in den staatsmonopolistischen Kapitalismus (...) die
Menschheit dem Sozialismus auBerordentlich nahe gebracht hat.” (Lenin-Werke 25, S. 370) Vgl. www.stamokap.org (Stand 12.12.2004)
& ,,Thesen zu Entwicklung und Funktion der Studentenbewegung® von Peter Pelinka; in: rote revue, 3. Jg., Nr. 6, 1972, S. 4

85 Thesen zu Entwicklung und Funktion der Studentenbewegung* von Peter Pelinka; in: rote revue, 3. Jg., Nr. 6, 1972, S. 6
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tiale systemsprengende Dimension erhalten, ob die im Ausbildungssektor Mobilisierten die
grundlegende Umwidlzung der kapitalistischen Produktionsverhdltnisse als ihr Interesse
erkennen und im Rahmen der soz. Bewegung wahrnehmen. “’*°

5.2.1.1 Die neuen Strategie des VSStO - Sozialistische Berufspraxis

Nach den Auseinandersetzungen im VSStO und dem Fiihrungswechsel an der Verbands-
spitze scheint, neben der klassischen hochschulpolitischen Arbeit, die Propagierung einer

sozialistischen Berufspraxis eine zentrale Strategie des VSStO gewesen zu sein.

., Ziel dieser Organisierung ist es, vom spezifischen Stellenwert der einzelnen Berufsspar-
ten in der Gesellschaft ausgehend, Kriterien sozialistischer Berufspraxis fiir diese zu erar-
beiten und diese spdtere politische Praxis als gewerkschaftliche vorzubereiten. “”®

Bereits im Beitrag der ersten Ausgabe der roten revue im Jahr 1971 wurde die neue Funk-
tion des VSStO in der ,,Organisation von Studenten in Hinblick auf ihre Berufspraxis‘ ni-

her erlautert.

,,Durch die Einbeziehung der Berufsperspektive soll der erste Schritt zur tendenziellen
Aufhebung der Beschrinkung als Studentenorganisation geleistet werden. In diesem Sinn
sollen Genossen nach Beendigung ihres Studiums die Funktion iibernehmen, studentischen
Genossen die Situation und die Moglichkeiten im Lohnverhdltnis auseinander zu setzen.
Fiir diese Genossen wird der VSStO zu einer Organisation in ihren beruflich-

: ) . . : : . 788
emanzipatorischen Bestrebungen, verhindert ihre Resignation und Vereinzelung.*

Daran anschlieBend finden sich Handlungsanleitungen, die die Funktion des VSStO kon-
kret in der theoretischen Aufarbeitung der Berufsperspektive sozialistischer Studierender
sowie den Arbeitsbedingungen der berufstitigen SozialistInnen, in Hinblick auf mdgliche
Verdnderungen in den einzelnen Studienrichtungen sahen. Aus diesen Analysen sollten
sich einerseits Richtlinien fiir die Bedingungen in den einzelnen Féachern ergeben. Ande-

rerseits sollten berufstitige SozialistInnen daraus Strategien fiir die Organisierung im je-

786 Thesen zu Entwicklung und Funktion der Studentenbewegung* von Peter Pelinka; in: rote revue, 3. Jg., Nr. 6, 1972, S. 10
87 | Zur Politik des Vssto-Wien®, Punkt 4, in: rote revue, 2. Jg., Nr. 5, November 1971
788 Zur Organisation des VSStQ, 2. Organisation von Studenten in Hinblick auf ihre Berufspraxis in: rote revue, 2. Jg., Nr. 1, Mirz

1971
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weiligen Betrieb ableiten. Ziel des VSStO war es die ,, Mobilisierung aller potentiell ge-
sellschaftsverdndernden Hochschulabsolventen “ sicherzustellen.”®’

Fiir die Aufklarungsarbeit sollten ,,Artikel {iber die Berufsperspektiven der Studenten (iiber
Berufsmoglichkeiten, inhaltliche Anforderungen, Chancen und Moglichkeiten, die gegebe-
ne Berufsperspektive zu verdndern)“ in den studentischen Zeitungen der Fachbereiche sor-
gen.”

Praktisch setzte der VSStO diese Strategie in den Hochschul-Organisationsgruppen um,
(Rechtswissenschaften, Geschichte und Politologie), die in den jeweiligen Studienrichtun-
gen Basisagitation betrieben, was manchmal mit dort angesiedelte Gremienarbeit verbun-
den war (Vgl. Kapitel 5.2.2.2). Zusétzlich versuchte der Verband iiber eine Hochschul-
kampagne radikaldemokratische Konzepte zu propagieren und gegen die rechts-
konservativen Studierendenorganisationen OSU und RFS aufzutreten (Vgl. Kapitel 5.3).
AuBerdem organisierten die sozialistischen Studierenden nach langer Zeit im November
1972 wieder einmal eine Teach-In-Reihe zum Thema ,,Kritische Wissenschaft™ an der U-

. . . 791
niversitat Wien.

Auch in den Referaten zum Herbstseminar des VSStO 1972 wurde nunmehr verstirkt die
gewerkschaftliche Orientierung an den Hochschulen als Ziel des VSStO propagiert. Die
gewerkschaftliche Ausrichtung im Hochschulkampf wurde von Danny Leder konkretisiert.
Im Artikel ,,Die neue Klassenlage und politische Rolle der Intelligenz im Kapitalismus®,
nach Ausfiihren einiger Ansitze zur Neubestimmung der Klassenlage der Intelligenz von

Ernest Mandel und Sebastian Herkommer, schreibt er folgendermallen:

,, Gewerkschaftliche Orientierung an den HS [Hochschulen, Anm. d. Verf.] heifSt also den
Kampf fiir kurzfristige, eher studienbezogene Interessen, mit dem Ringen fiir eine sozialis-
tische Gesellschaft vermittelnd zu verbinden, Eine Gesellschaft die dem objektiven Interes-
se der Mehrzahl der Intellektuellen auch auf Befreiung von autoritdr hierarchischen Struk-
turen, fremdbestimmter Arbeit und allgemeinrepressiven Bedingungen im Zusammenleben
der Individuen entspricht!

™9 Zur Organisation des VSSt(Q, 2. Organisation von Studenten in Hinblick auf ihre Berufspraxis® in: rote revue, 2. Jg., Nr. 1, Mirz
1971

" ygl. . Zur Organisation des VSStO, 2. Organisation von Studenten in Hinblick auf ihre Berufspraxis® in: rote revue, 2. Jg., Nr. 1,
Mirz 1971

71 Vgl. Brief des Wiener Sektionsrates an die Mitglieder, in: rote revue, 3. Jg., Heft 8, November 1972, S. 1f
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Neben dem Kampf um materielle Sicherheit fiir gewisse Studenten und Vergrofierung der
staatlichen und privaten Aufwendungen fiir die Hochschulen, die den kapitalistischen Un-
ternehmen und biirgerlichen Staat, welcher nur zu minimalsten Bildungsinvestitionen be-
reit ist, gemeinsam mit den Organisationen der Arbeiterklasse abgerungen werden muss,
bedeutet studentischer Syndikalismus auch antiautoritdre Sensibilisierung, Widerstand
gegen Ordinarienherrschaft, marxist. Studieninhalts-, bzw. —methodenkritik und radikal-
demokratische Reformpolitik, alles zusammen natiirlich als Einheit verstanden. “”*

In einem spiteren Artikel der roten revue wurden die Moglichkeiten einer weitgehenden
Verianderung im Ausbildungssektor als entscheidende ,, antikapitalistische Strategie in
hochentwickelten kapitalistischen Ldndern“ beschrieben. Es wurde betont, dass eine ,, in-
haltliche Konkretisierung sozialistischer Reformpolitik im Bildungswesen “ in Zukunft von

immanenter Wichtigkeit sei.””

Der VSStO versuchte in der rot-press 2/1972 seine neuerliche Hinwendung zur Studieren-
denpolitik durch die Einbettung in ein gesellschaftsverdnderndes Gesamtkonzept zu recht-

fertigen:”*

. (...) vielmehr ordnet sich die Riickbesinnung des VSStO auf sein eigentliches Titigkeits-
feld, nimlich Studentenpolitik in ein gesamtgesellschaftliches Konzept zur Uberwindung
kapitalistischer Klassenherrschaft ein. Dies verdeutlicht wohl auch der Umstand, dass wir
unsere Aufmerksamkeit, statt den in Osterreich aktuell noch fiktiven revolutiondiren Mas-
sen, den kiinftigen politischen Moglichkeiten der im Berufsleben stehenden Hochschulab-
solventen schenken, und letztere in unser strategisches Modell bereits einbeziehen. «793

Zu Beginn des Jahres 1973 kniipfte die sozialistische Berufspraxis am Modell des ,,Sozia-
listischen Biiros Offenbach*’*® an. Danny Leder beschrieb in der roten revue die Bedeu-

tung von Negts Ansichten fiir den VSStO folgendermaBen:

., Dieses umfassende Selbstverstdindnis, das sich in letzter Zeit ansatzweise herauszubilden
beginnt, kniipft auch an der fiir unsere Praxis nicht unwesentlichen Erfahrungen und poli-

2 Die neue Klassenlage und politische Rolle der Intelligenz im Kapitalismus* von Danny Leder, in: rote revue, 3. Jg., Nr. 6, 1972, S.
31, vgl. auch ,,Ansitze zur hochschulpolitischen Orientierung des VSStO® in: rote revue, 3. Jg., Nr. 11, 1972;

3 Vgl. , Ansiitze zur hochschulpolitischen Orientierung des VSStO* in: rote revue, 3. Jg., Nr. 11, 1972; S. 3

794 Vgl. Editorial in: rot-press, 2.Jg., Heft 2, 1972, S. 2

7 Editorial in: rot-press, 2.Jg., Heft 2, 1972, S. 2

76 Das Sozialistische Biiro Offenbach war als Gruppe von undogmatischen Linken, die nach der Studierendenbewegung in Deutschland
eine neomarxistische Renaissance forcierten, zwischen SPD und Deutscher Kommunistischer Partei (DKP) angesiedelt. Hauptthese des
Sozialistischen Biiros Offenbach war, dass eine Verdnderung der gesellschaftlichen Zustdnde nur im Zusammenhang mit der Revolutio-
nierung personlicher Lebensformen stattfinden konne. Biirokratische Organisationsformen und dogmatische Ideologien wurden abge-
lehnt. Die Ideen dieser Gruppe wurden durch die Zeitschrift ,,links* und dem Adorno-Schiiler und Soziologen Oskar Negt verbreitet.
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tischen Konzeptionen des Soz. Biiros/Offenbach an: Dieses ,Biiro’, das als Sammelbecken
der undogmatischen BRD-Linken gilt und in dem SPD-Marxisten mit unabhdngigen Sozi-
aldemokraten zusammenarbeiten, ist um die Koordination der in den verschiedenen gesell-
schaftlichen, beruflichen und regionalen Sektoren agierenden Basisgruppen aus ganz
Westdeutschland bemiiht, ohne dabei aber einen autoritiren Zentralismus zu praktizieren
oder einen wie immer gearteten Organisationsfetischismus zu huldigen. "’

Oskar Negt, Schiiler von Theodor W. Adorno und Verfechter einer basisorientierten Stra-
tegie, traten fiir das Modell des Sozialistischen Biiros als ,, arbeitende Korperschaft* ein.
Diese sollten nicht fern von der ,, Erfahrungsbasis der Massen *“ abgetrennt agieren, son-
dern vielmehr aus den ,, Bedingungen an den diversen Arbeitspldtzen, im Wohnbereich, in
den Erziehungsinstitutionen, in der Familie, in der Freizeit, etc. “ kommunikative Hilfsmit-
tel liefern, um ,, die schwierige Vermittlung zwischen unmittelbaren Interessen und Bediirf-

nissen, die sich aus der Alltagspraxis der Menschen ergeben, und den objektiven, durch die

S . . «798
Klassensituation bedingen Interessen, zu erleichtern.

Der VSStO leitete von Negts Thesen folgendes fiir seine Politik ab:

(...) konnen fiir uns insofern von richtungsweisender Bedeutung sein, als dass von einer
mechanischen Ubertragung der dem aktuellen Entwicklungsstadium der Kimpfe in der
BRD adéquaten Uberlegungen auf Osterreich Abstand genommen wird. Die Konkretisie-
rung dieser Konzeption in Hinblick auf unseren Kampf in Osterreich wird an Hand noch
zu gewinnender politischer Erfahrungen sowie deren theoretischen Aufarbeitung notwen-
dig sein. Dies wiirde auch den Aspirationen vieler, Studenten entsprechen, die eine
demokratische Verdnderung ihrer beruflichen Realitdt wiinschen, die sich aber in den
autoritdr gefiihrten leninistischen Glaubenssekten nicht wiederzuerkennen vermogen und

1 Zur Bedeutung der Thesen Oskar Negts fiir die Strategiediskussion im VSStO“ von Danny Leder, in: rote revue, 4. Jg., Heft 3, 27.
Februar 1973
™8 Vgl. ,Nicht nach Képfen, sondern nach Interessen organisieren! von Oskar Negt, in: rote revue, 4. Jg., Heft 3, Februar 1973 &
Flugblatt zum Teach-In mit Oskar Negt in: Textsammlung ,,Sozialdemokratie und basisorientierte Strategie®, in: rote revue, 4. Jg., Heft
6, 27. April 1973
7 _Zur Bedeutung der Thesen Oskar Negts fiir die Strategiediskussion im VSStO“ von Danny Leder, in: rote revue, 4. Jg., Heft 3, 27.
Februar 1973
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Zu dieser Strategie Negts produzierte der VSStO sogar eine Broschiire mit dem Titel ,,So-
zialdemokratie und basisorientierte Strategie* mit Beitrdgen von Hannes Swoboda, Arno

Klénne und Oskar Negt.**

Dieses Zitat von Oskar Negt in einem Artikel von Johann Dvoiéak in der roten revue fast

nochmals die generelle Orientierung des ,,Sozialistischen Biiros Offenbach* zusammen.

., Insgesamt sollten wir beim Versuch der Entfaltung emanzipatorischer Kdampfe bemiiht
sein, biirgerliche Verkehrsformen zu iiberwinden. Vielleicht kénnte dann verniinftige
Kommunikation dazu fiihren, dass wir uns nicht linger die Kampfziele und —formen ein-
fach vorgeben und aufzwingen lassen. ,Ich halte gar nichts mehr davon, auf die zentralen
Institutionen zu starren, Staat, Justiz, Polizei, Massenorganisationen, und zu meinen, wenn
man die Konfrontation mit ihnen sucht, wiirde man den Klassengegner treffen. Ich glaube
vielmehr, dass heute revolutiondre, sozialistische Politik sich an der Basis vollzieht, in der
schrittweisen Erweiterung des Erfahrungshorizonts derjenigen, die wirklich im Betrieb, in
den Schulen und Universititen, in ganz spezifischen Arbeitsprozessen stecken.” "

Die Basisorientierung im allgemeinen kann als Kontinuitét in der Verbandspolitik im Ver-
gleich zur vorangegangenen Phase gewertet werden (Vgl. Kapitel 4). Der Unterschied war

jedoch nach dem Fiihrungswechsel die stirkere Orientierung und Arbeit in der Praxis, im

Hinblick auf die spétere Berufspraxis.

5.2.2 Der VSStO und die Kooperation mit linken Studierendenorganisationen
und Basis- und Institutsgruppen

., Aus dem Restbestand der IVK entstehen nun Basisgruppen, die einer Politisierung auf
Fakultitsebene und in Instituten vorantreiben. Dieser Ansatz an der Basis ist seit langem
der erfolgversprechendste, zur Organisierung der Studenten muss er weiterverfolgt wer-

den. <502
Die Stellung der IVK wurde mit dem Wintersemester 1969 immer schwiécher, da sie sich
mehr repriasentativ-demokratisch als basisdemokratisch gab und zudem ihre institutionelle

sowie finanzielle Absicherung nicht gegeben war.

800 Textsammlung ,,Sozialdemokratie und basisorientierte Strategie®, in: rote revue, 4. Jg., Heft 6, 27. April 1973

801 Oskar Negt in: Spiegel Nr. 25/1972, S. 132f. zit. nach: ,,Notizen zu Fragen einer sozialistischen Strategie in Osterreich® von Johann
Dvoték, in: rote revue, 3. Jg., Nr. 6, 1972, S. 39

802 ,,Opposition im autoritéren Sozialstaat (I)* von Wilhelm Burian in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 16
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Peter Kowalski, Sprecher der IVK, machte im Dezember 1969, durch eine Stérung einer
Sitzung des Akademischen Senats der Universitdit Wien noch einmal von sich Reden. Er
forderte die Einbeziehung von StudierendenvertreterInnen bei Sitzungen des Senats, da
Rektor Zerbst zuvor die studentischen Auskunftspersonen ausgeschlossen hatte. Die anwe-

senden Professoren drohten ihm ,, Tetschn “ (Schlige) an.**

Im Miérz 1970 richtete die IVK ein 14-Punkte-Programm an die Ministerin ohne Portefeu-
ille Hertha Firnberg®™, in dem sie die volle Offentlichkeit bei Berufungen, die Neurege-
lung der studentischen Vertretung und Mitsprache bei Reformen einforderte.**

Die Erfolge der Aktionen der IVK (Vgl. Kapitel 4.3.3) fanden keine kontinuierliche Fort-
setzung, ihre Forderung nach gesetzlichen Verankerung der Institutsvertretungen sollte
aber mit dem HSG 1973 erfiillt werden (Vgl. Kapitel 5.3.2). Die IVK 16ste sich nach einer
vom RFS gesprengten Vollversammlung, bei der die [VK-SprecherInnen neu gewahlt hét-

ten werden sollen, im Sommersemester 1970 auf,?%

Die von der IVK enttiuschten linken Studierenden hatten schon zuvor Basisgruppen ge-
griindet, die einen politischeren und linkeren Anspruch vertraten und sich in einem Basis-

gruppen-Rat zusammenschlossen.

,,Ich meine diese Spannung zwischen Reprdsentativ-Demokratie und Basisgruppe war da-
mals irrelevant. Die Basisgruppen und die Institutsvertreter haben koexistiert. Die haben
in manchen Instituten gegeneinander gekdampft und in anderen haben sie sich ergdnzt. Das
war so eine Doppelstruktur. “*"

Die meisten Aktivistinnen der Basisgruppen misstrauten den traditionellen, parteigebunde-
nen Hochschulfraktionen, propagierten eine revolutiondre Berufspraxis und wollten sich

als Alternative an der Basis, bei den Studierenden der jeweiligen Studienrichtung, etablie-

803 Vgl. ,Krach im Akademischen Senat“ in: AZ vom 10.12.1969, S. 4

804 Hertha Firnberg war bis zum Inkrafttreten des Kompetenzgesetzes, welches das Unterrichtsministerium teilte, Ministerin ohne Ge-
schiftsbereich. Vom 21. April 1970 (Angelobung der Minderheitsregierung Kreisky) bis zum 26. Juli 1970 war sie Ministerin ohne
Portefeuille, danach Bundesministerin fiir Wissenschaft und Forschung. Das Bundesministerium fiir Wissenschaft und Forschung wurde
erst am 24. Juli 1970 eingerichtet. Vgl. Fischer, 1993, S. 76 & Schmid, Gerhard; ,,Osterreich im Aufbruch — Die sterreichische Sozial-
demokratie in der Ara Kreisky (1970-1983)*, Studienverlag Innsbruck-Wien, Innsbruck 1999, S. 336, AZ vom 23.4.1970, S. 3

805 Vgl. ,,14 Punkte zur Hochschulreform* in: AZ vom 11.3.1970, S. 4

806 ygl. ,IVK — Zwischen Pressekonferenzen und Kabinettspolitik (Die Krise des scheinliberalen Aktivismus)* von Willy Koldus, in:
theorie und praxis, 4. Jg., Heft 1, September/Oktober 1969; Fischer-Kowalski, 1977, S. 606 & Keller, 1983, S. 106

%7 Interview Marina Fischer-Kowalski, 9.8.2004, S. 11f.
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ren.’*® Wie schon im Kapitel 4.3.3 angefiihrt, engagierten sich einzelne Mitglieder des
VSStO in der Institutsvertretungskonferenz, aber auch in den einzelnen Instituts- und Ba-

sisgruppen selbst. Diese wurden, nach Peter Kowalski, nicht wegen, sondern trotz ihrer

VSStO-Mitgliedschaft akzeptiert.*”

Laut Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber entfremdeten sich die in den Instituts- und Basis-
gruppen aktiven VSStO-Mitglieder ab dem Wintersemester 1969/1970 zusehends von der
Verbandsfiihrung, da diese zum einen die Organisationsform des Verbandes als zu abge-
hoben von der Basis bewerteten und zum anderen die Verbandsfiihrung durch teils sehr

abstrakten theoretischen Diskussionen und Artikeln nicht unbedingt Basisndhe demonst-

rierte 81°

Kurt Puchinger stellte aber in einem undatierten Organisationspapier klar, dass die Zu-

sammenarbeit mit den Basis- und Institutsgruppen von immanenter Wichtigkeit sei.

,,Die studentische Linke hat sich dort, wo sie aktiv ist, d.h. auf Grund ihrer Erkenntnisse
und Anspriiche versucht zu handeln, eigene Organisationsformen geschaffen, wie etwa
Instituts- und Basisgruppen; (...) Der VSStO ist nirgends, aufSer bei Volksbegehren [wahr-
scheinlich ist hier das im Dezember 1969 initiierte Anti-Bundesheervolksbegehren ge-
meint, Anm. d. Verf.]. (...) In den Instituts- und Basisgruppen materialisieren sich Organi-
sationsformen die in der Lage sind ein vielschichtiges studentisches Potential zu interes-
sieren, ausgegangen wird von einem unmittelbaren Bezug auf den Arbeitsplatz und den
Inhalt dieser Arbeit, d.h. es wird versucht entfremdete Studientdtigkeit in ihrer Entfrem-
dung zu begreifen und begreiflich zu machen und sukzessive durch Arbeit zu ersetzen. (...)
Wenn wir akzeptierten, dass die bestehenden Basisgruppen einen viel unmittelbareren Be-
zug zu der (...) Hochschule haben, und wenn wir weiters akzeptieren, dass dem VSStO be-
stimmte technische Mittel zur Akzentuierung dieser Auseinandersetzungen zur Verfiigung
stehen, und wenn unsere Interessen dahingehen, die Entfremdung an den Hochschulen
aufzuheben, d.h. die Auseinandersetzung zwischen der technischen Organisation Universi-
tdt und den Studenten zu verschdrfen, so sind die Instituts- und Basisgruppen unsere poten-
tiellen Verbiindeten, und insofern noch eine personelle Identitiit zwischen VSStO—
Genossen und Mitgliedern in Basisgruppen festgestellt werden kann, konnen wir nicht an-
ders als die Interessen der Basisgruppen zu unseren eigenen machen. Und als VSStO-
Gruppe haben wir auch zusdtzlich die Moglichkeit, orientiert an unseren Interessen, die
sich aus den Basisgruppen heraus ergeben, die studentischen Hochschulgremien zu er-

. 811
schliefen.

808 ygl. Keller, 1983, S. 107

809 ygl. Peter Kowalski, zitiert nach Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 81

810 Heilingsetzer/Mesner/Rogl/Weber, 1989, S. 82

811 Organisationspapier Nr. 1 von Kurt Puchinger (undatiert), in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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5.2.2.1 Der Versuch einer ,,Linken Plattform

Die Kooperation mit den Basisgruppen erfolgte auch in groBerem Rahmen in Form einer
,,Linken Plattform* mit anderen linken Studierendenfraktionen.

Ende April 1970 schlossen sich der VSStO (Zentralrat, also Bundesfiihrung), die VDS
(Wien), die ,,Aktion* (Wien) sowie die Basisgruppen Physik, Mathematik, Medizin, Eth-

nologie, Soziologie, Psychologie, Philosophie, Publizistik und die Aktion Katholische Stu-

dentenpresse zum ,,Aktionskomitee Linke Plattform* zusammen.’'?

,, Die Plattform soll nach Méglichkeit alle Gruppierungen umfassen, die seit dem Beginn
der Studentenbewegung in Osterreich (1965) erfasst wurden, die sich von alten Positionen
gelost haben und in ,Opposition’ zur Gesellschaft stehen. Die spezifischen Krdfteverhdlt-
nisse in Osterreich verlangen eine spezifische Blockbildung der fortschrittlichen Kriifte.
Mit diesem , historischen Block’ verfolgen wir zwei Absichten. Einmal den Prozess der
Infiltration fortzusetzen, der ein unabdingbares Moment der Aufkldrung bildet, die jeder
gesellschaftlichen Verdnderung voranzugehen hat. Zum anderen konnen wir auf dieser
neuen Organisationsstufe die hemmenden Elemente der alten Organisationsformen ab-
streifen und unsere Positionen in Kritik und Selbstkritik kldren. “*"

In einer ersten Aussendung wurde als praktischer Beweggrund fiir den Zusammenschluss
eine gemeinsame Wahlbewegung fiir die OH-Wahlen im Janner 1971 angegeben.®'* Wei-
tere Ziele der Plattform waren die Anprangerung der reaktioniren Politik von OSU und

RFS, sowie das Vorhaben die OH in eine Institution umzuformen, die ,,wirklich* studenti-

. 815
sche Interessen vertreten wiirde.

., Unser Ziel ist die Bildung von Machtzentren an den Hochschulen, die Ubernahme und
Transformation der OH in eine basisgelenkte Organisation, die In-Frage-Stellung und die
Revolutionierung der Gesellschaft. Ziel ist die Emanzipation des Menschen, der Abbau von
Herrschaft entsprechend den geschichtlich gewachsenen Méglichkeiten. “*'°

812 Vgl. ,,.Die Linken an der Uni“ von Paul Kolm, in: Wiener Tagebuch, Nr. 3, Méarz 1971, S. 5-7 & ,,Linke Plattform — was tun?* in:
Wandzeitung, Nr. 7, Oktober 1970 & ,,Kambodscha-Kampagne Dokumentation in: Wandzeitung, Sondernummer, Juni 1970

813 Bildung einer ,Linken Plattform’ — Aufruf zur Arbeitskonferenz*, undatiert; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)

814 Nach dem Bericht in der Wandzeitung hatte es bereits fiir die Hochschulwahlen im Janner 1969 Bestrebungen gegeben gemeinsam zu
kandidieren, die jedoch scheiterten. Der VSStO und die VDS kandidierten getrennt, die FNL boykottierte die Wahl. Vgl. ,,Linke Platt-
form — was tun?* in: Wandzeitung, Nr. 7, Oktober 1970

815 ygl. ,,Die Linken an der Uni“ von Paul Kolm, in: Wiener Tagebuch, Nr. 3, Mérz 1971, S. 5-7

816 _Bildung einer ,Linken Plattform’ — Aufruf zur Arbeitskonferenz*, undatiert, S. 2; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)
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Fiir Ende Mai 1970 kiindigte die Plattform eine Arbeitskonferenz an, bei der Themen wie
,»Verhiltnis von Studium und kritischer Berufspraxis®, ,,Funktionsanalyse der Intelligenz*
sowie ,,Reform-Revolution® diskutiert werden sollten. Ziele dieser Konferenz hétten die
Herausarbeitung einer gemeinsamen revolutiondren Strategie und die Abstimmung der
Aktivitdten und des gemeinsamen Auftretens sein sollen.

Die VSStO-Bundessprecher stellten ihre Vorstellungen iiber die Ziele der Konferenz, die
auf regionaler und nationaler Ebene alle sozialistischen, radikaldemokratischen und pro-

gressiven christlichen Gruppen sowie Basisgruppen vereinen sollte, zur Diskussion:

., 1) , Politisierung’ der Studentenschaft durch Vermittlung kritischer Analyse, die theoreti-
sche und praktische Erkenntnisse des gesellschaftlichen Lebens. Speziell in unser Aufga-
bengebiet fillt die Beziehung von HS und oOsterreichische Gesellschafft.

2) Brechung der gegenwdrtigen Studienverhdltnisse, die Studium als blofSe Vermittlung
auffassen, als Reflex der Biirokratie und feudaler Institutionen. Welche Widerspriiche miis-
sen wir aufgreifen um zu einem Modell von produktiver, und das heifsit schopferischer Ar-
beit zu gelangen.

3) Auf welchen Ebenen konnen wir unsere Anspriiche durchsetzen, welchen institutionellen
Rahmen miissen wir dabei beniitzen (Wahlen, Institutsvertretungen usw.) "'’

Diese Arbeitskonferenz kam schlussendlich, ebenso wenig zustande wie eine gemeinsame

politische Strategie.

Im Jahr 1970 konnen lediglich zwei Veranstaltungen ausgemacht werden, wo die ,,Linke
Plattform* geschlossen auftrat. Das war zum einen die Demonstration gegen die US-
Intervention in Kambodscha am 14. Mai (Vgl. Kapitel 5.2.4), wo die Plattform als Organi-
sator von studentischer Seite aufschien, und zum anderen das Hearing im Auditorium Ma-
ximum der Universitit Wien mit den Regierungsmitgliedern Bruno Kreisky, Hertha Firn-
berg und Leopold Gratz zum Stand der Hochschulreform am 9. Juni 1970, wo die Anliegen
der ausldndischen Studierenden (Wahlrecht bei Hochschulwahlen, Senkung der Studienge-

biihren etc.) in den Vordergrund geriickt wurden (Vgl. Kapitel 5.3.2).5'

817 ,,Bildung einer ,Linken Plattform’ — Aufruf zur Arbeitskonferenz®, undatiert, S. 2; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)

818 Vgl. , Linke Plattform — was tun?* in: Wandzeitung, Nr. 7, Oktober 1970 & ,.Kreisky empfing Demonstranten® in: AZ vom
15.5.1970, S. 1 & ,,Vage Linke, schweigsame Rechte — Kreisky, Firnberg, Gratz stellen sich den Studenten® in: AZ vom 10.6.1970, S. 2
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Laut der Wandzeitung der VDS sollten iiber den Sommer 1970 nicht nur die Vorausset-
zungen fiir eine gemeinsame Kandidatur, sondern auch das Projekt ,,Offene Universitét*
vorangetrieben werden, um die Prisenz der linken Studierenden an der Hochschule abzusi-
chern. Beide Projekte wurden nie umgesetzt. Zudem scheiterte auch ein gemeinsames Zei-

tungsprojekt, hochstwahrscheinlich aufgrund von ungeklirten Finanzierungsfragen.®"”

Im Herbst 1970 traten die Zerfallserscheinungen schon deutlich zu Tage. Die ,,Aktion*
schied aus der Plattform aus, aus Angst sie wiirde zum Spielball zwischen dem VSStO und
der VDS werden. Der VSStO hatte, der kommunistischen Wandzeitung nach, auBerhalb
der ,,Linken Plattform* einen eigenen ,,Verein zur Unterstiitzung der Institutsvertretungen®

gegriindet, und so eine Agenda des Zusammenschlusses ,,eigenméchtig® organisiert.

Letztendlich scheiterte das Projekt der Linken Plattform und es erfolgte keine gemeinsame
Kandidatur. Dieser Misserfolg hatte sicher viele Griinde, mit groBer Wahrscheinlichkeit
sind jedoch Inaktivitéit, Desorganisation, Unstimmigkeiten unter den ProtagonistInnen und
moglicher Druck von Seiten der SPO auf den VSStO selbstindig zu kandidieren®' Aus-

schlag gebend gewesen.

., Damit der Geldhahn [der SPO, Anm. d. Verf.] nicht zugedreht wird, verzichteten VSStO-
Funktiondre auch auf den Plan, auf Hochschulboden eine ,linke Plattform’ gemeinsam mit
der ,Aktion’ und den kommunistischen Studenten zu bilden. “**

5.2.2.2 Der VSStO und seine Institutsbasisgruppen

Nach den personellen Verinderungen im VSStO im Friihjahr 1971 versuchte der Verband
strukturiertere Arbeit an der Universitét zu leisten. Wie im Kapitel 5.1.3 schon angedeutet,
hielt der VSStO in seinem ,,Grundsatzprogramm® die Griindung von Projektgruppen fest,
in denen Detailstrategien fiir die einzelnen Studienrichtungen ausgearbeitet werden sollten.

Tatsdchlich bestanden in den Bereichen Rechtswissenschaften, Geschichte und Politologie

819 Vgl. ,,Linke Plattform — was tun?* in: Wandzeitung, Nr. 7, Oktober 1970

820 Ebd.

821 ygl. ,,Die Linken an der Uni“ von Paul Kolm, in: Wiener Tagebuch, Nr. 3, Mirz 1971, S. 6

82 Vgl. , Mit dem Hintern ins Gesicht*; Wochenpresse Nr. 51 vom 23.12.1970, in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekre-

tariat)
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in dieser Zeit solche Gruppen im VSStO,* die neben ihrer Arbeit in den Lehrveranstal-
tungen (inhaltliche Kritik und didaktische Vorschlidge) auch durch studienrichtungsspezifi-
sche Zeitungen (Justerix [Jus], Kripo [Politikwissenschaft], histl [Geschichte]) Aufkla-
rungsarbeit liber den Wissenschaftsbetrieb, die Studienreform oder Berufsperspektiven
leisteten.***

Ein weiteres Vorhaben der sozialistischen StudentInnen war die Ausnutzung der Moglich-
keiten in den Institutsvertretungen und in den Studienkommissionen, wo bei Studienrefor-
men mitgearbeitet oder zumindest Informationsarbeit iiber die dortigen Vorginge geleistet
werden sollte. Die einzelnen InstitutsvertreterInnen und Studienkommissionsmitglieder des
VSStO sollten koordiniert arbeiten und gemeinsam ein detailliertes Hochschulkonzept in
der ,,Projektgruppe Hochschulpolitik erarbeiten. Zudem sollte die Gremienarbeit primér
in der PHK geleistet und das Engagement in der OH intensiviert werden.*”

Fiir die studentische Offentlichkeit wurden Symposien zu einzelnen Studienrichtungen
geplant und durchgefiihrt, wie das Symposium ,,Kritische Justiz* vom 18. bis zum 21. Ok-
tober 1971 im NIG beweist.**® Das Verbandsorgan rot-press sollte als Vermittlungsin-

strument an den Universititen eingesetzt werden.

Im Wintersemester 1972 zog der VSStO Bilanz iiber seinen Konsolidierungsprozess (Vgl.

Kapitel 5.1.3). Die Aktivititen der Institutsbasisgruppen hatten sich auf die Fachbereiche

827

Germanistik, Medizin und Physik ausgeweitet”"’ und diirften einen wichtigen Beitrag zur

Regeneration und Stabilisierung des Verbandes geleistet haben.

,, Ein entscheidendes Moment dieser Entwicklung ist die Tdtigkeit und Verbreitung unserer
Institutsbasisgruppen: Hierbei ist zu erwdihnen, dass neben den bereits linger existieren-
den Politologen-, Juristen-, und Historikergruppen nun auch Germanisten und Mediziner
VSStO-Gruppen konstituiert haben. Dariiber hinaus bestehen enge Kontakte zu Genossen,
die an der Welthandel, Physik, Chemie, Technik sowie am soziologischen Institut und an
der Musikakademie tdtig sind.

Die Relevanz der Institutsgruppen ergibt sich nicht nur aus ihrer Moglichkeit die spezifi-
schen Bedingungen des jeweiligen Studienzweiges als Ausgangspunkt fiir ihre Agitation

823 Vgl. Rubrik Termine, in: rote revue, Jg. 3, Heft 1, Jinner 1972

824 | Zur Politik des Vsst-Wien* Punkt 6e, & Mitteilungen (Publikationen) in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971 & Mitteilungen
825 | Zur Politik des Vsst-Wien* Punkt 6e, in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, November 1971

826 Vgl. rot-press, Jg. 1, Heft 1, September/Oktober 1971, S. 6 & rote revue (Sondernummer) vom 28.9.1971

827 Vgl. “News der VSStO-Institutsbasisgruppen” in: rot-press, 3. Jg., Heft 1, 1973, S. 9
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und die sich aus diesen Bedingungen ableitende Interessenkonstellation der betroffenen
Studenten fiir eine entsprechende Basisaktivierung zu nutzen, sondern auch aus der Not-
wendigkeit den verschiedenen Berufsperspektiven addquate sozialistische Strategieansditze
zu entwickeln. “*%*

Dieses Konzept von Institutsbasisgruppen kann mit den Fachgruppen verglichen werden,
die im Fraktionskampf 1966 eine wesentliche Rolle spielten (Vgl. Kapitel 3.2.1) aber auch
schon davor existierten (Vgl. Kapitel 2.8). Anders als damals lief die Arbeit der Gruppen
aber nicht nur innerhalb des Verbandes ab, sondern ab 1971 wurden die Aktivitdten an den
Studienrichtungen, also an der Universitit selbst forciert. Auch heute noch ist der VSStO
Wien in studienspezifische bzw. fakultitsspezifische Gruppen gegliedert und es wird ver-
sucht auf dhnliche Weise (Fachspezifische Aussendungen, Publikationen und Aktionen)

die Studierenden zu erreichen.

5.2.3 Anti-Bundesheer-Kampagne und Proteste gegen Verteidigungsminister
Liitgendorf

Im Jahr 1969 flammte die Kontroverse um die Existenzberechtigung des dsterreichische
Bundesheer als innenpolitisches Thema wieder einmal auf. Der VSStO hatte durch sein
Engagement in der Ostermarschbewegung bzw. in seiner Verbandsgeschichte (Vgl. Kapi-
tel 2.7) meist Stellung gegen das Bundesheer bezogen.

Am Parteitag der SPO 1968 stellte der Verband einen Antrag auf Abschaffung des Bun-

desheeres, der jedoch mit iiberwiegender Mehrheit abgelehnt wurde.*

In Folge der Nie-
derschlagung des ,,Prager Friihlings“®*° Mitte des Jahres 1968 durch russische Panzer soll-
te, aufgrund von Befiirchtungen der Konflikt kénne sich auf Osterreich ausweiten, auch der
Prisenzdienst auf 12 Monate verlingert werden. Als dann noch im April 1969 die OVP-
Regierung rund eine Milliarde Schilling fiir das Bundesheer, die sogenannte ,,Wehrmilliar-

de*, aufwenden wollte, kam es am 25. April 1969 zu einer groBen Demonstration des ,,Ak-

828 rote revue, 3. Jg., Nr. 11, 1972

829 Vgl. Antrag Nr. 17 des VSStO, S. 247, in: ,,SPO Protokoll - 19. Parteitag 1968, 2. — 4. Oktober, Sofiensaal, Wien“, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwérts Verlag, Wien 1968

830 Der ,,Prager Friihling* bezeichnet die Bemiihungen der tschechoslowakischen Kommunistischen Partei unter Alexander Dub&ek im
Friihjahr 1968, ein Liberalisierungs- und Demokratisierungsprogramm durchzusetzen. In der Tschechoslowakei bildete sich rasch eine
kritische Offentlichkeit, die diese Reformbestrebungen unterstiitzte. Der Versuch ,,Sozialismus mit einem menschlichen Antlitz* zu
schaffen, wurde am 21. August 1968 durch einrollende russische Panzer gestoppt. Vgl.Net-Lexikon http://www.lexikon-
definition.de/Prager-Fruehling.html (Stand: 12.12.2004)
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tionskomitees gegen die Wehrmilliarde®, an der VSM, VSStO, Evangelische Studenten-
gemeinde und Katholische Hochschuljugend beteiligt waren.**! Zentrales Thema der De-
monstration war der Widerspruch zwischen der enormen Investition in die Verteidigungs-
sektor und der krassen Unterfinanzierung des Bildungssystems. Zudem wurde das Wehr-
konzept als vollig unzureichend kritisiert.***

In einem Gesprich zwischen Bruno Kreisky und einer OH-Delegation versicherte er den

Anwesenden, dass Bildungsausgaben gegeniiber Ausgaben fiir die Landesverteidigung

Prioritit hatten und dass in Zukunft mehr Universititen als Kasernen gebaut wiirden.®?

Um den Jahreswechsel 1969/70 versuchte der VSM und Giinther Nenning, Herausgeber
der Zeitschrift ,,Neues Forum*, ein Volksbegehren zur Abschaffung des Bundesheeres zu
initiieren. Die konkreten Forderungen waren die Auflosung des Bundesheeres, Uberfiih-
rung des Stammpersonals in eine Sondereinheit der Gendarmerie fiir Katastrophenhilfe und
die Einrichtung einer Freiwilligenorganisation, die bei einer Besetzung Osterreichs gewalt-

losen Widerstand leisten wiirde.®**

Im Zuge der Anti-Bundesheer-Kampagne kam es auch zu mehreren Protestaktionen, von

der ich jene des VSStO Salzburg, aufgrund der originellen Idee, aber auch um sie einmal

schriftlich festzuhalten, anfithren mochte. Angeregt durch eine Aktion in Belgien, bei der
von DemonstrantInnen bei einer Angelobung von Prisenzdienern an die 100 Hiihner frei-
gelassen wurden und so die Zeremonie erheblich storten, erstanden Aktivistinnen des

VSStO-Salzburg im Mai 1970 ein Schwein fiir eine Militirparade am Residenzplatz.

,Am 15. Mai [15jdhriges Jubildum der Staatsvertragsunterzeichnung, Anm. d. Verf.] war
es dann soweit: Vor dem grofsen Sautreiben wurde das Borstenvieh zur Sicherheit zentime-
terdick mit Staufferfett eingerieben. Wihrend des Zapfenstreichs schlieflich liefy man ,Jo-
lande’, wie die Medien das Ferkel spdter tauften, dann aus dem Sack hiipfen. Dutzende
Soldaten und Polizisten versuchten vergeblich, das schmierige Tier, das [sich] auch noch
[an] eine[m] Fahnenmast [erleichterte], einzufangen. Zum Gaudium des Publikums,(...)
gelang dies erst nach einer Stunde. Selbige hatte auch fiir etliche unbeteiligte Zuschauer

81 Vgl. Keller, 1983, S. 96 & ,,Heute Studentendemonstration gegen die Bundesheer-Milliarde” in: AZ vom 25.4.1969, S. 2
832 ygl. , Heute Studentendemonstration gegen die Bundesheer-Milliarde* in: AZ vom 25.4.1969, S. 2
833 vgl. ,,Mehr Institute als Kasernen in: AZ vom 10.12.1969, S. 4
834 Vgl. Maislinger, Andreas: ,,Anti-Bundesheer-Volksbegehren: Volksbegehren oder Spielweise verstreuter 68er?“ in: ,,Populismus in
Osterreich® von Anton Pelinka, Junius Verlag, Wien 1987
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geschlagen: die von der Sauhatz iiberforderten Militdrpolizisten griffen sich wahllos ein
Dutzend junger Leute (...). Neun der Festgenommenen sollten sich wegen , Herabwiirdi-
gung von Staatssymbolen’ vor Gericht verantworten. Die Salzburger Polizei verstieg sich
sogar zu der Behauptung, dass es sich um ein Zirkusschwein gehandelt hdtte, das dressiert
worden sei, auf die osterreichische Fahne zu fakalieren. Zuriick zum Schicksal von ,Jolan-
de’: nachdem sich iiberraschenderweise wochenlang der rechtmdfsige Besitzer nicht ge-
meldet hatte, iibergaben diese das Tier Landeshauptmann Lechner, der es bei einem Emp-
fang der Landtagsabgeordneten verspeisen lief3. “*”

Der VSStO sprach sich Ende April 1971 bei seiner Bundeskonferenz in einer Resolution
gegen die neue Verteidigungspolitik in Osterreich aus, da diese seit der Berufung Carl Liit-
gendorfs®° als Verteidigungsminister ,, restaurative Tendenzen “ zeige.®’ Zudem urgierte
der Verband die verfassungsrechtliche Verankerung der Wehrdienstverweigerung.*®

Im Juni 1971 kam es erneut zu Protesten gegen das Bundesheer, fiir die Verteidigungsmi-

nister Liitgendorf Ausléser gewesen war.

., Mit seinen Auflerungen vor dem Salzburger Kameradschaftsbund hat sich Herr Liitgen-
dorf endgiiltig entlarvt. Der Herr ,Fachminister’ ist in Wirklichkeit ein biederer Faschist.
Er erfrecht sich, pauschal alle im Bundesjugendring vertretenen katholischen und sozialis-
tischen Organisationen (insges. 14) als vom Ausland ferngesteuerte ,Anarchisten’ zu dif-
famieren. Gleichzeitig nennt er den Kameradschaftsbund, dessen Hitler-Orden-Parade

sattsam bekannt sind, eine ,ganz wesentliche staatstragende Organisation’. “*’

Der VSStO forderte den Minister auf, Konsequenzen zu ziehen.

., Der VSStO ruft alle Mitglieder der Jugendverbinde auf, die Zusammenarbeit zu verstir-
ken und auf die Durchfiihrung der notwendigen Reformen (Demokratisierung des Bundes-
heeres und Einfiihrung des zivilen Ersatzdienstes) zu drdngen. Gleichzeitig fordert er ent-
schieden den Riicktritt des Herrn Liitgendorf und die Berufung eines Demokraten zum Ver-
teidigungsminister. “**’

835 ,,1968: Endlich die Sau rauslassen!* unter: http://www.argekultur.at/kunstfehler/ShowArticle.asp? AR_ID=315&KF_ID=21 (Stand:
12.12.2004) & Schriftliche Bestitigung durch Erich Froschl, damaliger VSStO-Salzburg Aktivist.

836 Der parteilose Carl Liitgendorf wurde am 8. Februar 1971 als Verteidigungsminister der Regierung Kreisky angelobt, nachdem
Johann Freihsler nach nur einem Jahr zuriickgetreten war. Diese Personalentscheidung Kreiskys war auch im Parteivorstand der SPO
nicht ganz unumstritten. Vgl. Fischer, 1993, S. 78

87 Vgl. ,,VSStO wihlte ,Bundessprecher’ “ in: AZ vom 30.4.1971, S. 2

838 Vgl. ,Kurz notiert...“ in: AZ vom 1.5.1971, S.2

839 presseerklirung des VSStO (angeblich von den Bundessprechern Dvoiak/Weber/Eder) in: VSStO Report (Sektion Salzburg), 1. Jg.,
Nr. 1, 1971, S. 3; Der Minister hatte vor einer Versammlung des Kameradschaftsbundes die antimilitaristischen Aktivistlnnen als ,,von
Anarchisten im Ausland gesteuerte Heilsporne* und die Versammelten als ,,unverdorbene Kréfte des Volkes* bezeichnet. Vgl. auch
Offener Brief des VSStO Innsbruck an Bruno Kreisky vom 26.5.1971 & APA-Aussendung (i 221) des VSStO Wien vom 7.6.1971,
beide in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
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Anscheinend traten in dieser Causa Meinungsverschiedenheiten innerhalb des Verbandes
auf, die sich in unterschiedlichen Stellungnahmen nach auflen duerten. Einerseits distan-
zierte sich der VSStO am 29. Mai 1971 in der AZ von der Demonstration und hielt fest,
dass er ohne Befragung in den Demonstrationsaufruf einbezogen worden sei. **! Anderer-
seits forderte der VSStO nicht nur die stufenweise Abschaffung des Bundesheeres, sondern
auch die Demissionierung Liitgendorfs und solidarisierte sich mit einer Kundgebung gegen
das Bundesheer die am 8. Juni 1971 stattfand.**

Die AZ vom 8. Juni 1971 vermeldete nochmals die Distanzierung aller sozialistischen Ju-
gendorganisationen von dieser Protestveranstaltung, die bis auf vereinzelte rechtsextremis-
tische Provokationen friedlich verlief.**’

Auch in der roten revue findet sich ein Hinweis auf die Unstimmigkeiten innerhalb des
Verbandes. Dieser ldsst auf das Zustandekommen der unterschiedlichen Meldungen
schlieBen und insofern muss obige Presseerklarung der Bundessprecher, was die angege-

bene Urheberschaft betrifft,*** hinterfragt werden:

., Anldsslich der Anti-Liitgendorf-Demonstration zeigte sich schlagartig, dass gewisse tible
Verbandstraditionen keineswegs an die eben erst ausfraktionierte Personengruppe gebun-
den waren. Diskussionen fanden unter Ausschaltung der formell zustindigen Gremien in,
nach dem Zufallsprinzip, zusammengesetzten Personenkreisen (wer eben gerade im Ver-
band, im Caféhaus, beim Heurigen...anwesend war) statt; weitreichende Entscheidungen
fielen ebendort, Resolutionen wurden verabschiedet, Presseerkldirungen ohne Zustimmung
oder auch nur Befassung der zustindigen Organe abgegeben.... "

Am Zentralrat des VSStO, der vom 3. bis zum 6. Mirz 1972 in Linz tagte, wandte sich der
Verband erneut gegen Minister Liitgendorf, der durch seine reaktioniiren AuBerungen die

demokratische Gesellschaft vor den Kopf stoBen wiirde und dessen Bemerkungen Aus-

840 presseerklirung des VSStO (angeblich von den Bundessprechern Dvoidk/Weber/Eder) in: VSStO Report (Sektion Salzburg), 1. Jg.,
Nr. 1,1971,S.3

841 Vgl. ,,VSM & VSStO distanzieren sich von der Aktion Nennings* in: AZ vom 29.5.1971, S. 2

842 APA-Aussendung (i 221) des VSStO Wien vom 7.6.1971 & Flugblatt ,,Riicktritt Liitgendorf! Kampf dem Bundesheer!*; beide in:
Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

843 Vgl. ,,Liitgendorf: Brief hat keine Folgen fiir Offiziere” in: AZ vom 8.6.1971, S. 2 & ,,NPD-Ordner bewarfen Demonstranten in: AZ
vom 9.6.1971, S. 1

844 pleschberger spricht von einer Presseerklirung mit dhnlichem Inhalt vom 23. Mai 1971 herausgegeben von den Sektionen Linz,
Salzburg und Wien. Hierbei ist aber auch anzumerken, dass alle drei Bundessprecher aus diesen Sektionen stammen. Vgl. ,,Parteilinie
und VSStO in den Jahren sozialdemokratischer Alleinregierung® von Werner Pleschberger, in: ,,SPO — Was sonst? Die Linke in der SPO
— Geschichte und Bilanz* Junius Verlag, Wien 1983, S. 69

845 An Stelle eines Editorials: Zur jiingsten Geschichte und gegenwirtigen Situation des Verbandes® in: rote revue, Jg. 2, Nr. 5, Novem-

ber 1971
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druck der antidemokratischen Tendenzen im Osterreichischen Heer seien. Aus diesem

Grunde lehne der Verband das Bundesheer ab.%*°

Am 27. April 1972 fand eine Demonstration der OSU/OH gegen den Maturantenerlass von
Minister Liitgendorf statt, an der auch linke Gruppierungen teilnahmen.**” Der VSStO kri-

tisierte diesen Erlass und auch die Existenz des Bundesheeres an sich.

,,Den bisherigen Hohepunkt stellt zweifellos , Liis’ omindser Maturantenerlass dar, der die
Ableistung des Prdsenzdienstes fiir angehende Studenten sofort nach der Matura vorsieht
(Ausnahmen: Mediziner und Theologen), was notgedrungen mit dem Verlust eines Semes-
ters, wenn nicht eines ganzen Jahres, verbunden ist: Denn diejenigen, die heuer am 1. Juli
einrticken, riisten erst wieder am 30. November ab: Sie konnen also an den wichtigen zwei-
semestrigen Einfiihrungsvorlesungen, die nur im Wintersemester stattfinden, nicht teilneh-
men und miissen aufferdem um Ubungs- und Laborplitze bangen. (...) Das Ganze ist natiir-
lich die Ausgeburt seniler Militaristenhirne, die sich einbilden, ohne die Maturanten kénne
das Heer seinen , Verteidigungsaufgaben’ nicht gerecht werden, was ja ldcherlich ist, wenn
man bedenkt, dass das BH (Bundesheer, Anm. d. Vert.), angesichts der militdrischen
Macht potentieller Gegner, sowieso keinen ernsthaften Widerstand leisten kann. “***

Liitgendorf trat nicht zuriick, sondern erst viel spéter in Folge einer Affare um illegalen

Export von Munition und Waffen nach Syrien Ende Mai 1977.%%

Das Anti-Bundesheer-Volksbegehren wurde letztendlich, obwohl angeblich ausreichend
Unterstlitzungserkldarungen gesammelt wurden, nie eingebracht. Mogliche Faktoren dafiir
konnten die Bildung der SPO-Regierung im Friihjahr 1970 und das Einsetzen einer Bun-
desheer-Reformkommission gewesen sein. Anzumerken ist auch, das zu dieser Zeit ein
verstirktes Engagement gegen die US-Militdrintervention in Siidasien erneut in den Mit-

telpunkt riickte.*’

Bruno Kreisky hatte bereits am 3. Februar mit dem Wahlkampfslogan
,,Sechs Monate sind genug!“ auf das antimilitaristische Engagement reagiert.*”' Nach der
Nationalratswahl am 1. Mirz 1970, aus der die SPO als Sieger hervorging, was durchaus

auch auf dieses Wahlversprechen zuriickzufiihren war, bildete diese eine Minderheitsregie-

86 ygl. ,BH — Schule der Antidemokratie*, Presseunterlagen Nr. 5 in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, Februar 1972, S. 10
87 Vgl. , Regierung priift Maturantenerlass“ in: AZ vom 28.4.1972, S. 2

848 | Lii riistet auf...und zieht Maturanten ein® in: rot-press, 2. Jg., Heft 2, 1972, S. 14

89 ygl. Fischer, 1993, S. 149

850 vgl. Keller, 1983, S. 96 & 108; Maislinger, 1987

851 Vgl. Fischer, 1993, S. 58
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rung. Der Grundwehrdienst wurde tatsachlich auf sechs Monate, jedoch mit zusétzlichen
60 Tagen Waffeniibungen, verringert.*>* Das Zivildienstgesetz wurde 1974 verabschie-

det 853

5.2.4 Der Blick iiber den osterreichischen Tellerrand— Indochinakampagne im
Vordergrund

Nach der Anti-Schah-Kampagne im Janner 1969 fand erst wieder am 14. November 1969
eine antiimperialistische Manifestation gegen den Vietnamkrieg, an der circa 500 Personen
teilnahmen, statt. Einen Tag zuvor hatten rund 80 amerikanische Studierende vor der US-

Botschaft demonstriert.®**

Das antiimperialistische Engagement des VSStO Ende 1969 bis zum Friihjahr 1971 hatte
zwei Auspragungen.

Zum einen in schriftlicher bzw. theoretischer Form in zwei Ausgaben der theorie und
praxis: In der ersten Ausgabe wurde mit einem Artikel zum ,,Aufstand in Nordirland* von
Frank Unger nédher auf die dramatische Ereignisse im Norden der ,,griinen Insel und auf
die Moglichkeiten des nationalen Befreiungskampfes bzw. antikapitalistischen Kampfes
der Iren gegen die britische , Besatzungsmacht* eingegangen.®”

In der gleichen Nummer findet sich auch ein Interview mit dem kolumbianischen Geistli-
chen Monsignore German Guzman, der iiber die prekére Situation in Kolumbien und die

Politik der Nationalen Front und den Guerillakrieg berichtete.®

Im Janner/Februar 1970 setzte das Verbandsorgan den Schwerpunkt Paldstina. Darin wur-
den die ,,Aspekte des Paldstinaproblems® von John Bunzl, ,,Anmerkungen zum Nahost-
Konflikt* von Bernd Tichat ,,Antirassismus, Zionismus und die Araber* von Jibran Majda-

lany und ,,Israel und der Imperialismus® von Paul M. Sweezy ver6ffentlicht. In einer Stel-

852 Vgl. Pleschberger, 1983, S. 69

893 Vgl. Fischer, 1993, S. 95

4 Val. Keller, 1983, S. 104

855 Vgl. ,, Aufstand in Nordirland“ von Frank Unger, in: theorie und praxis, 4. Jg., Heft 5, September/Oktober 1969, S. 47-51
856 Vgl. ,,Gewalt in Kolumbien® in: theorie und praxis, 4. Jg., Heft 5, September/Oktober 1969, S. 52-56
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lungnahme der ,,Politischen Plattform des ,Israel-Pal'2'¢s‘[ina’-Komitees“,85 7 die von John
Bunzl und Bernd Tichat unterzeichnet ist, wurde festgehalten, dass die zionistische Bewe-
gung in ihrem Wesen kein Instrument des Imperialismus darstelle. Tendenzen in Paléstina
und Israel die dem jeweilig anderen das Recht auf Selbstbestimmung absprechen, seien
abzulehnen und die nationalen paldstinensischen und israelischen Bestrebungen durch ge-
meinsame Fixierung der Grenzen miteinander vereinbar. Jede Losung, die einen Abzug der
israelischen Krifte aus den besetzten Gebieten, ohne eine existenzielle Gefdhrdung des
Staates Israel beinhalten und zur Entschirfung des Konfliktes beitragen wiirde, sei eine
erste Etappe zu einer sozialistischen Lsung.*®

Bunzl und Tichat empfahlen, die Punkte der Plattform der ,,Israel-Paldstina“-Komitees

kritisch zu unterstiitzen und merkten an:

,,Als Sozialisten kénnen wir aber keine Sekunde den Gedanken ertragen, dass die israeli-
schen Massen, ebenso Objekt der Geschichte, zum Opfer dieser Entwicklung gemacht wer-
den sollen: deshalb schlagen wir eine Strategie vor, die das Problem aus seiner nationalis-
tischen Umklammerung 16st und in eine sozialistische Perspektive stellt. “*°

Die andere Form des internationalen, antiimperialistischen Engagements erfolgte in prakti-
scher Form. Am 15. April 1970 beteiligte sich der VSStO an einer Vietnamdemonstration
mit ca. 500 Teilnehmerlnnen, die vom Osterreichischen Vietnambiiro®® am internationalen
Vietnamtag veranstaltet wurde.*®’

Am 5. Mai 1970 hatte das Osterreichische Vietnambiiro beschlossen, eine Kambodscha-
kampagne gegen die militirische Intervention der USA in Kambodscha®? zu organisieren.

Bereits am 13. Mai 1970 hatten sich Osterreichische Studentlnnen durch das Hissen einer

Vietkongfahne am Dach der Wiener Kunstakademie und der Besetzung des soziologischen

87 Diese Stellungnahme wurde auf einem europiischen Meeting von Studenten aller Tendenzen der revolutionéren Linken in Virton
(Belgien) vom 30.10. bis zum 2.11.1969 beschlossen. Vgl. ,,Politische Plattform der ,Israel-Paldstina’-Komitees in: theorie und praxis,
5. Jg., Heft 1, Janner/Februar 1970, S. 22

858 Vgl. ,,Politische Plattform der ,Israel-Paldstina’-Komitees* in: theorie und praxis, 5. Jg., Heft 1, Jdnner/Februar 1970, S. 22

89 Bericht iiber ein Nahostseminar in Belgien* in: theorie und praxis, 5. Jg., Heft 1, Janner/Februar 1970, S. 22

80 Dachorganisation linker und liberaler Gruppen, die unter grofen Einfluss kommunistischer Jugendlicher stand. Vgl. Keller, 1983, S.
110

81 ygl. ,,Viethamdemonstration® in: AZ vom 16.4.1970, S. 6

862 Bereits 1965 hatte die USA kambodschanische Grenzdrfer im Zuge des Vietnamkrieges bombardiert. Am 18.3.1970 entmachtete
General Lon Nol mithilfe der USA den Staatschef Kambodschas Sihanouk, der nach Peking fliichtete, und dort mithilfe von China und
der KP Kambodschas eine Guerillaarmee gegen Lon Nol organisierte. Am 17. April 1975 endete der Biirgerkrieg in Kambodscha mit
der Eroberung Phnom Penhs durch die Guerillaarmee der Roten Khmer unter Pol Pot. Vgl. http://www.lexikon-
definition.de/Kambodscha.html#Geschichte (Stand: 12.12.2004)
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Instituts der Universitit Wien in die weltweiten Proteste eingeschaltet.*®> Am 14. Mai folg-
te eine grofle Demonstration, die von studentischer Seite, von der Linken Plattform, also

auch vom VSStO, mitorganisiert wurde.**

Bei der Protestkundgebung selbst, an der rund
3000-5000 DemonstrantInnen teilnahmen,*® empfing Bundeskanzler Kreisky eine 12-
kopfige Abordnung im Bundeskanzleramt, die von der dsterreichischen Regierung die
Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Nordvietnam, den Abbruch der Beziehungen
zum kambodschanischen Lon-Nol-Regime und die Anerkennung der Regierung Sihanouk

866

sowie die Verurteilung der amerikanischen Intervention forderte.” Bundeskanzler Kreis-

ky pléadierte fiir eine Losung mithilfe der Vereinten Nationen:

., Ich bin auf Grund meiner politischen Anschauung gegen jede militdrische Intervention,
aber die Regierung hat heute keinen Anlass zu Deklamationen. Es wird unsere Aufgabe
sein, zu trachten im Rahmen der UNO eine friedliche Entwicklung zu erwirken. “*%’

Nach dem Ende der Demonstration, die mit Mao-Bildern und Transparenten mit der Auf-
schrift ,, Amis raus aus Indochina““ durch die Wiener Innenstadt gezogen war und mit ei-
nem Sit-In am Stephansplatz friedlich geendet hatte, wollten die Organisatorlnnen ein
Teach-In im Auditorium maximum der Universitit Wien abhalten. Rektor Zerbst hatte
jedoch die gesamte Universitdt sperren lassen. Nachdem die Abordnung der Demonstran-
tInnen Kreisky fiir das Teach-In Ruhe versprochen hatte, telefonierte dieser mit dem Rek-

tor, der daraufhin die Universitit bis 23.00 Uhr 6ffnen lieB.*®

Danach verebbte das internationale Engagement des VSStO, wahrscheinlich auch aufgrund

der innerverbandlichen Konflikte bis zu einem Teach-In des VSStO zur Lage in Nordirland

am 27. Janner 1972 mit dem Politologen Andreas Besserup (Universitit Heidelberg).®®

863 vgl. ,,Vietkongfahne auf der Wiener Kunstakademie® in: AZ vom 14.5.1970, S. 1, ,,Kambodscha-Kampagne Dokumentation von
Toni Spira und Paul Kolm in: Wandzeitung (Sondernummer) Juni 1970 & Keller, 1983, S. 110

864 ygl. , Kambodscha-Kampagne Dokumentation von Toni Spira und Paul Kolm in: Wandzeitung (Sondernummer) Juni 1970

83 Hier differieren die Zahlen der AZ vom 15.5.1970 (3000) jene der Wandzeitung (Sondernummer) Juni 1970 (3500) und jene von
Keller, 1983, S. 110 (5000).

866 ygl. , Kreisky empfing Demonstranten® in: AZ vom 15.5.1970, S.1

87 Kreisky empfing Demonstranten® in: AZ vom 15.5.1970, S.1

868 Vgl. ,,3000 saBen auf dem Stephansplatz in: AZ vom 15.5.1970, S.3

869 Vgl. ,,Termine* in: rote revue, 3. Jg., Heft 1, Janner 1972
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Auf der auBerordentlichen Bundeskonferenz in Linz vom 3. bis zum 6. Mérz 1972 verab-
schiedete der Verband eine Resolution gegen das ,, absolutistische-diktatorische Schah-
Regime im Iran beziiglich der neun Exekutionen und des verschdrften Polizeiterrors“ und
erklérte sich mit dem ,, Kampf der iranischen Volker fiir Freiheit, Demokratie und Sozia-
lismus solidarisch und unterstiitzt voll (...) den antiimperialistischen Kampf der Conféde-
ration Iranischer Studenten. “ Zudem forderte der VSStO die Bundesregierung auf, bei den
iranischen Stellen zu intervenieren, damit die ausgesprochenen Todesurteile nicht voll-
streckt und internationale Beobachter in den Iran entsandt wiirden, um die dortige Lage der

politischen Gefangenen zu untersuchen.®”

Im April und Mai 1972 startete im Zuge einer internationalen Aufklarungs- und Solidari-
titsaktion eine Indochinakampagne in Osterreich, die parallel zu Initiativen der US-
Antikriegsbewegung lief und an der sich auch der VSStO erneut beteiligte.®”' Wie schon in
den Jahren zuvor hielt der VSStO fest:

,,Indochina ist nicht nur zum Schauplatz unbeschreiblicher Greuel und dem Exerzierfeld
infernaler Zerstorungstechniken der amerikanischen Riistungskonzerne, sondern auch
Schliisselpunkt des Befreiungskampfes in der Dritten Welt und dariiber hinaus der sozialis-
tischen Weltrevolution insgesamt geworden. “*’

Der VSStO sprach sich nunmehr fiir die ,, Solidaritdt mit den unter dem Joch des Imperia-
lismus und Neokolonialismus leidenden Vélker“ in Form der ,, politischen Aktivitdt am
eigenen Arbeits- bzw. Studienplatz“ aus, da diese die ,, Entfaltung des Klassenkampfes im

eigenen Land*“ darstellen wiirde.*”

Am Villacher Parteitag der SPO vom 17. bis zum 19. April 1972 brachte der VSStO einen
Antrag auf Annerkennung der demokratischen Republik (Nord-)Vietnam und Herstellung

von Beziehungen zur provisorischen Revolutionsregierung Siidvietnams ein, der jedoch an

870 Vgl. Presseunterlagen Nr. 6 in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, Februar 1972, S. 9
871 ygl. Indochinakampagne 72 in: rot-press, 2. Jg., Heft 2, 1972, S. 9
872
Ebd.
873 Vgl. ebd.
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den Bundesparteivorstand zugewiesen wurde. Somit war der Forderung wenig Chancen

auf Erfolg beschieden.®”*

Am 5. Mai 1972 fanden in Wien und in Graz weitere Demonstrationen unter dem Titel
,»Kampf dem US-Imperialismus in Indochina — Fiir den Sieg der vietnamesischen Revolu-
tion!“ statt, an denen das sozialdemokratische Indochinakomitee, der VSM und der VSStO,

(sogar mit einem eigenen Block) teilnahmen.®”

Am 20. Mai 1972 besuchte die ,,Personifikation des US-Imperialismus®, der amerikanische
Prasident Richard Nixon Salzburg. Protestkundgebungen waren vorprogrammiert und fan-
den mit ca. 500 TeilnehmerInnen auch statt. Eine Stunde vor der Landung Nixons besetzte
ein Teil der Demonstrantlnnen das Rollfeldes am Salzburger Flughafen. Diese wurde je-
doch wenig spéter durch den Einsatz der Polizei gewaltsam aufgelost, und hatte 25 Leicht-

verletzte ,,zur Folge“.876 Der VSStO verlautbarte zunéchst:

., (-..) die Polizei habe offenbar das strategische Konzept verfolgt, unter allen Umstinden
zu verhindern, dass nicht nur Jubelgarden zum Empfang des ,Volkermorders Nixon’ bereit
stiinden. Gegen rechtsradikale Provokateure sei nicht eingeschritten, hingegen seien de-
monstrierende Médchen erbarmungslos zusammengeschlagen worden.“*”

Bundeskanzler Kreisky stellte in einer Pressekonferenz am 21. Mai 1972 fest: ,(...) jeder

878 «879

Osterreicher (auch sein Sohn)°’® habe das Recht zu demonstrieren.

Bereits am 24. Mai 1972 distanzierte sich der VSStO von seiner obigen Stellungnahme und

erklarte, er habe nie eine solche Erklarung abgegeben.

874 Vgl. ,Indochinakampagne 72 in: rot-press, 2. Jg., Heft 2, 1972, S. 9 & Antrag Nr. 60, “Protokoll des Bundesparteitages 1972 S.
244, in: ,,SPO-Parteitagsbericht 1972 und Protokoll*, SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1972

875 ygl. ,,Vietnamdemonstration heute in Wien, Graz in: AZ vom 5.5.1972, S. 2 & rote revue, 3. Jg., Heft 3, Mai 1972

876 Vgl. ,,Salzburg: Obligater Jubel und Protest, als Nixon kam* in: AZ vom 21.5.1972, S.3 & ,,Salzburger Demonstration: Nachwehen*
in: AZ vom 24.5.1972, S. 2

877 | Salzburger Demonstration: Nachwehen in: AZ vom 24.5.1972, S. 2

878 Peter Kreisky, ehemaliger VSStO-Funktionir, hatte auch an der Demonstration teilgenommen. Vgl. Foto von der Demonstration am
20. Mai 1972 in Salzburg gegen Richard Nixon. Im Bild Giinther Nenning, Michael Siegert, Heinz Gértner, Peter Kreisky und Fritz
(Derrick) Weber. In: Danneberg, Bérbel/Keller, Fritz/Machalicky, Aly/Mende, Julius (Hg.): ,,die 68er — eine generation und ihr erbe®,
Docker Verlag, Wien 1998, S. 60

879 ,»Salzburger Demonstration: Nachwehen* in: AZ vom 24.5.1972, S. 2
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,,Die Bundesorganisationen des VSStO und des VSM haben niemanden zu so einer Stel-
lungnahme autorisiert, und bei Vorliegen eines Verstofses eines Mitglieds oder Funktio-
ndrs gegen die Statuten der Verbdnde werden die entsprechenden Konsequenzen gezogen.
Die von beiden Organisationen gemeinsam mit dem Indochinakomitee organisierte De-
monstg;cztion in Salzburg wurde vereinbarungsgemdf3 am Beginn der Verbotszone aufge-
lost.

Anscheinend kam es hierbei zu dhnlichen ,,kommunikationstechnischen* Konflikten im
VSStO wie schon bei der Anti-Bundesheer-Demonstration im Juni 1971 (Vgl. Kapitel
5.2.3).

Trotz dieser Distanzierung des Bundes-VSStO blieb der Protest gegen Nixon, zumindest
fiir den Salzburger VSStO, nicht ohne Folgen. Die SPO verfiigte gegeniiber ungefihr fiinf-
zig Verbandsmitgliedern Ausschliisse aus Studierendenheimen. Der VSStO Salzburg rea-

gierte mit Austritten aus dem Verband und Ubertritten zur kommunistischen Studierenden-

organisation (Vgl. Kapitel 5.4.1).%!

Der VSStO Wien gab im November 1972 eine kritische Stellungnahme zum Engagement
gegen den Vietnamkrieg ab, sah seinen Protest, entgegen seinen bisherigen Einschéitzungen

(Vgl. Kapitel 4.2.3), jedoch nur mehr als Ergéinzung seiner hochschulpolitischen Tétigkeit.

., (-..) Bei internen Diskussionen haben einige Genossen wiederholt den Ritualcharakter
der Indochinakampagnen und das Fehlen wirklich aufkldrerischer Momente beklagt. Sie
registriert vielmehr den Verbalradikalismus wiitender Sekten, welche die jeweiligen Indo-
chinakomitees zum bevorzugten Austragungsort ihrer dogmatischen Glaubenszwiste aus-
erkoren haben. Dass antiimperialistische Kampagnen nur im Rahmen einer addquaten
politischen Praxis an den jeweiligen Arbeitspldtzen sinnvoll erscheinen, insbesonders in
einem Land, wo das fiir derartige Aufmdrsche mobilisierungsfihige Potential seit Jahren
stagniert, versteht sich von selbst (oder sollte es fiir Marxisten wenigstens). (...) Das soll
natiirlich nicht heiflen, dass wir Solidaritdtskampagnen fiir Indochina derzeit ablehnen: Im
Gegenteil: Die indochinesische Revolution ist heute zweifellos der Schliisselpunkt fiir die
revolutiondre Entwicklung in der 3. Welt und dariiber hinaus von entscheidender Bedeu-
tung fiir den Verlauf des Klassenkampfes auf dem gesamten Erdball! Dieser Umstand und
die bitteren historischen Erfahrungen mit jenen Bewegungen die den proletarischen Inter-
nationalismus ,vergessen’ haben, macht die aktive Solidaritdt mit den indochinesischen
Genossen zur unbedingten Pflicht: Wobei aber auch niemals vergessen werden darf, dass
die wirksamste Solidaritit die Entfaltung des Klassenkampfes im eigenen Land darstellt!

880 VSM, VSStO: ,Keine Stellungnahme gegen Kreisky™ in: AZ vom 25.5.1972, S. 2, Vgl. auch ,,Erklarung des sozialdemokratischen
Indochina-Komitees zu den Vorfillen in Salzburg® APA-Aussendung (i 191) vom 23.5.1972 in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)

881 Vgl. ,.Presseerklirung des VSStO Salzburg® in: rote revue, 4. Jg., Heft 2, 13. Februar 1973 & Pleschberger, 1983, S. 69
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Deshalb darf der ,Antiimperialismus’ (der dann gar keiner mehr ist) nicht zur Ersatzpraxis
fiir jene Leute werden, die ihre eigene gesellschaftspolitische Realitdit mittels marxistischer
Kriterien nicht zu erfassen wissen.

Der VSStO, welcher die Teilnahme an dieser Indochinakampagne als Ergiinzung zu seiner
hauptsdchlich hochschulpolitischen Aktivitdten versteht, ruft alle Genossen auf, sich zur
Demonstration am 17. November, um 18 Uhr, vor der Uni einzufinden und den VSStO-
Block zu stéirken. “**

Die vorliufig letzten antiimperialistischen Aktivititen des VSStO fanden am 17. Novem-
ber 1972 und am 19. Janner 1973 bei Indochina-Demonstrationen statt.*

Die Demonstration am 19. Janner 1973,einen Tag vor Begin der zweiten Amtsperiode Ri-
chard Nixons, war der Auftakt einer neuerlichen Indochinakampagne in Wien. Die Haupt-
forderungen waren die sofortige Einstellung aller US-Angriffe auf Indochina und die
sofortige Unterzeichnung eines Friedensabkommens.®* Weitere Aktivititen des VSStO in
dieser Kampagne sind nicht dokumentiert, wahrscheinlich auch wegen dem Waffenstill-

stand zwischen Nord-Vietnam und den USA vom 27. Janner 1973 und den vereinbarten

Abzug der US-Truppen bis Ende Mirz 1973,.%%

5.3 Der VSStO und sein eigentliches Titigkeitsfeld — Universitit und OH

Durch die Reflexionsphase innerhalb des Verbandes und dem allgemeinen ,,Formtief* der
studentischen Reformbewegung sind vom Wintersemester 1969 bis zum Frithjahr 1971 nur
sporadische Aktivititen an den Universitdten zu verzeichnen. Im Wintersemester 1969
veranstaltete der VSStO vom 1. bis zum 5. Dezember ein Architekturseminar ,,An-Arch®
an der Technischen Hochschule in Wien, welches von Kurt Puchinger, dem neuen Ver-

886

bandssekretir des VSStO und Studenten der Architektur, organisiert wurde.”> Zudem er-

schien im November/Dezember 1969 das Verbandsorgan theorie und praxis mit dem
Schwerpunkt Architektur, in der Kritik an der konservativen Lehre an der Technischen

Hochschule geiibt und progressiver Stidtebau propagiert wurde.*®’

%2 Brief des Wiener Sektionsrates an die Mitglieder, in: rote revue, 3. Jg., Heft 8, November 1972, S. 3

83 Vgl. rote revue, 3. Jg., Heft 8, November 1972 & ,.Indochinakampagne® in: rote revue, 4. Jg., Heft 1, 12. Februar 1973
884 Vgl. ,,3500 bei Vietnamdemonstration® in: AZ vom 19.1.1973, S. 1

85 Vgl. ,,Vietnam: Sonntag schweigen die Waffen“ in: AZ vom 25.1.1973, S. 1

886 vgl. Keller, 1983, S. 150

87 Vgl. theorie und praxis, 4. Jg., Heft 2, November/Dezember 1969

239


http://www.lexikon-definition.de/Melina-Mercouri.html

Ein Teach-In des VSStO mit dem Historiker Hans Mommsen iiber ,,Arbeiterbewegung vor
dem Faschismus — Zur politischen Entwicklung Otto Bauers* am 23. Janner 1970 sowie
zwei Veranstaltungen zu rechtswissenschaftlichen Problemen Ende Jénner finden sich in
den Verbandsinformationen.*®

Im Februar 1970 wurde, wie schon im Kapitel 4.1 angemerkt, eine Informationswoche fiir
SchiilerInnen unter dem Titel ,,Kritische Schule® im Albert-Schweitzer-Haus veranstaltet.
Der VSStO war durch ein Referat von Willy Burian zu ,,Sexualitét in Schule und Gesell-

schaft® vertreten. Die anderen Referentlnnen waren {iberwiegend vom SDS, wie zum Bei-

spiel H. J. Krahl und Antonia Grunenberg.*™

Ende April 1970 setzten die Bemiihungen zur Konstituierung einer Linken Plattform ein
(Vgl. 5.2.2.1), die sich neben ihrem antiimperialistischen Engagement im Mai 1970 (Vgl.
Kapitel 5.2.4) vor allem auch fiir das AusldnderInnenwahlrecht bei den Hochschiiler-

schaftswahlen einsetzte.®”°

Gegen Ende des Sommersemesters 1970 stand an der Universitit Wien die jéhrliche Rek-
torswahl an. Die AZ berichtete dariiber und vermerkte auch die schweren Bedenken des
VSStO gegeniiber dem einzigen Kandidaten der Professorenschaft, den Gerichtsmediziner
Leopold Breitenecker, der Mitglied in der NSDAP und Arzt der Hitlerjugend gewesen

B! Wenige Tage spiter sollte sich diese Erklirung des VSStO als Filschung heraus-

war
stellen, auf die der Verband mit einer Strafanzeige gegen unbekannt reagierte.*** Schluss-
endlich wurde, unter leisem Protest der Studierenden, von den Professoren nicht Breiten-

ecker sondern Professor Richard Biebl gewihlt. Der VSStO spielte die Funktion des Rek-
tors mit den Worten, er sei ein ,, Exponent einer autoritdr organisierten Universitdt an die

véllig unkontrollierbaren und jeder Offentlichkeit entzogenen Entscheidungen des reaktio-

ndren akademischen Senats gebunden ist“, herunter, wahrscheinlich auch um das eigene

88 Vgl. intern, 4. Jg., Nr. 8, November 1969 & Vgl. Keller, 1983, S. 150

889 Vgl. intern, 4. Jg., Nr. 8, November 1969

890 vgl. ,,Vage Linke, schweigsame Rechte” in: AZ vom 10.6.1970, S. 2 & ,,OH-Konflikt und kein Ende* in: AZ vom 17.6.1970, S. 4
81 Vgl. ,,Wieder Krach um Rektorswahl® in: AZ 2.6.1970, S. 2

892 Vgl. ,,Studentische Kapuzenmiinner filschten Presseerklirung in: AZ 4.6.1970, S. 2
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inexistente Engagement in diesem Jahr zu rechtfertigen.®”* Die traditionelle Inaugurations-

feier im Herbst wurde vom Akademischen Senat der Universitit Wien abgesagt.®*

Zwischen 12. bis zum 17. Oktober 1970 fand ein VSStO-Kongress zum Thema ,,Aggressi-
on und Gewalt im Spétkapitalismus* mit Ernst Fischer, Herbert Marcuse und Friedrich
Heer statt.* Der Kongress wurde vom VSStO-Zentralrat und dem Verbandsorgan theorie
und praxis organisiert. Interessant ist hierbei die exklusive Nennung des ,,VSStO-
Zentralrat™ als Veranstalter. Dies kann als weiteres Indiz fiir die zu diesem Zeitpunkt be-
reits vorherrschenden Unstimmigkeiten zwischen der Bundes- und der Wiener Organisati-
on gewertet werden, da bis dorthin Veranstaltungen des VSStO nicht durch spezielle Nen-
nung der ,,Sektion* des VSStO angekiindigt wurden.*® Andernorts ist dieser Kongress

leider nicht dokumentiert.

Am 3. Dezember 1970 veranstaltete die OSU eine Demonstration gegen das unzureichende
Hochschulbudget. Im Gegensatz zum ehemaligen Bundeskanzler Klaus im Oktober 1967
(Vgl. Kapitel 4.3.2) diskutierte Bundeskanzler Kreisky mit einer Delegation der Demonst-
rantInnen.*’ Im Laufe des Monats sollte sich noch herausstellen, dass die OSU einige Pro-
testierende fiir ihren Einsatz bezahlt hatte.**®

Der VSStO lieB die AZ wissen, dass die ,,Hochschulfinanzmisere nur im Zusammenhang
mit den Strukturschwierigkeiten gesehen werden kénne*, und dass der VSStO sich ,,an
einer Demonstration, die nur mehr Geld fordere, an den grundsétzlichen Problemen aber
vorbeigehe* nicht beteiligen kénne.®® Der Wissenschaftsetat wurde letztendlich durch ein

Budgetiiberschreitungsgesetz 1971 erheblich gesteigert.””

Eine Tatsache die, meiner Meinung nach, das vorhandene Desinteresse des VSStO gegen-

iiber direkten Verbesserungen der Studienbedingungen fiir Studierende bzw. das schwieri-

893 Universitit: Biebl neuer Rektor* in: AZ vom 26.6.1970, S. 2

84 Universitit: Heuer keine Inauguration in: AZ vom 8.10.1970, S. 2

895 Vgl. Keller, 1983, S. 151

Vgl. Ankiindigung der Veranstaltung in: theorie und praxis, Jg. 5, Heft 2/3, Juli 1970, S. 42

897 Vgl. ,.Im Geist marschierte die OVP mit“ in: AZ vom 4.12.1970, S. 1

8% Vgl. ,,VP gibt zu: Demonstranten gegen Hochschulbudget erhielten 35 S* in: AZ vom 11.12.1970, S. 1 & ,,Demonstranten doch
bezahlt* in: AZ vom 22.12.1970, S. 2

89 Ein ,Ehrenstudent’ namens Mock* in: AZ vom 4.12.1970, S. 2
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ge Verhiltnis des Verbandes zur Partei darstellt, ist, dass der VSStO es in keiner seiner
Publikationen fiir wert befand, die Abschaffung aller Hochschultaxen,901 oder die Einfiih-
rung der Freifahrt fiir Studierende’* auch nur zu erwéhnen.

Die Abschaffung der Gebiihren wurde am 19. Dezember 1970 durch einen EntschlieBungs-
antrag der SPO im Nationalrat einstimmig beschlossen.””® Lediglich beim VSStO-
Zentralrat vom 27. bis zum 29. November 1971, wurde vermerkt, dass die ,, Abschaffung
der Hochschultaxen nicht auf Inldnder beschrdnkt bleiben soll, sondern auch fiir alle aus-

lindischen Studenten gelten soll. “***

Der OH-Wahlkampf im Jinner 1971 wurde an der Universitit auf ,,Sparflamme** gefiihrt,
was sich auch im Ergebnis des VSStO niederschlug (Vgl. Kapitel 5.3.1).

Paralysiert durch die Fraktionsauseinandersetzungen innerhalb des Verbandes von Februar
bis Ende April, aber auch durch die darauffolgende Regenerationsphase, fanden erst im
Wintersemester 1971 wieder zaghaft Veranstaltungen an der Universitit statt.

Vom 18. bis 22. Oktober organisierte der VSStO das Symposion ,,Kritische Justiz** mit
Professor Jiirgen Seifert, der iiber die ,,Dialektik des Verfassungskampfes® referierte, Nor-
bert Knittler, der sich mit der ,,Rechtsideologie als Herrschaftsinstrument® auseinander
setzte, Professor Norbert Reich, der auf das ,,Sowjetrecht zwischen Revolution und Stali-
nismus‘ ndher einging und schlieBlich Professor Norbert Leser, der {iber die ,,Reine

995 Ende Jinner wurde ein Nord-

906

Rechtslehre und die marxistische Rechtstheorie“ dozierte.

irland-Teach-In mit dem Politologen Andreas Besserup im NIG veranstaltet.

900 Vgl. ,,Mehr Geld fiir Hochschulen, Eisenbahner und Bauern® in: AZ vom 24.6.1971, S. 3

%! Ministerin Firnberg wurde mit der Ausarbeitung einer Regierungsvorlage binnen einen Jahres beauftragt. Schlussendlich wurde am
15. Februar 1972 die Regierungsvorlage zur endgiiltigen Abschaffung der Hochschultaxen im Nationalrat beschlossen. Das Gesetz trat
mit dem Wintersemester 1972 in Kraft. Vgl. Fischer, 1993, S. 87 & ,,Parlament schafft Hochschultaxen ab* in: AZ vom 16.2.1972, S. 1
Vgl. ,,SP-Erfolg: Hochschultaxen fallen® in: AZ vom 5.12.1970 & ,,Abschaffung der Hochschultaxen“ von Stephan Radinger in: AZ
vom 20.12.1970, S. 1

%2 Diese Regelung trat mit 1. September 1971 in Kraft. Vgl. ,Freifahrt auch fiir Hochschiiler & ,,SP-Antrag: Freifahrt fiir Hochschiiler*
in: AZvom2.3.1971,S. 1 &2

%% vgl. ,,SP-Erfolg: Hochschultaxen fallen® in: AZ vom 5.12.1970 & ,,Abschaffung der Hochschultaxen“ von Stephan Radinger in: AZ
vom 20.12.1970, S. 1

2% ygl. , VSStO-Zentralrat in Salzburg® in: rote revue, 3. Jg., Heft 1, Jénner 1972

% Vgl. rote revue, 2. Jg., Sondernummer vom 28.9.1971 & rot-press, 1. Jg., Heft 1, September/Oktober 1971, S. 6

906 Vgl. ,,Termine* in: rote revue, 3. Jg., Heft 1, Janner 1972
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Im Sommersemester 1972 initiierte der VSStO eine Hochschulkampagne und unterstrich
damit seine erneute Hinwendung zur Studierendenpolitik, auch im Hinblick auf die sozia-
listische Berufspraxis (Vgl. Kapitel 5.2.1.1).

Konkret sollte die VSStO-Hochschulkampagne im Sommersemester bundesweit anlaufen
und den Versuch darstellen, den Studierenden ,,radikaldemokratische Forderungen und

umfassende Reformkonzepte “ als sozialistische Alternative zu prasentieren.

., Die zentral gefiihrte Kampagne fiir eine sozialistische Hochschulreform.: Hier gilt es iiber
die Propagierung radikaldemokratischer Konzepte und Losungen die studentischen Inte-
ressen gegentiber der Ordinarienuniversitdt zu artikulieren, wobei die antidemokratische
und reaktiondre Rolle des Rechtskartells und dessen studentischer Ableger aufgezeigt wer-
den muss, insbesonders in Hinblick auf das noch immer bestehende Vertrauen liberaler
Studentenschichten in die OSU/OH als ,progressive studentische Interessenvertretung’.
Gegeniiber den vollig unzureichenden Reformansdtzen Firnbergs und dem realitdtsfernen
Gewdisch linkssektiererischer Griippchen muss der VSStO stets bestrebt sein die Notwen-
digkeit fiir eine konsequente sozialistische Reformpolitik an den Hochschulen, den studen-
tischen Massen vor Augen zu fiihren. “*"’

Die Umsetzung sollte durch umfangreiche Plakat- bzw. Flugblattaktionen sowie zahlrei-

%% Die Durchfithrung dieser Vor-

che Diskussionsveranstaltungen und Teach-Ins erfolgen.
haben ist jedoch fiir die vorgesehene Zeit nicht dokumentiert.

Erst im Wintersemester 1972 schien sich die Hochschulkampagne mit einer Flugblattakti-
on zum UOG vom 23. bis zum 27. Oktober zu konkretisieren.”” Wahrscheinlich wurde die
Intensivphase der Kampagne in das Wintersemester im Hinblick auf die, fiir den Janner
1973 vorgesehenen, OH-Wahlen verlegt. Der VSStO hatte sich hierzu bereits im Juli 1972
in einem Wahlkampfkonzept Gedanken gemacht, in dem er seine Schwerpunkte auf die
Hochschulreform (Studentische Mitbestimmung und Reform der Studiengénge und —
inhalte) und die studentische Sozialpolitik (Reform der Studienbeihilfen) legen wollte und
diese mit Druckwerken (Wahlnummern der rot-press) und Veranstaltungen zu ,,Beispielen
kritischer Wissenschaft“ propagieren wollte.”'’ Die OH-Wahlen fanden jedoch durch die

Novellierung des HSG erst ein Jahr spiter, im Janner 1974 statt.”"!

7 Brief des Wiener Sektionsrates an die Mitglieder, in: rote revue, 3. Jg., Heft 8, November 1972, S. 1

908 Vgl. Editorial in: rot-press, 2. Jg., Heft 2, 1972, S. 3

9 ygl. rote revue, 3. Jg., Heft 7, Oktober 1972

10ygl. ,,Wahlkampfkonzept des VSStO“ vom 21.7. 1972, in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
' vgl. ,.Die Linken brachen absolute OSU-Mehrheit* in: AZ vom 19.1.1974, S.3
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Nach dem UOG-Flugblatt (Vgl. Kapitel 5.3.3) und einer massiven ,,Pickerlaktion* sollte
Ende November ein Grundsatzflugblatt zur studentischen Sozialpolitik erscheinen, dessen
Existenz jedoch nicht gesichert ist. Zusétzlich wurde im November und Dezember 1972
eine Teach-In-Reihe zu gesellschaftlichen wie auch studienspezifischen Themen veranstal-
tet, die die Arbeit der Institutsbasisgruppen des VSStO ergiinzen sollten. Professor Kurt
Tudyka (Niederlande) referierte am 14. November ,,Uber multinationale Konzerne und
Gewerkschaftsstrategie®, Arno Klonne (Redaktion ,,Links*, Offenbach) zur ,, Klassenlage
der Intelligenz und Einschitzung der Sozialdemokratie* sowie Professor Stadler (Wien)
Ende November iiber ,,Grenzen fortschrittlicher Geschichtsunterrichts an den Schulen®.’'?
Bei Letzterem wurde von ca. 300 Anwesenden eine Resolution fiir Professor Stadler ver-

abschiedet, der sich als Mittelschullehrer in der Steiermark aufgrund seines Versuchs fort-

schrittliche Inhalte zu vermitteln massiven Repressionen ausgesetzt sah.”"

An dieser Stelle sei noch eine titliche Auseinandersetzung zwischen rechtsextremen und
linken Studierenden — Mitglieder des VSStO inbegriffen - am 14. Dezember 1972 im NIG
erwiihnt. Auf Einladung von Burschenschaften sollte der FPO-Nationalratsabgeordnete
Otto Scrinzi zum Kérntner Ortstafelkonflikt sprechen (Vgl. Kapitel 5.4.1). An dieser Ver-
anstaltung wollten auch linke Studierende teilnehmen, die jedoch durch den ,,Saalschutz*
der Kameradschaft Babenberg und Mitgliedern der Nationaldemokratischen Partei
(NPD)’"* davon abgehalten wurden. So kam es zu einer Schligerei am Gang des NIGs mit
etlichen Verletzten. Die Veranstaltung wurde daraufhin abgesagt.”'” Der VSStO trium-

phierte:

,, Kurz vor Beginn der Weihnachtsferien gelang es der studentischen Linken im Rahmen
einer gemeinsamen antifaschistischen Aktion den neuerlichen Versuch der RFS’ler mit
Hilfe von NDP-Schlidigern ihre Scrinzi-Veranstaltung auf Hochschulboden zu Wiederholen
zu vereiteln (...). ““'%

°12 ygl. Brief des Wiener Sektionsrates an die Mitglieder, in: rote revue, 3. Jg., Heft 8, November 1972, S. 2

13 ygl. ,,Zum Fall Stadler” in: rote revue, 3. Jg., Heft 11, 1972

" Die rechtsextreme NDP wurde, unter anderem von Norbert Burger, 1967 in Osterreich gegriindet und 1988 verboten. Vgl.
www.doew.at (Stand: 12.12.2004)

o135 Vgl. ,,Rektor Winkler und die Nazis“ in: rot-press, 3. Jg., Heft 1, 1973 & ,,Nachher ‘bedriickt’ in: AZ vom 16.12.1972, S. 2
1 Editorial in: rote revue, 3. Jg., Heft 11, 1972
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In einem Artikel in der rot-press kritisierte der VSStO nicht nur den ,,antislowenischen
Haupteinpeitscher Scrinzi““ sondern insbesondere das Verhalten des Rektors der Universi-
tat Wien, Winkler, der die Veranstaltung genehmigt hatte und in einigen Aussagen Sympa-
thien fiir den RFS durchblicken lieB.”"’

Scrinzi verteidigte sich und fiihrte in einer Nationalratssitzung am 18. Dezember das Recht
auf Meinungsfreiheit ins Treffen. Der VSStO sprach darauthin im Jénner 1972 ,, jenen
Krdften, die in Kdrnten die vorderste Front der antislowenischen Terrorkampagne gebildet
haben, jedes Recht ab, sich als die Hiiter der Demokratie aufzuspielen. “*’® Und der VSStO
stellte nochmals klar, dass es am 14. Dezember nicht darum ging, ,, einen Nationalratsab-
geordneten am Reden zu hindern, sondern eine weitere Formierung neonazistischer Krdfte

. 919
unmdéglich zu machen.

Im Janner 1973 wurde die oben angefiihrte Teach-In-Reihe durch Professor Reinhard
Kiihnl (Universitdt Marburg), der zur Faschismustheorie, mit aktuellem Bezug zum Kérnt-
ner Ortstafelstreit und den Vorkommnissen Ende Dezember an der Universitét, sprach,

fortgesetzt.”

Anfang Mai referierte auch Oskar Negt, Protagonist der Organisationsform
des Sozialistischen Biiros (Vgl. Kapitel 5.2.1.1), liber die ,,Strategie der autonomen Ge-

genmachtpositionen® im NIG."*!

5.3.1 OH-Wabhlen 1971 — Der ,,schizophrene“ VSStO

Wie schon im Kapitel 5.2.2.1 scheiterte das Projekt der Linken Plattform bereits lange vor
den OH-Wahlen im Jinner 1971. Anscheinend hatten die Bundessprecher des VSStO zu-
nichst sehr wohl die Absicht in Koalition mit den anderen linken Studierendenfraktionen
zu kandidieren, was sich jedoch zerschlug und letztendlich in der Unterstiitzung des Wahl-
boykotts der Basisgruppen miindete. Beide Vorhaben wurden angeblich durch die Erstel-
lung einer KandidatInnenliste durch die Wiener Organisation innerhalb des Verbandes

konterkariert.”** Diese innerverbandliche Opposition beweist ein weiteres Mal die vorherr-

17 ygl. , Rektor Winkler und die Nazis“ in: rot-press, 3. Jg., Heft 1, 1973

°18 presseerklirung des VSStO zur Nationalratsdebatte vom 18.12.1972, in: rote revue, 3. Jg., Heft 11, 1972
o1 Presseerklirung des VSStO zur Nationalratsdebatte vom 18.12.1972, in: rote revue, 3. Jg., Heft 11, 1972
2 yg]. rote revue, 4. Jg., Heft 1, Janner 1973

21 Vgl. rote revue, 4. Jg., Heft 6, April 1973

922 Vgl. ,,.Die Linken an der Uni* von Paul Kolm, in: Wiener Tagebuch, Nr. 3, Marz 1971, S. 6
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schenden Unstimmigkeiten zwischen dem Bundesverband und der Sektion Wien (Vgl.

Kapitel 5.1.1).

Obwohl die SPO bereits Mitte November 1970 die Finanzierung des Wahlkampfes ge-
nehmigt hatte,”** somit auch die materielle Grundlage vorhanden war, um in die Wahlaus-
einandersetzung zu gehen, waren Teile des VSStO, vor allem die Bundesorganisation, we-
nig an den Hochschulwahlen interessiert. Vor den Wahlen im Dezember 1970 wurde dem
VSStO in der Ausgabe des ,,Studentenjournals®, dem offiziellen Organ der Osterreichi-
schen Hochschiilerschaft, sogar Platz fiir die Vorstellung seines Wahlprogrammes einge-

raumt, welchen dieser jedoch nicht nutzte.

., Wilhelm Burian und Peter Mayer vom VSStO erklirten iibereinstimmend, der Verband
habe kein Interesse an der Verdffentlichung seines Konzepts und moglicherweise werde er
auch nicht an der Pressekonferenz am 21. 12. teilnehmen. “***

Dieses Desinteresse stand im Zusammenhang mit dem von den Basisgruppen initiierten
Wahlboykott, fiir den sich auch die Bundesorganisation des VSStO aussprach. °* In ei-

nem Exkurs zum ,,aktiven Wahlboykott* berichtete Kurt Greussing:

,,Die Hypostasierung partikularer Evfahrung zu einer der Totalitdt, scheint mir auch bei
jenen Genossen vorzuliegen, die sich fiir einen aktiven Wahlboykott einsetzen. (...) Auf die
immanenten Briiche in der Argumentation méchte ich nicht weiter eingehen (,wenn wir im
Hauptausschuss’ — wohlgemerkt eine Institution, der im gleichen Atemzug eine reale Funk-
tionsmaoglichkeit in der Transformation des Uni-Betriebes abgesprochen wird! — ,wenn wir
also im Hauptausschuss die Mehrheit hdtten, wiirden wir kandidieren und konnten die
Machtfrage stellen, aber so..."). “**

Die Unterstiitzung fiir den Boykott wird durch das Fernbleiben des VSStO bei einer ge-

meinsamen Pressekonferenz der Fraktionen am 21. Dezember 1971 zusitzlich bestitigt.””’

2 ygl. Brief von Fritz Marsch an die SPO Burgendland vom 13. November 1970; in: Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr
Zentralsekretariat)

24 VSStO“ in: Studentenjournal, Nr. 3, Mitte Dezember 1970, S. 7

%23 Ebner/Vocelka, 1998, S. 193

%26 Exkurse, Marginalien zur Politik und Struktur des VSStO*“ von Kurt Greussing, Dezember 1970, in: rote revue, 4. Jg., Heft 3, 27.
Februar 1973

927 An dieser Pressekonferenz nahmen OSU, RFS, Aktion und sogar die VDS teil. Die AZ vermerkte lapidar: ,,Der VSStO nahm an der
Pressekonferenz nicht teil, wird aber bei der Hochschiilerschaftswahl am 20. Janner 1970 kandidieren.“ Vgl. ,,Demonstranten doch
bezahlt* in: AZ vom 22.12.1970, S.2 & vgl. theorie und praxis, 5. Jg., Heft 2/3, Juli 1970
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Der Wahlkampf des VSStO Ende 1970 konnte also nahezu als ,,schizophren bezeichnet
werden, da einerseits zum Wahlboykott aufgerufen wurde, und andererseits auf allen Ebe-

.o 928
nen kandidiert wurde.

,,Der VSStO (...) hat einen , Wahlkampf auf Sparflamme’ gefiihrt. Fiir auslindische Stu-
dienkollegen verlangt man das aktive und passive Wahlrecht und hat sich vor allem auf die
kritische Arbeit in den Basisgruppen an den Instituten — an der Wiener Universitit gibt es
derzeit 50 — konzentriert. Durch diese in den einzelnen Instituten geleistete Aufkldirungsar-
beit erhofft sich der VSStO eine Steigerung des Stimmenanteils. “*°

Am Tag der Wahl versuchte der VSStO, oder wahrscheinlich vielmehr die AZ, auf die

Tatigkeit des Verbandes im vergangenen Semester hinzuweisen.

., Unter anderem hat der VSStO am Soziologischen Institut der Universitdit Wien in diesem
Winter Berufungsvorlesungen von vier deutschen Soziologen initiiert und damit Moglich-
keiten fiir eine Anderung der herkémmlichen Berufungsverfahren aufgezeigt. “*°

Dieses Hearing am Institut fiir Soziologie fand tatsdchlich im Dezember 1971 statt und
sollte mogliche Lehrende fiir den vakanten Lehrstuhl der Soziologie vorstellen. Auch die
AZ berichtete iiber diese Gastvorlesungen, deren Veranstalter ,, Soziologiestudenten der
Philosophischen Fakultit* waren. Der VSStO blieb in diesem Zusammenhang als Organi-

sator unerwihnt.”!

Das Ergebnis dieser OH-Wahl war nicht nur eine erschreckend niedrige Wahlbeteiligung
von 44% (1969: 53%), die sicher auch auf den Boykottaufruf zuriickzufiihren war, sondern
auch das schlechteste Resultat des VSStO in der Verbandsgeschichte von nur 10,6%
(1969: 12,2%). Die OSU konnte wiederum auf 53,5% (1969: 49%) zulegen, ebenso die
VDS, nunmehr MLS, die auf 2,62% (1969: 1%) kam. Die ,,Aktion‘ stagnierte bei 7,9%
(1969: 7,7%). Der RFS zdhlte zu den Verlierern, und fiel von 28,5% auf 25,1%.932

928 Vgl. ,,.Die Linken an der Uni* von Paul Kolm, in: Wiener Tagebuch, Nr. 3, Miarz 1971, S. 6

92 Auslinderwahlrecht als Wahlkampfthema® in: AZ vom 15.1.1971, S. 3

930 | vSStO: Aufklarungsarbeit hat Vorrang* in: AZ vom 20.1.1971, S. 2

931 ,.Soziologen stellten Lehrstuhlkandidaten bei Vortragen vor in: AZ vom 19.12.1971, S. 2 & ,,Lehrstuhlinhaber auf Probe® in: AZ
vom 20.12.1970, S. 2

32 Nur 44% der Studenten wihlten — Ist die OH noch reprisentativ® in: AZ vom 22.1.1071, S. 1; Fischer-Kowalski, 1973; S. 609;
Keller, 1993, S. 118
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,,Der VSStO sieht in dem Wahlergebnis eher ein politisches Votum gegen die Osterreichi-
sche Hochschiilerschaft. Man soll sich iiberlegen, so meint VSStO-Bundessprecher Kurt
Puchinger, ob es nicht besser sei, die OH aufzuldsen. Zum Wahlergebnis erklirt man wei-
ter, dass der Stimmenanteil der linken Gruppen im wesentlichen gleich geblieben sei.

Der VSStO bei dem es wihrend des Wahlkampfes zu Meinungsverschiedenheiten zwischen
dem Spitzenkandidaten Wolfgang Schwarz und Mitgliedern der Verbandsfiihrung gekom-
men ist, wird diese auf einem Verbandstag am 6. Februar ausdiskutieren und seine von den
Studenten einiger Fakultdiiten bei der Hochschiilerschaftswahl honorierte Aufkldrungsar-
beit in den Instituten fortsetzen. ">

Durch die niedrige Wahlbeteiligung wurde die Frage nach der Reprisentativitit der OH
gestellt. Die AZ sprach sogar von ,, Auflosungserscheinungen “.>>*

Die linken Gruppen waren tatsdchlich stimmenmaéBig gleich geblieben, wenngleich eine
Stirkung der VDS (MLS) und eine Schwiichung des VSStO zu vermerken ist. Das schlech-
te Ergebnis des VSStO war sicher mit ein Grund fiir die Ereignisse im Februar 1971 bzw.

fiir die Positionierung der SPO in diesem Konflikt (Vgl. Kapitel 5.1.2).

5.3.2 Novellierung des Hochschiilerschaftsgesetzes (HSG) 1973

Der Vorsitzende der OH, Max Ortner (OSU) reagierte auf die niedrige Wahlbeteiligung bei
den Wahlen 1971 mit der nachdriicklichen Forderung nach einer Novellierung des Hoch-
schiilerschaftsgesetzes (HSG) aus dem Jahr 1950 (Vgl. Kapitel 2.7). Bis dahin bildeten die
Fakultiten die unterste Ebene der OH. Die Institutsvertretungen bzw. Basisgruppen der
einzelnen Studienrichtungen waren noch nicht in den Wahlmodus eingebunden gewesen

und forderten das Personlichkeitswahlrecht auf dieser Ebene.

Bereits beim 7. Osterreichischen Studententag Mitte Juni 1970 in Klagenfurt wurden Vor-
schldge zu einer Reform der Hochschiilerschaft erarbeitet, wenngleich Vertreter der Linken
Plattform sich fiir ein ,, rédtedemokratische Struktur der OH“ einsetzten und das bisherige

., Standische System “ ablehnten.”

Die gemeinsamen Forderungen an die Regierung bein-
halteten die Prézisierung der Funktionen der Studierendenvertretung (selbstverwaltete

Korperschaft, Mitbestimmung in der Universitit, Vertretung der studentischen Interessen

933 »Strafaktion’ der Wahler gegen OH“ in: AZ vom 22.1.1971, S. 3
%4 vgl. ,’Strafaktion’ der Wihler gegen OH* in: AZ vom 22.1.1971, S. 3
3 vgl. ,,OH-Konflikt und kein Ende® in: AZ vom 17.6.1970, S. 4
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nach auflen) und auch die vorsichtige Forderung nach einem allgemein politischen Man-

dat 936

,,Dieses Recht der Studentenschaft betrifft alle politischen Fragen, welche im weitesten
Sinn die Interessen der Studenten als Gesamtheit treffen. (Fragen wie der Allgemeinzu-
stand der Demokratie, der staatsbiirgerlichen Recht und Freiheiten, der allgemeinen wirt-
schaftlichen Situation der Studenten, der Militdrdienstpflicht fiir Studenten, der Moglich-
keit von Studentenwohnhdusern, Kindergidrten, Studentenwohnungen). “*’

Der VSStO formulierte erst auf einem Zentralrat Anfang Miérz 1972 in Salzburg seine
konkreten Forderungen fiir eine OH-Reform. Die Institutsvertretungen sollten jihrlich
durch Personlichkeitswahlrecht, die Studierendenparlamente auf universitarer und gesamt-
osterreichischer Ebene weiterhin alle zwei Jahre nach Listenwahlrecht gebildet werden.
Zudem sollte das politische Mandat im Sinne der Artikel 11 und 13 des Staatsgrundgeset-
zes (StGG)**® im HSG verankert werden. Ein weiterer Punkt war die Forderung nach dem

aktiven und passiven Wahlrecht fiir auslindische Studierende.’

Nachdem die sozialdemokratische Regierung bzw. das Wissenschaftsministerium vom
Herbst 1970 bis zum April 1972 etliche Entwiirfe fiir ein neues Hochschiilerschaftsgesetz
ohne die Einbindung der ,,inoffiziellen* Studierendenvertreterinnen vorgelegt hatte, wurde
nach zéhen Verhandlungen der politischen Parteien am 20. Juni 1973 ein neues HSG be-
schlossen.”®® Dieses beinhaltete nun auch die Ebene der Instituts-, Studienabschnitts- und
Studienrichtungsvertretungen, deren VertreterInnen durch Personlichkeitswahlrecht ge-
wéhlt werden sollten. Das dezitierte allgemeinpolitische Mandat, welches bereits in Ent-
wiirfen enthalten war, wurde gestrichen. Grundsitzlich kann jedoch aus dem § 3 Absatz 2
des HSG unter dem Titel ,,Mitglieder und Aufgaben der Osterreichischen Hochschiiler-
schaft aus den Worten ,, Der Osterreichischen Hochschiilerschaft obliegt die Vertretung

93¢ Reform der Hochschiilerschaft® in: studentenjournal (Offizielles Organ der OH), Mitte Juni 1970, S. 1-14 & ,,Studententag fiir
Gesamtschule — Hochschulreform und Mitbestimmung gefordert” in: AZ vom 14.6.1970, S. 4

7 Reform der Hochschiilerschaft“ in: studentenjournal, (Offizielles Organ der OH), Mitte Juni 1970, S. 5

8 Artikel 11 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867: (1) Das Petitionsrecht steht jedermann zu. (2) Petitionen unter einem
Gesamtnamen diirfen nur von gesetzlich anerkannten Korperschaften und Vereinen ausgehen.* Artikel 13: (1) Jedermann hat das Recht
durch Wort, Schrift , Druck oder durch bildliche Darstellung seine Meinung innerhalb der gesetzlichen Schranken frei zu dufiern. (2) Die
Presse darf weder unter Zensur, noch durch das Konzessions-System beschrankt werden. Administrative Postverbote finden auf inldndi-
schen Druckschriften keine Anwendung. Vgl. 2. Grundrechte (2/1. Staatsgrundgesetz {iber die allgemeinen Rechte der Staatsbiirger, Art
6-14) S. 4 in: Doralt, Werner (Hrsg.) ,,Kodex Verfassungsrecht* 14. Auflage (Stand: 1.4.1998), Orac Verlag 1998

939 Vgl. Presseunterlagen Nr. 4 in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, Februar 1972, S. 7 & rot-press, 2.Jg., Heft 2, 1972, S. 7
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der allgemeinen und studienbezogenen Interessen ihrer Mitglieder (...)“ ein allgemein po-
litisches Mandat herausgelesen werden.”*!
Zudem wurde das aktive Wahlrecht fiir alle ordentlichen HorerInnen aus dem Ausland

eingefiihrt.”*

Die Begriindung fiir die Nichteinfiihrung des passiven Wahlrechts war eine
dafiir ndtig gewesene Verfassungsinderung.’® Das passive Wahlrecht fiir auslindische

Studierende ist bis heute eine Forderungen des VSStO im Bezug auf das HSG geblieben.”*

5.3.3 Die Position des VSStO zum geplanten Universititsorganisationsgesetz
Obwohl Mitglieder des VSStO tatkriftig an der Erarbeitung des SP-Hochschulkonzeptes
mitgearbeitet hatten (Vgl. Kapitel 4.4.4) und eigentlich Interesse an der Reform der Hoch-
schulen vorherrschen hitte miissen, finden sich in keiner Ausgabe der theorie und praxis
Hinweise auf den Gesetzeswerdungsprozess des UOG. Dieser kam, nach der zweimaligen
Auflésung der PHK, erst ab dem Juli 1970 durch ein Redaktionskomitee richtig in Gang.”*
Bis zum Mai 1972 erstellte dieses drei Entwiirfe.

Der VSStO nahm erst auf dem Zentralrat in Salzburg vom 27. bis zum 29. November 1971

zur Diskussion um die Entwicklung des neuen Universititsgesetzes Stellung.

,,Obwohl bereits 1969 ein in mancher Hinsicht vorbildliches Hochschulkonzept der SPO
vorgelegen ist, lief3 das Wissenschafisministerium bis zum Jinner 1971 auf eine Initiative
warten. Der dann vorgelegte UOG-Diskussionsentwurf aber stellte in entscheidenden Fra-
gen einer demokratischen Hochschulstruktur einen Kompromiss mit den reaktiondren Pro-
fessoren dar. Insbesondere das Prinzip der demokratischen Willensbildung auf allen Ebe-
nen durch Drittelparitiit wurde durchbrochen. (...) Der VSStO bekrftigt neuerlich seine
Forderung nach drittelparititischer Mitbestimmung in allen Entscheidungsgremien. “**°

940 Vgl. ,.Vaterschaftsstreit iiber neues OH-Gesetz* in: AZ vom 21.6.1973, S. 2

o4 Vgl. HSG 1998 unter http:/www.bmbwk.gv.at/universitaeten/recht/gesetze/hsg/hochschuelerschaftsgeset4508.xml#1 (Stand:
12.12.2004)

2 Vgl. Griesebner, 1990, S. 106ff

3 Diese Verfassungsinderung bezieht sich auf den 3 Artikel des Staatsgrundgesetztes, der besagt, ,,6ffentliche Amter sind fiir alle
Staatsbiirger gleich zugénglich® und ,,fiir Ausldnder wird der Eintritt in dieselben von der Erwerbung des Osterreichischen Staatsbiirger-
rechtes abhingig gemacht. Vgl. 2. Grundrechte (2/1. Staatsgrundgesetz iiber die allgemeinen Rechte der Staatsbiirger, Art 3) S. 3 in:
Doralt, Werner (Hrsg.) ,,Kodex Verfassungsrecht™ 14. Auflage (Stand: 1.4.1998), Orac Verlag 1998 & ,,Entlarvte Vorurteile* von Heinz
Fischer, in: AZ vom 12.12.1970, S. 1

¥ Vgl. ,,Gleiche Rechte fiir auslindische Studierende® in: OH-Wahlprogramm des VSStO 2003
www.vsstoe.at/wahl/default.asp?Hauptmenue=3 &Untermenue=6& Wahl_ProgrammgruppenID=8 (Stand: 12.12.2004)

% Mitglieder dieses Komitees waren unter anderem Heinz Fischer und Norbert Roszenich, zwei ehemalige VSStO-Funktionire. Vgl.
Griesebner, 1990, S. 113

%46 | VSStO-Zentralrat in Salzburg® in: rote revue, 3. Jg., Heft 1, Jdnner 1972
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Zudem forderte der VSStO die SPO auf ihr Wahlversprechen von 1971 einzuldsen, das die
Verbindlichkeit der SPO-Programme von 1969/70 zusicherte, und verlangte von Wissen-
schaftsministerin Firnberg, sie solle ,, nicht ldnger um Zugestindnisse der reaktiondrsten
Professoren (...) feilschen, sondern dem Parlament einen Gesetzesentwurf gemdf3 dem
SPO-Hochschulkonzept und unter Beriicksichtigung der vom VSStO (...) erhobenen Forde-
rungen zuleiten. “**

Tatsdchlich hatte Bruno Kreisky bereits bei der Prasentation des Hochschulkonzeptes der

SPO verlautbart, dass ,,das Hochschulkonzept der SPO (...) fiir einen etwaigen sozialisti-

schen Unterrichtsminister eine verpflichtende Arbeitsgrundlage® wire.”*®

Der Gesetzesentwurf aus 1971 wurde erneut vom Redaktionskomitee iiberarbeitet und im
Mai 1972 zur Begutachtung ausgesandt. Zu diesem Vorschlag nahm eine Unzahl von Insti-
tutionen Stellung. Zentraler Streitpunkt war die Mitbestimmung der AssistentInnen und der
Studierenden. Zu diesem Zeitpunkt waren in den verschiedenen Vertretungsebenen bereits
ndifferenzierte* Parititen (Drittelparitdt nur mehr in der Institutskonferenz und in der Stu-

dienkommission, Viertelparitit’*’

auf Fakultéts- und Universititsebene) vorgesehen, gegen
die sich die Professoren selbst noch aussprachen.”” Der VSStO lehnte den Entwurf giéinz-

lich ab.

., Nach dem provokatorischen Verhalten der reaktiondren Professoren und der Sprengung
der parlamentarischen Hochschulkommission,”" kann und darf der Entwurf zum UOG,
der einen vorweggenommenen Kompromiss darstellt, nicht ldnger als Diskussionsgrundla-
ge betrachtet werden. “**

Auf den Entwurf als Diskussionsgrundlage ging der VSStO iiberhaupt nicht mehr ein. Der
VSStO forderte nunmehr eine Pluralisierung der Lehrmeinungen durch die Berufung von

marxistischen WissenschafterInnen, was die Habilitations- und Berufungspolitik der kon-

7 ygl. , VSStO-Zentralrat in Salzburg® in: rote revue, 3. Jg., Heft 1, Jéanner 1972

% Vgl. Bruno Kreisky bei der Prisentation des SP-Hochschulkonzeptes am 18.11.1969 in: ,,OH begriit SP-Hochschulkonzept, AZ
vom 19.11.1969, S. 1

% Viertelparitit bedeutet die Besetzung des Gremiums durch zwei Viertel Professorlnnen, und je einem Viertel Assistentinnen und
Studierende.

950 Vgl. Griesebner, 1990, S. 114

1 Die Professoren zogen sich aufgrund von Streitigkeiten mit den Studierenden iiber die Mitbestimmungsfrage am 14. Jénner 1972
erneut aus der PHK zuriick. Vgl. Griesebner, 1990, S. 114

932 Vgl. Presseunterlage Nr. 2 in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, Februar 1972, S. 4
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servativen Ordinarien bislang zu verhindern wussten. Die Anstellung sozialistischer Wis-
senschafterInnen sei nur eine Konsequenz des Parteiprogramms (,,Den modernen Gesell-
schaftswissenschaften, insbesondere der sozialistischen Theorie ist an den Hochschulen
Raum zu geben. ).

Zudem riickte der VSStO von seiner Forderung nach Drittelparitiit in allen Hochschulgre-

mien ab und forderte nunmehr die semiparititische Besetzung.

., Die Ordinarienminderheit darf keinen Mehrheitsanspruch mehr besitzen. Deshalb fordert
der VSStO die semiparititische Mitbestimmung in allen Entscheidungsgremien. Jeweils die
Hiilfte der Gremienmitglieder miissen daher Studenten und Vertreter des wissenschaftli-
chen Personals sein, wobei auch den Assistenten und den wissenschaftlichen Hilfskrdften
ein ihrer Zahl entsprechender Anteil zu sichern ist.“*>*

Die Forderung nach Semiparitit kann in Anbetracht des syndikalistischen Ansatzes des
damaligen VSStO (Vgl. Kapitel 5.2.1), nach dem Motto ,,Wir sind die Mehrheit an der

Universitdt und wollen auch dementsprechend mitbestimmen!* nur logisch erscheinen.

Im Mirz 1972 initiierte der VSStO auf der 7. auBerordentlichen Bundeskonferenz in Linz
eine Kampagne fiir eine sozialistische Hochschulreform an den Universititen.”>> Als
Grund fiir diese Kampagne fiihrte der Verband die ,, vollig unzureichenden Reformansditze
Firnbergs “ und das ,, realitdtsferne Gewdsch linkssektiererischer Griippchen‘“ an. Den
Studierenden miisse eine ,, konsequente sozialistische Reformpolitik* durch den VSStO vor
Augen gefiithrt werden.”® Hierzu verfasste der Verband ein Flugblatt, das das im Entwurf
vorgesehene Ordnungsrecht des Rektors (Untersagung von Veranstaltungen wenn ,,eine
Storung der Ordnung auf dem Boden der Universitit zu erwarten ist [§ 97, Abs. 5 des
UOG-Entwurfs]) sowie die Verwisserung der Drittelparitit in der ,, zum Akklamationsor-
gan degradierten  Institutskonferenz, durch das Einbinden nichtwissenschaftlichen Perso-
nals auf Kosten der Anzahl der StudierendenvertreterInnen, kritisierte. Der VSStO bestand

. . . e, . e . 957 1~ - .
weiterhin auf Semiparitét in den universitiren Gremien.””" Diese Forderungen zur Univer-

3 Vgl. ,Forderungen des VSStO zur Hochschulreform* Presseunterlage Nr. 4 in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, Februar 1972, S. 7
934 ,JForderungen des VSStO zur Hochschulreform* Presseunterlage Nr. 4 in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, Februar 1972, S. 7

%53 Editorial in: rot-press, 2.Jg., Heft 2, 1972, S. 3

%6 Vgl. rote revue, Jg. 3, Nr. 8, November 1972, S. 1

957 Vgl. ,,VSStO zum neuen UOG* Flugblatt zur Hochschulkampagne, in: rote revue, Jg. 3, Nr. 8, November 1972, S. 4-5
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sitdtsreform wurden vom VSStO auch in einem Antrag am SPO-Parteitag in Villach im

April 1972 eingebracht, der jedoch dem Bundesparteivorstand zugewiesen wurde.’”®

Nachdem die zahlreichen Stellungnahmen zum zweiten Entwurf vom Mai 1972 vom Re-
daktionskomitee beriicksichtigt und teilweise eingearbeitet worden wére, entstand ein drit-

ter Entwurf. Die nunmehrige Regierungsvorlage wurde im Oktober 1973 dem Nationalrat

959

vorgelegt und dem zustindigen Ausschuss zugewiesen.”>” Der VSStO resignierte:

,, Wenn wir uns heute die Entwicklung der Hochschulreform seit dem Regierungsantritt der
SPO betrachten, so miissen wir feststellen, dass wir Illusionen gehabt haben. Konnte man
beim ersten Entwurf zum UOG noch davon sprechen, dass trotz der auch darin schon ein-
gebauten ,Sicherungen’ gegen eine tatsdchliche Mitbestimmung noch wesentliche Forde-
rungen der sozialistischen Studenten beriicksichtigt waren, so haben die beiden folgenden
Entwiirfe gezeigt, dass von einer , Mitbestimmung’ nicht mehr die Rede sein kann. Im nun-
mehr vorliegenden Entwurf haben die Ordinarien in allen wesentlichen Punkten die abso-
lute Mehrheit zugesprochen erhalten — in der Frage der Berufungen, der Habilitationen,
bei den wesentlichen finanziellen Entscheidungen. Mit diesem neuen Entwurf hat das Wis-
senschaftsministerium die Forderungen des RFS und des Kapitals nach einer ,nach Quali-
fikation abgestufter Mitbestimmung’ Rechnung getragen. Damit wird aber das Gerede von
Mitbestimmung und Demokratisierung zur Farce. Alle wichtigen Entscheidungen werden
in Gremien verlagert, in denen eine Mitbestimmung nicht mehr moglich ist. Es handelt sich
dort nur mehr um eine Art , Beschdftigungstherapie’, die die beginnende Unruhe unter den
Studenten kanalisieren soll. “**

Der eingerichtete parlamentarische Unterausschuss beriet {iber die Regierungsvorlage vom
Oktober 1973 bis zum Mérz 1975 und lud auch Vertreter der Studierendenfraktionen zu
Beratungen ein.”'

Schlussendlich wurde das Gesetz nach sechseinhalbjdhriger Diskussion am 11. April 1975
im Beisein grollender Professoren’®” und unter Protest von RFS-Studierenden’® im Natio-

nalrat mit den Stimmen der SPO- und teilweise der OVP-Abgeordneten’ beschlossen.

% Vgl. Antrag Nr. 62, in: “Protokoll des Bundesparteitages 1972« S. 244f, in: ,,SPO-Parteitagsbericht 1972 und Protokoll“, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1972

% ygl. Griesebner, 1990, S. 119

%0 Was will der VSStO?* Fritz Weber, in: rot-press, 3.Jg., Heft 4, 1973 & Mappe VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)
%! Vgl. Griesebner, 1990, S. 120f

2 Die ProfessorInnen hatten im Vorfeld einen Streik aufgrund des neuen UOG abgehalten. Nach der Beschlussfassung des Universi-
tatsorganisationsgesetzes boten etliche Rektoren der Wissenschaftsministerin Firnberg ihren Riicktritt an und Professorlnnen wollten
ihre Frithpensionierung beantragen. Vgl. ,,Rektoren baten Riicktritt an“ in: AZ vom 15.4.1970, S. 2 & ,,UOG kein Grund fiir Frithpensi-
on“in: AZ vom 16.1.1970, S. 1

93 Die rechten Studierenden warfen Flugzettel von der Galerie und riefen Parolen wie ,,Die Wissenschaft ist frei — Sozialisten lasst es
dabei!*. Vgl. ,,Ordinarienherrlichkeit ist verschwunden® in: AZ vom 12.4.1975, S. 3
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Das Gesetz beinhaltete eine génzliche Neustrukturierung der Universitdten. Die groflen
Fakultiten wurden in kleinere Einheiten aufgeteilt, die Besetzung der Gremien und somit
die Mitbestimmungsrechte der Studierenden wurden nur in der Institutskonferenz und in
der Studienkommission drittelparitétisch, auf Fakultits- und Universititsebene viertelpari-
tétisch (d.h. eine relative Mehrheit der Professorlnnen) festgeschrieben. In den Berufungs-
kommissionen erhielt die Kurie der Professorlnnen von vornherein die absolute Mehrheit.
Der oder die RektorIn’® sollte von nun an in drittelparititischen Universititsversammlun-
gen gewihlt werden. Vorgesehen wére urspriinglich die Wahl durch alle an der Universitit
Lehrende und Lernende gewesen.”*

Zudem wurde durch das Gesetz auch die Riicksichtnahme auf die Vielfalt der Lehrmei-
nungen vorgeschrieben und die Autonomie der Universititen durch die Selbststandigkeit in
Lehr- und Forschungsfragen und Ubernahme von einigen Budgets- und Personalkompe-
tenzen ausgeweitet. Das Ministerium behielt sich jedoch ein Eingriffsrecht vor.”®’

Das Gesetz trat am 1. Oktober 1975 in Kraft und galt bis zum UOG 1993, das bereits 2002
von einem neuen Universitdtsgesetz abgeldst wurde. Das Universititsgesetz 2002 ,,verzich-

tet” nahezu ginzlich auf die Mitbestimmung der Studierenden.

5.4 Der VSStO zwischen Distanz und Nihe zur SPO

Die Beziehung des VSStO zur SPO in der Zeit von 1969 bis 1973 kann als Zeit der Extre-
me bewertet werden. Zunichst von nahezu keinem Kontakt und volliger Distanzierung
gekennzeichnet, versuchte der VSStO nach dem Fiihrungswechsel an der Verbandspitze
Verbindung zur Partei zu halten und iiber rege Parteiarbeit Strukturverdnderungen

voranzutreiben.

%4 Bei den Punkten, wo es um die Mitbestimmung der Studierenden, die Neustrukturierung der Institute sowie Pluralismus der Lehrmei-
nungen und wissenschaftlicher Methoden ging, stimmten die Abgeordneten der OVP nicht zu. Vgl. Griesebner, 1990, S. 122
%% Bis zum heutigen Tage stand noch keine Frau als Rektorin einer Universitit vor. Vizerektorinnen und Dekaninnen sind rudimentir
vorhanden.
% ygl. Griesebner, 1990, S. 122
967 Vgl. ,,Nun auch Hochschulen offen fiir Demokratie* in: AZ vom 12.4.1975, S. 1 & ,,Ordinarienherrlichkeit ist entschwunden® in: AZ
vom 12.4.1975, S. 3 & Vgl. Griesebner, 1990, S. 127f
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Die Gruppe um die Bundessprecher, die ab dem Friihjahr 1970 circa ein Jahr lang die Fiih-

rung des Verbandes inne hatten, distanzierte sich zusehends von der SPO.

., Wir haben die Wahnsinns-Idee gehabt, wie einige zuvor auch, das wir geglaubt haben,
man kann den VSStO hinausziehen aus der Umklammerung der SPO und kann das halt
selber weiterbetreiben. Wir haben ein bisserl Geld gehabt und so (...). Und wir haben ge-
dacht das konnen wir, eine zeitlang machen. Es war ein bisserl naiv.(...) Wir waren nicht
mehr loyal zur SPO, es war uns eigentlich wurscht. “*%

Diese Worte von Wilhelm Burian sollen ein wenig Einblick in die Bestrebungen der dama-
ligen Verbandsfiihrung geben. Die Versuche der Loslosung fanden unter anderem ihren
Ausdruck im Desinteresse an Parteiarbeit, Boykott der OH-Wahlen gegen den Willen der
Partei, aber auch in der Griindung der Arbeitsgemeinschaft ,,Marxistische Kritik*. Diese
Arbeitsgemeinschaft brachte auch eine Zeitschrift mit dem Titel ,,Marxistische Kritik* her-
aus, die sich als Aufgabe die Analyse der kapitalistischen Produktionsprozesse, die kriti-

sche Untersuchung der Entwicklung der Sozialdemokratie sowie Berichte iiber die interna-

tionale ArbeiterInnenbewegung vorgenommen hatte.”®

., Uber die Genesis dieses Blattes ldsst sich sagen, dass die meisten der Herausgeber aus
der sozialdemokratischen Hochschulorganisation kommen und in der Studentenbewegung
mobilisiert wurden. Erst allmdhlich gelang es ihnen im Rahmen dieses politischen Kontex-
tes herauszubringen, was die Sozialdemokratie in ihrer Politik ausmacht: Fixierung der
Arbeiterklasse in ihrer Existenz gegentiiber dem Kapital. Dariiber stief3 sie zum Kern der
Ansdtze revolutiondrer Politik, auf die Produktion — wenn auch bislang nur theoretisch.
Nicht nur distanzierte sich diese Gruppe im Lauf des Erkennens von der SD (Sozialdemo-
kratie, Anm. d. Vert.), sondern sah auch alternatives Handeln auf der Basis einer revoluti-
ondren Organisation als zwingend an.

In der derzeitigen Situation, in er es diese Organisation nicht gibt, erscheint es legitim und
notwendig, theoretische Arbeit im Sinne der obengenannten Schwerpunkte zu leisten. “*”’

Das Redaktionskollektiv dieser Zeitschrift, die meines Wissens nach nur einmal erschienen

ist, war dicht besetzt von VSStO-Funktioniren wie Willy Koldus, Kurt Puchinger, Georg

% Interview Wilhelm Burian, 4.7.2004, S. 9
969 Vgl. ,Editorial“ von Georg Hofmann-Ostenhof, in: ,,Marxistische Kritik®, Arbeitsgemeinschaft ,,Marxistische Kritik“ (Hrsg.), ver-
antwortlicher Redakteur Georg Hofmann-Ostenhof, 1. Jg., Nr. 1, 1971, S. 10-11
970 | Editorial“ von Georg Hofmann-Ostenhof, in: ,,Marxistische Kritik*, Arbeitsgemeinschaft ,,Marxistische Kritik“ (Hrsg.), verantwort-
licher Redakteur Georg Hofmann-Ostenhof, 1. Jg., Nr. 1, 1971, S. 11f
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Hofmann-Ostenhof und auch Wilhelm Burian, der auch die Intention dieses Vorhabens

naher schilderte.

,,Den VSStO hinausbringen [aus der SPO, Anm. d. Verf.], aber nicht wirklich dran glau-
ben, das war sozusagen der immanente Widerspruch, der uns aber nicht besonders aufge-
regt hat. Weil, wir waren ziemlich erschopft. Ich war von 1967-1971 in dieser Eventkultur
drinnen, irgendwann wird das dann zuviel.(...) und daher war das sozusagen eher ein Aus-
stiegsszenario, aufgeblasen grofartig iiber die Marxistische Kritik.(...) Die Marxistische
Kritik als Intellektuellenplattform. Da hat es ja viele Beispiele gegeben in Frankreich und
Deutschland. Dort haben intellektuelle Gruppierungen recht lang tiberleben kénnen, weil
sie ein bisserl Geld gehabt haben, weil sie ein Hilfesystem von Spendern gehabt haben.
Das war kein Problem. Nur bei uns war das viel zu klein und zu bescheiden. "'

Die Sezessionsbewegung dieser Gruppe war mit groler Wahrscheinlichkeit einer der

Hauptgriinde fiir die SPO, die Gruppe um Johann Dvoiék zu unterstiitzen (Vgl. Kapitel
5.1.2). Herbert Schwanda (Parteisekretir) dazu:

,, (-..) es soll eine klare Scheidung der Geister erfolgen zwischen denjenigen, die eine Bin-
dung zur Partei wollen und denen, die sich von ihr innerlich bereits vollkommen getrennt
haben. “*”?

Die SPO verhingte zudem eine Subventionssperre iiber den damaligen Bundesverband,
welche die klare Unterstiitzung der ,,putschenden® Gruppe durch die Partei noch unter-

strich.””

Nach dem personellen Wechsel in der Bundesorganisation wurde das Verhiltnis zu SPO
scheinbar besser. Trotz der ,,Beihilfe der Partei findet sich jedoch im Papier ,,Zur Organi-
sation des VSStO*, das wahrscheinlich im Mérz 1971 von Erwin Fleger und Johann

Dvorak verfasst wurde, folgende vage Bemerkung in Bezug auf die Beziehung zur Partei:

., Die Frage des Verhdltnisses des VSStO zur SPO muss bei den folgenden Gesprichen
néher bestimmt werden. “™

" Interview Wilhelm Burian, 4.7.2004, S. 10

72 Vgl. Notizen betreffend den VSStO von Herbert Schwanda an Kreisky, Firnberg, Marsch und Strache (undatiert), S. 2; in: Mappe
VSStO 1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

7 ygl. Interne Mitteilung des Zentralsekretariats von Fritz Marsch an Berger, Schwanda und Strache vom 11.2.1971, in: Mappe VSStO
1968-79, (Briefverkehr Zentralsekretariat)

97 Zur Organisation des VSStO* in: rote revue, Jg. 2, Nr. 1, Mirz 1971
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Ein Gesprich des neuen VSStO-Bundesvorstand mit Bundesparteivorsitzenden Kreisky
fand am 5. Juli 1971 statt. Hauptthema der Unterredung war die Forderung des VSStO an
die SPO, sich gegen die Abschaffung der Studienrichtung Soziologie zu wenden. Diese

«975 Realitit werden. Zudem

sollte durch den Beschluss des neuen ,,Philosophengesetzes
setzte sich der VSStO fiir die politische Erwachsenenbildung, eine schnelle gesetzliche
Regelung des Alternativdienstes (Zivildienst) und intensivere hochschulpolitische Bil-
dungsarbeit ein. Kreisky lieB die VSStO-Fiihrung wissen, dass die SPO bemiiht sein wer-
de, die geplante Abschaffung der Studienrichtung Soziologie riickgéngig zu machen, ge-
setzliche Maflnahmen fiir die politische Erwachsenenbildung zu ergreifen, eine politische
Akademie der SPO zu errichten’’® und noch im Herbst eine Regierungsvorlage zum Alter-

T 977
nativdienst vorzulegen.

Auch nach der Beendigung des Fraktionskampfes Ende April 1971 und der Aussprache mit
Kreisky schien die Beziehung des VSStO zur SPO noch nicht restlos geklirt zu sein. In
den Sommerferien wurde eine ,,Einschdtzung der Sozialdemokratie* von Johann Dvotak
vorgenommen. In diesem Text trat ganz klar, das neue Verhiltnis des VSStO zur SPO, vor
allem im Bezug auf den ,,Nutzen* der Partei fiir den Verband zu Tage (Vgl. Kapitel 5.1.3).
Dvoték wies in seinen abschlieenden Worten auch kurz auf den Umgang des fritheren

VSStO mit der Partei hin.

., Wir sprechen bewusst von einer Instrumentalisierungder Partei, weil es nicht
darum gehen kann, die SP auf den linken ideologischen Weg zuriickzubringen, sondern die
relativgroffen Moglichkeiten, die diese Partei der Durchsetzung bestimmter politischer
Ziele bietet oder bieten konnte, zu niitzen. (...)

Einesozialistisch e Politik betreiben bedeutet auch und vor allem der Mehrzahl!
oder zumindest den bedeutendsten Fraktionen der Lohnabhdngigen Miindigkeit, Selbstbe-
stimmung, Emanzipation als einhergehend, d.h. verkniipft m i t materiellen Verbes-
serungen theoretisch, wie praktisch zu vermitteln!

7 In diesem Gesetz wurde das Philosophiestudium in Lehramts-, Diplom- und Dissertationsstudium unterteilt (Vgl. ,,Nach 8 Semestern
,Magister’ in: AZ vom 25.11.1970, S. 2). Der Unterrichtsausschuss hatte in der Behandlung des neuen ,,Philosophengesetzes® kurz
zuvor, mit einer VP-FP-Mehrheit, die Abschaffung der Studienrichtung Soziologie beschlossen. Die Studienrichtung wurde nicht abge-
schafft und existiert bis heute sogar zweimal, in Form eines geisteswissenschaftlichen und sozialwissenschaftlichen Zweiges an der
Universitdt Wien. Vgl. ,,Wer hat Angst vor Soziologie?* in: AZ vom 1.7.1971, S. 4 & ,,Eine Lanze fiir die Soziologie* von Karl Blecha,
in: AZ vom2.7.1971, S. 3

76 Im August 1972 wurde der Verein Dr. Karl-Renner-Institut gegriindet und von der SPO als Tréger ihrer politischen Bildungsarbeit
nominiert. Vgl. Geschichte des Dr. Karl-Renner-Instituts: www.renner-institut.at/riist/frgeschichte.htm (Stand: 12.12.2004)

71 SP-Studentenvertreter bei Kreisky* Aussendung der Sozialistischen Korrespondenz vom 5.7.1971, in: Mappe VSStO 1968-79,
(Briefverkehr Zentralsekretariat) & ,,Studenten wollen Soziologie* in: AZ vom 6.7.1971, S. 2
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Glaubwiirdig werde wir dabei nicht sein, wenn wir zuvor Feindschaften gegen diejenigen
predigen, die, zumindest im Bewusstsein der Arbeiter, betrdchtlich zur materiellen Verbes-
serung ihrer Lebenssituation beigetragen haben, ndmlich SP und Gewerkschaften. Die
Agitation kcz?gnen wir ruhig den Bourgeois (auch denen, die n o ¢ h im Verband sind) iiber-
lassen...... "

Diese Strategie stand jener der vorangegangen Verbandsfithrung diametral gegeniiber. A-
ber auch im Vergleich zur Politik des Verbandes 1966/67, die eine Re-Ideologisierung der
SPO anstrebte (Vgl. Kapitel 3.4.1.1), hatte diese Taktik ein vollig anderes Ziel.
Pleschberger spricht in diesem Zusammenhang von einer Doppelstrategie des VSStO, die
auf der einen Seite die Institutionen der parlamentarischen Demokratie und gesellschaftli-
che Institutionen auszuniitzen versuchte, und andererseits eine ,, Politisierung latent eman-
zipativer Wiinsche iiber agitatorische Kampagnen “ anstrebte (Vgl. Kapitel 5.1.3).””

In der Ausgabe der roten revue im November 1971 wurde eine Art Grundsatzprogramm
mit dem Titel ,,Zur Politik des VSStO-Wien* zur Diskussion gestellt, in dem auch das
Verhiéltnis zur Partei ndher bestimmt wurde. Es wurde in der rot-press, anscheinend schon

als innerverbandlicher Konsens, unter dem Titel ,,Was will der VSStO-Wien* verdffent-

licht.”®°

,,Der VSStO arbeitet als eine Organisation der SPO. Dafiir gibt es mehrere Griinde: a)
wie aus dem bisher Gesagten hervorgeht, kann eine sozialistische Studentenorganisation
nicht isoliert agieren, sondern nur als Teil einer Bewegung der Lohnabhdngigen, in Ar-
beitsteilung und Kooperation mit Organisationen in anderen Bereichen. In der SPO ist die
liberwiegende Masse der Lohnabhdingigen organisiert, (...). Daher kann eine Strategie,
deren Realisierung von der Mobilisierung relevanter Gruppen der Lohnabhdngigen ab-
héngt, tiberhaupt nur zum Tragen kommen, wenn die in deren Organisation ansetzt, mit
bestehenden Gruppen zusammenarbeitet, politische Konzepte entwirft etc.(...) b) Die SPO
ist die einzige Partei, in der (bzw. iiber die) eine Politik der Strukturreformen (...) zumin-
dest potentiell durchzufiihren ist. Sie ist dazu in der Lage auf Grund ihrer Machtposition
innerhalb des politischen Systems in Osterreich. “**'

«

Pleschberger bewertet dieses Programm als ,, Amalgam aus verschiedenen Konzepten. *
Einen zentralen Stellenwert nimmt dabei aber das Konzept der antikapitalistischen Struk-

turreform nach André Gorz’ ,,Zur Strategie der Arbeiterbewegung im Neokapitalismus*

78 Zur Einschitzung der Sozialdemokratie von Johann Dvoiék, August 1971, in: rote revue, 3. Jg., Heft 4, 1972,S.4 & 5
" Vgl. Pleschberger, 1983, S. 66
980 Vgl. ,,Was will der VSStO-Wien* in: rot-press, 1. Jg., Heft 1, September/Oktober 1971, S. 8-9
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ein. Fiir Gorz iibernehmen darin die Gewerkschaften die zentrale Rolle bei Strukturverin-
derungen. Der VSStO hingegen versuchte, laut Pleschberger mit einem ,,ideologischen
Kunstgriff*, der der SPO als historisches Subjekt eine potentielle Strukturveréinderungsrol-

le zuweist, seine Riickkehr zur Parteiarbeit zu rec:htfer‘[igen.982

Fiir die konkrete Arbeit in und mit der Partei wollte der VSStO von nun anpermanent Fra-
gen sozialistischer Politik diskutieren und in inhaltlichen Arbeitsgruppen zur Schul- und
Verwaltungsreform sowie Kommunalpolitik im Rahmen der Jungen Generation (JG)**
mitarbeiten. Zudem erklirte der VSStO, dass ,, grundsdtzlich eine Teilnahme des VSStO an
allen Parteigremien, in denen der VSStO vertreten wiire (es aber in der letzten Vergangen-
heit nicht war) beschlossen und initiiert wurde. “***

Diese aktive Parteiarbeit des VSStO sollte sich zum Beispiel am Parteitag in Villach im

April 1972 zeigen (Vgl. Kapitel 5.4.1.1).

5.4.1 Der VSStO und die Regierungspartei SPO
Bei der Nationalratswahl am 1. Mirz 1970 erzielte die SPO 48,39 %’ und bildete, nach
gescheiterten Koalitionsverhandlungen mit der OVP, am 21. April 1970 eine Minderheits-

. 986
regierung.

Bereits am 9. Juni 1970 hatten sich Bundeskanzler Bruno Kreisky, Ministerin ohne Porte-
feuille Hertha Firnberg und Unterrichtsminister Leopold Gratz einer Diskussion an der
Universitdt Wien gestellt, bei der sich die beiden Letzteren fiir eine Gesamtreform der
Hochschulen aussprachen. Auf die Frage aus dem Publikum, ob die SPO an der ,, Uber-
windung der spdtkapitalistischen Verhdltnisse interessiert sei “, antwortete Bruno Kreisky,

dass die SPO ,, ihren Wiihlern nicht [eine] sozialistische Gesellschaftsordnung versprochen

81 Zur Politik des VSStO-Wien“ Punkt 5, in: rote revue, 2. Jg., Nr. 5, November 1971 & rote revue, 3. Jg., Heft 4, 1972, S. 12
%82 ygl. Pleschberger, 1983, S. 67

%3 Jugendorganisation® der SPO. Alle Mitglieder der SPO unter 35 sind auch Mitglieder der JG.

8% Zur Politik des VSStO-Wien“ Punkt 6f, in: rote revue, 2. Jg., Nr. 5, November 1971

%% Vgl. ,Sozialisten fiir rasche Regierungsbildung® in: AZ vom 3.3.1970, S. 1

%86 vgl. , Kreisky bildet SP-Regierung® in: AZ vom 21.4.1970, S. 1 & Fischer, 1993, S. 61ff.
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[habe], sondern die Verwirklichung ihrer Programme. Wir sind eine reformistische Partei

und wir werden nicht iiber das Mandat hinausgehen, das wir bekommen haben. «987

Als indirekte Beteiligung des VSStO an der Diskussion kénnen die Wortmeldungen von

Peter Kowalski, zu diesem Zeitpunkt noch Sprecher der IVK, gewertet werden, der kon-

krete Fragen zur Hochschulreform stellte (Vgl. Kapitel 5.2.2.1).%%

Am Parteitag der SPO vom 10. bis zum 11. Juni 1970, der unter dem Motto ,,SPO — Fiir
ein modernes Osterreich® in der Wiener Stadthalle stattfand, versuchte Kurt Puchinger in
seiner einzigen Wortmeldung als VSStO-Delegierter, das Selbstverstéindnis des damaligen

VSStO darzulegen.

,,Der VSStO als ein Teil jener Organisationsformen intellektuell Produzierender ist der
marxistischen Tradition der sozialistischen Bewegung noch immer verpflichtet, und nicht
zuletzt deswegen wendet er sich mit ganzer Respektlosigkeit gegen das Bestehende und
Etablierte, (...). Das heifst fiir uns, dass sich unsere Zielvorstellungen immer noch an der
Emanzipation des Menschen innerhalb einer sozialistischen Gesellschaft orientieren. (...)
Es wird die Aufgabe des VSStO und der linken Studentengruppen an den Hochschulen
sein, zundchst einmal den pragmatischen Wissenschaftsbetrieb, (...) derart umzugestalten,
und zwar mit den Mitteln, die diesen gewaltigen Institutionen (...) und der spezifischen
historischen Situation entsprechen, damit fiir uns und fiir alle am Wissenschaftsbetrieb
Beteiligten die Moglichkeit besteht, Wissenschaft als emanzipatorische Kraft in die Berei-
che gesellschaftlicher Widerspriiche einzubringen. “**

AbschlieBend versuchte Puchinger die kritische Haltung des VSStO zu verteidigen, indem
er darauf verwies, dass die Arbeiterschaft ohne die radikale Kritik ihrer marxistischer Intel-
lektueller keinesfalls auskommen kénne.””

Im Zuge dieses Parteitages hatte der VSStO weder einen Bericht iiber die abgelaufenen

Aktivititen des VSStO abgeliefert noch Antriige oder Resolutionen eingebracht.991

87 Vage Linke, schweigsame Rechte* von Barbara Coudenhove-Kalergi, in: AZ vom 10.6.1970, S. 2

88 Vgl. ,,Vage Linke, schweigsame Rechte* von Barbara Coudenhove-Kalergi, in: AZ vom 10.6.1970, S. 2

% Rede von Kurt Puchinger, in: “Protokoll des Bundesparteitages 1970 S. 56f, in: ,,SPO-Parteitagsbericht 1970 und Protokoll*, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1970, vgl. auch Vgl. ,,Debatte: ,Nationalzeitung, Bildung, Griechenland“ in: AZ vom
12.6.1970, S. 4

9 ygl. Rede von Kurt Puchinger, in: “Protokoll des Bundesparteitages 1970“ S. 56f, in: ,,SPO-Parteitagsbericht 1970 und Protokoll*,
SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1970

#1vgl. ,.SPO-Parteitagsbericht 1970 und Protokoll“, SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1970
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Erst die Presseaussendung des VSStO zu den AuBerungen von Ministerin Firnberg zur
Storung der Sitzung der philosophischen Fakultdt durch Soziologiestudierende (Vgl. Kapi-
tel 5.1.2) auf der auBBerordentlichen Bundeskonferenz Anfang Februar 1971 gibt erneut
Einblick in das distanzierte Verhiltnis des VSStO zur nunmehrigen Regierungspartei SPO.

., Diese Aufferung ( ,Radikalinskis’ von Ministerin Firnberg, Anm. d. Verf.) ist nicht iso-
liert, sondern steht in der konsequenten Entwicklung der SPO-Politik seit ihrer Regie-
rungsiibernahme, die objektiv eine Rechtsschwenkung bedeutet (Aufwertung der FPO
durch eine de-facto Koalition und Wahlrechtsreform, Nachgeben in der Bundesheerreform
etc.). (...) dies zeigt einmal mehr, dass der VSStO, der sich mit der Fakultiitsstorung voll
solidarisiert und dessen Mitglieder, die in den Basisgruppen arbeiten, daran teilgenommen
haben, sein Naheverhdltnis zur SPO radikal neu iiberdenken muss. Der Kampf sozialisti-
scher Intelligenz auf den Universitditen gegen reaktiondre und technokratische Universi-
tdtsstruktur und fiir sozialistisch-kritische Wissenschaft ldsst sich nicht wie bisher und wie
Frau Minister Firnberg offenbar glaubt durch ,parteiinterne Mafregelungen’ und
Diffamierungen unterdriicken. “**

Nach dem Wechsel in der Verbandsfiihrung, der von der Partei wohlwollend begleitet
wurde (Vgl. Kapitel 5.1.2), kritisierte der VSStO jedoch schon Ende Mai im Zuge der Pro-
teste um die kontroversiellen Aussagen des Verteidigungsministers Liitgendorfdie Perso-

nalpolitik Kreiskys (Vgl. Kapitel 5.2.3).

,, Unverstindlich hingegen erscheint uns die Verharmlosung Liitgendorfs und seiner Ge-
sinnungskumpanen durch Bundeskanzler Dr. Kreisky. Der beschwichtigende Hinweis,
auch Spitzenfunktiondre der SPO seien Mitglieder des Kameradschaftsbundes, kann nicht
beruhigen. Im Gegenteil, er erschiittert die Glaubwiirdigkeit einer sozialdemokratischen
Partei. Auf der einen Seite spricht man von Demokratisierung aller Lebensbereiche, auf
der anderen erkennt man einem exemplarischen Reaktiondr und Militaristen fachliche
Kompetenz bei der Durchfiihrung der Reform des Bundesheeres zu. “*”

Diese Kritik an der Regierungspartei konnte, aufgrund von moglichen Interventionen der
Partei, zur spéteren Distanzierung des VSStO von der Anti-Bundesheer-Demonstration am

8. Juni gefiihrt haben (Vgl. Kapitel 5.2.3).

2 Resolution der auBerordentlichen Bundeskonferenz des Verbandes sozialistischer Studenten am 6.2.1971, in: Mappe VSStO 1968-79,
(Briefverkehr Zentralsekretariat)
%3 Presseerklirung des VSStO (angeblich von den Bundessprechern Dvoiak/Weber/Eder) in: VSStO Report (Sektion Salzburg), 1. Jg.,
Nr. 1,1971,S.3
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Im Frithsommer 1971 schien die Minderheitsregierung Kreisky durch ein drohendes Miss-
trauensvotum der OVP gefiihrdet. Daher brachte die SPO am 7. Juli 1971 einen Initiativan-
trag auf vorzeitige Beendigung der Gesetzesgebungsperiode im Nationalrat ein, der am 14.
Juli mit den Stimmen der SPO und FPO beschlossen wurde und den Wahltermin fiir den
10. Oktober 1971 festlegte.”*

Fiir die Nationalratswahl im Oktober 1971 gab der VSStO in der rot-press sogar eine Art
Wahlempfehlung fiir die SPO ab.

,,Denn gerade eine radikale Demokratisierung aller Lebensbereiche, forcierte Industriali-
sierung, ,, Wir bauen das moderne Osterreich“...bedeuten in und trotz ihrer Schlagwortar-
tigkeit durchaus, dass der traditionell herrschenden Klasse in Osterreich die Basis ihrer
politischen Aktivitdt entzogen werden soll; und die Potenz der SP, ihre Programmatik auch
durchsetzen zu konnen, sowie die Tatsache, dass die vorliegenden Vorstellungen nur ein
Anfang sind, werten diese Intentionen der Sozialdemokratie noch auf.

Die Folgerung aus diesen Uberlegungen muss bei der kommenden Nationalratswahl gezo-
gen werden. Die momentane Situation zwingt uns nicht nur zu einer Absage an die Kon-
servativen, sie lisst vielmehr eine klare Unterstiitzung der SPO als einzig offene Moglich-
keit erkennen, wenn man — was ja die Sozialdemokratie als ihr Ziel angibt — die qualitative
Verdnderung der Gesellschaft, die Beseitigung nicht funktionaler Herrschaft, die Beseiti-
gung des Kapitalismus in Osterreich tatsichlich mithelfen will. “**

Das Ergebnis der Nationalratswahl brachte eine absolute Mehrheit fiir die SPO. Sie er-
reichte 50,04%, was einen Mandatsstand von 93 von nunmehr 183 Mandaten im National-

rat bedeutete.”®

Bei der Zentralratssitzung des VSStO vom 27. bis zum 29. November 1971 in Salzburg
forderte der VSStO Wissenschaftsministerin Hertha Firnberg auf, das SPO-
Hochschulkonzept umzusetzen und beziiglich der Universititsreform keinerlei Zugestind-
nisse mehr an die ,,reaktionire Professorenschaft” zu machen, da nun ja die SPO auch iiber
eine klare Mehrheit im Nationalrat verfiige (Vgl. Kapitel 5.3.3). Zudem wurde das aktive
und passive Wahlrecht fiir ausléindische Studierende bei den OH-Wabhlen eingefordert.
Ersteres wurde in die Novellierung des HSG 1973 aufgenommen (Vgl. Kapitel 5.3.2).

9% Vgl. Fischer, 1993, S. 82ff
95 Zur Rolle der SPO-Regierung* in: rot-press, 1. Jg., Heft 1, September/Oktober 1971
% Im November 1970 wurde mit den Stimmen der SPO und der PO eine Reform des Wahlrechts beschlossen. Durch die Wahlrechtsre-
form wurde die Gesamtsmandatszahl von 165 auf 183 erhoht. Vgl. Fischer, 1993, S. 83ff, 194ff & Schmid, 1999, S. 170
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Nach der Anti-Nixon-Demonstration Ende Mai 1972 kam es nicht nur innerhalb des Ver-
bandes zu Unstimmigkeiten auch die SPO zeigte unmissverstindlich ihr Missfallen iiber
die Vorkommnisse (Vgl. Kapitel 5.2.4). Pleschberger erwihnt, dass der VSStO Salzburg
die Demonstration bereits seit Mdrz 1972 gemeinsam mit KommunistInnen vorbereitet
hitte. Aufgrund dieser Zusammenarbeit und der moglichen Teilnahme an der Demonstra-
tion am Rollfeld des Salzburger Flughafens verfiigte die SPO (Salzburg)’’, zumindest fiir
den VSStO Salzburg, MaBnahmen gegen ungefihr fiinfzig VSStO-Mitglieder, die Aus-
schliisse aus WIHAST-Heimen beinhalteten.””® In einer Presseerklirung des VSStO Salz-
burg im Februar 1973, aus dem zuvor vier von fiinf Vorstandsmitgliedern zum Kommunis-
tischen Studentenverband (KSV)’”” iibergelaufen waren, forderten die Verbliebenen der
Salzburger Sektion die ,, Riicknahme aller von der SP nach der Nixon-Demonstration ge-
troffenen, antidemokratischen und repressiven Mafnahmen in den WIHAST-Heimen """’
Interessant ist in diesem Fall die geschichtliche Kontinuitiit in der Wahl der Mittel der SPO
gegen den VSStO. Bereits 1932 hatte die Partei als MaBnahme gegen den VSStO Heim-

ausschliisse fiir ,,dissidente VSStO-Mitglieder veranlasst (Vgl. Kapitel 2.2.1).

Nach den Zwischenfillen bei der Demonstration gegen den amerikanischen Présidenten
erschiitterte im Oktober 1972 ein weiterer Zwischenfall die dsterreichische Innenpolitik.
In der Nacht vom 9. auf den 10. Oktober 1972 (Jahrestag der Kérntner Volksabstimmung
1920)'%°" wurden im sogenannten ,,Ortstafelsturm* nahezu alle zweisprachigen
(deutsch/slowenisch) Ortstafeln beschadigt, zerstort oder vor dem Wohnhaus des Kérntner

Landeshauptmann Hans Sima (SPO) ,,deponiert“.'”? Dieser hatte, aufgrund des Mitte 1970

7 Die Rolle der Bundespartei und der SPO Salzburg ist in diesem Fall nicht geklart.
9% Vgl. Pleschberger, 1983, S. 69
% Bei neuerlichen Fraktionskdmpfen in der MLS wurden alle KPO-Mitglieder ausgeschlossen. Diese griindeten daraufhin die Gruppe
Kommunistischer Studenten (GRK), aus dieser wiederum am 14. Oktober 1972 der KSV entstand. Vgl. Zach, Dietmar ,,KSV und
VSStO: Zwischen Zusammenarbeit, Konkurrenz und Verleumdung* Dipl. Arb., Wien 1998, S. 20
1900 y/g], | Presseerklirung des VSStO Salzburg® in: rote revue, 4. Jg., Heft 2, 13. Februar 1973
19 Nach dem Ersten Weltkrieg beanspruchte Jugoslawien das Gebiet Siidkirntens mit Villach, Klagenfurt und dem Zollfeld. Gegen den
Einmarsch slowenischer Freischirler setzten sich die Kérntner im sogenannten ,,Kdrntner Abwehrkampf* erfolgreich zur Wehr. Als
serbische Truppen einmarschierten wurde der Widerstand aufgegeben, jedoch beim Volkerbund (Vorldufer der Vereinten Nationen) eine
Volksabstimmung im Sinne des Selbstbestimmungsrechts der Volker durchgesetzt, welche in zwei Zonen Karntens durchgefiihrt werden
sollte. Am 10. Oktober 1920 erfolgte, unter Aufsicht des Volkerbundes, die Abstimmung in der Stidzone, welche eine eindeutige Mehr-
heit fiir den Verbleib bei Osterreich erbrachte, und somit in der Nordzone um Klagenfurt gar nicht mehr abgestimmt werden musste.
Offensichtlich war jedoch, dass zu diesem Ergebnis auch ein groBer Teil slowenischsprachiger KarntnerInnen beigetragen haben musste.
192 vgl. ,Rauferei vor dem Friedhof* in: AZ vom 11.10.1972, S. 2 & Fischer, 1993, S. 88f
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durch die SPO beschlossenen Ortstafelgesetzes,'*” 36 zweisprachige Ortstafeln in Siid-
kérnten aufstellen lassen.
Bundeskanzler Kreisky rief die KérntnerInnen zu mehr Toleranz auf und erinnerte an die

1004

staatsvertraglichen Pflichten Osterreichs.'* Hierzu ist anzumerken, dass Osterreich im

Staatsvertrag Artikel 7, Absatz 3 sich zur Aufstellung zweisprachiger Ortstafeln verpflich-
tet hatte.'*”

Der VSStO verurteilte in einer Presseerklirung den offenen Terror gegen die slowenische
Minderheit aufs Schirfste. Zudem emporte sich der Verband iiber die halbherzige Verurtei-
lung der Ausschreitungen durch die Kirntner SPO und das passive Verhalten der Exekuti-

ve.

., Der VSStO findet es bezeichnend, dass dieselbe Exekutive, die anldsslich des Nixon Besu-
ches in Salzburg Demonstranten niederpriigelte, dem Treiben der Kdrntner Chauvinisten
tatenlos-wohlwollend zusieht, und fordert das energische Eingreifen gegen die Exzesse,
sowie das Verbot des hinter den Vorgingen stehenden Kdirntner Heimatdienstes. “'*”°

Der VSStO Wien rief fiir den 24. Oktober 1972 zu einer Kundgebung gegen den Kérntner
Faschismus auf, organisiert von der osterreichischen Widerstandsbewegung.'®’

Im Dezember 1972 kam es bei einer Veranstaltung des RFS mit dem Nationalratsabgeord-
neten und ,,antislowenischen Haupteinpeitscher Scrinzi“'®® zu einer Auseinandersetzung
mit linken Studierenden, an der Mitglieder des VSStO mit groBer Wahrscheinlichkeit be-
teiligt waren (Vgl. Kapitel 5.3).

Aufgrund der zutage getretenen politischen Emotionen und Einstellungen (insbesondere ist
hierbei die historische ,,Urangst* der Kérntner im Bezug auf die Gebietsforderungen Ju-
goslawiens zu nennen) berief Kreisky Ende Dezember 1972 eine Kommission zur Erarbei-

tung eines Volksgruppengesetzes ein, das auch eine topographische Bestimmung enthalten

1903 Am 14. Juni 1972 brachten SPO-Abgeordnete einen Initiativantrag zur Aufstellung zweisprachiger Ortstafeln inklusive Fristset-
zungsantrag im Nationalrat ein. Am 6. Juli 1972 wurde das Ortstafelgesetz mit Stimmen der SPO, gegen die jene der OVP und FPO
beschlossen. Am 20. September wurde mit der Aufstellung der zweisprachigen Ortstafeln unter starken Protesten von KarntnerInnen.
Vgl. Fischer, 1993, S. 88 & ,,Ortstafeln: Bisher 120 Zwischenfille® in: AZ vom 12.10.1972, S. 1

1004 yol.  Kreisky-Appell an Kérnten: Seid tolerant!“ in: AZ vom 11.10.1972, S. 1

1905 Tn den Verwaltungs- und Gerichtsbezirken Kérntens, des Burgenlandes und der Steiermark mit slowenischer, kroatischer oder
gemischter Bevolkerung (...) werden die Bezeichnungen und Aufschriften topographischer Natur sowohl in slowenischer oder kroati-
scher Sprache wie in Deutsch verfasst.“ Vgl. 4/6. StV Wien, S. 8, in: Doralt, Werner (Hrsg.) ,,Kodex Verfassungsrecht” 14. Auflage
(Stand: 1.4.1998), Orac Verlag 1998

1006 presseerklirung des VSStO vom 16.10.1972, in: rote revue, 3. Jg., Heft 8, 1972

1907 yol. Flugblatt des VSStO Wien, in: rote revue, 3. Jg. Heft 7, 1972

1008 Vgl. ,,Rektor Winkler und die Nazis* in: rot-press, 3. Jg., Heft 1, 1973
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sollte. Am 7. Juli 1976 wurde das Volksgruppengesetz, welches die staatsvertraglichen

Bestimmungen konkretisierte vom Nationalrat beschlossen.'*”

Ein Thesenpapier des VSStO Wien zur Bundeskonferenz Anfang Dezember 1972 analy-
sierte das gegenwértige Verhiltnis der Osterreichischen Sozialdemokratie zum Kapitalis-
mus, und wurde in der roten revue zur Diskussion gestellt. Darin wurden zwar auf der
einen Seite zwei MaBnahmen der SPO (Konzernierung der verstaatlichten Stahlindustrie
und Abkommen mit der EWG [Europdische Wirtschaftsgemeinschaft]1010) gelobt, die
Strukturverdnderungen in der sterreichischen Industrie bewirken sollten, auf der anderen

Seite aber die vielfachen Zugestdndnisse an verschiedene Gruppen (Bauern, Industriellen-

1011

vereinigung [Einkommenssteuerreform]) massiv kritisiert. ~ = Dieser Ansatz lasst innerhalb

des VSStO auf eine nunmehr verstirkte Rezeption der Theorie des Stamokap schlieBen
(Vgl. Kapitel 5.2.1), die in Verbindung mit der Strategie der gewerkschaftlichen Orientie-

rung Mitte der Siebziger Jahre vom VSStO verstirkt propagiert und auf den Hochschulsek-

; 1012
tor iibertragen wurde.

., Mit alle dem soll nicht behauptet werden, dass es im Osterreichischen Kapitalismus keine
Tendenzen der Modernisierung gibt. Weiters soll nicht geleugnet werden, dass die SPO
diese befordert, allerdings eben nur durch eine allgemeine Politik der Gewinnsteigerung,
noch dass die OVP stirker in Sonderinteressen einzelner kapitalistischer Bereiche verhaf-
tet ist. Doch zum Unterschied zu anderen sozialdemokratischen Parteien spielt die SPO
keinesfalls die Rolle eines Handlangers des fortgeschrittensten Teils des osterreichischen
und auslindischen Kapitals in Osterreich in einer Weise wie es fiir eine konservative Par-
tei prinzipiell unmoglich wdre. Wenn die allgemeinen Tendenzen des Kapitalismus be-
stimmend sein miissen fiir die Grundlagen jeder sozialistischen Strategie, so miissen die
konkreten, differenzierten Ausformungen dieser Tendenzen mitbestimmend sein fiir die
konkrete Ausarbeitung einer sozialistischen Strategie. “'""

1999 y/g], Fischer, 1993, S. 89ff; Ende 2001 hob der Verfassungsgerichtshof die Topographieverordnung des Volksgruppengesetzes
aufgrund der verfassungswidrigen 25 Prozent Hiirde auf, verfiigte jedoch die Regierung solle binnen einen Jahres, die Verordnung
reparieren. Die Frist verstrich und bis heute gibt es keine neue Regelung. Vgl. Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes vom
13.12.2001 (http://www.vfgh.gv.at/presse/G213-01ua.pdf, Stand 12.12.2004) & ,,Ortstafel-Frage - Korinek: Derzeitiger Zustand geset-
zeswidrig“ APA-Meldung Nr. 436 vom 24.9.2004
110 Bereits im Juli 1970 nahm die Regierung Kreisky Gespriche mit der EWG iiber vertragliche Beziehungen auf. Im Jahr 1972 schloss
Osterreich mit der EWG Freihandelszonenvertrige ab. Vgl. Fischer, 1993, S. 76 & 232
1011yol. | Zum momentanen Verhiltnis der Sozialdemokratie zum Kapitalismus in Osterreich®, Thesenpapier der Sektion Wien zum
Bundeskongress des VSStO vom 8.-10.12.1972, in: rote revue, 3. Jg., Heft 11, 1972
1912 y/g], Pleschberger, 1983, S. 67f & Zach, 1998, S. 50f
1013 Zum momentanen Verhiltnis der Sozialdemokratie zum Kapitalismus in Osterreich®, Thesenpapier der Sektion Wien zum Bundes-
kongress des VSStO vom 8.-10.12.1972, in: rote revue, 3. Jg., Heft 11, 1972
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http://www.vfgh.gv.at/presse/G213-01ua.pdf

5.4.1.1 Parteitag in Villach 1972 — der VSStO bringt sich aktiv ein

Bereits auf der auBerordentlichen Bundeskonferenz des VSStO vom 3. bis zum 6. Mérz
1972 in Linz stand der kommende ,,Ideologieparteitag™ der SPO vom 17. bis zum 19. April

in Villach im Mittelpunkt.'*'*

., Wie ein Sprecher erklirte, sei der VSStO entschlossen, in Villach das seiner Meinung
nach offensichtliche Auseinanderklaffen von Parteiprogramm und der Arbeit der sozialisti-
schen Bundesregierung aufzuzeigen. “'*"”

Der VSStO sah den Grund fiir die Einberufung des ,,Ideologie“-Parteitages darin, dass ,,die
O0konomischen Schwierigkeiten des dsterreichischen Kapitalismus (...) klar zu Tage treten
und die Diskrepanz zwischen dem SP-Grundsatzprogramm und der aktuellen Regierungs-
politik deutlich wird (...). Die Abhandlung theoretischer Fragen, losgeldst von der gesell-
schaftlichen Realitét sowie die Revision sozialistischer Grundsitze diirfte hierbei im Mit-

telpunkt stehen.’?’

Dieser Prophezeiung schloss der Studierendenverband die Forderung nach mehr betriebli-
cher und iiberbetrieblicher Mitbestimmung im Rahmen der gesamtgesellschaftlichen De-
mokratisierungsbestrebungen an, welche jedoch nicht zur Integration der Betriebsréte in
das kapitalistische System fiihren, sondern vielmehr ,, Gegenmachtpositionen in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen (Betriebe, Bildungswesen, Kommunal- und Steuerpolitik etc.)

fiir die arbeitende Bevilkerung zu erringen“ bedeuten sollte.'®!’

Unter dem Motto ,,Osterreich wird modern!“ hielt die SPO Mitte April ihren ersten Bun-
desparteitag nach Erreichen der absoluten Mehrheit ab. Zum sogenannten ,,Ideologiepartei-
tag* erschien eine Broschiire mit dem Titel ,,Rote Markierungen®, die sich mit Grundsatz-
fragen der Sozialdemokratie beschiftigte.'”'® Die Autoren (Heinz Kienzl, Norbert Leser,
Rupert Gmoser, Heinz Fischer und Karl Blecha) lobten am Parteitag die, angeblich schon

vorherrschende sozialistische Wirtschaftsordnung und die Demokratisierungsbestrebungen

1014 yol. Presseunterlagen Nr. 1-6, in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, 1972

1015 VSStO: Initiativen auf dem Villacher Parteitag™ in: AZ vom 7.3.1972, S. 2
1016 presseunterlagen Nr. 1, in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, 1972

1017 presseunterlagen Nr. 1, in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, 1972
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und forderten die Fortsetzung der Diskussion, aber nicht die Revision des Parteiprogramms

von 1958. In einer Grundsatzreolution hielt die SPO fest:

., Sozialismus heif3t fiir uns vor allem volendete Demokratie. (...) Der Weg zu dieser vollen-
deten Demokratie ist ein stindiger Prozef3, indem — unter Bedachtnahme auf die jeweilige
reale Situation — sozialdemokratische Losungen zu erarbeiten sind. “'""*

Die Gesellschaftsordnung sollte durch einen Prozess permanenter strukturverdndernder

Reformen (Modernisierungsprogramm der SPO) umgestaltet werden.'**

Entgegen dem Vorhaben der SPO, sich selbst durch diesen Parteitag als treibende Kraft der

1021

Modernisierung in Osterreich darzustellen, driingten sich die Fristenldsung > und die

Rundfunkreform'%** als zentrale Themen medial in den Vordergrund.'*

Die SPO kam am Parteitag in der Frage des straffreien Schwangerschaftsabbruchs, nach

1024 1025

einer Resolution der Bundesfrauenkonferenz tags zuvor, "~ von der Indikationslésung
ab. Diese hatte Justizminister Broda stehts favorisiert. Nun befiirwortete jedoch ein GroB3-
teil der Delegierten, trotz Bedenken Bruno Kreiskys, die Fristenlosung.'®® Nach langer
Diskussion sollte die Strafrechtsreform, inklusive der Fristenlosung im § 97 des Strafge-
setzbuches (StGB), schlussendlich am 1. Janner 1975 in Kraft treten.

Der VSStO richtete sich am Parteitag am radikalsten gegen die Bestrafung von Schwan-

gerschaftsunterbrechungen. Im Antrag Nr. 64 verlangte der VSStO die ersatzlose Strei-

1018 yol. Fischer, 1993, S. 87
1919 Grundsatzresolution der SPO vom Villacher Parteitag 19.4.1972, ,,Auf dem Weg zu einer besseren Gesellschaft” in: AZ vom
21.4.1972,8S.2
1020 Vgl. ,,Der Parteitag war nur ein Anfang“ & ,,Sozialismus — die grofe Alternative” in: AZ vom 20.4.1972, S. 3
1921 Unter Fristenlosung wird straffreier Schwangerschaftsabbruch innerhalb einer medizinisch vertretbaren Frist [ca. 3 Monate] auf-
grund der Entscheidung der Schwangeren verstanden. Vgl. Fischer, 1993, S. 102
1922 Die OVP-Alleinregierung hatte am 8. Juli 1966 per Bundesgesetz den Osterreichischen Rundfunk (ORF), in eine Gesellschaft mit
beschrankter Haftung umgewandelt und sich durch die Besetzung des Aufsichtsrates eine Mehrheit gesichert. Kreisky strebte nach der
Regierungsbildung eine Rundfunkreform an, und lie durch eine ausgewogene Kommission ein Reformkonzept ausarbeiten und am 6.
November 1973 wurde dem Nationalrat eine Regierungsvorlage zur Rundfunkreform vorgelegt. Nach zihem Ringen mit OVP und FPO
wurde am 10. Juli 1974 die Reform des ORF, welche auf Unabhingigkeit, Objektivitit und Meinungsvielfalt fulite, mit Stimmen der
SPO beschlossen. Vgl. Fischer, 1993, S. 115ff
1933 ygol. , Der unsoziale Paragraph wird beseitigt“ in: AZ vom 19.4.1972, S. 3 & ,,2. Rundfunk soll das ORF-Monopol beenden® in: AZ
vom 19.4.1972, S. 1 & ,,Wer Macht hat, muss Kontrolle hinnehmen® in: AZ vom 20.4.1972, S. 1
1024'yol. § 144: Broda kiindigt eine Fristenlosung an* in: AZ vom 18.4.1972, S. 2 & ,,OVP strikt gegen Fristenlosung® in: AZ vom
21.4.1972,8.1
1925 Unter Indikationslosung wird der straffreie Schwangerschaftsabbruch allein durch érztliche Entscheidung verstanden.
1926 Die Regierungsvorlage zur groBen Strafrechtsreform wurde am 16. November 1971 dem Nationalrat vorgelegt und enthielt in der
Frage des Schwangerschaftsabbruchs eine erweiterte Indikationslsung. Diese wurde von der OVP und FPO heftig bekimpft und 16ste
eine Grundsatzdebatte iiber diese Thema aus. Vgl. Fischer, 1993, S. 101
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chung des § 144, was eine generelle Straffreiheit bei Schwangerschaftsunterbrechung —

ohne Fristen — bedeutet hatte.

., (-..) Das Verbot der Schwangerschaftsunterbrechung war seit jeher eines der wirksams-
ten Instrumente zur Unterdriickung der Frauen. Der Zwang, als Gebdrmaschine zu fungie-
ren, degradierte sie zum Objekt der Staatsréison. Die Unmoglichkeit , den Zeitpunkt einer
Schwangerschaft selbst zu bestimmen, verhinderte eine zur Selbsterhaltung befihigende
Berufstditigkeit und bewirkte eine existentielle Abhdngigkeit von den mdnnlichen Erndh-
rern. Die Unvermeidbarkeit der Schwangerschaft zwang sie zu ehelichen Treue bezie-
hungsweise sexuellen Enthaltsamkeit.

(...) Sicherliche wird das Problem durch die modernen Methoden der Empfdngnisverhii-
tung entschdrft. Sicherlich ist dieser Form der Geburtenregelung der Vorzug vor der
Schwangerschaftsunterbrechung zu geben. Doch abgesehen davon, dass gerade unter den
Frauen, fiir die ein ungewolltes Kind eine soziale Katastrophe bedeutet, diese Methoden
noch nicht hinreichend bekannt sind, ist es ein prinzipielles anliegen einer sozialistischen
Partei, festzustellen, dass das Verbot der Schwangerschaftsunterbrechung eine unzuldssige
Verletzung der personlichen Integritdt, einen Verstofy gegen die Grundrechte der Frauen
darstellt.

Das Verbot der Schwangerschaftsunterbrechung verletzt die Menschenrechte der Frauen.
Die Abgeordneten des sozialistischen Parlamentsklubs werden daher aufgefordert, im Zu-
ge der Strafrechtsreform fiir eine ersatzlose Streichung des § 144 StG einzutreten. “'"*’

Die Antragspriifungskommission verwies auf die Erledigung der Thematik durch den,
»gemafigteren” Antrag des Bundesfrauenkomitees zum § 144, der die Fristenlosung for-
derte. 1028
Interessant ist hierbei, dass der VSStO auf dem Zentralrat in Linz im Mérz 1972 selbst
noch ganz klar die eingeschranktere Variante mit ,, Abtreibung auf Krankenschein ““ und

Fristenlosung einfordert hatte.

,,Die vorgeschlagene Indikationslosung stellt einen Kompromiss mit den Hiitern der kon-
servativen Scheinmoral dar. Nur die generelle Fristenlosung, verbunden mit der Einbezie-
hung des Eingriffs in die allgemeine staatliche Krankenfiirsorge entspricht den Erforder-
nissen sozialer Gerechtigkeit in einer modernen Gesellschaft. “'"*

Am Parteitag forderte der VSStO jedoch die grundsitzliche Aufhebung des Verbots der

Abtreibung, die nach Indikations- und Fristenlosung die weitgehendste, liberalste Mog-

1927 Antrag Nr. 64 in: “Protokoll des Bundesparteitages 1972 S. 245f, in: ,,SPO-Parteitagsbericht 1972 und Protokoll“, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwérts Verlag, Wien 1972

1028 yol. Antrag Nr. 64 in: “Protokoll des Bundesparteitages 1972 S. 245f, in: ebd.

1029 Presseunterlagen Nr. 4, in: rote revue, 3. Jg., Heft 2, 1972
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lichkeit darstellte. Eine dezidierte Positionierung oder ein Antrag des VSStO am Parteitag
zum Thema Fristenldsung findet sich nicht.'®" Allerdings trat der VSStO in spiterer Fol-

ge'®! vehement fiir diese ein und verteidigt diese fortschrittliche Manahme bis zum ge-

genwirtigen Zeitpunkt.'*

Zu dieser Thematik ist aul3erdem festzustellen, dass sich aullerhalb der Institutionen ein

,, Aktionskomitee gegen § 144, getragen unter anderem von einigen ehemaligen VSStO-
Aktiven wie Eva Kreisky, Irmtraud Goessler oder Marina Fischer-Kowalski, gegriindet
hatte, das ebenfalls fiir die Fristenlosung mit Parolen wie ,,Selbstbestimmung iiber den
eigenen Bauch® eintrat.'”” Die Forderung dieser auBerparlamentarischen Aktion wurde
iiber den Parteitag mit Hilfe des Bundesfrauenkomitees, aber auch durch den VSStO, an
die SPO und somit an die damalige Mehrheit im 6sterreichischen Parlament herangetragen

und miindete in der erfolgreichen Anderung des betreffenden Gesetzes — ein bis dahin ein-

zigartiger politischer Transformationsprozess.

Der fiir den VSStO delegierte Bundessprecher Johann Dvoiék konzentrierte sich in seinen
Reden auf den Ausbau der Mitbestimmung als eindeutigen Charakterzug einer sozialisti-

schen Regierung.

., Es geniigt nicht, zu erkldren, dass sich die praktische Politik der SPO grundsiitzlich von
der konservativer Parteien unterscheidet und wir uns eben an lingerfristigen Zielsetzun-
gen orientieren. Notwendig wire die Entwicklung von Maf3stiben, an denen der sozialisti-
sche Charakter unserer Regierungspolitik iiberhaupt erst zu messen ist. Ein solches Krite-
rium wdre jedenfalls, wieweit gesetzliche Regelungen die Voraussetzungen und den institu-
tionellen Rahmen etwa fiir die Mitbestimmung in Betrieben und auf dem Bildungssektor
schaffen, gesetzliche Voraussetzungen, die es gestatten, dass Arbeiter, Studenten und Schii-
ler die Demokratisierung in ihrem jeweiligen Bereich selbst vorantreiben. “'**

1030 yg]. , SPO-Parteitagsbericht 1972 und Protokoll“, SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts Verlag, Wien 1972
13! In einem Flugblatt des VSStO gegen das Volksbegehren ,,Schutz des menschlichen Lebens* vom 24. 11. — 1. 12. 1975 (Vgl.
http://www.bmi.gv.at/wahlen/wahldownloads/volksbegehren/VB_alle Ranking.pdf, Stand: 12.12.2004 & Fischer, 1993, S. 148), fur
den Inhalt verantwortlich war Imma Palme, sprach sich der VSStO fiir die Fristenlosung aus und forderte vollen Kostenersatz fiir den
Eingriff und Verhiitungsmittel durch die Krankenkasse und die Regierung auf, die Mafinahme ,,in allen Spitilern in allen Bundeslin-
dern* zu verwirklichen. Vgl. Flugblatt , Keine Stimme der Aktion Leben!* wahrscheinlich November 1975 in: Mappe VSStO 1968-79,
(Briefverkehr Zentralsekretariat)
1932 y/g]. . Ob Kinder oder keine entscheiden wir alleine* in: Grundsatz- und Bildungsprogramm des VSStO, beschlossen Anfang Juli
2004, S. 18; http://www.vsstoe.at/images/bilder/service/grsp+bipol%20beschlossen.pdf (Stand: 12.12.2004)
1933 ygl. . Die AUF (Aktion Unabghingige Frauen) und die Abtreibungsdebatte in: Danneberg/Keller/Machalicky /Mende; Wien 1998,
S. 222 & ,,Aufgegabelt” in: AZ vom 19.4.1972, S. 2 & ,,Protestaktion gegen Muttertag” in: AZ vom 8.5.1972, S. 5
1034 Rede von Johann Dvorék, in: “Protokoll des Bundesparteitages 1972 S. 134, in: ,,SPO-Parteitagsbericht 1972 und Protokoll*, SPO-
Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwérts Verlag, Wien 1972
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In Fragen der Universititsreform wandte sich der VSStO-Bundessprecher ausdriicklich
gegen die, zu diesem Zeitpunkt in den Mittelpunkt geriickten, unterschiedlichen Paritidten
in den universitiren Gremien, die auch von Ministerin Firnberg forciert wurden (Vgl. Ka-

pitel 5.3.3).

,,Der Verband Sozialistischer Studenten wendet sich energisch gegen jeden Versuch die
Einfiihrung einer Mitbestimmung, abgestuft nach Qualifikation, dass also Professoren in
grofierem Maf3 bestimmen kénnen als die erwachsenen Studenten oder die Assistenten. Es
ist schlieflich und endlich auch nicht so, dass bei Nationalratswahlen ein Universitdtspro-
fessor mehr Stimmrecht hat als ein Hilfsarbeiter. Nur dann, wenn der vorhandene Reform-
spielraum nicht zu gering eingeschdtzt und bis zum dufersten ausgentitzt wird, kann diese
Regierung ihre Mafsnahmen als tatsdchlich sozialistische MafSnahmen glaubwiirdig ma-
chen.

Der VSStO stellte an diesem Parteitag, im volligen Gegensatz zum Parteitag 1970, insge-
samt neun Antrige, die sich nahezu ausschlieBlich an die SPO-Bundesregierung richteten.
Diese beschéftigten sich unter anderem mit der Vietnamfrage (Antrag Nr. 60, Vgl. Kapitel
5.2.4), der Hochschulreform nach sozialistischen Geschichtspunkten (Antrag Nr. 62, Vgl.
Kapitel 5.3.3), der Meinungsvielfalt im ORF (Antrag Nr. 67) und der Aufnahme von dip-
lomatischen Beziehungen zu Chile (Antrag Nr. 68). Zudem forderte der VSStO die Regie-
rung auf die programmatischen Konzepte der SPO unverziiglich zu verwirklichen (Antrag
Nr. 61) und das Wahlrecht fiir ausldndische ArbeiterInnen und Studierende (Antrag Nr. 63)
sowie die Gesamtschule einzufiihren (Resolution Nr. XXIII). Der iiberwiegende Anteil der
Antrage wurde dem Bundesparteivorstand zugewiesen oder wurde durch andere Eingaben
fiir obsolet erklart.'*

Insgesamt ist festzustellen, dass der VSStO auf diesem Parteitag versuchte innerhalb des

Mainstreams prononciert linke Positionen zu vertreten, die mitunter fiir die SPO zu links

waren, jedoch den Weg fiir gemiBigtere linke Positionen innerhalb der Partei ebneten.

1033 yol. Antrige und Resolution des VSStO, in: ,,SPO-Parteitagsbericht 1972 und Protokoll*, SPO-Zentralsekretariat (Hrsg.), Vorwirts
Verlag, Wien 1972, S. 244-247; 264
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5.5 Zusammenfassung

In der Periode nach 1968, als die Studierendenbewegung in Osterreich aber auch internati-
onal in ein ,,Formtief geraten war, nahm auch die ,,Eventkultur des VSStO in und auBer-
halb der Universitdten ab. Der Verband begann mit der Reflexion der Ereignisse, versuchte
das Abflauen der Dynamik néher zu ergriinden und propagierte theoretische Ansitze fiir
einen Neustart.

Der Versuch, das organisatorische und vor allem theoretische Selbstverstindnis des Ver-
bandes zu kliren, ein halbherziger Wahlboykott der OH-Wahlen 1971 und Bestrebungen,
sich von der SPO als Studierendenorganisation zu 16sen und sich als selbstéindige intellek-
tuelle Gruppe zu etablieren (Vgl. Kapitel 5.1), miindeten in einer Schwéchung und Zerriit-
tung des Verbandes, die unter anderem Anfang 1971 zu innerverbandlichen Auseinander-
setzungen dhnlich wie in den Jahren 1966/67 (Vgl. Kapitel 3.1) fiihrten. Nach einem
scheinbar ,,sanften* Fraktionskampf, an dessen Ausgang die SPO keinen unwesentlichen
Anteil hatte, gab es einen personellen Wechsel in der Verbandsfiihrung. Die neue Genera-
tion ging sofort daran, den Verband organisatorisch zu stabilisieren und zu revitalisieren.
Der ,,neue” VSStO versuchte sich weiterhin verstirkt an der Basis, den Studierenden, zu
orientieren und setzte auf Aufklarungs- und Aktivierungsarbeit an den Universitéten. In-
nerhalb des Verbandes wurden auch Verdnderungen struktureller Natur in Form von neu-
gegriindeten Institutsbasisgruppen und Verbandsmedien (rote revue und rot-press) durch-
gefiihrt. Zudem bekannte sich der VSStO wiederum offen zur SPO. Ende 1972/Anfang
1973 kann diese Regenerationsphase des VSStO als abgeschlossen betrachtet werden (Vgl.
Kapitel 5.1.2-3).

Die politisch-inhaltliche Auseinandersetzung erfolgte vor wie auch nach dem Fiihrungs-
wechsel entlang den Analysen der Studierendenbewegung, wobei psychologische Aspekte
oder Osterreichische Spezifika als Griinde fiir das Ausbleiben einer Massenbewegung ins
Treffen gefiihrt wurden. 1972 klang in den Analysen bereits die Strategie des staatsmono-
polistischen Kapitalismus an, die Mitte der 70er Jahre den Verband beherrschen sollte

(Vgl. Kapitel 5.2.1). Der Verband orientierte sich zunéchst jedoch vermehrt am Konzept
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des ,,Sozialistischen Biiros Offenbach und der damit einhergehenden gewerkschaftlichen
Orientierung. Der VSStO versuchte diese Strategie an den Hochschulen anzuwenden und
verband sie mit der Vorbereitung der Studierenden auf die sozialistische Berufspraxis (Vgl.

5.2.1.1).

An der Universitit kooperierte der VSStO nicht mehr nur mit der IVK, die sich aufgrund
von Kommunikationsschwierigkeiten bald aufloste (Vgl. Kapitel 5.2.2), sondern auch mit
den neu gebildeten Basisgruppen der einzelnen Studienrichtungen. Teilweise wurden diese
Gruppen, die zumeist politischer als die IVK, aber auch weniger sachorientiert waren,
durch den VSStO, als das Instrument fiir eine neuerliche Mobilisierung der Studierenden
eingestuft (Vgl. Kapitel 5.1) - zumindest bis zum Fraktionskampf im Frithjahr 1971. Auf
breiterer Ebene wurde eine ,,Linke Plattform* mit den fortschrittlichen Studierendenorga-
nisationen VDS und ,,Aktion* und verschiedenen Basisgruppen gegriindet, die neben ei-
nem Zeitungsprojekt auch ein linkes Wahlbiindnis bei den OH-Wahlen zum Ziel hatte.
Diesem Zusammenschluss war jedoch, aufgrund zu grofer Unverbindlichkeiten, nur eine
kurze Lebensdauer, vom Friihjahr bis Herbst 1970, beschieden (Vgl. Kapitel 5.2.2.1).
Nach den personellen Rochaden im VSStO setzte dieser verstirkt auf eigene Institutsbasis-
gruppen innerhalb der Verbandsstrukturen, deren Mitglieder verstarkt in ithren Studienrich-
tung, auch in Kooperation mit den Basisgruppen, Vertretungsarbeit und Agitation leisteten

(Vgl. Kapitel 5.2.2.2).

Innenpolitisch engagierte sich der VSStO in dieser Zeit vor allem gegen das dsterreichi-
sche Bundesheer. Die ,,Leidenschaft” fiir diese Thema zieht sich durch die Verbandsge-
schichte der Zweiten Republik (Vgl. Kapitel 2.7). Der Antimilitarismus des VSStO liegt
unter anderem in der Verbandspolitik nach dem Zweiten Weltkrieg und spater im Engage-
ment in der Ostermarschbewegung und gegen den Vietnamkrieg begriindet.

Das Wiederaufflammen der Diskussion um das Bundesheer hing Ende der Sechziger Jahre
mit den Absichten der damaligen OVP-Regierung zusammen, zusitzliche Investitionen in
das Bundesheer zu titigen und Bestrebungen die Wehrzeit zu verldngern. Die Beteiligung
des VSStO am lediglich angekiindigten Volksbegehren zur Abschaffung des Bundesheeres

ist nicht restlos geklért. Die Teilnahme an den Protesten gegen den ,,riickschrittlichen®
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Verteidigungsminister Liitgendorf, der auch einen umstrittenen Maturantenerlass veran-
lasst hatte, ist jedoch trotz inkonsistenter Presseerklirungen des VSStO gesichert. Die
Kontroverse um das Bundesheer wurde letztendlich durch eine halbherzige Verkiirzung
des Wehrdienstes, eine Bundesheerreform und die Einfiihrung eines Alternativdienstes

durch die SP-Regierung kalmiert (Vgl. Kapitel 5.2.3)

Trotz allgemeinen Abflauens der Veranstaltungsaktivititen blieb der VSStO auch in dieser
Zeit seinem internationalen Engagement treu, wenngleich die Intensitdt der Auseinander-
setzung mit den Befreiungskédmpfen in der Dritten Welt abzunehmen schien. Der andau-
ernde Vietnamkrieg, der sich 1970 auf Kambodscha ausgedehnt hatte, bildete auch in den
Jahren 1970 bis 1972 Kernstilick der Demonstrationen in Wien. Hohepunkt stellte jedoch
die Demonstration gegen den US-Présidenten Nixon im Mai 1972 in Salzburg dar, bei der
Teile des VSStO an vorderster Front protestierten und danach Repressalien der SPO zu
spiiren bekamen. Ab diesen Zeitpunkt wurde der VSStO scheinbar vorsichtiger und warnte
davor das antiimperialistischen Engagement als Ersatzpraxis anzuwenden, und sah sie nur
mehr als eine Ergidnzung seiner hauptséchlich hochschulpolitischen Tétigkeit (Vgl. Kapitel
5.2.4).

An der Universitit selbst entfaltete der VSStO nach der geschiftigen Zeit um das Jahr
1968 nur sehr sporadisch Aktivitdten. Mit seltenen Teach-Ins wurde versucht an die ver-
gangene Zeit anzukniipfen. Das Interesse an den Studienbedingungen selbst hielt sich stark
in Grenzen, da nicht einmal die Abschaffung der Hochschultaxen oder die Einfithrung der
Freifahrt fiir StudentInnen vom Verband kommentiert wurden. Auch die OH-Wahlen
schienen nicht auf sonderliches Interesse zu sto3en, da diese sogar teilweise gemeinsam
mit den Basisgruppen boykottiert wurden. Dies hatte ein dementsprechend schlechtes Er-
gebnis von nur 10,6 % fiir den VSStO bundesweit zur Folge (Vgl. Kapitel 5.3.1).

Nach dieser Wahl wurde das HSG novelliert und die Ebenen der Instituts- bzw. Studien-
richtungsvertretungen, die mit Personlichkeitswahlrecht ausgestattet wurden, offiziell in
den Wahlmodus aufgenommen. Auch das aktive Wahlrecht fiir ausldndische Studierende

wurde eingefiihrt. Das vorgesehene allgemeinpolitische Mandat der OH wurde explizit
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nicht beschlossen, es findet sich aber bis heute in verklausulierter Form im HSG (Vgl. Ka-
pitel 5.3.2).

Nach den Verdnderungen an der Verbandsspitze mit April 1971 konzentrierte sich der
Verband wieder vermehrt auf die Studierenden und veranstaltete Symposien und Teach-Ins
(unter anderem unter dem Titel ,,Kritische Wissenschaft™) und initiierte eine Hochschul-
kampagne gegen das UOG, das vor allem in Mitbestimmungsfragen dem VSStO unzuling-
lich erschien (Vgl. Kapitel 5.3). Der Diskussionsprozess zum neuen UOG zog sich iiber
viele Jahre, und die SPO ging, zum Argernis des VSStO, sehr viele Kompromisse gegen-
iiber den konservativen Professoren ein. Sie wich von dem 1969 erstellten SPO-
Hochschulkonzept erheblich ab, an dem auch der VSStO mitgearbeitet hatte (Vgl. Kapitel
4.4.4). Der VSStO reagierte auf den Kompromiss in Mitbestimmungsfragen vor allem be-
ziiglich ,,differenzierter Paritdten* mit der ,,radikaleren* Forderung nach Semiparitét. Trotz
der Proteste des VSStO auf der einen Seite, aber auch vieler konservativer Professoren auf
der anderen Seite, trat das Gesetz 1975 in Kraft. Es nahm eine vollkommene Neustruktu-
rierung der Universitidten vor und war, im Vergleich zum heute geltenden Universititsge-
setz 2002, durch ungleich mehr demokratische Mitbestimmung gekennzeichnet (Vgl. Ka-
pitel 5.3.3).

Das Verhiltnis des Verbandes zur SPO in dieser Periode konnte gegensitzlicher nicht sein.
Die Verbandsfithrung vom Friihjahr 1970 bis 1971 suchte die gro3tmogliche Distanz zur
Partei, verweigerte liberwiegend die Teilnahme an Parteiarbeit zum Beispiel in Arbeits-
gruppen oder dhnlichem. Zudem strebte die damalige Verbandsfiihrung eine Loslosung des
Verbandes von der Partei an, um als geistige Konklave nach dem Vorbild franzosischer
oder deutscher Intellektuellenzirkel, auBerhalb der einengenden Parteigrenzen zu wirken.
Véllig entgegengesetzt schien die Beziehung des neuen Bundesverbandes zur SPO ab Ap-
ril 1971. Die neue Strategie gegeniiber der Partei hie Anniherung, um die SPO im Sinne
der Durchsetzung von Strukturreformen zu instrumentalisieren. Realistische Aussichten
auf solche Verinderungen boten sich freilich erst, seitdem die SPO in Regierungsverant-

wortung gekommen war.

Die innenpolitischen Rahmenbedingungen hatten sich in dieser Phase der Verbandsge-

schichte massiv verdndert. Die OVP verlor 1970 ihre absolute Mehrheit und die SPO bilde-
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te eine Minderheitsregierung. Nach den Nationalratswahlen 1971, fiir den der VSStO in
der rot-press sogar eine Wahlempfehlung fiir die SPO abgab, errang diese sogar die abso-
lute Mehrheit, bildete eine Alleinregierung unter Bruno Kreisky als Bundeskanzler und
nahm viele Reformvorhaben wie die Strafrechts-, Rundfunk-, aber auch Universitiatsreform
in Angriff. Der VSStO erhoffte sich von der Regierungsmacht der Mutterpartei nun nicht
nur die volle Verwirklichung der 1969 ausgearbeiteten Programme, unter anderem auch
des Hochschulkonzeptes, sondern auch einschneidende Strukturverdnderungen (Vgl. Kapi-
tel 5.4). Die SPO blieb in der Zeit, bis zum April 1983 in der sie die alleinige Regierungs-
verantwortung hatte, beim Umbau und die Modernisierung der Osterreichischen Gesell-
schaft nicht untitig. Die Verinderungen und Reformen waren dem VSStO, naturgemil,
zuwenig radikal und gegeniiber konservativen Interessensgruppen zu pragmatisch. Der
VSStO bemiihte sich als progressiver Studierendenverband in der SPO, seiner Taktik der
Instrumentalisierung der Partei zum Beispiel am Parteitag in Villach gerecht zu werden,
indem er versuchte unter anderem durch den Antrag zur generellen Aufthebung des Verbots

der Schwangerschaftsunterbrechung, die Partei zu mutigeren Reformen anzustacheln (Vgl.

Kapitel 5.4.1.1).
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6. SCHLUSSBEMERKUNGEN

Zunichst mochte ich festhalten, dass es mir wichtig war, den VSStO, seine Aktivititen und
sein politisches Bewusstsein, aber auch die Probleme des Verbandes an der Universitét,
mit der SPO und mit der dsterreichischen Offentlichkeit in der Zeit von 1965 bis 1973
moglichst allumfassend darzustellen. Ich glaube, dass es mir im Rahmen der Moglichkei-
ten einer Diplomarbeit auch gelungen ist und trotz meiner Biographie keine ,,Jubel-Arbeit*
als Ergebnis vorliegt. Leider war es mir nicht moglich die interessante soziologische Kom-
ponente, die Herkunft der Aktivistlnnen und die Motivation jeder/jedes Einzelnen sich
politisch gerade im VSStO zu engagieren, niher zu beleuchten. Zu kurz kam auch die Un-
tersuchung der Organisationskultur und die Untersuchung der Mechanismen der Besetzung
von Diskursfeldern bzw. die hegemoniale Durchsetzung von Theorie- und Politikansédtzen
innerhalb des Verbandes. Diese Fragestellungen, aber auch die Aufarbeitung der Ver-
bandsgeschichte der Siebziger, Achtziger und Neunziger Jahre mogen Gegenstand zukiinf-

tiger wissenschaftlicher Untersuchungen sein.

Meine zentrale Forschungsfrage war: Welche Entwicklungen in und um den VSStO, insbe-
sondere in den Jahren 1965 bis 1973, machten den sozialistischen Studierendenverband zu
einem gesellschaftspolitisch regen Akteur in der Osterreichischen politischen Szene, lielen

ihn aus dem ,,universitiren Schrebergarten* ausbrechen?

Zunichst ist sicherlich als nahezu entscheidenster Punkt der Ausgang des Fraktionskamp-
fes innerhalb der Verbandsfiihrung im Jahr 1967 zu nennen, der mit einem Wechsel an der
Verbandsspitze endete. Die Auseinandersetzung konnte auf eine lange Tradition von Rich-
tungsstreitigkeiten zwischen ,,links* und ,,rechts* innerhalb des VSStO verweisen, die ich
auch im historischen Einflihrungskapitel néher ausgefiihrt habe.

In dieser Auseinandersetzung war die ,,linke Fraktion, wahrscheinlich aufgrund des un-
gerechten Statuts, mit einer grofleren Beharrlichkeit am Werk und sollte schlussendlich
siegreich aus dem Streit hervorgehen. Bei diesem entscheidenden Wechsel in der Ver-
bandsfiihrung kam es meiner Meinung nach zu dieser fundamentalen Anderung des
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Selbstverstidndnisses als Studierendenorganisation, da die nunmehr links-sozialistischen
Protagonistlnnen, die grofteils aus dem ,kritisch-aufmiipfigen® VSM stammten, ginzlich
andere Vorstellungen von politischer Arbeit und mdglichem Aktionsradius des VSStO
hatten.

Der klare Paradigmenwechsel machte sich nicht nur innerhalb des Verbandes in Form von
intensiver theoretischer Beschiftigung mit dem wissenschaftlichen Sozialismus oder Bil-
dung von thematischen Arbeitskreisen bemerkbar, sondern vor allem auch nach au3en hin,
mit dem Blick iiber den Tellerrand, im Rahmen von antifaschistischem, antikolonialisti-

schen Engagement und Kontaktaufnahme zu Arbeiterlnnen.

Ein weiterer Umstand, der zum Wandel des Verbandes beigetragen hat, war seine Offnung
als linke politische Organisation. Im Vergleich zur vorangegangenen Phase fanden Mit-
gliedervollversammlungen, offene Redaktionssitzungen und 6ffentliche Verbandstage statt,
wahrscheinlich auch um Interessierte strukturell zu integrieren. Abseits dessen war das
Verbandslokal in der Wiener Werdertorgasse in der Zeit von 1967 bis 1969 eine Art ,,Gra-
vitationszentrum* der damaligen linken, liberalen, fortschrittlichen Szene, wo Protagonis-
tlnnen der Ostermarschbewegung, Kommunenmitglieder oder einfache SympathisantIn-
nen oftmals anzutreffen waren. Das Ende dieser Hochphase kann meiner Meinung nach
mit dem Datum 1. Mai 1968 festgemacht werden. Nach dem ,,Blasmusikrummel®, der Ab-
spaltung der SOS und dem ,,Kniefall“ des VSStO vor der SPO, verlor der Verband auf-
grund seiner Parteigebundenheit seine Rolle als integratives Sammelbecken. Zudem schritt
die Ausdifferenzierung der linken Gruppierungen (SOS [spiter FNL], Basisgruppen, etc.)

fort. Diese Entwicklung machte sich auch in einer Krise des Verbandes bemerkbar.

Ein weiterer wichtiger Faktor war auch der Einfluss der weltpolitischen Konstellation bzw.
der internationalen Ereignisse und Bewegungen auf den damaligen VSStO, die den politi-
schen Wandel und die Aktivititen des Verbandes entscheidend beeinflussten.

Zum einen spielte der SDS, der parteiungebundene sozialistische Studierendenverband in
der Bundesrepublik Deutschland, als Vorbildorganisation mit seinen Schriften, Konzepten
und ProtagonistInnen, die nach Osterreich importiert und eingeladen wurden, eine ent-

scheidende Rolle, wie auch meine Interviewpartnerlnnen durchwegs bestétigten.
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Daneben war der Zugang zu Literatur und damit zu neuen Theorien, vor allem jener der
»Neuen Linken®, durch den Verkauf von Taschenbiichern verschiedener Verlage ( Suhr-
kamp, etc.) in Osterreich gerade in dieser Zeit erschwinglich und vor allem einfacher ge-

worden.

AuBerdem waren internationale Phinomene wie der Vietnamkrieg, das Schah-Regime in
Persien oder die Militdrdiktatur in Griechenland, wichtige Indikatoren fiir die Studieren-
denbewegungen in den USA, Frankreich oder Deutschland. Die inhaltliche Aufarbeitung
dieser Themen in Osterreich ist groBtenteils auf den VSStO zuriickzufiihren (Vgl. Extra-
Ausgabe der alternative zu Vietnam), der die Problematiken durch ebenfalls importierte
Aktionsformen wie Teach-Ins, Sit-Ins und Go-Ins ins Bewusstsein der (studentischen) Of-
fentlichkeit zu riicken versuchte .

Dazu kamen Ereignisse im Verlauf der Studierendenbewegung, wie der Tod von Benno
Ohnesorg oder das Attentat auf Rudi Dutschke, die der Studierendenbewegung in Oster-
reich und den Aktivititen des VSStO zusitzliche Dynamik verliehen.

Prinzipielle Schwierigkeiten ergaben sich jedoch oftmals im ,,Herunterbrechen® der impor-
tierten Theorien und internationalen Problemfelder auf den 6sterreichischen Kontext, was
in der reaktiondren, dsterreichischen ,,Wirtschaftswunder“-Offentlichkeit, die damals wie
heute mit einer sehr bescheidenen pluralen Medienlandschaft ,,gesegnet™ war und ist, oft

Verstindnislosigkeit fiir die Anliegen des VSStO hervorrief.

Als innenpolitische Faktoren, die den Wandel des Verbandes beeinflussten sind der verfes-
tigte konservative Parteien- und Verbdndestaat als Reibebaum und das driickende konser-
vative universitire Klima zu nennen. Der VSStO schaffte es durch seine politische Ttig-
keiten abseits des damaligen Mainstreams, seine Veranstaltungen zu einer Art Anlaufstelle
einer links-liberalen Subkultur in Wien zu machen, die es bis dahin nicht bzw. nur in ver-

sprengterer Form gegeben hatte.

Trotz des Ausbruchs aus dem ,,Ghetto der Hochschulpolitik* ist als Kontinuitét das Fest-

halten an den Studierenden als Zielgruppe zu nennen, als jenem Teil der Bevolkerung dem
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das groBte Potential fiir Verdnderungen in Osterreich zugetraut wurde. Auch die Universi-
tit blieb der zentrale Veranstaltungsort des VSStO. Erst ab 1967 entwickelte der Verband
eine viel ausgeprégtere ,,Eventkultur* als in der vorangegangenen Zeit, wenngleich hier
anzumerken ist, dass politische bzw. nicht explizit wissenschaftliche Veranstaltungen an
der Universitdt vormals oft untersagt wurden. In den Jahren 1967 bis Ende 1968 organi-
sierte der VSStO zahlreiche kulturelle und gesellschaftspolitisch-fortschrittliche Veranstal-
tungen in den ,,ehernen akademischen Hallen*, die das verkrustete und starre akademische
Klima auflockern sollten und Sammelpunkte fiir obengenannte Subkultur darstellten, die

nicht nur aufgeschlossenen Studierenden offenstand.

Eine Kontinuitit in der Verbandspolitik ist die relative Marginalisierung von konkreter
Hochschulpolitik bzw. die Delegierung an verschiedene Spezialistinnen innerhalb des
Verbandes, die sich in der OH oder in den Institutsvertretungen aktiv fiir mehr Mitbestim-
mung an den Universitidten und bessere Studienbedingungen und fortschrittlichere Lehrin-
halte einsetzten. Meiner Meinung gab es diese Spezialisierung im VSStO bis in die Ge-
genwart, wenngleich ich aus eigener Erfahrung berichten kann, dass mit der Ubernahme
von Exekutivverantwortung in der OH durch den VSStO im Jahr 2001 bildungspolitische
Themen und die OH als Institution verbandsintern in den Mittelpunkt riickten.

Der allgemeine Demokratisierungsanspruch, der auch fiir die universitiren Strukturen ge-
stellt wurde, war stets eine zentrale Forderung des VSStO. Im Gegensatz zum SDS hatte es
der VSStO jedoch im untersuchten Zeitraum nie geschafft, ein eigenes konkretes demokra-

tisches Hochschulkonzept zu entwickeln.

An der Universitatsreform, die im Universititsorganisationsgesetz 1975 miindete, hatte der
VSStO trotzdem wesentlichen Anteil, indem er grundlegende Vorarbeit geleistet hatte.
Viele Mitglieder des VSStO, nicht nur die SpezialistInnen, hatten als Expertlnnen am
SPO-Hochschulkonzept mitgearbeitet, das klare Vorstellungen einer neuen, demokrati-
schen und fortschrittlichen Universitit und sogar einen Bereich Hochschuldidaktik enthielt.
Dieses Konzept bildete die Grundlage fiir das neue Universititsorganisationsgesetz, wel-
ches jedoch vor allem in der Frage der Mitbestimmung der Studierenden durch Viertelpari-

tdt in hoheren universitdren Gremien wie Fakultatskollegium und Senat abgeschwécht
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wurde. Aufgrund von Zugestindnisse an die konservative Professorenschaft und zum Ar-
ger des VSStO trat das neue UOG dahingehend verindert 1975 in Kraft trat. Gegenwiirtig
befinden sich die Universitdten demokratiepolitisch im Rahmen des geltenden Universi-
tatsgesetz 2002 zuriick auf dem Weg zur autoritdren Universitétsstruktur der Sechziger
Jahre. Die Mitbestimmungsmdglichkeiten des UOG 1975 wiirden, meiner Meinung nach,

vom VSStO derzeit {iberaus begriit werden.

Die damals konservativ dominierte OH wurde vom VSStO iiberwiegend als Komplizin der
konservativen Universititsstrukturen und als Hiiterin des bestehenden Systems wahrge-
nommen. Die Sitzungen des ZA nutzen die schon genannten Spezialisten des VSStO (Ku-
bicek, Roszenich, Lehmann, Kowalski) oft als Rhetorikbiihne, aber auch als Podium um
Forderungen zur Universititsreform einzubringen. GroBeres Potential sah der VSStO in
den neu gegriindeten Instituts- und Basisgruppen, die teilweise auch personell verstéarkt
wurden und mit denen sich der Verband solidarisierte.

Die OH-Wahlen bildeten, so hatte ich teilweise den Eindruck, eine Art Pflichtiibung, die
aber ein gewisses Feedback der Studierenden iiber die Verbandsarbeit an den Universititen
abgaben. Die SPO hatte bei allen drei Wahlgingen 1967, 1969 und 1971 stets Interesse
daran, dass die sozialistischen Studierenden kandidierten und moglichst gut abschnitten.

Die kontinuierliche Subventionierung der Wahlkdmpfe belegt dieses Bestreben.

Das verinderte Selbstverstéindnis des VSStO in Bezug auf seine ,,mandatsiiberschreitende*
Aktivititen wirkte sich vorwiegend negativ auf die Beziehung zur SPO aus. Das ,,inoffi-
zielle* Parteikonzept der lebenslangen Begleitung jeder/jedes Einzelnen durch sozialde-
mokratische (Vorfeld-)Organisationen, also von den Kinderfreunden bis zum PensionistIn-
nenverband, hitte wahrscheinlich eher die Fortsetzung der reinen Klientelpolitik des
VSStO nahegelegt.

Durch die neue Politik des Verbandes sah sich die SPO ab 1967 - auch aus strategischen
innenpolitischen Uberlegungen und aus Angst vor medialer Diskreditierung - immer wie-
der gezwungen, den VSStO, iiberwiegend ereignisbezogen, mit Demonstrationsabkom-
men, Subventionssperren oder Heimausschliissen von Mitgliedern in seine Schranken zu

weisen. Diese Maflnahmen wurden innerhalb des Verbandes nicht als existenzbedrohend
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wahrgenommen, jedoch riefen sie Arger und Frustration iiber das Unverstéindnis der Partei
gegeniiber der verbandseigenen Politik bzw. der politischen Kultur hervor. Die Aktivitdten
des Verbandes in allgemeinpolitischen Bereichen scheinen jedoch durch diese MaBBnahmen

nicht beeinflusst oder reduziert worden zu sein.

Grundsitzlich ist festzuhalten, dass der VSStO aufgrund seiner Parteigebundenheit als
Vorfeldorganisation der SPO im untersuchten Zeitraum stets in einem Spannungsfeld zwi-
schen Bruch, Loyalitdt und Unterwerfung stand. Die Grenzen, die die Partei fiir den Ver-
band festlegte, waren oftmals Gegenstand von Diskussionen und Sezessionsbestrebungen
innerhalb des VSStO. Nach dem Vorbild des SDS oder spiter nach Muster unabhingiger
linker Intellektuellenzirkel wurde des 6fteren die Trennung von der Partei konkret ange-
dacht. Nach dem ,,Blasmusikrummel* im Mai 1968 wurde einigen das von der Partei vor-
gegebene Korsett der politischen Bewegungsfreiheit tatsdchlich zu eng. Als der Verband
nach den Ereignissen einen ,,Kniefall* vor der Partei vollzog, der fiir manche zu unterwiir-
fig erschien, kam es zum Austritt und zur Griindung des SOS.

Hierbei ist, durchaus nicht entschuldigend, anzumerken, dass der VSStO aufgrund seiner
Position als Studierendenorganisation mit sozialistischer Mutterpartei im konservativen
Universitdtsklima unter stindiger Beobachtung rechter, linker oder politisch wacher Stu-
dierender in einer hochsensiblen Offentlichkeit stand. Diese schwierige Rolle zwischen
,Parteigehorsam® und rebellierender auBerparlamentarischen Opposition musste ausbalan-
ciert werden. Ebner/Vocelka charakterisierten den VSStO in dieser Zeit treffend: ,, Die
sozialistischen Studenten wollten beides sein: Mitspieler im System und die grofite Gruppe

- (1036
der Militanten.

Die DisziplinierungsmafBinahmen der SPO standen oft in engem Zusammenhang mit der
damaligen &sterreichischen Innenpolitik und strategischen Uberlegungen Bruno Kreiskys.
Durch die Niederlage der SPO bei der Nationalratswahl 1966, bei der die Wahlempfehlung
der KPO sicherlich keine unbedeutende Rolle gespielt hatte, war die Partei von 1966 bis

1970, was Allianzen mit kommunistischen Gruppen betraf besonders restriktiv. Dies be-

193¢ Ebner/Vocelka, 1998, S. 171
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ruhte einerseits auf einem weitverbreiteten Antikommunismus in der Partei und anderer-
seits auf wahlstrategischen Uberlegungen. Den VSStO traf diese ,,Sensibilitit* vor allem
bei seinem Engagement fiir die Befreiungskdmpfe der Dritten Welt, wo unter anderem mit
dem VDS zusammengearbeitet wurde.

Ein anderer Punkt, den die SPO nicht dulden konnte, war die klare Mandatsiiberschreitung
des VSStO in Sachen Arbeitskimpfe (Lokomotivfabrik, Elin, etc.), wo anzunehmen ist,
dass die gewerkschaftliche Fraktion innerhalb der Partei mit Nachdruck Konsequenzen fiir

den Studierendenverband einforderte.

Auf der anderen Seite pflegte der Bundesparteivorsitzende Bruno Kreisky oder aber auch
Hertha Firnberg durchaus den ernsthaften Dialog mit den sozialistischen StudentInnen.
Praktischen Ausdruck fand diese Diskussionsbereitschaft und eine gewissen Wertschit-
zung gegeniiber den ProtagonistInnen des VSStO durch deren Miteinbeziehung als Exper-
tlnnen in die inhaltlichen Arbeitskreise der SPO 1969, wo die StudentInnen nicht nur am
Hochschulkonzept, sondern auch im Bereich Gesundheit und Strafrechtsreform, mitkonzi-
pierten.

Trotzdem kam es immer wieder zu Kommunikationsschwierigkeiten, die sicher auch auf
die neue spontan-aktionistisch, links-studentische, teilweise chaotische Kultur im VSStO

zurlickzufiihren war, mit der der ,,Parteiapparat™ wenig anfangen konnte.

Nach den ,,wilden* Jahren der Studierendenbewegung in Osterreich, der Ubernahme der
Regierung seitens der SPO und nach Ende eines neuerlichen Fraktionskampf schwenkte
der VSStO 1971 in eine Politik der Instrumentalisierung der SPO zum eigenen Nutzen ein.
Dies kann zunichst als reformistische Anbiederung gedeutet werden, hétte aber in Anbet-
racht der absoluten Mehrheit der SPO erstmals realistische Chancen auf Umsetzung ge-
habt. Die gesellschaftspolitischen Ansinnen des VSStO gegeniiber der Partei kénnen, zu
dieser Zeit als prononciert linke Positionen innerhalb des Mainstreams gewertet werden,
wie der Forderungskatalog des VSStO am Villacher Parteitag 1972, insbesonders der An-
trag zur grundsétzlichen Straffreiheit bei Schwangerschaftsunterbrechung, beweist. Die
Auswirkungen dieser fortschrittlichen Ansinnen auf die Politik der SPO, also der direkte

Einfluss des VSStO als gesellschaftspolitischer Transmissionsriemen, sind schwierig nach-
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zuvollziehen. Die Reformen der Kreisky-Ara (Universititsreform, Strafrechtsreform unter
besonderer Berticksichtigung der Fristenlosung, etc.) lassen jedoch in Anbetracht der For-

derungen des VSStO, auf einen nicht ganz unwichtigen Beitrag des Verbandes schlieBen.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das allgemeinpolitische Engagement des VSStO
von immanenter Bedeutung fiir die dsterreichische Studierendenbewegung Ende der Sech-
ziger Jahre war. Natlirlich stand diese Bewegung in keinem Vergleich zu jener in Paris
oder Berlin, jedoch ist, entgegen der Meinungen in einem Grofteil der vorhandenen Litera-
tur und der ,,Kleinschreibung® der Osterreichischen Studierendenbewegung, festzuhalten,
dass dieser Aufbruch auch in Osterreich konkrete Auswirkungen hatte, wenngleich erst
sekundérer Natur. Diese sind nicht empirisch messbar aber auf jeden Fall vorhanden, und
der VSStO hatte, wie ich meine und sich auch in meinen Untersuchungen zeigte, keinen
geringen Anteil daran. Die langfristigen Folgen der Osterreichischen Studierendenbewe-
gung waren unter anderem, dass erstmals in klaren Worten die Demokratisierung fiir alle
Lebensbereiche eingefordert wurde, die wesentliche Grundlage fiir den aufgeschlossenen
Zeitgeist der Siebziger Jahre gelegt wurde und wahrscheinlich auch eine wesentliche Basis
fiir die 13jihrige sozialdemokratische Hegemonie in Osterreich gelegt wurde. Zudem wur-
de die Moglichkeit politischen Engagements au3erhalb der etablierten Institutionen, ein
erstes zivilgesellschaftliches Aufbdumen, aufgezeigt, welches im spéteren Verlauf in den
neuen sozialen Bewegungen in der Frauen-, Friedens- und Umweltbewegung erneut seinen
Ausdruck fand.

AuBerdem ist der Studierendenbewegung eine gewisse Offnung Osterreichs zum Ausland
hin zuzuschreiben. Internationale Themen wurden nicht nur in den Medien kurz abgehan-
delt, sondern es wurde versucht diese in Verbindung mit der Osterreichischen Lebensreali-

tit zu bringen, wenngleich es oftmals beim Versuch blieb.'®’

AbschlieBend mochte ich festhalten, dass das Engagement und die Politik des damaligen

VSStO meiner Meinung nach einen Stein ins Rollen gebracht hat, von dem der Verband in

137 ygl. Pelinka, Anton; ,,Die Studentenbewegung der 60er Jahre in Osterreich® in: ,,Wendepunkte und Kontinuitéten — Zasuren der
demokratischen Entwicklung in der dsterreichischen Geschichte®, Forum Politische Bildung (Hrsg.), Studien-Verlag, Wien-Innsbruck
1998, S. 148-157
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seinem politischen Selbstverstdndnis, seiner Struktur aber auch in seiner Stellung innerhalb
des dsterreichischen politischen Systems und der SPO heute noch profitiert. Grundsitzlich
bin ich der Meinung, dass der sozialistische Studentlnnenverband und seine damaligen
ProtagonistInnen keine unbedeutenden Spuren in der sterreichischen politischen Kultur
und Geschichte hinterlassen haben und der gegenwiértige Verband stolz auf diese Tradition
aufbaut und diese, in einem weitaus ausdifferenzierteren politischen Umfeld, fortzusetzen
versucht.

Im aktuellen Grundsatzprogramm des VSStO, beschlossen im Juli 2004, findet sich heute

noch das Bekenntnis zum allgemeinpolitischen Vertretungsanspruch:

,, Unser Engagement beschrdnkt sich nicht auf Universititen. Eine offene, solidarische und
demokratische Universitdt kann es nur in einer solchen Gesellschaft geben. Der neolibera-
le/neokonservative Backlash arbeitet aber gerade am Gegenmodell: Er baut soziale und
demokratische Rechte ab, hetzt Bevélkerungsgruppen gegeneinander auf und schiirt
Vorurteile gegen Minderheiten und soziale Randgruppen. Dagegen wehren wir uns — auch
in und durch die Osterreichische HochschiilerInnenschaft (OH). «l038

1938 Grundsatzprogramm und Bildungsprogramm des VSStO (beschlossen im Juli 2004);
http://www.vsstoe.at/images/bilder/service/grsp+bipol%20beschlossen.pdf (Stand: 12.12.2004)
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7. ABKURZUNGSVERZEICHNIS

AHStG = Allgemeines Hochschul-Studiengesetz

APA = Austria Presseagentur

APF = Aktionskomitee Philosophische Fakultit

AStA = Allgemeiner Studierendenausschuss

AZ = Arbeiter-Zeitung

BH = Bundesheer

BSA = Bund Sozialdemokratischer Akademiker(Innen)

CV = Cartellverband der farbentragenden katholischen Studentenverbindung
DFP = Demokratische Fortschrittliche Partei von Franz Olah (1966)
DKP = Deutsche Kommunistische Partei

DS = Deutsche Studentenschaft

EWG = Europdische Wirtschaftsgemeinschaft

FNL = Féderation ,,Neue Linke*, Nachfolgeorganisation des SOS
FOST = Freie Osterreichisches Studentenschaft

FOJ = Freie Osterreichische Jugend

FPO = Freiheitliche Partei Osterreichs

FU = Freie Universitét, Berlin

GESTAPO = Geheime Staatspolizei

GPA = Gewerkschaft der Privatangestellten

GRSV = Geeinter Roter Studentenverband

HA = Hauptausschuss (Héchstes Gremium der OH an einer Universitit, nach Fraktionen
beschickt; nunmehr Universititsvertretung)

HGr = Hochschulgremium Retzhof

HS = Hochschule

HSG = Hochschiilerschaftsgesetz

IUSY = Internation Union of Socialist Youth

IVK = Institutsvertreterkonferenz

JG = Junge Generation
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KOL = Katholisch Osterreichische Landsmannschaften
KP(D)O = Kommunistische Partei (Deutsch-) Osterreichs
KSV = Kommunistischer Studentenverband

KV = Kartellverband der nichtfarbentragenden katholischen Studentenverbindung
MLS = Marxistisch-Leninistische Studenten, vormals VDS, Griindung 29.11.1970
NIG = Neues Institutsgebidude, Universitit Wien

NSDAP = Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei
OGB = Osterreichischer Gewerkschaftsbund

OH = Osterreichische Hochschiiler(Innen)schaft

ORF = Osterreichischer Rundfunk

OTB = Osterreichischer Turnerbund

OVP = Osterreichische Volkspartei

PHK = Parlamentarische Hochschulreformkommission
REKO = Osterreichische Rektorenkonferenz

RFS = Ring Freiheitlicher Studenten

RSS = Revolutionér-Sozialistischen Studenten

S(DA)PO = Sozialdemokratische (Arbeiter) Partei Osterreichs
SDS = Sozialistischer Deutscher Studentenbund

SK = Sozialistische Korrespondenz

SOS = Sozialistischer Osterreichischer Studentenbund

SPD = Sozialdemokratische Partei Deutschlands

SSAV = Sozialdemokratische Studenten- und Akademikervereinigung
STAMOKAP = Staatsmonopolistischer Kapitalismus

StGB = Strafgesetzbuch

StGG = Staatsgrundgesetz

SWBYV = Sozialwissenschaftlichen Bildungsverein

TASS = Telegraphy Agency of Soviet Union

UG = Universitdtsgesetz 2002

UniStG = Universtitdtsstudiengesetz (1997)

UOG = Universitdtsorganisationsgesetz (1975 & 1993)

VDS = Vereinigung demokratischer Studenten
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VDS = Verband Deutscher Studentenschaft

VSH = Vereinigung sozialistischer Hochschiiler (Graz)

VSM = Verband sozialistischer Mittelschiiler ( in der Ersten Republik ,,Vereinigung sozia
listischer Mittelschiiler)

VSStO = Verband Sozialistischer Student(Inn)en Osterreichs

WB = Wahlblock

WIHAST = Wirtschaftshilfe der Arbeiterstudenten Osterreichs

ZA = Zentralausschuss (Bundesweites hochstes Gremium der OH, nunmehr Bundesvertre-

tung)
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Interviewpartnerin: Eva Kreisky

Interviewerin: Sigrid Nitsch

Datum des Interviews: 1. Juli 2004

Ort des Interviews: Biiro von Eva Kreisky am Institut fiir Politikwissenschaft, Neues Insti-
tutsgebdude der Universitit Wien

Dauer des Interviews: 10.00 — 11.30 Uhr

298



Interviewpartner: Wilhelm Burian

Interviewerin: Sigrid Nitsch

Datum des Interviews: 4. Juli 2004

Ort des Interviews: Praxis von Wilhelm Burian, 1140 Wien

Dauer des Interviews: 16.00 — 17.15h

Interviewpartner: Marina Fischer-Kowalski

Interviewerin: Sigrid Nitsch

Datum des Interviews: 10. August 2004

Ort des Interviews: Biiro von Marina Fischer-Kowalski am IFF, 1070 Wien

Dauer des Interviews: 14.30 — 15.40h

Interviewpartner: Herbert Leirer

Interviewerin: Sigrid Nitsch

Datum des Interviews: 28. August 2004

Ort des Interviews: Wohnung von Herbert Leirer, 1050 Wien
Dauer des Interviews: 10.00- 11.40h

Die vollstindig angefertigten Transkripte sowie die Tonbandaufnahmen der Interviews,
teilweise auch in digitaler Form, befinden sich bei der Verfasserin der Diplomarbeit sowie
in den VSStO-Archivbestinden des Vereins Geschichte der Arbeiterbewegung (VGA),
Rechte Wienzeile 97, 1050 Wien.

299



	VORWORT
	1. EINLEITUNG
	1.1 Fragestellungen
	1.2 Methodik und Quellen
	1.3 Begriffsbestimmung
	1.3.1 Allgemeinpolitischer Vertretungsanspruch de
	1.3.2 „Links“ und „Rechts“ im VSStÖ


	2. HISTORISCHE ENTWICKLUNG DER SOZIALISTISCHEN STUDIERENDENORGANISATION IN WIEN BIS 1964
	2.1 Von den Anfängen als Freie Vereinigung bis z�
	2.1.1 Die sozialistischen StudentInnen und der Erste Weltkrieg
	2.1.2 Die Sozialdemokratische Studenten- und Akademikervereinigung (SSAV)

	2.2 Der Verband Sozialistischer Studenten Österr�
	2.2.1 Richtungsstreit im Verband – Ein Spiegel de
	2.2.2 Der VSStÖ und die zunehmende innenpolitisc�

	2.3 Die „Roten Studenten“ im Austrofaschismus
	2.4 Studentischer Widerstand im Nationalsozialismus
	2.5 Die Wiedergründung im Jahre 1945
	2.6 Der „Veteranen“-VSStÖ – Linke Opposition in �
	2.7 Die 50er Jahre – die pragmatische Generation
	2.8 Die „rechte“ Verbandsführung sichert sich ab�
	2.8.1 Die „linke“ Fraktion im Exil
	2.8.1.1 Die Affäre Borodajkewycz

	2.8.2 Theorie und Selbstverständnis des „rechten 

	2.9 Zusammenfassung

	3. DIE MACHTÜBERNAHME DER „LINKEN“ IM VSSTÖ 1966
	3.1 Der Fraktionskampf im VSStÖ von 1964-1966
	3.1.1 Zwei konkurrierende Sektionsvorstände im V�
	3.1.2 ...und zwei konkurrierende Bundesvorstände
	3.1.3 Die Entscheidung des Parteischiedsgerichts
	3.1.4 Urwahl in der Sektion Wien

	3.2 Das politische Bewusstsein der neuen „linken“
	3.2.1 Ad fontes – Wissenschaftlicher Sozialismus
	3.2.2 Verstärktes antifaschistisches Engagement
	3.2.3 Antiimperialistisch und -kolonialistisch – 
	3.2.4 Aktionseinheit zwischen ArbeiterInnen und StudentInnen
	3.2.5 Neue Partizipationsmodelle innerhalb des Verbandes
	3.2.6 Verortung des Verbandes im politischen Spektrum

	3.3 Der VSStÖ an der Universität
	3.3.1 Hochschulpolitik – „Orchideenfach“ im VSSt�
	3.3.1.1. Studienbeihilfengesetz, AHStG und besondere Studiengesetze
	3.3.1.2 In der Österreichischen HochschülerInnen
	3.3.1.2.1 ÖH-Wahl 1967



	3.4 Die Beziehung VSStÖ - SPÖ
	3.4.1 Die Positionierung des VSStÖ innerhalb der�
	3.4.1.1 Nationalratswahl 1966 – Opposition statt 
	3.4.1.2 Bruno Kreisky als Parteivorsitzender, der

	3.4.2 Misstrauen bestimmte die Beziehung der SPÖ�
	3.4.2.1 Parteikontrolle im ÖH-Wahlkampf 1966/67
	3.4.2.2 Allianzen des VSStÖ führen zu Demonstrat


	3.5 Zusammenfassung

	4. DER VSSTÖ UND DAS JAHR 1968
	4.1 Der Generationenwechsel im VSStÖ 1967 und di�
	4.2. Politische Neuorientierung, Kontinuitäten, �
	4.2.1 Der VSStÖ und die „„Neue Linke““
	4.2.1.1 Die neue politische Rolle der StudentInnen als kritische Opposition
	4.2.1.2 Kritische Auseinandersetzung mit Tabuthem
	4.2.1.3 Bruch mit der austromarxistischen Tradition und Josef Hindels

	4.2.2 Die Bedeutung des SDS für den VSStÖ
	4.2.3 Die Fortsetzung des antiimperialistischen Engagements
	4.2.4 Veränderungen innerhalb der Verbandsstrukt�
	4.2.4.1 Zwei sozialistische Studierendenorganisat


	4.3 Hochschule und Demokratie – Reformforderungen
	4.3.1 Die Aktivitäten des VSStÖ an der Universit
	4.3.2 Das VSStÖ-Hochschulkonzept und die SDS-Hoc�
	4.3.3 Die ÖH und die Institutsvertretungen – sys�
	4.3.3.1 ÖH-Wahlen 1969


	4.4 Auseinandersetzungen mit der SPÖ – zwischen �
	4.4.1 Bruch des Demonstrationsabkommens am 29.November 1967
	4.4.2 Der „Blasmusikrummel“ am 1. Mai 1968
	4.4.3 Kontroverse am Parteitag im Oktober 1968
	4.4.4 SPÖ-Programmarbeit - Der VSStÖ unter 1.400

	4.5 Zusammenfassung

	5. POST-68 – KRISE UND KONSOLIDIERUNG
	5.1 Reflexion, Regeneration und Revitalisierung –
	5.1.1 Kommunikationsschwierigkeiten zwischen dem Bundesverband und der Sektion Wien
	5.1.2 Fraktionskampf 1971
	5.1.3 Der steinige Weg zur Konsolidierung

	5.2 Politische Entwicklung und Aktivitäten des V�
	5.2.1 Kritischer Rückblick auf die Studierendenb�
	5.2.1.1 Die neuen Strategie des VSStÖ - Sozialis�

	5.2.2 Der VSStÖ und die Kooperation mit linken S�
	5.2.2.1 Der Versuch einer „Linken Plattform“
	5.2.2.2 Der VSStÖ und seine Institutsbasisgruppe�

	5.2.3 Anti-Bundesheer-Kampagne und Proteste gegen
	5.2.4 Der Blick über den österreichischen Teller

	5.3 Der VSStÖ und sein eigentliches Tätigkeitsfe
	5.3.1 ÖH-Wahlen 1971 – Der „schizophrene“ VSStÖ
	5.3.2 Novellierung des Hochschülerschaftsgesetze�
	5.3.3 Die Position des VSStÖ zum geplanten Unive�

	5.4 Der VSStÖ zwischen Distanz und Nähe zur SPÖ
	5.4.1 Der VSStÖ und die Regierungspartei SPÖ
	5.4.1.1 Parteitag in Villach 1972 –  der VSStÖ b�


	5.5 Zusammenfassung

	6. SCHLUSSBEMERKUNGEN
	7. ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS
	8. BIBLIOGRAPHIE
	8.1 Schriftliche Quellen
	8.2 Internetquellen
	8.3 Literatur

	9. ANHANG
	9.1 Interviewdokumentation


